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Gesetzentwurf 

des Bundesrates 


Entwurf eines Jahresteuergesetzes 2013 


A. Problem und Ziel 

Der Deutsche Bundestag hat am 25 . Oktober 2012 den Entwurf eines Jahressteu- 
ergesetzes 2013 (Bundestagsdrucksache 17/10000) in der Fassung der Be- 
schlussempfehlung des Finanzausschusses (Bundestagsdrucksache 17/11190) 
beschlossen. Das Gesetz trug dem Umstand Rechntmg, dass sich in verschiede- 
ueu Bereichen des deutschen Steuerrechts Gesetzgebungsbedarf ergeben hat. 
Hierzu gehören Anpassungen an Recht und Rechtsprechung der Europäischen 
Union - insbesondere an die EU-Amtslnlferichtlinie (Richtlinie 2011/16/EU) - 
sowie Maßnahmen zm' Sicherung des Steueranflcommens. 

In dem Gesetzesbeschluss des Deutschen Bundestages blieben Änderungen, die 
der Bundesrat in seiner Stellungnahme vom 6. Juü 2012 (Bundesratsdnicksache 
302/12(Beschluss)) vorgeschlagen hat, weitgehend unberücksichtigt. Nachdem 
der Bundesrat am 23. November 2012 die Zustinunung zu dem Gesetz verwei- 
gerte (Bundesratsdrucksache 632/12 Beschluss), rief die Bundesregiening am 
28. November 2012 den Vermittlungsausschuss an (Bundesratsdnicksache 632/ 
12 Beschluss). In den Verhandlungen des Vermittlungsausschusses konnte bis 
auf die steuerhche Gleichstellung Eingetragener Lebenspartnerschaften mit der 
Ehe ein Einvernehmen über das Jahressteuergesetz 2013 erzielt werden. Der 
Deutsche Bundestag hat dennoch am 17. Januar 2013 den mehrheitüch vom Ver- 
mittlungsausschuss beschlossenen Einigungsvorschlag vom 13 . Dezember 2012 
(Bundestagsdnicksache 17/11844), der die steuerliche Gleichstellung Eingetra- 
gener Lebenspaitnerschaften einschloss, insgesamt abgelehnt (Btmdesrats- 
diiicksache 33/13). Eine Anruftmg des Vermittlimgsausschusses durch den 
Deutschen Bundestag ist bisher nicht erfolgt. 


B. Lösung 

Der Entwuif eines Jahressteuergesetzes 2013 enthält zusammen mit den Vor- 
schlägen des Vermittlungsausschusses zur Missbrauchsbekämpftmg für die Län- 
der unverzichtbare steuerhche Maßnahmen. Vor allem über diesen Regehmgs- 
komplex bestand im Vermittlungsausschuss Einvernehmen. Die vorliegende 
Gesetzesinitiative des Bundesrates dient dazu, das einvemehmliche Teilergebnis 
des Vermittlungsverfahrens umzusetzen. Einzelheiten zu den Maßnahmen erge- 
ben sich aus der Begründtmg des vorliegenden Gesetzentwurfs, die auf der Be- 
giiindung zum Jahressteuergesetz 2013 (Bundestagsdnicksache 17/10000) unter 
Berücksichtigimg der Ändeinngen des Finanzausschusses des Deutschen Bun- 
destages (Bundestagsdnicksache 17/11190) aufbaut. 
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C. Alternativen 

Keine. 

D. Haushaltsausgaben ohne Erfüllungsaufwand 

Der Gesetzentwurf wirkt sich auf die öffentlichen Haushalte der Gebietsköiper- 
schaften wie folgt aus: 

(Steuer mehl- (+)/Mmdereinnahmen (-) in Mio. Emo) 


Gebiets- 

körperschaft 

VoUe 

Jalueswiikungi 

Kassenjalir 

2013 

2014 

2015 

2016 

2017 

Insgesamt 

-^605 

+ 5 

+270 

+470 

+535 

+505 

Bimd 

+137 

^8 

+ 23 

+ 92 

+104 

+ 92 

Länder 

+377 

+59 

+228 

+313 

+350 

+337 

Gemeinden 

+ 91 

- 6 

+ 19 

+ 65 

+ 81 

+ 76 


1 Wirkung ^ einen voUen (Veranlagungs-)Zeilraum von 12 Monaten 
nie Aufteilung auf die einzelnen Vorschiiilen ist als Anlage beigefngt. 


E. Erfüllungsaufwand 

E. 1 Erfüllungsaufwand für Bürgerinnen und Bürger 

Für Bürgerinnen und Bürger ändert sich der Erfüllungsaufwand vor allem durch 

- die Begrenzung der vorübergehenden völügen Steuerfreistellung des 
Wehrsoldes für freiwillig Wehrdienstleitende 

- die zwei) ährige Geltungsdauer der im Lohnsteuerabzugsverfahren zu berück- 
sichtigenden Freibeträge, 

- Schaffung der Regelungen zur gesfreckten Einführung des Verfahrens der 
elektronischen Lohnsteuerabzugsmerkmale ELStAM sowie für den Über- 
gangszeitraum (§ 52b - neu - EStG), 

- Emfühirmg einer Lohnsteuer-Nachschau (§ 42g - neu - EStG), 

- die erforderlichen Rückmeldungen an die Anbieter von Produkten nach dem 
Fünften Vermögensbildungsgesetz im Rahmen der Einführung der elektroni- 
schen Vermögen sbildungsbescheinigung. 

E.2 Erfüllungsaufwand für die Wirtschaft 

Für die Wirtschaft ändert sich der ErMhingsaufwand vor allem dmch 

- die neu geregelte gesetzliche Verpflichtimg, die Bezeichnung „Gutschrift“ 
aufzunehmen, wenn eine Rechnung dmch den Leistimgsempfanger ausge- 
stellt wird, 

- die elektronische Anmeldung der Feuerschutzsteuer sowie 

- die Einführung der elektronischen Vemiögensbildungsbescheinigung. 

E.3 Erfüllungsaufwand der Verwaltung 

Für die Verwaltung ändert sich der Erfüllungsaufwand vor allem dmch 

- das neue EU-Amtshilfegesetz, 

- die zwei) ährige Geltungsdauer der im Lohnsteuerabzugsverfahren zu berück- 
sichtigenden Freibeträge, 
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- die Neuregeluug des Eutlastungsverfahrens für hybride ausländische Gesell- 
schaftsformen, 

- die Umstellung des Abstandna hm everfahrens beim Steuerabzug von Kapital- 
erträgen, 

- der Umstellung des Erstattungsverfahrens bei Gesamthandsgemeinschaften, 

- die Emfiihinug eines Umsatzsteuer-Vergütimgsverfahiens für Leistimgen au 
europäische Forschungsinfrastruknirkonsoilien, 

- die Änderungen bei der Steuerstatistik, 

- die Änderungen bei der Verwaltung der Kiaftfahrzeugsteuer, 

- die Einführung der elektronischen Vemiögensbüdungsbescheinigung sowie 

- die Einführung der elektronischen Feuerschutzsteueramneldrmg. 

F. Weitere Kosten 

Keine. 
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Bundesrepublik Deutschi-aiv» 


Berlin, , April 2013 


DIE Bundeskanzlerin 


An den 

Präsidenten des 
Deutschen Bundestages 
Herrn Prof. Dr. Norbert Lammert 
Platz der Republik 1 
11011 Berlin 


Sehr geehrter Herr Präsident. 

hiermit übersende ich gemäß Artikel 76 Absatz 3 des Grundgesetzes den vom 
Bundesrat in seiner 907. Sitzung am 1. März 201 3 beschlossenen 

Entw/urf eines Jahressteuergesetzes 2013 

mit Begründung und Vorblatt (Anlage 1). 

Ich bitte, die Beschlussfassung des Deutschen Bundestages herbeizuführen. 
Federführend ist das Bundesministerium der Finanzen. 

Die Auffassung der Bundesregierung zu dem Gesetzentwurf ist in der als Anlage 2 
beigefügten Stellungnahme dargelegt. 

Mit freundlichen Grüßen 
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Anlage 1 


Entwurf eines Jahressteuergesetzes 2013'* 

Vom ... 


Der Bundestag hat niit Zustimniung des Brmdesrates das 
folgende Gesetz beschlossen: 


Artikel 1 


Artikel 2 
Artikel 3 
Artikel 4 
Artikel 5 

Artikel 6 
Artikel 7 

Artikel 8 
Artikel 9 
Artikel 10 
Artikel 11 
Artikel 12 

Artikel 13 
Artikel 14 
Artikel 15 
Artikel 16 
Artikel 17 
Artikel 18 

Artikel 19 

Artikel 20 
Artikel 2 1 


Inhaltsübersicht 

Gesetz über die Durchfilhning der gegenseitigen 
Amtshilfe in Steiieisachen zwischen den Mit- 
gliedstaaten der Euiopäischen Union (EU-Anits- 
hilfegesetz - EUAHiG) 

Ändening des Einkoniniensteiiergesetzes 

Ändening des Körperschaftsteuergesetzes 

Ändening des Gewerbesteuergesetzes 

Ändening der Gewerbestener-Diirchfiihnings- 
veiordnung 

Ändening des Aiißensteiiergesetzes 

Ändening der Gewrnnabgienziingsaiifzeich- 
nungsverordnung 

Ändening des hivestmentstenergesetzes 

Ändening des Uniwandlungssteiiergesetzes 

Ändening des Unisatzsteuergesetzes 

Ändening dei- Abgabenordnung 

Ändening des Einftihningsgesetzes zin Ab- 
gabenordnung 

Ändening des Steuerberatimgsgesetzes 

Ändening des Feuei'schiitz Steuergesetzes 

Ändening des Bundeskindergeldgesetzes 

Ändening des Gesetzes über Steueistatistiken 

Ändening des Finanzv^erwaltungsgesetzes 

Ändening des Fünften Veimögensbildungs- 
gesetzes 

Ändening der Verordnung zur Durchfiilmmg 
des Fünften Vemiögensbildungs ge setze s 

Ändening des Bewertungsgesetzes 

Ändening des EU-Beitreibungsgesetzes 


Artikel 22 
Artikel 23 
Artikel 24 

Artikel 25 
Artikel 26 
Artikel 27 

Artikel 28 

Artikel 29 
Artikel 30 
Artikel 3 1 


Ändening der Zivilprozessordnung 

Ändening der Finanzgeiichtsordnung 

Ändening der Funktionsverlagerungs Verord- 
nung 

Ändening des Zerlegungsgesetzes 

Ändening des Grundeiwerb Steuerges etzes 

Ändening des Erbschaftsteuer- und Schenkung- 
steuergesetzes 

Ändening der Alteisvorsorge-Durchfiihrungs- 
verordnung 

Ändening des Börsengesetzes 
Ändening des Luftverkehrsgesetzes 
Inkiafttreten, Außerkiafttreten 

Anlage zu Aitikel 2 Nunmier 44 (zu § 43b) 


Artikel 1 

Gesetz über die Durchflihruug der gegenseitigen 
Amtsliilfe in Steuersaclien zwischen den Mitglied- 
staaten der Europäischen Union 

(EU-Amtshilfegesetz - EUAHiG) 

Inhaltsübersicht 
Abschnitt 1 

Allgemeine Bestimmungen 
§ 1 Anwendmigsbereich und anzuwendendes Recht 
§ 2 Begriffsbestiiiimungen 

§ 3 Zuständigkeit und Prüftmgsbefugnisse 

Abschnitt 2 

Übermittlung von 
Informationen auf Ersuchen 

§ 4 Ersuchen von anderen Mitgliedstaaten 

§ 5 Fristen 

§ 6 Ersuchen an andere Mitgliedstaaten 


J Artikel 1 dieses Gesetzes dient der Uinselzimg der Richtiinie 2011/16/EU des 
Rates vom 15. Februar 2011 über die Zusammenaibeit der Verwalümgsbehör- 
den im Bereidi der Besteuerung und zurAufheljung derRichtliaie 77/799/EWG 
(ABI. L 64 vom 11.3.2011, S. 1). Artikel 10 Nummer 2 Buchstabe b dieses 
Gesetzes dient der Umsetzung von Artikel 4 der RicMinie 2008/8/EG des Rates 
vom 12. Februar 2008 zur Änderung der Riditliuie 2006/1 12/EG bezüglich des 
Ortes der Dienstleistung (ABI. L 44 vom 20.2.2008, S. 11) Artikel 10 Num- 
nier 7 und 8 dient der Umselzung der Richtlime 2010/45/EU des Rates vom 
13. Juli 2010 zur Änderung der Richtlinie 2006/112/EG über das gemeinsame 
Mehrw^ertsteuersystem hinsichthch der RechnungssteUungsi-^schriften (ABI. 
L 189 vom 22.7.2010,5. 1). 


Abschnitt 3 

Weitere Übeniiittlung von Informationen 
§ 7 Automatische Übemiittlung von hifonnationen 

§ 8 Spontane Übermittlung von Infoimationen an andeie 
Mitgliedstaaten 

§ 9 Spontane Übeimitthing von hifonnationen durch an- 
dere Mitgliedstaaten 
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Abschnitt 4 

Sonstige Formen der Verwaltungs- 
Zusammenarbeit 

§ 1 0 Anwesenheit von Bediensteten anderer Mitgliedstaa- 
ten im Inland 

§ 1 1 Anwesenheit von inländischen Bediensteten in ande- 
ren Mitgliedstaaten 

§ 12 Gleichzeitige Pilifling 

§13 Zustellungs ersuchen an andere Mitghedstaaten 

§14 Zustellungs ersuchen von anderen Mitgliedstaaten 

Abschnitt 5 
Weitere Vorschriften 

§ 1 5 Veiwendung von hifonnationen und Dokumenten 
§16 Rückmeldungen 

§ 1 7 Standardfomiblätter und Komimmikationsmittel 
§ 1 8 hiforaiationsübennittlung an Drittstaaten 
§19 Datenschutz und Zweckbestmunung 
§ 20 Anwendungsbestinunung 

Äbscliuitt 1 

All gern eine Bestimmungen 

§ 1 

Anwendungsbereich und anzu wendendes Recht 

(1) Dieses Gesetz regelt den Austausch von voraussicht- 
lich erheblichen hifomiationen in Steuersachen zwischen 
Deutsclüand und den anderen Mitgliedstaaten der Europä- 
ischen Union (Mitgliedstaaten). Es ist anzuwenden füi- jede 
Art von Steuern, die von eineni oder für einen Mitghedstaat 
oder dessen Gebiets- oder Veiwaltungseinheiten einschließ- 
lich der öitlichen Behörden erhoben werden. 

(2) Dieses Gesetz ist nicht anzuw^enden auf 

1 . die Umsatzsteuer, einschließlich der Einhihnuiisatz- 
steuer, 

2. Zölle, 

3. haimonisieite Verbrauchsteuem, sofern diese in Aitikel 1 
Absatz 1 der Richtlinie 2008/1 18/EG des Rates vom 
16. Dezember 2008 über das allgemeine Verbrauchsteu- 
ersystem imd zur Aufliebung der Richtlinie 92/ 12/EWG 
(ABI. L 9 vom 14.1.2009, S. 12), die zuletzt durch die 
Richtlhue 2010/12/EU (ABI. L 50 vom 27.2.2010, S. 1) 
geändert worden ist, in der jeweils geltenden Fassung ge- 
naiuit werden, 

4 . Beiträge imd Umla gen s owie damit verbundene Abgab en 
und Gebühien nach dem Sozialgesetzbuch, den hi § 68 
des Ersten Buches Sozialgesetzbuch genannten Geset- 
zen, dem AufÄ^endungsausgleichsgesetz und 

5. Gebühren. 

(3) Dieses Gesetz berühif nicht 

1 . die Vorschriften über die Rechtshilfe in Süafsachen und 

2. die Walunehmung der Rechte und die Erftilhmg der 
Pflichten, die Deutscliland in Bezug auf eine umfassen- 


dere Zusammenarbeit der Verwaltimgen aus anderen 
Rechtsinstiumenten erwachsen, einschließlich bi- oder- 
multilateraler Abkommen. 

(4) Für- die Amtshüfe nach diesem Gesetz gelten die Vor- 
schr-iften der Abgabenordnung entsprechend, sow^eit dieses 
Gesetz nichts anderes bestinunt. 

§2 

B egriffsb e Stimmungen 

(1) Person im Sinne dieses Gesetzes ist 

1 . eine natürliche Person, 

2. eine juristische Person, 

3. eine Personenverehngimg, der die Rechtsfähigkeit zuer- 
karuit wurde, die aber nicht über die Rechtsstellung einer- 
juristischen Person verfugt oder 

4. jede andere Rechts fonn gleich welcher Art, mit oder 
oluie allgemeine Rechtsfähigkeit, die Vermögensgegeri- 
stände besitzt oder verw^altet, welche einscliließlich der 
daraus erzielten Einkünfte einer der von § 1 erfassten 
Steuern unterliegen. 

(2) Amtshilfer-ichtlinie im Sinne dieses Gesetzes sowie 
des Einkommensteuergesetzes, der Abgabenordnung, des 
Außensteuergesetzes, des Körperschaftsteuergesetzes, des 
Gewerbe Steuergesetzes, des hivestnientsteuergesetzes und 
sonstiger- Steuergesetze bezeicluiet die Richtlinie 2011/16/ 
EU des Rates vom 15. Februar 2011 über die Zusanmienar- 
beit der Verw^altungsbehörderi mi Ber eich der Besteuer-ung 
imd zm- Aufliebung der Richtlinie 77/799/EWG (ABI. L 64 
vom 11.3.2011, S. l)in der jew^eils geltenden Fassung. Die 
auf Grund der Amtshilfer-ichtlinie erlassenen europarecht- 
lichen DurchfLihrungsbesthmnungen gelten hi der im jewrei- 
ligen Besteuenmgszeitraum aktuellen Fassung. 

(3) Auf elektronis ehern Weg im Sinne dieses Gesetzes 
bezeichnet die Verblendung elektronischer Anlagen zm- 
Übermitthmg, Verarbeitung von Daten, einscliließlich der 
Datenkornprirnierung, imd zum Speichern von Daten unter 
Einsatz von Draht, Funk, optischen Teclmologien oder ande- 
ren elektromagnetischer Verfaluen. 

§3 

Zuständigkeit und Prüfungsbefugnisse 

(1) Zuständige Behörde im Shme von Artikel 4 Absatz 1 
der Amtshilferichtlinie ist das Bundesministerium der Finan- 
zen. 

(2) Zentrales Verbindungsbüro im Sinne von Artikel 4 
Absatz 2 Unterabsatz 1 der Amtshilfer-ichtlinie ist in den 
Fällen des § 5 Absatz 1 Nummer 5 des Finanzi-^erw^altmigs- 
gesetzes das Bimdeszentralamt ftir Steuern. Das Bimdes- 
ministeriimi der Finanzen kann durch Schreiben w^eitere 
Verbindimgsstellen hn Sinne von Artikel 4 Absatz 3 imd 
zuständige Bedienstete im Sinne von Artikel 4 Absatz 4 der 
Amtshilferichtlinie benermen. 

(3) Das zentiale Verbiridurigsbüro über-ninunt die Kom- 
munikation mit den anderen Mitgliedstaaten und prüft einge- 
hende imd ausgehende Ersuchen auf Zulässigkeit nach die- 
sem Gesetz. Eingehende zulässige Ersuchen und Infor-ma- 
tionen werden vom zentralen Verbindungsbüro an die 
Finanzbehörden weitergeleitet. Zulässige Ersuchen und 
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Iiiforaiationen der Finanzbehörden werden vom zentralen 
Verbindiingsbtuo an die anderen Mitgliedsta^ten weit er ge- 
leitet. 

(4) Gehen Ersuchen nach diesem Gesetz bei einer anderen 
Stelle als dem zenhalen Verbindungsbüro ein, so sind diese 
Ersuchen letzterem unverzüglich zuzuleiten. 

(5) Die Gemeinden und Gemeinde verbände können 
Amtshilfe nach Maßgabe dieses Gesetzes in Anspmch neh- 
men. Sie gelten insoweit als Finanzbehörden im Situie dieses 
Gesetzes. 


Abscliuitt 2 

Übermittlung von 
Informationen anf Ersncben 


§4 

Ersncben von anderen Mitglied Staaten 


einem Bevollmächtigten, Vertreter odei- Treuhänder befin- 
den oder sich auf Eigentumsanteile an einer Person beziehen. 

(6) Ein Ersuchen kann nicht aus dem Gnmd abgeleimt 
werden, dass die zu übennittelnden Infoimationen nach 
deutschem Recht nicht fiir steuerliche Zwecke benötigt wer- 
den. Lehnt das zentrale Verbindungsbüro ein Ersuchen aus 
anderen Gründen ab, so sind dem anderen Mitgliedstaat die 
Gründe hierfüi' niitzuteilen. 


§5 

Fristen 

(1) Das zentrale Verbindungsbüio übennittelt die hifor- 
mationen nach § 4 imverzüglich, spätestens jedoch sechs 
Monate nachdem es das Ersuchen erhalten hat. Ist die Fi- 
nanzbehörde bereits im Besitz der entsprechenden Infomia- 
tionen, verkürzt sich die Frist auf zwei Monate. In besonders 
gelagerten Fällen köimen das zentrale Verbindungsbüio und 
der andere Mitgliedstaat abweichende Fristen vereinbaren. 


(1) Auf Ersuchen erstellt die zuständige Finanzbehörde 
alle Anfi^^orten, die für die Festsetzung von Steuern nach § 1 
voraussichtlich erheblich sind. Die Anmorten werden duich 
das zentrale Veibindimgsbüro an den anderen Mitgliedstaat 
weitergeleitet. Die zuständige Finanzbehörde erstellt die 
Anm^orten nach Maßgabe dieses Gesetzes imd unter Beriick- 
sichtigung des § 1 17 Absatz 4 der Abgab enordnimg. Verfugt 
die Finanzbehörde nicht über die betreffenden Informatio- 
nen, so fiihrt sie nach pflichtgemäßem Ermessen alle nach 
der Abgabenordnung vorgesehenen behördlichen Ermittlun- 
gen diu’cli. 

(2) Absatz 1 gilt auch fiir Ersuchen um Durchfühnmg be- 
stinunter behördhcher Ermittlungen. Ist die Finanzbehörde 
der Auffassung, dass keine behördliche Ermittlung erforder- 
lich ist, so teilt sie dies unverzüglich dem zentralen Verbin- 
dimgsbüro mit. Originaldokimiente sind auf Ersuchen des 
anderen Mitgliedstaats zu überaiitteln, soweit dies nach 
deutschem Recht zulässig ist. 

(3) Das zentrale Verbindungsbüro übemiittelt keine Infor- 
mationen, wenn 

1. die Dmchfiihnmg erforderlicher Ennittlungen oder die 
Beschaffung der betieffenden Infonnationen nach deut- 
schem Recht nicht möglich ist, 

2. der andere Mitgliedstaat die üblichen hiforaiationsquel- 
len nicht aus geschöpft hat, die ihm zm Erlangung der er- 
betenen Infonnationen zur Verfügrmg stehen, ohne dabei 
die Eneichimg des Ziels zu gefährden, 


(2) Das zentrale Verbindimgsbüio bestätigt dem anderen 
Mitgliedstaat unverzüglich, spätestens jedoch sieben Ar- 
beitstage nachdem es das Ersuchen erhalten hat, möglichst 
auf elektronischem Weg den Erhalt dieses Ersuchens. 

(3) Weist das Ersuchen Mängel auf, so untenichtet das 
zentrale Verbindungsbüro den ander en Mitgliedstaat darüber 
irmerhalb eines Monats nachdem es das Ersuchen erhalten 
hat und fordert gegebenenfalls zusätzliche Hiritergrundirifor- 
mationen an. Die Fristen nach Absatz 1 begirmen am Tag 
nach dem Eingang der arigeforderten zusätzlichen Hinter- 
griuidinfoimationen. 

(4) Ist die Finanzbehörde nicht in der Lage, auf ein Ersu- 
chen fiistgerecht zu antworten, so teilt das zentrale Verbiri- 
dimgsbüro dies dem anderen Mitgliedstaat imverzüglich, 
spätestens jedoch drei Monate nachdem das zentrale Verbiri- 
dimgsbüro das Er suchen erhalten hat, imter Nennimg der 
Gründe imd des voraussichtlichen Erledigurigsdatiuiis mit. 

(5) Ist die Finanzbehörde nicht im Besitz der erbetenen 
hiforaiationen oder leimt sie das Ersuchen aus den in § 4 Ab- 
satz 3 oder 4 genarmten Gründen ab, so teilt das zentrale Ver- 
biridimgsbüro dies dem arideren Mitgliedstaat imverzüglich, 
spätestens jedoch innerhalb eines Monats nachdem das zen- 
trale Verbindimgsbüro das Ersuchen erhalten hat, unter Neri- 
nimg der Gründe mit. 

§6 

Er suchen au andere Mitgliedstaateu 


3. ein Handels-, Gewerbe- oder Bemfsgeheininis oder ehr 
Geschäffsverfalu en preis gegeben werden würde oder 

4. die öffentliche Ordnung verletzt werden würde. 

(4) Das zentrale Verbindungsbüro kann die Übennittlung 
von hifomiationen zudem ableimen, werm der andere Mit- 
gliedstaat seinerseits aus rechtlichen Gründen nicht zm- 
Übermitthmg entsprechender hiforaiationen in der Lage ist. 

(5) Absatz 3 Nunmier 1, 3 imd 4 ist in keinem Fall so aus- 
zulegen, dass die Überaiitthmg von Informationen nur des- 
halb ab geleimt werden kann, weil die betreffenden Informa- 
tionen sich bei einer Bank, einem sonstigen Fmanzinstitut, 


(1) Die Finanzbehörde ist befugt, ein Ersuchen zu stellen, 
welches das zentrale Verbindimgsbüro dem anderen Mit- 
gliedstaat nach den Vorschrifien dieses Gesetzes weiterleitet. 
Darin kann um sachdienliche behördliche Ermitthmgen er- 
sucht werden. Originaldokmuente können erbeten werden, 
soweit sie für das weitere Verfahren notwendig sind. 

(2) Bevor die Finanzbehörde ein Ersuchen stellt, hat sie 
alle nach der Abgabenordriimg vorgesehenen Eraiitthmgs- 
möghchkeiten auszuschöpfen, es sei denn, die Durchfülnung 
der Ermitthmgen wäre mit imverhältnismäßig großen 
Schwierigkeiten verbimden oder stellt sich als nicht Erfolg 
versprechend dar. 
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Äbscliuitt 3 

Weitere Übermittlung von Informationen 


§7 


Äutomatis^cbe Übermittlung von Informationen 


(1) Das zentrale Verbindimgsbüro übennittelt an andeie 
Mitgliedstaateii systematisch auf elektronischem Weg, oluie 
vorheriges Ersuchen, die folgenden veifiigbaren Inforaia ho- 
nen über in anderen Mitgliedstaaten ansässige Personen: 

1 . Vergütungen ans unselbständiger Arbeit, 

2. Aufsichtsrats- oder Verw^altungsrats Vergütungen, 

3. Lebens versichenmgsprodukte, die nicht von anderen 
Rechtsakten der Eui opäischen Union üb er den Austausch 
von Infomiationen oder vergleichbaren Maßnahmen er- 
fasst sind, 

4. Ruhegehältei’, Renten und ähnliche Zahlungen, rmd 

5. Eigentum an unbeweglichem Veimögen rmd Emkünfte 
daraus. 

(2) hl den Fällen des Absatzes 1 ist abweichend von § 1 17 
Absatz 4 Satz 3 der Abgabenordnung keine Anhönmg erfor- 
derlich. 

(3) Das Bundesministerium der Finanzen legt im Einver- 
nehmen mit den obeisten Finanzbehörden der Länder die 
Einzelheiten der automatischen Übeimitthmg von Infoima- 
tionen in einem Schreiben fest. Dieses Schreiben ist im Bun- 
dessteuerblatt zu veröffentlichen. 


§8 


Spontane ÜTbermittlung von Informationen an andere 
Mitgliedstaaten 


(1) Die Finanzbehörde kann nach pflichtgemäßem Er- 
messen ohne Ersuchen alle Infomiationen an das zentrale 
Veibindimgsbüro übeimitteln, die fiü’ die anderen Mitglied- 
staaten von Nutzen sein können. Das zentrale Verbindimgs- 
büro entscheidet nach pflichtgemäßem Eimessen über die 
Übemiitthmg der Infoimationen an die anderen Mitglied- 
staaten. 

(2) hifomiationen nach § 1 Absatz 1 sind zu übennittehi, 
wenn 

1 . Giünde füi’ die Vennutmig einer Steueiv- erkürzimg in dem 
anderen Mitgliedstaat vorliegen, 

2. ein Sachverhalt vorliegt, auf Grund dessen eine Steuerer- 
mäßigung oder Steuerbefreiung gewälut worden ist und 
die zu übeimittelnden hifonnationen fiii' den Steuer- 
pflichtigen zu einer Besteuermig oder Steuererhöhimg im 
anderen Mitgliedstaat führen könnten, 

3. Geschäffsbeziehungen zwischen einem in Deutschland 
Steuerpflichtigen imd ehieiii in einem anderen Mitglied- 
staat Steueapflichtigen über ein oder mehiere weitere 
Staaten in einer Weise geleitet werden, die in einem oder 
beiden Mitgliedstaaten zm- Steuererspainis führen kann. 


wurde, auch fiir die zutreffende Steuerfestsetzimg in ei- 
nem weiteren Mitgliedstaat erheblich sein könnte. 

(3) Die Übermittlung nach Absatz 2 soll unverzüglich er- 
folgen, spätestens j edoch einen Monat nachdem die Infoima- 
tionen verfügbar geworden sind. 


§9 


Spontane Übermittlung von Informationen durch andere 
Mitgliedstaateu 


Das zentrale Verbmdungsbüro leitet hifomiationen, die 
andeie Mitgliedstaaten spontan übeimittelt haben, den Fi- 
nanzbehörden zm Ausweitimg weiter. Es bestätigt unver- 
züglich, spätestens jedoch sieben Arbeitstage nach Eingang 
der Infomiationen, dem anderen Mitgliedstaat möglichst auf 
elektronischem Weg deren Eihalt. 


Abschnitt 4 

Sonstige Formen der Verwaltungs- 
Zusammenarbeit 

§ 10 

Amvesenbeit von Bediensteten andei'er Mitgliedstaateu 
im Inland 

(1) Das zentrale Verbindungsbüro kann zimi Zweck des 
Infomiationsaustauschs mit einem anderen Mitghedstaat 
vereinbaren, dass unter den von der Fiiianzbehörde festge- 
legten Voraussetzungen befugte Bedienstete des aiideien 
Mitgliedstaats 

1 . in den Amtsräumen zugegen sein dürfen, in denen deut- 
sche Finanzbehörden ilu e Tätigkeit ausüben sowie 

2. bei den behördlichen Eimittlungen zugegen sein dürfen, 
die auf deutschem Hoheitsgebiet durchgefülut w^erden. 

(2) Bei dem hifonnationsaustausch gemäß Absatz 1 stellt 
die Finanzbehörde sicher, dass Bediensteten der anderen 
Mitgliedstaaten nm solche Infoimationen offenbart w^eiden, 
die nach § 4 übeimittelt w^erden düifen. Sind die erbetenen 
hifomiationen in den Unterlagen enthalten, zu denen die Fi- 
nanzbehörde Zugang hat, so w^erden den Bediensteten des 
andeien Mitgliedstaats Kopien dieser Unterlagen ausgehäii- 
digt. 

(3) Die Vereinbanmg nach Absatz 1 kann vorsehen, dass 
Bedienstete der andeien Mitgliedstaaten im Beisein inländi- 
scher Bediensteter Personen befragen und Aufzeichnungen 
prüfen dürfen. Voraussetzung hierftir ist, dass die Personen 
der Befiagung und Piüfimg zustimmen. Verw^eigert eine Per- 
son die Mitwmkung, gilt diese Venveigenmg wie eine Ver- 
w^eigeinng gegenüber inländischen Bediensteten. 


4. Gilinde fiir die Veimutung vorliegen, dass durch künsth- 
clie Gewinnverlagenmgen zwischen verbundenen Unter- 
nelunen eine Steuererspainis eintritt oder 

5. ein Sachverhalt, der im Zusammenhang mit der hifoima- 
tionseiteilmig eines anderen Mitgliedstaats emiittelt 


(4) Befiigte Bedienstete des anderen Mitgliedstaats müs- 
sen, wenn sie sich nach Absatz 1 auf deutschem Hoheitsge- 
biet aufhahen, jederzeit eine schriMche Vollmacht vorlegen 
können, aus der ihie Identität imd dienstliche Stelhmg her- 
vorgehen. 
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§ 11 

Aawesenheit von inländischen Bediensteten in finderen 
Mitgliedstaaten 

Sofern die Komplexität eines Ei suchens es erfordert, kön- 
nen bevollmächtigte inländische Bedienstete in andere Mit- 
gliedstaaten entsandt werden. § 10 gilt sinngemäß. 

§ 12 

Gleichzeitige Prüfnng 


1 . der Gegenstand des zuzustellenden Dokimients oder der 
zuzustellenden Entscheidung, 

2. der Name und die Anscluih des Adressaten sowie 

3. alle weiteren Infoiniationen, die die Identifizierung des 
Adressaten erleichtern können. 

(4) Einer in einem anderen Mitgliedstaat ansässigen Per- 
son kann jedes Dokument per Einschreiben oder auf elektro- 
nischem Weg direkt zugestellt werden. 

(5) Das zentrale Verbindungsbüro leitet Informationen 
über veranlasste Zustellungen anderer Mitgliedstaaten den 
Finanzbehörden, die die Informationen verw^enden, weiter. 


(1) Auf Vorschlag der Finanzbehörde kann das zentrale 
Verbindimgsbüio mit eitlem oder mehreren Mitgliedstaaten 
vereinbaren, im jeweils eigenen Hoheitsgebiet eine gleich- 
zeitige Piliflmg einer oder melu erer Personen von gemeinsa- 
mem oder ergänzendem hiteresse durchzufiihren. Soweit 
dies nach § 4 zulässig ist, sind die liierbei erlangten Informa- 
tionen sowie die für die Vereinbaning der Prüfling im Vor- 
feld erforderlichen Kenntnisse auszutauschen. 

(2) Die Finanzbehörde bestimmt, welche Person oder- 
weiche Personen sie fär eine gleichzeitige Prühing vor- 
sclilägt. Das zentrale Verbindungsbüro unter-richtet die be- 
troffenen Mitghedstaaten darüber, begründet die Auswahl 
und gibt den Zeitraum an, in welchem die gleichzeitige Prü- 
fung durchgeführt werden soll. 

(3) Sclüägt ein ariderer Mitgliedstaat eine gleichzeitige 
Prühmg vor, so entscheidet die Finanzbehörde, ob sie an der 
gleichzeitigen Prühmg teihiehmen wird. Das zentrale Ver- 
bindungsbüro teilt dem anderen Mitgliedstaat das Einver- 
ständnis oder die begründete Ablehnimg mit. 

(4) Das zentrale Ver bindungsbüro benennt einen Bediens- 
teten, der für- die Beaufsichtigung und die Koordinierung der 
gleichzeitigen Prüfung verantwortlich ist. 

(5) Von der Ariliönmg des Steuerpflichtigen kann bis ziu- 
Bekanntgabe der Prüftingsanordnung abgesehen w^erden, 
wenn sonst der Prüfurigs erfolg gefäludet werden würde. 


§ 13 

Zustellungsersuchen an andere Mitgliedstaaten 

(1) Auf Ersuchen der zuständigen Firianzbehörde bean- 
tragt das zentrale Verbindurigsbüro bei einem anderen Mit- 
gliedstaat die Zustellung von Dokumenten imd Entscheidim- 
gen der Finanzbehörde, die mit einer Steuer nach § 1 Zusam- 
menhängen. 

(2) Ein Zustellungsersuchen ist nur darm zulässig, weim 

1 . die Finanzbehörde nicht in der Lage ist, die Zustellung 
nach den Vorsclu-ihen des Verwaltungszustellungsgeset- 
zes im anderen Mitgliedstaat vorzunehnien oder 


§ 14 


Zustellungsersuchen von anderen Mitgliedstaaten 


(1) Auf Ersuchen w^erden alle Dokumente zugestellt, die 
mit einer Steuer gemäß § 1 zusanunenhängen, einschließlich 
der gerichtlichen Dokumente, die aus dem anderen Mitglied- 
staat stanmien. Das zentrale Verbindungsbüro leitet hierzu 
der Finanzbehörde das Ersuchen zwecks Zustellung zu. Die 
Zustellung richtet sich nach den Vorschriften des Verwal- 
timgszusteUimgsgesetzes . 

(2) Das zentrale Verbindungsbüro teilt dem anderen Mit- 
gliedstaat unverzüghch mit, welche Maßnalune auf Grnnd 
des Zustellungsersuchens veranlasst ^nude. Diese Mittei- 
lung beinhaltet insbesondere die Angabe, an welchem Tag 
und an welche Anschr-ift dem Empfänger das Dokument zu- 
gestellt worden ist. 


Abschnitt 5 
Weitere Vorschriften 

§15 

Veiwendung von Informationen und Dokumenten 

(1) Übennittelt das zentrale Verbindungsbüro einem an- 
deren Mitgliedstaat hifomiationen, so gestattet es diesem auf 
Anfrage, die hifonnationen fiir andere als die in § 19 Ab- 
satz 2 Satz 1 genarmten Zwecke zu verwenden, wenn die 
Ver-wendrmg für- einen vergleichbaren Zweck nach deut- 
schem Recht unter Beachtung der §§30, 31, 31a und 31b der 
Abgabenordrnmg zulässig ist. 

(2) Ist das zentrale Verbindungsbüro der Ansicht, dass hi- 
formationeri rmd Dokiuiiente von einem anderen Mitglied- 
staat einem dritten Mitgliedstaat für- die in § 19 Absatz 2 
Satz 1 genannten Zwecke von Nutzen sein könnten, so kann 
es diese hifonnationen und Dokumente weit er geben, wenn 

1. die Weitergabe im Einklang mit den in diesem Gesetz 
festgelegten Regehi und Verfahren steht, 

2. es dem Mitgliedstaat, von dem die Informationen und 
Dokumente staiiunen, seine Absicht niitteilt, diese einem 
dr-itten Mitgliedstaat weiterzugeben und 

3. der Mitgliedstaat, von dem die Infor-matiorieri stanmien, 
nicht hmerhalb von zehn Aibeitstagen nach Eingang der 
Mitteilung nach Nunmier 2 der Weitergabe widerspr-icht. 


2. die Zustellung mit unverhältnismäßig gr oßen Schwderig- 
keiteri verbunden wäre. 

(3) hii Zustellungs ersuchen ist Folgendes anzugeben: 


(3) Sollen hifonnationen imd Dokumente fiir andere als 
die in § 19 Absatz 2 Satz 1 genarmten Zwecke nach Absatz 2 
weitergegeben oder verw'^endet vrerderi, so muss hierfiir die 
Einwilligung jenes Mitgliedstaates eingeholt vrerden, von 
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dem die Aiisküiife iind Dokumente stammen. Die Weiter- 
gabe daif mu’ erfolgen, wemi die Verwendung füi- einen ver- 
gleichbaren Zweck nach deutschem Recht unter Beachtung 
der §§30,31, 31a und 31b der Abgabenordnimg zulässig ist. 

(4) Sämtliche Infonnationen und Dokumente, die hn Rah- 
men dieses Gesetzes erlangt werden, können von den Behör- 
den, die die hiforaiationen veiwenden. wie vergleichbare in- 
ländische hiforaiationen imd Dokumente angefiihit oder als 
Beweismittel veiwendet werden. 

(5) Von der Berichtigiuig übemiittelter unrichtiger Daten 
imd der Löschung oder Spemuig unzulässig gespeicherter 
oder unzulässig übemiittelter Daten sind alle Mitghedstaa- 
ten, die diese Daten im Rahmen einer Auskunft erhalten ha- 
ben, durch das zentrale Verbindungsbüio unverzüglich zu 
imteirichten imd anzuhalten, ebenfalls die Berichtigung. 
Spenung oder Löschimg dieser Daten vorzimehmen. 

§ 16 

Rüc kmeldun gen 

(1) hl den Fällen der §§ 4 imd 8 karm das zentrale Verbin- 
dimgsbüro den anderen Mitgliedstaat um Rückmeldung über 
die Verblendung der erbetenen hifonnation bitten. 

(2) Bittet in den Fällen der §§ 6 und 9 der andere Mit- 
gliedstaat uni Rückmeldung, so überaiittelt das zentrale Ver- 
bindungsbüro dem anderen Mitgliedstaat die Rückmeldung 
imverzüglich, spätestens jedoch drei Monate nachdem das 
Ergebnis über die Verblendung der erbetenen hifonnation 
bekannt geb^orden ist. Eine Übemiitthmg ist nur zulässig, 
wenn ihr die Vorscluiften zum Datenschutz und zum Schutz 
des Steuergeheimnisses insbesondere nach § 30 der Abga- 
benordiiimg nicht entgegenstehen. Die zuständige Fmanzbe- 
hörde teilt dem zentralen Veibindimgsbüio die erforderh- 
chen Angaben mit. 

§ 17 

Staudardformblätter und Kommunikatiousmittel 

(1) Ersuchen nach § 4 Absatz 1 imd 2 und § 6 Absatz 1, 
spontane Übeinütthmgen von Infomiationen nach § 8 Ab- 
satz 1 und 2 und § 9, Zustelhmgs ersuchen nach § 13 Absatz 1 
imd § 14 Absatz 1, Rückmeldungen nach § 16 sowie sonstige 
Mitteilungen werden jeweils mittels eines zwischen den Mit- 
gliedstaaten abgestinmiten Standardfomiblatts auf elektro- 
nischem Weg übemiittelt. 

(2) Den Standardfoiniblättem können Berichte, Beschei- 
nigungen und andere Dokumente oder beglaubigte Kopien 
oder Auszüge daraus beigefügt w^erden. 

(3) Die Absätze 1 und 2 gelten nicht fih hifomiationen 
imd Unterlagen, die nach den §§10 imd 11 erlangt werden. 

(4) Erfolgt die Übemiittlimg nicht auf elektronischem 
Weg duich Standardf omiblätter, so berührt dies nicht die 
Gültigkeit der erhaltenen Informationen oder der hn Rahmen 
eines Ersuchens um Amtshilfe ergriffenen Maßnahmen. 

§ 18 

Informsiriousübermittluug an Drittstaaten 

(1) Erhält das zentrale Verbindungsbüro von einem Dritt- 
staat Infonnationen, die fiir die Anwendung und Durchs et- 
zimg des deutschen Rechts über die in § 1 genannten Steuern 


voraussichtlich erheblich sind, kaim das zentrale Verbin- 
dungsbüro diese Informationen an andere Mitgliedstaaten, 
füi- die diese hifoimationen von Nutzen sehi kömien, und an 
alle ersuchenden Behörden weiteigeben, sofern dies auf 
Gnmd einer Verehibarmig mit dem Drittstaat zulässig ist. 

(2) Das zentrale Verbindungsbüio karm die im Einklang 
mit diesem Gesetz erhaltenen hiforaiationen an einen Dritt- 
staat weitergeben, wenn 

1 . die Weitergabe im Einklang mit den deutschen Bestmi- 
mungen über die Weitergabe personenbezogener Daten 
an Drittstaaten steht, 

2. die hiforaiationen für die zutreffende Steuerfestsetzung 
in diesem Drittstaat erheblich sein können, 

3. der Mitgliedstaat, von dem die Infomiationen stanmien, 
mit der Weiteigabe einverstanden ist imd 

4. sich der Diittstaat zum hiforaiationsaustausch verpflich- 
tet hat. 

§ 19 

Datenschutz und Zweckbestimmung 

(1) Die hiforaiationen. die im Rahmen dieses Gesetzes an 
Deutschland übeimittelt werden, unterhegen dem Steuerge- 
heimnis und genießen den Schutz, den die Abgabenordnimg 
fiu- Infomiationen dieser Art gewährt. 

(2) Diese Infomiationen körmen füi- folgende Zwecke 
veiw^endet werden: 

1 . zm- Anwendung und Durchsetzimg des innerstaatlichen 
Steuen echts über die in § 1 genannten Steuern, 

2. zm- Wahmehmimg gesetzlicher Kontroll- und Aufsichts- 

befignisse, 

3 . zm- F estsetzimg mid Beitreibung anderer Steuern und Ab- 
gaben nach § 1 des EU-Beitreibmigsgesetzes sowie 

4. zm Verwertung im Zusammenhang mit Gerichts- und 
Veiw^altimgsverfahren, die Sanktionen wegen Nichtbe- 
achtimg des SteueiTechts zm- Folge haben köimeii; hierbei 
sind die allgemeinen Regelungen mid Vorschriften über 
die Rechte der Per sonen, gegen die sich das jew^eilige 
Verfallen richtet, imd Zeugen in solchen Veifaluen zu 
beachten. 

Sollen hiforaiationen fiir einen anderen Zweck verwendet 
werden, ist die Einwilligung des anderen Mitgliedstaats eiii- 
zuholen. 

§20 

Au weuduugsb es timm ung 

Die automatische Überaiitthmg von Infomiationen ge- 
mäß § 7 Absatz 1 ist ab dem I. Januar 2015 vorzimehmen 
imd erstmals auf Informationell der Besteuermigszeiträume 
ab dem I . Januar 2014 aiizuwendeii. 

Artikel 2 

Äuderung des Einkommeusteiiergesetzes 

Das Emkommensteuergesetz hi der Fassmig der Bekannt- 
machung vom 8. Oktober- 2009 (BGBl. I S. 3366, 3862), das 
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zuletzt durch Artikel 1 des Gesetzes vom ... 2013 (BGBl. I 

S. . . ,) geändert worden ist, wird wie folgt geändert: 

1 . Die Inhaltsübersicht wird wie folgt geändert: 

a) Nach der Angabe zu § 42 f wird folgende Angabe ein- 
gefiigt: 

„§ 42 g Loluisteiier-Nachschau''''. 

b) Die Angabe zu § 45b wie folgt gefasst: 

„§ 45 b (weggefalleri)*' . 

c) Nach der Angabe zu § 50h wird folgende Angabe eiri- 
gefiigt: 

„§ 50i Besteuerung bestimmter Einkünfte und An- 

wendung von Doppelbesteuerungsabkom- 
men“. 

d) Nach der Angabe zu § 52a wird folgende Angabe eiri- 
gefiigt: 

„§ 52b Übergangsiegelungen bis zur Anwendung 
der elektronischen Lohnsteuerabzugsmerk- 
niale“. 

2. hl § 2a Absatz 2a Satz 2 werden die Wörter , Richtlinie 
77/799/EWG des Rates vom 19. Dezember 1977 über die 
gegenseitige Amtshilfe zwischen den zuständigen Behör- 
den der Mitgliedstaaten im Bereich der dir ekten Steuern 
und der Melmvertsteuer (ABI. EG Nr. L 336 S. 15), die 
zuletzt diu’cli die Richtlinie 2006/98/EWG des Rates vom 
20. November 2006 (ABI EU Nr. L 363 S. 129) geändert 
wnrderi ist, in der jew^eils geltenden Fassung“ durch die 
Wörter ,,Amtshilferichtlinie gemäß § 2 Absatz 2 des 
EU- Amtshilfegesetzes“ ersetzt. 

3. § 3 wmd wie folgt geändert: 

a) Nimimer 5 wnd wie folgt gefasst: 

„ 5 . 

a) die Geld- und Sachbezüge, die Wehrpflichtige 
während des Wehrdienstes nach § 4 des Wehr- 
pflichtgesetzes erhalten, 

b) die Geld- und Sachbezüge, die Zi\ildienstleis- 
tende nach § 3 5 des Zi\ildienstgesetzes erhal- 
ten, 

c) der nach § 2 Absatz 1 des Wehrs oldgesetzes an 
Soldaten hn Sinne des § 1 Absatz 1 des 
Welu’soldgesetzes gezahlte Welu sold, 

d) die an Resendstiruieri und Reservisten der Bim- 
desw^elu’ im Sinne des § 1 des Reservistinnen- 
urid Reservistengesetzes gezahlten Bezüge, 

e) die Heilfürsorge, die Soldaten nach § 6 des 
Welusoldgesetzes und Zi\ildienstleistende 
nach § 35 des Zi\ildienstgesetzes erhalten, 

f) das an Personen, die einen hi § 32 Absatz 4 
Satz 1 Nunmier 2 Buchstabe d genannten Frei- 
willigendienst leisten, gezahlte Taschengeld 
oder ehre vergleichbare Geldleistung;“. 

b) Nmiimer 40 Buchstabe d wmd wie folgt geändeiä: 
aa) Satz 2 wird wie folgt gefasst: 

„Dies gilt nur, soweit sie das Einkommen der 
leistenden Körperschaft nicht gemindert haben.“ 


bb) In Satz 3 w^erden die Wörter „sow^eit die“ durch 
die Wörter „soweit ehre“ ersetzt.^ 

4. § 4 Absatz 5 Satz 1 whd wie folgt geändert: 

a) In Nummer 6 Satz 3 w^hd das Semikolon am Ende 
durch die Wörter „; § 6 Absatz 1 Nimimer 4 Satz 3 
zweiter Halbsatz gilt sinngemäß;“ ersetzt. 

b) In Nunmier 8 Satz 1 w^erden die Wörter „Europä- 
ischen Gemeinschaften“ durch die Wörter „Europä- 
ischen Union“ ersetzt. 

5. § 6 wmd wie folgt geändert: 

a) Absatz 1 Nunmier 4 w^hd wie folgt geändert: 

aa) hl Satz 2 w^ird der Pmikt am Ende durch die Wör- 
ter bei der privaten Nutzmig von Fahrzeugen 
mit Antrieb ausscliheßhch durch Elektromoto- 
ren, die ganz oder überwiegend aus mechani- 
schen oder elektrochemischen Energiespeichein 
oder aus emissionsfrei betriebenen Eriergiew^and- 
lem gespeist w^erden (Elektrofahrzeuge), oder 
von extern aufladbaren Hybridelektrofahrzeu- 
gen, ist der Listenpreis dieser Kraftfahrzeuge um 
die darin enthaltenen Kosten des Batteiiesystems 
im Zeitpunkt der Erstzulassung des Kraftfahr- 
zeugs wie folgt zu miudeni: für- bis zum 3 1 . De- 
zember 2013 angeschafite Kraftfahrzeuge um 
500 Euro pro kWh der Batteriekapazität, dieser 
Betrag mindert sich für- in den Folgejahren ange- 
schaffte Kraftfaluzeuge um jälulich 50 Euro pro 
kWh der Batteriekapazität; die Minderung pro 
Kraftf aluzeug beträgt höchstens 10 000 Euro; 
dieser Höchstbetiag mindert sich ftir in den Fol- 
gejahren angeschafiite Kraftfahrzeuge imi jähr- 
lich 500 Euro.“ ersetzt. 

bb) In Satz 3 wird der Pmikt am Ende durch die Wör- 
ter bei der privaten Nutzmig von Fahrzeugen 
mit Antrieb ausscliheßlich durch Elektromoto- 
ren, die ganz oder überwiegend aus mechani- 
schen oder elektrochemischen Energiespeichein 
oder aus emissionsfrei betriebenen Eriergiew^and- 
lem gespeist w^erden (Elektrofahrzeuge), oder 
von extern aufladbaren Hybridelektrofahrzeu- 
gen, sind die der Bereclmmig der Entnahme zu- 
gnmde zu legenden insgesamt entstandenen Auf- 
w^endungen um die nach Satz 2 hi pauschaler 
Höhe festgelegten Aufw^endungen, die auf das 
Batterie System entfallen, zu mindern.“ ersetzt. 

b) Absatz 7 wird wie folgt gefasst: 

„(7) hn Fall des § 4 Absatz 3 sind 

1 . bei der Bernes simg der Absetzmigen für’ Abnut- 
zimg oder Substanzv-eningermig die sich bei der 
Anwendung der Absätze 3 bis 6 ergebenden Werte 
als Anschafilingskosten zugrmide zu legen imd 

2. die Bew^eitungs vor Schrift eil des Absatzes 1 Nimi- 
mer la und der Nunmiem 4 bis 7 entsprechend an- 
zuw'^enden.“ 

6. § 6b wmd wie folgt geändert: 

a) In Absatz 5 wmd das Wort „hersteUU dm ch das Wort 
„hergestellt“ ersetzt. 
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b) In Absatz S Satz 1 wird die Angabe „Satz 3'' diu ch die 
Angabe „Satz 2'' ersetzt. 

7. Dem § 7g Absatz 3 wird folgender Satz angefiigt: 

„§ 233a Absatz 2a der Abgabenordniing ist nicht anzu- 
wenden.“ 

8. In § 8 Absatz 2 Satz 4 wild der Pimkt am Ende durch die 
Wörter „; § 6 Absatz 1 Nununer 4 Satz 3 zweiter Halb- 
satz gilt entspiechend.“ ersetzt. 

9. § 10 whd wie folgt geändert: 

a) Absatz 1 Nunmier 3 Buchstabe a wird wäe folgt geän- 
dert: 

aa) hl Satz 1 werden vor dem Punkt am Ende die 
Wörter „und sofern auf die Leistungen ein An- 
spnich besteht“ eingefiigt. 

bb) hl Satz 3 werden die Wörter auf die em An- 
spnich besteht“ gestrichen. 

b) Absatz 2 Satz 1 Nummer 2 wild wie folgt gefasst: 

„2. geleistet werden an 

a) Versichenuigsuntemelunen, 

aa) die duen Sitz oder Uire Geschähsleitung 
in einem Mitgliedstaat der Euiopäischen 
Union oder einem Vertragsstaat des Ab- 
konmiens über den Euiopäischen Wirt- 
schaftsraum haben und das Versiche- 
nmgsgeschäft im Inland betreiben dür- 
fen, odei- 

bb) denen die Erlaubnis zimi Geschäftsbe- 
trieb im hiland erteilt ist. 

Darüber liinaus weiden Beiträge nur berück- 
sichtigt, wemi es sich um Beträge im Sinne 
des Absatzes 1 Nummer 3 Satz 1 Buchstabe a 
an eine Einrichtung handelt, die eine ander- 
weitige Absicherung im Krankheitsfall im 
Shuie des § 5 Absatz 1 Nunmier 13 des Fünf- 
ten Buches Sozialgesetzbuch oder eine der 
Beihilfe oder fieien Heilfiirsorge vergleich- 
bare Absicherung im Sinne des § 193 Ab- 
satz 3 Satz 2 Nuiimier 2 des Versichenmgs- 
veihagsgesetzes gewährt. Dies gilt entspre- 
chend. wenn ein Steuerpflichtiger, der wieder 
seinen Wohnsitz noch seinen gewöhnlichen 
Aufenthalt im hiland hat, mit den Beitiägen 
einen Versichenmgsschutz im Sinne des Ab- 
satzes 1 Nuiiuner 3 Satz 1 erwiibt, 

b) benifsständische Versorgimgseiniichtungen, 

c) einen Sozia Iversicheinngsti äger odei' 

d) einen Anbieter im Shme des § 80.“ 

c) Dem Absatz 4b werden folgende Sätze angefügt: 

„Behörden im Sinne des § 6 Absatz 1 der Abgaben- 
ordnimg und andeie öffentliche Stellen, die einem 
Steueipflichtigen fiir die von ihm geleisteten Beiträge 
im Shme des Absatzes 1 Nimuner 2, 3 und 3 a steuer- 
freie Zuschüsse gewähren oder Vorsorgeaufwendun- 
gen im Sinne dieser Vorschrift erstatten (übermit- 
telnde Stelle), haben der zenüalen Stelle jähilich die 
zur Gewährung imd Piliftmg des Sonderausgabenab- 


zugs nach § 10 eiforderlichen Daten nach amtlich 
vorgeschiiebenem Datensatz durch Datenfeinüber- 
tragimg zu übemiittehi. Em Steuerbescheid ist zu 
ändern, soweit Daten nach Satz 4 vorüegen imd sich 
hierdiu’ch oder durch eine Korrektm oder Stoinie- 
ning der entsprechenden Daten eine Ändenmg der 
festgesetzten Steiiei' ergibt. § 22a Absatz 2 sowie 
§ 150 Absatz 6 der Abgabenordnung gelten entspre- 
chend.“ 

10. hl § 10b Absatz 1 Satz 4 werden die Wörter „Richtlinie 
77/799/E WG einscliließlich der in diesem Zusammen- 
hang anzuwendenden Durchfiihnmgsbestimmimgen in 
den fiir den jew^eiligen Veianlagungszeihaum geltenden 
Fassungen oder eines entsprechenden Nachfolgerechts- 
aktes“ durch die Wörter ,.Anitshilferichtlinie gemäß § 2 
Absatz 2 des EU-Amtshilfegesetzes“ ersetzt. 

11. § 1 5 Absatz 4 whd wie folgt geändert: 

a) hl Satz 2 w^erden die Wörter „oder erzielt.“ duich die 
Wörter „oder erzielt; § lOd Absatz 4 gilt entspre- 
chend.“ ersetzt. 

b) hl Satz 7 wird das Wort „bezieht.“ durch die Wörter 
„bezieht; § lOd Absatz 4 gilt entsprechend.“ ersetzt. 

12. Dem § 20 Absatz 4a wird folgender Satz angefiigt: 

„Geht Vermögen einei- Köiperschaft duich Abspaltung 
auf andere Körperschaften über, gelten abweichend von 
Satz 5 imd § 15 des Umwandlungssteuergesetzes die 
Sätze 1 und 2 entsprechend.“ 

13. § 32 Absatz 4 whd wie folgt geändert: 

a) hl Satz 1 Nimuner 2 Buchstabe d werden die Wörter 
„§ 14b des Zivildienstgesetzes“ durch die Wörter 
„§ 5 des Bundes freiwilligendienstgesetzes“ ersetzt. 

b) hl Satz 2 werden die Wörter ,3ei'ufsausbildung und 
eines Erststudiums“ durch die Wörter ,3enifsaus- 
bildimg oder eines Eiststudiums“ ersetzt. 

14. § 32b Absatz 2 Satz 1 Nummer 2 Satz 2 whd wde folgt 
geändert: 

a) hl Buchstabe b wird der Punkt am Ende duich ein 
Semikolon ersetzt. 

b) Folgender Buchstabe c wird angefiigt: 

„c) sind bei Gewinnermittlung nach § 4 Absatz 3 
die Anschafftmgs- oder Herstellungskosten fiii’ 
Whtschaftsgütei' des Umlaufi^eimögens im 
Zeitpiuikt des Zuflusses des Veräußermigserlö- 
ses oder bei Entnahme im Zeitpunkt der Ent- 
nahme als Betriebsausgaben zu beilicksichtii- 
gen. § 4 Absatz 3 Satz 5 gilt entsprechend.“ 

15. hl § 32d Absatz 2 Numniei' 4 werden das Wort „sons- 
tige“, die Angabe „Satz 2“ imd die Angabe „Satz 1 
ZÄ^eiter Halbsatz“ gestiichen sowie die Wörter „sow^eit 
die“ durch die Wörter „soweit eine“ ersetzt. 

16. Dem § 33 Absatz 2 wird folgender Satz angefiigt: 

„Aufw^endungen füi- die Fülunng ehies Rechtssüeits 
(Pi oze sskosten) sind vom Abzug ausgesclüossen, es sei 
denn es handelt sich um Aufw'^endungen ohne die der 
Steueipflichtige Gefahr liefe, seine Existenzgnmdlage 
zu verlieren und sehie lebensnotw'^endigen Bedürfiiisse 
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iii dem üblichen Rahmen nicht iiiehi- befriedigen zu 
können.“ 

17. § 33a Absatz 1 wird wie folgt geändeit: 

a) In Satz 4 werden vor dem Punkt am Ende die Wöiter 

ein angemessenes Hausgrundstück im Sinne von 
§ 90 Absatz 2 Nunmier 8 des Zwölften Buches So- 
zialgesetzbucli bleibt unberücksichtigt“ eingefiigt. 

b) Nach Satz 7 wird folgender Satz angefügt: 

„Nicht auf Euro lautende Beträge sind entsprechend 
dem füi’ Ende September des Jahies vor dem Veran- 
lagungszeitraum von der Europäischen Zentralbank 
bekannt gegebenen Referenzkurs unizurechnen.“ 

18. § 33b Absatz 6 Satz 5 wird wie folgt gefasst: 

„Voraussetzung ist, dass der Steuerpflichtige die Pflege 
entweder in seiner Wohnung oder in der Wohnimg des 
Pflegebedürftigen persönlich duichfiihrt rmd diese 
Wohnung in emem Mitgliedstaat der Europäischen 
Union oder in einem Staat belegen ist, auf den das Ab- 
konunen über den Europäischen Wirtschaftsiaum anzu- 
wenden ist.“ 

19. hl § 35 Absatz 1 Satz 4 werden die Wörter „§ 34c Ab- 
satz 1 und 6“ dmch die Wörter „§ 32d Absatz 6 Satz 2, 
§ 34c Absatz 1 und 6“ ersetzt. 

20. hl § 36 Absatz 5 Satz 1 werden die Wörter , Richtlinie 
7 7/79 9/EWG ehiscliheßlich der in diesem Zusammen- 
hang anzuwendenden Durchfülii'ungsbestimmimgen in 
den füi- den jeweiligen Veranlagimgszeitraum geltenden 
Fassungen oder eines entsprechenden Nachfolgerechts- 
akts“ duich die Wörter „Amtshilferichtlinie gemäß § 2 
Absatz 2 des EU-Amtshilfegesetzes“ ersetzt. 

21. hl § 39 Absatz 9 Satz 1 whd das Wort „Lohnsteuer- 
nierkmal“ duich das Wort „Lohnsteuerabzugsmerk- 
mal“ ersetzt. 

22. hl § 39a Absatz 1 wird Satz 2 diuch die folgenden Sätze 
ersetzt: 

„Der insgesamt abzuziehende Freibetrag und der Hin- 
zinechnungsbetrag gelten mit Ausnahme von Satz 1 
Nummer 4 und vorbehaltlich der Sätze 3 bis 5 fiir die 
gesamte Dauer eines Kalenderjahres. Die Summe der 
nach Satz 1 Nummer 1 bis 3 sowie 5 bis 8 eimittelten 
Beträge whd längstens fiir einen Zeitraiuii von zwei 
Kalendeijahren ab Beghm des Kalendeijalues, fiii' das 
der Freibetrag erstmals gilt, beiücksichtigt. Der Arbeit- 
nehmer kann eine Ändemng des Freibetrags innerhalb 
dieses Zeitraums beantragen, wenn sich die Verhält- 
nisse zu seinen Gunsten ändern. Ändern sich die Ver- 
hältnisse zu seinen Ungunsten, ist er verpflichtet, dies 
dem Finanzanit luiigehend anzuzeigen.“ 

23. hl § 39f Absatz 1 Satz 1 werden die Wörter „(§ 38b 
Satz 2 Nunmier 5)“ durch die Wörter „(§ 38b Absatz 1 
Satz 2 Nmmner 5)“ ersetzt. 

24. hl § 40 Absatz 2 Satz 1 Nummer 5 wird das Wort ,Rer- 
sonalcomputer“ durch das Wort „Datenverarbeitungs- 
geräte“ eisetzt. 

25. § 40a Absatz 6 wird wie folgt geändeit: 


a) hl den Sätzen 1 , 4, 5 und 6 werden jeweils die Wör- 
ter ,/Ven\^altungsstelle Cottbus“ gestrichen. 

b) hl Satz 3 werden nach den Wörtern „der einlieith- 
chen Pauschsteuer“ die Wöiter „sowie die Eihebung 
eines Säumniszusclilags und das Mahnveifahren füi- 
die emheitliche Pauschsteuert' eingefiigt. 

26. § 42 d Absatz 6 wud wie folgt geändert: 

a) hl Satz 1 whd das Wort „gewerbsmäßig“ duich die 
Wörter „im Sinne des § 1 Absatz 1 Satz 1 des Ar- 
beitnehmerüberlassungsgesetzes in der Fassung der 
Bekanntmaclnmg vom 3. Febniai- 1995 (BGBL I 
S. 158), das zuletzt duich Artikel 26 des Gesetzes 
vom 20. Dezember 2011 (BGBl. I S. 2854) geändert 
worden ist,“ ersetzt. 

b) hl Satz 2 werden die Wörter „in der Fassung der 
Bekanntmachung vom 3. Febniai- 1995 (BGBl. I 
S. 158), das zuletzt duich Atrkel 1 1 Nummer 2 1 des 
Gesetzes vom 30. Mi 2004 (BGBl. I S. 1950) ge- 
ändert worden ist,“ geshichen. 

27. Nach § 42fwird folgender § 42g ehigefiigt: 

.§ 42g 

Lohnsteuer-Nachschau 

(1) Die Lohnsteuer-Nachschau dient der Sicherstel- 
lung einer ordnimgsgemäßen Einbehaltung und Abfüli- 
rung der Lohnsteuer. Sie ist ehi besonderes Verfaluen 
zur zeitnahen Aufklärung steuererheblicher Sachver- 
halte. 

(2) Eine Lohnsteuer-Nachschau fmdet wäluend der 
üblichen Geschäfts- und Arbeitszeiten statt. Dazu kön- 
nen die mit der Nachschau Beauftiagten olme vorherige 
Ankündigimg und außerhalb einer Lohnsteuer- Außen- 
prtifting Grundstücke imd Räume von Personen, die 
eine gewerbliche oder berufliche Tätigkeit ausüben, be- 
treten. Wohnräimie dürfen gegen den Willen des hilia- 
bers nur zin Verhütung dringender Gefalu en ftir die öf- 
fentliche Sicherheit und Oidnung betieten werden. 

(3) Die von der Lolmsteuer-Nachschau betroffenen 
Personen haben dem mit der Nachschau Beauftragten 
aiff Verlangen Lolm- und Gehaltsimterlagen, Aufzeich- 
nimgen, Bücher, Geschäftspapiere imd andere Urkun- 
den über die der Lohnsteuer-Nachschau unterliegenden 
Sachverhalte vorzulegen und Auskünfte zu erteilen, so- 
weit dies zm- Feststelhmg einer steuerlichen Erheblich- 
keit zweckdienlich ist. § 42 f Absatz 2 Satz 2 imd 3 gilt 
sinngemäß. 

(4) Weini die bei der Lohnsteuer-Nachschau getrof- 
fenen Feststelhmgen liier zu Anlass geben, kaim ohne 
vorherige Piüftmgsanordnung (§ 196 der Abgabenord- 
nimg) zu einer Lohnsteuer-Außenprüftmg nach § 42f 
übergegangen werden. Auf den Übergang zm- Außen- 
prtifting wird schi-iftlich hingewiesen. 

(5) Werden anlässlich einer Lohnsteuer-Nachschau 
Verhältnisse festgestellt, die füi- die Festsetzmig mid Er- 
hebimg anderer Steuern erheblich sein kömien, so ist 
die Ausweitung der Feststellimgen insoweit zulässig, 
als flue Kenntnis füi- die Besteueirmg der in Absatz 2 
genaimten Personen oder anderer Personen von Bedeu- 
tung sein kann.“ 
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2S. § 43 Absatz 1 Satz 1 wird wie folgt geändert: 

a) In Nmiinier la weiden nach dem Wort ,Al^lierL'‘' die 
Wörter „und Genussscheinen'' und nach dem Wort 
,d])ividendenscheine“ die Wörter „oder sonstigen 
Erträgnisscheine" eingefiigt. 

b) hl Nunmier 2 Satz 3 wird das Semikolon duich 
einen Punkt ersetzt und folgender Satz angefiigt: 

,3ehn Steuerabzug auf Kapitalerträge sind die füi' 
den Steuerabzug nach Nummer la geltenden Vor- 
schrifien entsprechend anzuwenden, w^enn 

a) die Teilschuldveischreibungen und Genuss- 
rechte gemäß § 5 des Depotgesetzes zin Sam- 
nielverA^ahnmg duich eine Wertpapiersammel- 
bank zugelassen sind luid dieser zin Sammelver- 
walmmg im Inland anveiliaut mirden, 

b) die Teilschuldveischreibungen und Genuss- 
rechte gemäß § 2 Satz 1 des Depotgesetzes ge- 
sondert aufbewahrt werden oder 

c) die Erträge der Teilschuldveischreibungen und 
Genussrechte gegen Aushändigung der Erträg- 
nisscheine ausgezalüt oder gutgeschiieben wer- 
den;". 

29. § 43b wird wie folgt geändert: 

a) Absatz 2 wird wie folgt geändert: 
aa) Satz 1 wird wie folgt gefasst: 

, Jduttergesellschaft im Sinne des Absatzes 1 ist jede 
Gesellschaft, die die hi der Anlage 2 zu diesem Ge- 
setz bezeichne teil Voraussetzungen erfüllt und nach 
Artikel 3 Absatz 1 Buchstabe a der Richtlinie 2011/ 
96/EU des Rates vom 30. November 2011 über das 
gemeinsame Steuersystem der Mutter- imd Tochter- 
gesellschaften verschiedener Mitgliedstaaten (ABI. 
L 345 vom 29. 12.201 1 , S. 8) zum Zeitpunkt der Ent- 
stehimg der Kapitalertragsteuer nach § 44 Absatz 1 
Satz 2 nachweislich mindestens zu 10 Prozent im- 
mittelbar am Kapital der Tochtergesellschaft (Min- 
destbeteiligimg) beteiligt ist." 

bb) In Satz 3 wird die Angabe „Richtlinie 90/435/ 
EWG" durch die Angabe „Richtlinie 2011/96/ 
EU" er setzt. 

b) Absatz 3 wird aufgehoben. 

30. Nach § 44 Absatz 1 wird folgender Absatz la eingefiigt: 

„(la) Werden inländische Aktien über eine ausländi- 
sche Stelle mit Dividendenberechtigrmg erw^orben, aber 
ohne DiGdendenanspruch geliefert imd leitet die aus- 
ländische Stelle auf die Erträge im Sinne des § 20 Ab- 
satz 1 Nummer 1 Satz 4 einen einbehaltenen Steuer- 
betrag im Sinne des § 43a Absatz 1 Satz 1 Nummer 1 an 
eine inländische Weilpapiersammelbank weiter, ist 
diese zur Abfiihnmg der einbehaltenen Steuer ver- 
pflichtet. Bei Kapitalerträgen hn Sinne des § 43 Ab- 
satz 1 Satz 1 Nummer- 1 und 2 gilt Satz 1 entsprechend." 

31. § 44a wird wie folgt geändert: 

a) Absatz 1 wird wie folgt gefasst: 

„(1) Soweit die Kapitalerträge zusammen mit den 
Kapitalertr ägen, ftir die die Kapitalettragsteuei nach 


§ 44b zu er statten ist oder nach Absatz 10 kein Steu- 
erabzug vorzunehmeri ist, den Sparer-Pauschbetrag 
nach § 20 Absatz 9 nicht über steigen, ist ein Steuer- 
abzug nicht vorzunelunen bei Kapitalerträgen im 
Sinne des 

1 . § 43 Absatz 1 Satz 1 Nimtmer 1 und 2 aus Ge- 
nus srechten oder 

2. § 43 Absatz 1 Satz 1 Nummer 1 imd 2 aus Antei- 
len, die von einer Kapitalgesellschafi üu en Ar- 
beitnehmern überlassen wnrden sind und von ihr, 
einem von der Kapitalgesellschaft bestellten 
Treuhänder, einem inländischen Kreditinstitut 
oder einer inländischen Zweigniederlassung ei- 
ner der in § 53b Absatz 1 oder 7 des Gesetzes 
über das Kreditwesen geriarmten histitute oder 
Unternehmen verw^ahrt w^erden, und 

3. § 43 Absatz 1 Satz 1 Nummer 3 bis 7 und 8 bis 
12 sowie Satz 2, die einem imbescluänkt eiri- 
konmiensteuerpfhchtigen Gläubiger zufließen. 

Den Arbeitnelirnem im Sinne des Satzes 1 stehen 
Arbeitnehmer eines mit der- Kapitalgesellschaft ver- 
bundenen Unternehmens nach § 15 des Aktierigeset- 
zes sowie ftlihere Arbeitnehmer der Kapitalgesell- 
schaft oder eines mit iln verbimdenen Uritemeh- 
rnens gleich. Den von der Kapitalgesellschafi über- 
lassenen Anteilen stehen Aktien gleich, die den 
Arbeitiiehmeni bei einer Kapitalerhöhung auf 
Gnmd Uires Bezugsrechts aus den von der Kapital- 
gesellschaft überlassenen Aktien zugeteilt worden 
sind oder die den Ar beitnehmern auf Grnrid eirier 
Kapitalerhöhung aus Gesellschafismittehi gehören. 
Bei Kapitaler-h-ägen im Sinne des § 43 Absatz 1 
Satz 1 Nummer 1, 2 bis 7 und 8 bis 12 sowde Satz 2, 
die einem unbeschränkten einkommensteuerpflich- 
tigen Gläubiger zufheßen, ist der Steuerabzug nicht 
vorzunehmen, w^erm anzimelimen ist, dass auch für- 
Fälle der Günstigerprüfimg nach § 32d Absatz 6 
keine Steuer entsteht." 

b) Absatz 2 Satz 1 wird wie folgt geändert: 

aa) In Nummer 1 wird das Wort „Nimtmer" durch 
das Wort „Satz" ersetzt. 

bb) In Nimmier 2 wird die Angabe „Nunmier 2" 
durch die Angabe „Satz 4" ersetzt. 

c) hl Absatz 5 Satz 1 werden die Wörter- „§ 43 Absatz 1 
Satz 1 Nimimer 6, 7 imd 8 bis 12 sowie Satz 2" 
diuch die Wörter „§ 43 Absatz 1 Satz 1 Nunmier 1, 
2, 6, 7 imd 8 bis 12 sowie Satz 2" ersetzt. 

d) Absatz 7 wird wie folgt geändert: 

aa) In Satz 1 werden die Wörter „§ 43 Absatz I 
Satz 1 Nummer- 7a bis 7c" durch die Wörtei 
„§ 43 Absatz 1 Satz 1 Nimtmer I, 2, 3 imd 7a 
bis 7c" ersetzt. 

bb) Die Sätze 2 und 3 werden aufgehoben. 

cc) In dem bisher-igeri Satz 4 werden die Wörtei 
„der Sätze 1 und 2" durch die Wörter „des Sat- 
zes 1" er setzt. 
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e) Absatz 8 wird wie folgt geändert: 

aa) In Satz 1 werden die Wörter „§ 43 Absatz 1 
Satz 1 Nnmniei- 1, sow^eit es sich iini Eiträge 
aus Anteilen an Gesellschaften mit beschiänk- 
tei- Haftung und Naniensaktien nicht börsenno- 
tierter Aktiengesellschaften handelt, sowie von 
Eltlägen aus Genussiechten im Sinne des § 43 
Absatz 1 Satz 1 Nununer 1 und Kapitaleitiägen 
im Siiuie des § 43 Absatz 1 Satz 1 Nununer 2 
und 3 unter der Voraussetzung, dass diese Wirt- 
schaftsgüter nicht sanunelveiw^alut w^eiden, 
und bei Kapitalerträgen im Sinne des § 43 Ab- 
satz 1 Satz 1 Nununer 7a“ durch die Wörter 
„§ 43 Absatz 1 Satz 1 Nummer 1^2,3 und 7a“ 
ersetzt. 

bb) Satz 2 wird aufgehoben. 

f) In Absatz 9 Satz 2 werden die Wörter „§ 50d Ab- 
satz 1 Satz 3 bis 1 1“ duich die Wörter „§ 50d Ab- 
satz 1 Satz 3 bis 12“ ersetzt. 

g) Absatz 10 Satz 1 wild wie folgt geändeit: 

aa) In Nimimer 3 weiden die Wörter „Absatz 7 
Satz 4“ duich die Wörter „Absatz 7 Satz 2“ er- 
setzt. 

bb) In Nimimer 4 weiden die Wörter „Absatz 8 
Satz 3“ duich die Wörter „Absatz 8 Satz 2“ er- 
setzt. 

32. § 44b wird wie folgt geändert: 

a) Die Absätze 1 bis 4 weiden aufgehoben. 

b) Absatz 6 Satz 1 wild wie folgt geändeit: 

aa) In Nununer 3 werden die Wörter „§ 44a Absatz 

7 Satz 4“ durch die Wöitei- „§ 44a Absatz 7 
Satz 2“ ersetzt. 

bb) In Nununer 4 werden die Wörter „§ 44a Absatz 

8 Satz 3“ durch die Wörtei- „§ 44a Absatz 8 
Satz 2“ ersetzt. 

c) Folgender Absatz 7 wird angefiigt: 

„(7) Eine Gesanithandsgeineinschaft kaiui ftii' 
ihre Mitglieder im Sinne des § 44a Absatz 7 oder 
Absatz 8 eine Erstattung der Kapitalertragsteuer bei 
dem ftir die gesonderte Feststellung ihrer Einkünfte 
zuständigen Finanzamt beantragen. Die Erstattung 
ist unter den Voraussetzungen des § 44a Absatz 4, 7 
oder Absatz 8 und in dem dort bestimmten Umfang 
zu gewähren.“ 

33. § 45a Absatz 2 Satz 1 wird wie folgt gefasst: 

„Folgende Stellen sind veipflichtet, dem Gläubiger dei' 
Kapitalerträge auf Verlangen eine Bescheinigung nach 
amtlich vorgeschriehenem Muster auszustellen, die die 
nach § 32d erforderlichen Angaben enthält; bei Vorlie- 
gen der Voraussetzungen des 

1. § 43 Absatz 1 Satz 1 Nimuner 1, 2 bis 4, 7a und 7b 
der Schuldner der Kapitaleiträge, 

2. § 43 Absatz 1 Satz 1 Nimuner la, 6, 7 und 8 bis 12 
sowie Satz 2 die die Kapitalerträge auszahlende 
Stelle vorbehaltlich des Absatzes 3, und 


3. § 44 Absatz la die zui- Abfiihnmg der Steuer ver- 
pflichtete Stelle.“ 

34. § 45b wild aufgehoben. 

35. In § 45 d Absatz 1 Satz 1 werden die Wörtei- „oder auf 
Gnmd von Sammelanträgen nach § 45b Absatz 1 und 2 
die Erstattung von Kapitalertragsteuer beantragt“ ge- 
strichen. 

36. § 50d wird wie folgt geändert: 

a) Nach Absatz 1 Satz 1 0 wird folgender Satz eiiige- 
fiigt: 

„Ist der Gläubiger der Kapitaleiträge oder Veigütiui- 
gen eine Person, der die Kapitaleiti äge oder Vergü- 
tungen nach diesem Gesetz oder nach dem Steuer- 
recht des anderen Vertragsstaats nicht zugerechnet 
werden, steht der Anspruch auf völlige oder teil- 
weise Eistattung des Steuerabzugs vom Kapitaler- 
trag oder nach § 50a auf Giund eines Abkonuiiens 
ziu- Venneidimg der Doppelbesteuenmg nur der Per- 
son zu, der die Kapitalertiäge oder Vei-gütungen 
nach den Steuergesetzen des anderen Vertiagsstaats 
als Einkünfte oder Gewinne einer ansässigen Person 
zugerechnet werden.“ 

b) Absatz 9 Satz 3 wdid wie folgt gefasst: 

,3estimmimgen eines Abkonmiens zui- Vemieidung 
der Doppelbesteuenmg, sowde Absatz 8 und § 20 
Absatz 2 des Außensteuergesetzes bleiben unbe- 
ilihrt, soweit sie jeweils die Freistellung von Ein- 
künften in einem weitergehenden Umfang ein- 
schränken.“ 

c) Absatz 10 wird wie folgt gefasst: 

„(10) Sind auf eine Vergütimg im Sinne des § 15 
Absatz 1 Satz 1 Nimimer 2 Satz 1 zweiter Halbsatz 
und Nummer 3 zweiter Halbsatz die Vorsclrnften ei- 
nes Abkommens zui- Venneidung dei- Doppelbesteu- 
eiung anzuw enden und enthält das Abkommen 
keine solche Veigütimgen betreffende ausdrückliche 
Regelung, gilt die Vergütimg füi- Zwecke der An- 
wendimg des Abkommens zur Venneidimg der 
Doppelbesteueinng ausscliheßlich als Teil des Un- 
temelunensgewinns des vergütimgsberechtigten 
Gesellschafters. Satz 1 gilt auch ftir die durch das 
Sondei-betriebsveimögen veraiüassten Erträge und 
Auftvendimgen. Die Vergütimg des Gesellschafters 
ist imgeachtet der Vorschriften eines Abkommens 
ziu- Venneidimg der Doppelbesteuermig über die 
Zuordnimg von Vermögenswerten zu einer Be- 
trieb sstätte derjenigen Betiiebsstätte der Gesell- 
schaft zuzurechnen, der der Auft^^and ftir die der 
Vergütung ziignmde liegende Leistung zuzuordnen 
ist; die in Satz 2 genannten Erträge imd Aufwendun- 
gen sind der Betriebsstätte ziizm echnen, der die Ver- 
gütung zuzuordnen ist. Die Sätze 1 bis 3 gelten auch 
in den Fällen des § 15 Absatz 1 Satz 1 Nimuner 2 
Satz 2 sowie hi den Fällen des § 15 Absatz 1 Satz 2 
entsprechend. Sind Ehikünfte im Shuie der Sätze 1 
bis 4 einer Person zuzm echnen, die nach einem Ab- 
kommen zm- Vemieidung der Doppelbesteueirmg 
als hn anderen Staat ansässig gilt, imd vreist der 
Steuerpfhchtige nach, dass der andere Staat die Ein- 
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küiife besteueit, olme die darauf entfallende deut- 
sche Steuer anzruechnen, ist die in diesem Staat 
nachweislich auf diese Einkünhe festgesetzte und 
gezahlte und um einen entstandenen Emiäßigungs- 
anspnich gekürzte, der deutschen Einkommensteuer 
entsprechende, anteilige ausländische Steuer bis zm- 
Höhe der anteilig auf diese Einkünfte entfallenden 
deutschen Einkonunensteuer anzurechnen. Satz 5 
gilt nicht, wetui das Abkommen zur Venneidimg der 
Doppelbesteuerung eme ausdrückliche Regelung 
firr solche Einkünfte enthält. Die Sätze 1 bis 6 

1. sind nicht auf Gesellschaften im Sinne des § 15 
Absatz 3 Nunmier 2 anzuwenden; 

2. gelten entsprechend, wenn die Einkünfte zu den 
Einkünften aus selbständiger Arbeit im Sinne 
des § 18 gehören: dabei tritt der Artikel über die 
selbständige Arbeit an die Stelle des Artikels 
über die Uritemelunenseinkünfte, wenn das Ab- 
konmien zur Venneidimg der Doppelbesteue- 
nmg einen solchen Artikel enthält. 

Absatz 9 Satz 1 Nimuner 1 bleibt unberührt.“ 

37. Nach § 50h wird folgender § 50i ehigefügt: 

4 50i 

Besteuerung bestimmter- Einkünfte und Anwendimg 
von Doppelbesteuenmgsabkommen 

Sind Wiitschaftsgüter des Betriebsvermögens oder sind 
Anteile im Sinne des § 17 vor dem ... [einsetzen: Da- 
tum des Tages der Verkündung des vorliegenden Ände- 
rurigsgesetzes] hi das Betriebsvermögen einer Perso- 
nengesellschaft im Sinne des § 1 5 Absatz 3 übertragen 
oder über-ftihrt worden, und ist eine Besteuerimg der 
stillen Resen^eri im Zeitpunkt der Übertragung oder 
Überfüluung unterblieben, so ist der Gewinn, den ein 
Steuerpflichtiger, der im Sinne eines Abkonunens ziu 
Vermeidmig der Doppelbesteuenmg im anderen Ver- 
tragsstaat ansässig ist, aus der späteren Veräußerung 
oder Entnahme dieser Wirtschaftsgüter oder Anteile er- 
zielt, imgeachtet eritge genstehender Bestinmiungen des 
Abkonunens zm’ Venneidimg der Doppelbesteuerung 
zu versteuern. Auch die laufenden Einkünfte aus der 
Beteiligung an der Personengesellschaft, auf die die in 
Satz 1 geriarmtenWirtschaftsgüter oder Anteile übertra- 
gen oder überfirhrt wiuderi, sind imgeachtet entgegen- 
stehender Bestirnmimgen des Abkonunens zm Vennei- 
dimg der Doppelbesteuerung zu versteuern. 

Die Sätze 1 imd 2 gelten shmgernäß, werm Wirtschafts- 
güter vor dem . . . [einsetzen: Datmii des Tages der Ver- 
kündimg des vorliegenden Ändenmgsgesetzes] Be- 
triebs vemiögen einer Personengesellschaft geworden 
sind, die deswegen Einkünfte aus Gewerbebetrieb er- 
zielt, weil der Steuerpflichtige sowohl im überlassen- 
den Betrieb als auch im nutzenden Betr-ieb allein oder 
zusammen mit anderen Gesellschaftern einen einheitli- 
chen geschäftüchen Betätigimgswillen dmchsetzen 
karm mid dem nutzenden Beüieb eine wesentliche Be- 
tr-iebsgrundlage zur Nutzimg überlässt.“ 


38. § 5 1 a wird wie folgt geändert: 

a) Absatz 2c Nummer 3 wird wie folgt geändert: 

aa) In Satz 1 werden nach dem Wort „Identifika- 
tionsnummer“ die Wörter „und des Gebmtsda- 
timis“ eingeftigt. 

bb) Nach Satz 2 wird folgender Satz eingeftigt: 

„Im Übrigen karm der Khchensteuerabzugs- 
verpflichtete eine Anlassabfiage bei Begrün- 
dung einer Geschäftsbeziehmig oder auf Veran- 
lassung des Kmiden an das Bimdeszentralamt 
ftir Steuern richten.“ 

cc) Nach dem neuen Satz 5 werden folgende Sätze 
eingeftigt: 

„Anträge auf das Setzen der Spenv-ermerke. 
die im aktuellen Kalenderjahr ftir eine Regel- 
abfrage berücksichtigt werden sollen, müssen 
bis zum 30. Juni beim Bmides zentralamt ftu 
Steuern eingegangen sein. Alle übrigen Speir- 
veraierke köiuien nm- berücksichtigt weiden, 
wemi sie spätestens zwei Monate vor der Ab- 
frage des Kirchensteuerabzugs verpflichteten 
eingegangen sind. Dies gdt für- den Widerruf 
entsprechend.“ 

b) Absatz 2e wird -wie folgt geändert: 

aa) In Satz 1 werden nach dem Wort „Identifika- 
tionsnummer“ die Wörter „nach amtlich voige- 
schriebenem Vordruck“ eingeftigt. 

bb) Die Sätze 3 bis 5 werden wie folgt gefasst: 

„Der Spenv-eimeik verpflichtet den Kirchen- 
steuerpflichtigen ftir jeden Veraiüagimgszeit- 
raimi, in dem Kapitalertragsteuer embehalten 
worden ist, zur Abgabe einer Steuererklärung 
zum Zwecke der Veranlagung nach Absatz 2d 
Satz 1 . Das Bimdeszentralamt ftir Steuern über- 
mittelt für jeden Veranlagungszeitraum, in dem 
der Spenv- eimerk abgeiufen wurden ist, an das 
Wohnsitzfinanzamt Name und Anscluift des 
Kirchensteuerabzugs verpflichteten, an den im 
Fall des Absatzes 2c Nunmier 3 auf Gnmd des 
Sperrvuimerks ein Nullwert im Sirme des Ab- 
satzes 2c Satz 1 Nimimer 3 Satz 6 mitgeteilt 
wurden ist. Das Wohnsitzfinanzamt fordert den 
Kirchensteuerpflichtigen zm- Abgabe einer 
Steiieierklänmg nach § 149 Absatz 1 Satz 1 
und 2 der Abgabenordnung auf“ 

39. § 52 wird wie folgt geändert: 

a) Absatz 1 w^ird wie folgt gefasst: 

„(1) Diese Fassung des Gesetzes ist, soweit in den 
folgenden Absätzen und § 52a nichts anderes be- 
stimmt ist, erstmals für- den Veranlagmigszeitramn 
2013 anzuwenden. Beim Steuerabzug vom Arbeits- 
lohn gilt Satz 1 mit der Maßgabe, dass diese Fassung 
erstmals auf den laufenden Arbeitslohn anzuwenden 
ist, der für- einen nach dem 31. Dezember 2012 en- 
denden Lohnzahlungszeitraimi gezahlt wird, und 
auf sonstige Bezüge, die nach dem 31. Dezember 
2012 zufiießen.“ 
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b) D ein Absatz 4dl werden fol gende S ätze angefiigt : 

„§ 3 Niminier 40 Buchstabe d Satz 2 in der Fassung 
des Artikels . . . des Gesetzes vom . . . (BGBL IS. . . .) 
[einsetzen: Datimi und Fundstelle des vorliegenden 
Änderungsgesetzes] ist erstmals füi- den Veranla- 
gungszeitramii 2013 anzuwenden. Bei vom Kalen- 
deijalu’ abweichenden Wirtschaftsjahren ist § 3 
Nununer 40 Buchstabe d Satz 2 in der Fassung des 
Artikels ... des Gesetzes vom ... (BGBl. IS. ... 
[einsetzen: Datum imd Fundstelle des vorhegenden 
Ändenmgsgesetzes]) erstmals füi' den Verarda- 
gungs Zeitraum anzuwenden, in dem das Wirt- 
schaftsjalu’ endet, das nach dem 3 1 . Dezember 2012 
begomien hat.“ 

c) Nach Absatz 4f whd folgender Absatz 4g emgefiigt: 

„(4g) § 3 Nununer 5 in der Fassung des Artikels 
. . . des Gesetzes vom . . . (BGBl. I S. ... [ehisetzen: 
Datum und Fundstelle des vorliegenden Ändenings- 
gesetzes]) ist vorbehaltlich des Satzes 2 eistmals fiu 
den Veranlagungszeitraimi 2013 anzuwenden. § 3 
Nununer 5 in der Fassung des Gesetzes vom 8. Ok- 
tober 2009 (BGBl. I S. 3366, 3862), das zuletzt 
duich Artikel 20 des Gesetzes vom 20. Dezember 
2011 (BGBl. I S. 2854) geändert worden ist ist wei- 
terhin anzuwenden fiir fteiwülig Wehrdienst Leis- 
tende, die das Dienstverhältnis vor dem 1 . Januar 
2013 begomien haben.“ 

d) Der bisherige Absatz 4g wild Absatz 4h. 

e) Absatz 16 Satz 11 wird wie folgt gefasst: 

„§ 6 Absatz 1 Nununer 4 Satz 2 und 3 in der Fassung 
des Aitikels . . . des Gesetzes vom . . . (BGBl. IS. ... 
[einsetzen: Datimi luid Fundstelle des vorhegenden 
Ändeiiuigsgesetzes]) ist fiu- Fahizeuge mit Antrieb 
ausschließlich durch Elektromotoren, die ganz oder 
übeiwi egend aus mechanischen oder elektrochemi- 
schen Energiespeichem oder aus emissionsfiei be- 
triebenen Energiewandlem gespeist werden (Elek- 
trofaluzeiige), oder fiir extern aufladbare Hybrid- 
elektrofahrzeuge, anzuwenden, die vor dem 1. Ja- 
nuar 2023 angeschafit werden.“ 

f) Die Sätze 1 imd 2 des Absatzes 24a in der Fassung 
des Bürgerentlastungsgesetzes Kiankenversiche- 
mng vom 16. Juli 2009 (BGBl. IS. 1959) w^erden 
dem Absatz 24a in der Fassung des Beitieibiuigs- 
richtlinie-Umsetzmigsgesetzes vom 7. Dezember 
2011 (BGBl. I S. 2592) angefugt. 

g) Absatz 24a in der Fassung des Büigerentlastiuigsge- 
setzes Kiankenversichermig vom 16. Juli 2009 
(BGBl. IS. 1959) whd aufgehoben. 

h) Dem Absatz 24b wird folgender Satz vorangestellt: 

„§ 10 Absatz 4b Satz 4 bis 6 in der Fässiuig des Ar- 
tikels 2 des Gesetzes vom . . . (BGBl. IS. ... [einset- 
zen: Datum und Fundstelle des vorliegenden Ände- 
mngsgesetzes]) ist erstmals fiu- die Übeimittlung der 
Daten des Veranlagungszeitraums 2015 anzuwen- 
den.“ 

i) hl Absatz 32b wird nach Satz 1 folgender Satz ein- 
gefiigt: 


„§ 1 5 Absatz 4 Satz 2 und 7 in der Fassung des Ar- 
tikels . . . des Gesetzes vom . . . (BGBl. IS. ... [em- 
setzen: Datimi imd Fimdstelle des vorüegenden Äii- 
deningsgesetzes]) ist in allen Fällen anzuwenden, in 
denen am . . . [ehisetzen: Datum des Tages nach der 
Verkündimg] die FeststeUungsfirist noch nicht abge- 
laufen ist.“ 

j) hl Absatz 40 wird nach Satz 9 folgender Satz ehige- 
fiigt: 

„§ 32 Absatz 5 ist letztmals füi' den Veranlagimgs- 
zeitraum 2018 anzuwenden; Voraiissetzimg hierfüi' 
ist, dass das Kind den Dienst oder die Tätigkeit vor 
dem 1. Juli 2011 angeheten hat.“ 

k) Dem Absatz 43a wird folgender Satz angefiigt: 

„§ 32b Absatz 2 Satz 1 Nununer 2 Satz 2 Buchsta- 
be c ist erstmals auf Whtschaflsgüter des Umlauf- 
veimögens anzuwenden, die nach dem 25. Oktober 
2012 (Tag des Gesetzesbeschlusses des Deutschen 
Bimdestags über das Jahres Steuergesetz 2013) ange- 
schafift, her ge stellt oder in das Betriebsvermögen 
eingelegt werden.“ 

l) Absatz 45 wird wie folgt gefasst: 

„(45) § 32d Absatz 2 Nunmier 4 in der Fassung 
des Artikels . . . des Gesetzes vom . . . (BGBl. IS ... 
[einsetzen: Datimi imd Fundstelle des vorhegenden 
Änderungsgesetzes]) ght füi- Bezüge oder Ehuiah- 
men, die nach dem 3 1 . Dezember 2012 zufließen.“ 

m) Absatz 46 wird wie folgt gefasst: 

„(46) § 33a Absatz 1 hi der Fassung des Arti- 
kels . . . des Gesetzes vom . . . (BGBl. IS. ... [einset- 
zen: Datum imd Fundstelle des vorliegenden Ände- 
ningsgesetzes]) ist hi allen Fällen anzuwenden, in 
denen die Ehikonmiensteuer noch nicht bestands- 
kiäftig veranlagt ist.“ 

n) Nach Absatz 50g wird folgender Absatz 50h ehige- 
fligt: 

„(50h) Das Bimdesnihiisterium der Fhianzen 
kaiui hn Ehiveinehmen mit den obeisten Finanzbe- 
hörden der Länder hi einem Schreiben mitteilen, ab 
v/ann die Regelimgen hi § 39a Absatz 1 Satz 3 bis 5 
erstmals anzuwenden sind. Dieses Schieiben ist hn 
Bimdess teuerblatt zu veröflentlichen.“ 

o) Absatz 55a whd wie folgt gefasst: 

„(55a) § 43 b und die Anlage 2 (zu § 43 b) hi der 
Fassung des Artikels ... des Gesetzes vom ... 
(BGBl. IS. ... [ehisetzen: Datum und Fundstelle des 
vorliegenden Ändenmgsgesetzes]) sind erstmals auf 
Ausschüttimgen anzuwenden, die nach dem 3 1 . De- 
zember 2011 zufließen.“ 

p) Die Absätze 55c imd 5 5d werden aufgehoben. 

q) Absatz 59a whd wie folgt geändert: 

aa) Nach Satz 6 whd folgender Satz eingefiigt: 

„§ 50d Absatz 1 hi der Fassung des Artikels . . , 
des Gesetzes vom . . , (BGBl. IS. ... [ehisetzen: 
Datum und Fundstelle des vorüegenden Ände- 
nmgsgesetzes]) ist erstmals auf Zahlungen an- 
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ZLiweiiden, die nach dem . . . [eiiisetzen: Datum 
des Tages nach der Verkündung] erfolgen/ ‘ 

bb) Nach dem neuen Satz 8 werden folgende Sätze 
eingefiigt: 

„§ 50d Absatz 9 Satz 3 in der Fassung des Aiti- 
kels . . . des Gesetzes vom . . . (BGBl. IS. . . .) 
[einsetzen: Datum luid Fundstelle des vorlie- 
genden Ändemngsgesetzes] ist in allen Fällen 
anzuw'^enden. in denen die Einkommensteuer 
noch nicht bestandskräftig festgesetzt worden 
ist. § 5 Od Absatz 10 in der Fassung des Artikels 
. . . des Gesetzes vom . . . (BGBl. IS. . . ,) [ein- 
setzen: Datum und Fundstelle des vorhegenden 
Ändemngsgesetzes] ist in allen Fällen anzu- 
wenden, in denen die Einkonmien- und Kör- 
perschaftsteuer noch nicht bestandskräftig fest- 
gesetzt w^orden ist.“ 

r) Nach Absatz 59c whd folgender Absatz 59d einge- 
fiigt: 

„(59d) § 50i ist auf die Veräußening von Wirt- 
schafts gutem oder Anteilen oder ihrer Entnahme an- 
zuw^enden, die nach dem . . . [einsetzen: Datiuii des 
Tages der Verkündiuig des vor hegenden Ände- 
lungsgesetzes] stattfhiden. Hinsichtlich der laufen- 
den Einkünhe aus der Beteiligung an der Personen- 
gesellschaft ist die Vorscluift in allen Fällen anzu- 
wenden, in denen die Einkommensteuer noch nicht 
bestandskiäftig festgesetzt w^orden ist.“ 

s) Die bisherigen Absätze 59d und 59e w^erden die 
neuen Absätze 59e und 59f. 

40. § 52a w^ird wie folgt geändert: 

a) Dem Absatz 10 wmd folgender Satz angefügt: 

„§ 20 Absatz 4a Satz 7 in der Fassung des Artikels 
. . . des Gesetzes vom . . . (BGBl. IS. ... [einsetzen: 
Datum und Fundstelle des vorliegenden Ändenings- 
gesetzes]) ist erstmals auf Abspaltungen anzuw^en- 
den, bei denen die Anmeldung zur Eintragung in das 
öffentliche Register, das fiir die Wiiksamkeit des je- 
w^ eiligen Vorgangs maßgebend ist, nach dem 3 1 . De- 
zember 2011 erfolgt.“ 

b) Nach Absatz 16b w^erden die folgenden Absätze 16c 
und 16d eingefügt: 

„(16c) § 43 Absatz 1 in der Fassung des Artikels 
. . . des Gesetzes vom . . . (BGBl. I S. ... [einsetzen: 
Datum und Fundstelle des vorliegendenÄndenings- 
gesetzes]) ist erstmals anzuwenden auf Kapitaler- 
träge, die dem Gläubiger nach dem 3 1 . Dezember 
2012 zufließen. § 44 Absatz la in der Fassung des 
Artikels ... des Gesetzes vom ... (BGBl. IS. ... 
[einsetzen: Datiuii und Fundstelle des vorhegenden 
Änderungsgesetzes]) ist erstmals anzuw^enden auf 
Kapitaleiti äge, die dem Gläubiger nach dem 31 . De- 
zember 2012 zufließen. § 44a Absatz 1, 2, 5, 7, 8 
und 10 in der Fassung des Artikels ... des Gesetzes 
vom . . . (BGBl. IS. ... [einsetzen: Datum und Fund- 
stelle des vorliegenden Ändeiungsgesetzes]) ist 
erstmals anzuw^enden auf Kapitaleitiäge, die dem 
Gläubiger nach dem 31. Dezember 2012 zufließen. 
§ 44b Absatz 1 bis 4 ist letztmals anzuw'^enden auf 


Kapitaleiti äge, die dem Gläubiger vor dem 1. Januar 
2013 zufließen. § 45b ist letztmals anzuwenden auf 
Kapitaleitiäge, die dem Gläubiger vor dem 1 . Ja- 
nuar 2013 zufließen. § 45a Absatz 2 Satz 1 in der 
Fassung des Artikels ... des Gesetzes vom ... 
(BGBl. IS. ... [eiiisetzen: Datimi und Fundstelle des 
vorliegenden Ändemngsgesetzes] ) ist erstmals aii- 
zuw^enden auf Kapitalerträge, die dem Gläubiger 
nach dem 31. Dezember 2012 zufließen. § 45d Ab- 
satz 1 hl der Fassung des Artikels . . . des Gesetzes 
vom . . . (BGBl. IS. ... [einsetzen: Datum und Fund- 
stelle des vorliegenden Ändeiungsgesetzes]) ist 
erstmals anzuw^enden auf Kapitaleitiäge, die dem 
Gläubiger nach dem 3 1 . Dezember 2012 zufließen. 

(16d) § 44b Absatz 7 in der Fassung des Artikels 
. . . des Gesetzes vom . . . (BGBl. IS. ... [emsetzen: 
Datum und Fundstelle des vorliegenden Ändenings- 
gesetzes]) ist erstmals anzuw^enden auf Kapitaler- 
träge, die dem Gläubiger nach dem 3 1 . Dezember 
2012 zufließen.“ 

c) hl Absatz 1 8 Satz 2 wird die Angab e „31. D ezember 
2013“ durch die Angabe „31. Dezember 2014“ er- 
setzt. 

41. Nach § 52a wird folgender § 52b eingefugt: 

„§ 52b 

Übergangsregelungen bis zur Anwendung der 
elektronischen Lohnsteuerabzugsmerkmale 

(1) Die Lohnsteuerkarte 2010 und die Bescheinigung 
füi- den Lohnsteuerabzug (Absatz 3) gelten mit den ein- 
getragenen Lohnsteuerabzugsmerkmalen auch fiir den 
Steuerabzug vom Aibeitslolm ab dem 1. Januar 2011 
bis zur erstmaligen Anw^endung der elektronischen 
Lohnsteuerabzugsmerkmale durch den Arbeitgeber 
(Übergangszeitraum). Voraussetzung ist, dass dem Ar- 
beitgeber entweder die Lolmsteuerkarte 2010 oder die 
Bescheinigung fiir den Lohnsteuerabzug vorliegt, hi 
diesem Übeigangszeitraum hat der Arbeitgeber die 
Lohnsteuerkarte 2010 und die Bescheinigung fiir den 
Lohnsteuerabzug 

1 . w^ährend des Diensrt erhältnisses aufziibew^ahren, er 
darf sie nicht veniichten; 

2. dem Aibeitnehnier zur Vorlage beim Finanzamt vo- 
ilib ergehend zu überlassen sowie 

3. nach Beendigimg des Dienstv^erhältnisses innerhalb 
einer angemessenen Frist herauszugeben. 

Nach Ablauf des auf den Einfüluungszeitraum (Ab- 
satz 5 Satz 2) folgenden Kalenderjahres darf der Arbeit- 
geber' die Lohnsteuerkarte 2010 und die Beschehiigung 
für' den Lohnsteuerabzug vernichten. Ist auf der Lolm- 
steuerkaite 2010 eine Lolmsteuerbescheinigung erteilt 
und ist die Lohnsteuerkarte an den Arbeitnehmer 
heraus gegeben worden, kann der Ar b eitgeb er bei fort- 
bestehendem DiensNerhältrüs die Lohnsteuerabzugs- 
merkmale der Lohnsteuerkarte 2010 im Übergangszeit- 
raum wieder anw^enden, werm der Arbeitnehmer schrifi- 
lich erklärt, dass die Lohnsteuerabzugsmerkmale der 
Lolmsteuerkarte 2010 w^eiterhin zutreffend sind. 

(2) Für- Eintragungen auf der Lohnsteuerkarte 2010 
und in der Bescheinigung fiir den Lohnsteuerabzug hn 


Deutscher Bundestag - 17. Wahlperiode 


-21- 


Drucksache 17/13033 


Übergaiigszeitramii ist das Finaiizamt zuständig. Der 
Arbeitnehmer ist veipflichtet, die Eintragung der Steu- 
erklasse und der Zahl der Kinder& eibeträge auf der 
Lobnsteuerkarte 2010 und in der B escheinigung füi- den 
Lohnsteuerabzug umgehend diuch das Finanzamt än- 
dern zu lassen, wenn die Eintragung von den Verhält- 
nissen zu Beginn des jeweiligen Kalenderjahres irn 
Übergarigszeitraiim zu seinen Gunsten abweicht. Diese 
Verpflichtung gilt auch in den Fällen, in denen die Steu- 
erklasse II bescheinigt ist und die Voraussetzungen für' 
die Berücksichtigung des Entlastungsbetrags für' Al- 
lerner ziehende (§ 24b) im Laufe des Kalenderjahres 
entfallen. Kommt der Arbeitiieluner seiner Verpflich- 
tung nicht nach, so hat das Einanzamt die Emtragung 
von Amts wegen zu ändern; der Arbeitnehmer hat die 
Lohnsteuerkarte 2010 luid die Bescheinigung firr den 
Lohnsteuerabzug dem Finanzamt auf Verlangen vorzu- 
legen. 

(3) Hat die Gemeinde für' den Arbeitnehmer keine 
Lohnsteuerkarte fiir das Kalender jalu' 2010 ausgestellt 
oder ist die Loluis teuerkarte 2010 verloren gegangen, 
luibrauchbar geworden oder zerstört worden, hat das Fi- 
nanzamt im Übergangszeitiaum auf Antrag des Arbeit- 
nehmers ehre Bescheinigung für den Lohnsteuerabzug 
nach amtlich vorgeschriebenem Muster (Bescheini- 
gung fiir den Lolmsteuerabzug) auszustellen. Diese Be- 
scheinigung tritt an die Stelle der Lohnsteuerkarte 
2010. 

(4) Beginnt ein nach § 1 Absatz 1 imbeschränkt ehi- 
kotiunensteuerpflichtiger lediger Arbeitnehmer im 
Übergangszeitramii ein Ausbüdungsdiensfi^erhältnis 
als erstes Dienstverhältnis, karm der Arbeitgeber auf die 
Vorlage einer' Bescheinigung für' den Lohnsteuerabzug 
verzichten, hi diesem Fall hat der Arbeitgeber die 
Lohnsteuer nach der' Steuer klasse I zu er-mittehi; der Ar- 
beitnehmer hat dem Arbeitgeber seine Identifikations- 
nutimier sowie den Tag der Geburt und die rechtliche 
Zugehörigkeit zu einer steuer erhebenden Religionsge- 
meinschah: mitzuteilen und schriftlich zu bestätigen, 
dass es sich um das erste Dienstverhältnis handelt. Der 
Arbeitgeber hat die Erklärimg des Arbeitnehmers bis 
zum Ablauf des Kalenderjahres als Beleg zum Lolm- 
konto aufziibewahren. 

(5) Das Bundesministerium der Finanzen hat im 
Einvernehmen mit den obersten Finanzbehörden der' 
Länder den Zeitpunkt der erstmaligen Anwendimg der 
ELStAM für' die Durchfirhrung des Lohnsteuerabzugs 
ab dem Kalenderjahr 2013 oder einem späteren Anw^eri- 
dimgszeitpunkt sowie den Zeitpimkt des erstmaligen 
Abnifs der ELStAM durch den Arbeitgeber (Startter- 
min) in einem Schreiben zu bestinunen, das im Bimdes- 
steuerblatt zu ver öffentlichen ist. Darin ist fiir die Ein- 
fülmmg des Verfahrens der elektronischen Lohnsteuer- 
abzugsmerkmale ein Zeitraimi zu bestimmen (Ehifüh- 
nmgszeitramii). Der Arbeitgeber oder sein Vertreter 
(§ 39e Absatz 4 Satz 6) hat im Einfiihrungszeitraum die 
nach § 39e gebildeten ELStAM abzunifen und für die 
auf den Abr-ufzeiftninkt folgende nächste Lohnabrech- 
nimg anzLiwenden. Für den Abnif der ELStAM hat sich 
der Arbeitgeber oder' sein Vertreter zu authentifizieren 
imd die Steuemmiuner der Betr-iebsstätte oder des Teils 


des Betr-iebs des Arbeitgebers, in dem der fiir die 
Durchführung des Lohnsteuerabzugs maßgebende Ar- 
beitslohn des Arbeitneluners er-mittelt wird (§41 Ab- 
satz 2), die Identifikationsnunmier und den Tag der Ge- 
blüt des Arbeitnehmers sowie, ob es sich um das erste 
oder ein weiteres Dienst\verhältriis handelt, niitzuteilen. 
Er hat ein erstes Dienstverhältnis mitzuteilen, wenn auf 
der Loluisteuerkarte 2010 oder der Beschehiigimg für' 
den Lohnsteuerabzug eine der Steuerklassen I bis V 
(§ 38b Absatz 1 Satz 2 Nununer 1 bis 5) eingetragen ist 
oder w^erui die Lohnsteuerabzugsmerkmale nach Ab- 
satz 4 gebildet w^orden sind. Ein weiteres Dienstverhält- 
nis (§ 38b Absatz 1 Satz 2 Nummer 6) ist niitzuteilen, 
wenn die Voraussetzimgen des Satzes 5 nicht vorliegen. 
Der Arbeitgeber hat die ELStAM in das Lohnkonto zu 
übernehmen imd gemäß der übennittelten zeitlichen 
Gültigkeitsangabe anzuwerideri. 

(5a) Nachdem der Arbeitgeber die ELStAM fiir die 
Durchfülmmg des Loluisteuerabzugs angewandt hat, 
sind die Übergangsregelungen in Absatz 1 Satz 1 und in 
den Absätzen 2 bis 5 nicht mein anzuweriden. Die 
Lohnsteuerabzugsmerkmale der vorliegenden Lolm- 
steuerkarte 2010 und der Bescheinigung fiir den Lolm- 
steuerabzug gelten nicht mehr. Wenn die nach § 39e 
Absatz 1 Satz 1 gebildeten Lolmsteuerabzugsmerkmale 
den tatsächlichen Verhältnissen des Arbeitnehmers 
nicht entsprechen, hat das Finanzamt auf dessen Antrag 
eine besondere Bescheinigimg für' den Lohnsteuerab- 
zug (Besondere Bescheinigung für' den Lohnsteuerab- 
zug) mit den Lohnsteuerabzugsmerkmalen des Arbeit- 
nehmers auszustelleri sowde etwaige Ändenmgen ein- 
zutragen (§39 Absatz 1 Satz 2) und die Abrufberechti- 
gimg des Arbeitgebers auszusetzen. Die Gültigkeit 
dieser Bescheinigung ist auf längstens zwei Kalender- 
jahre zu begrenzen. § 39e Absatz 5 Satz 1 und Absatz 7 
Satz 6 gilt entsprechend. Die Lohnsteuerabzugsmerk- 
male der Besonderen Bescheinigung fiir den Lolm- 
steuerabzug sind für' die Durchfülunng des Lohnsteuer- 
abzugs nur dann für' den Arbeitgeber maßgebend, wenn 
ilun gleichzeitig die Lohnsteuerkarte 2010 vorliegt oder 
imter den Voraus setzmigen des Absatzes 1 Satz 5 Vor- 
gelegen hat oder eine Bescheinigimg fiir den Lohnsteu- 
erabzug für' das erste Dierist\ver'hältnis des Arbeitneh- 
mers vorliegt. Abweichend von Absatz 5 Satz 3 und 7 
kann der Arbeitgeber nach dem erstmaligen Abnif der 
ELStAM die Lohnsteuer im EmfüluTingszeitraum 
längstens fiir die Dauer von sechs Kaleridermonaten 
weiter nach den Lolms teuer abzugsmerkmalen der 
Lohnsteuerkarte 2010, der Beschemigung fiir den 
Lohnsteuerabzug oder den nach Absatz 4 maßgebenden 
Lohnsteuerabzugsmerkmalen erheben, wenn der Ar- 
beitnehmer zustinmit. Dies gilt auch, wenn der Arbeit- 
geber die ELStAM im Emfiihrmigszeitraum erstmals 
angewandt hat. 

(6) bis (8) (weggefallen) 

(9) Ist der unbeschränkt einkommensteuerpflichtige 
Arbeitnehmer seinen Veipflichtimgen nach Absatz 2 
Satz 2 und 3 nicht nachgekommen imd kommt eine Ver- 
anlagung zur Einkommensteuer nach § 46 Absatz 2 
Nummer 1 bis 7 nicht in Betracht, kaim das Finanzamt 
den Ai'beitnehmer zur Abgabe einer Einkonunensteuer- 
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erkläiimg aiiffordem und eine Veranlagung zur Ein- 
kommensteuer durchfuhren.“ 

42. hl § 65 Absatz 1 Satz 3 werden die Wörter „§ 28 Niini- 
nier 1 des Dritten Buches Sozialgesetzbuch“ duich die 
Wörter „§ 28 Absatz 1 Nummer 1 des Dritten Buches 
Sozialgesetzbuch“ sowie die Wörter ,3uiopäischen 
Gemeinschaften“ durch die Wörter ,3^opäischen 
Union“ ersetzt. 

43. hl § 3 Niiiiuner 40 Satz 4, § 10 Absatz 2 Satz 1 Num- 
mer 2 Buchstabe a und § 43a Absatz 2 Satz 5 werden 
jeweils die Wörter „Europäischen Gemeinschaft“ durch 
die Wörter „Europäischen Union“ ersetzt. 

44. Die Anlage 2 erhält die als Anlage zu diesem Gesetz er- 
sichtliche Fassung. 

Artikel 3 

Änderung des Körperscliaftsteiiergesetzes 

Das Körpers chaftsteuergesetz in der Fassung der Be- 
kanntmachimg vom 15. Oktober 2002 (BGBl. I S. 4144), das 
zuletzt dinch Artikel des Gesetzes vom ... 2013 (BGBl. I 
S. . . ,) geändert w^orderi ist, whd wie folgt geändert: 

1 . § 8b wmd wie folgt geändert: 

a) Absatz 1 Satz 2 wird wie folgt gefasst: 

„Satz 1 gilt nur, sow^eit die Bezüge das Einkonmien 
der leistenden Körperschaft nicht gemindert haben.“ 

b) In Absatz 9 w^erden die Wörter „Richtlinie 90/435/ 
EWG des Rates vom 23, Juli 1990 über das gemein- 
same Steuersystem der Mutter- imd Tochtergesell- 
schaften verscliiedener- Mitgliedstaaten (ABI EG 
Nr, L 225 S. 6, Nr. L 266 S, 20, 1997 Nr. L 16 S. 98), 
zuletzt geändert diuch die Richtlinie 2003/1 23 /EG 
des Rates vom 22, Dezember 2003 (ABI. EU 2004 Nr. 
L 7 S, 41)“ durch die Wörter „Richtlinie 2011/96/EU 
des Rates vom 30. November- 2011 über das gemein- 
same Steuersystem der Mutter- und Tochtergesell- 
schaften verscliiedener Mitgliedstaaten (ABI. L vom 
29,12,2011, S. 8)“ ersetzt. 

c) Absatz 10 wild wie folgt gefasst: 

„(10) Überlässt eine Körperschaft (überlassende 
Körperschaft) Anteile, auf die bei Uir Absatz 7 oder 8 
anzuwenden ist oder auf die bei ihr aus anderen Grün- 
den die Steuer freistellurigen der Absätze 1 und 2 oder- 
vergleichbare ausländische Vorscliriften nicht anzu- 
w^erideri sind, an eine Körperschaft (andere Körper- 
schaft), bei der auf die Anteile Absatz 7 oder- 8 nicht 
anzuwenden ist, imd hat die aridere Köiperschaft, der 
die Anteile zuzur echnen sind, diese oder gleichartige 
Anteile zurückzugeben, dürfen die ftir die Überlas- 
sung gew^ährten Entgelte bei der anderen Körper- 
schaft nicht als Betriebsausgabe abgezogen werden. 
Überlässt die andere Körperschaft ftir die Überlas- 
sung der Anteile Wirtschaftsgüter- an die überlassende 
Köiperschaft, aus denen diese Einnahmen oder Be- 
züge erzielt, gelten diese Einnahmen oder Bezüge als 
von der arideren Körperschaft bezogen und als Entgelt 
ftir die Überlassung an die überlassende Körperschaft 
gewälut. Absatz 3 Satz 1 und 2 sowie Absatz 5 sind 
nicht anzuwenden. Die Sätze 1 bis 3 gelten auch für- 


Weilpapieipensionsgeschäfte im Sirme des § 340b 
Absatz 2 des Handelsgesetzbuchs. Die Sätze 1 bis 4 
gelten nicht, w^enn die ander e Körperschaft keine Ein- 
nahmen oder Bezüge aus den ilir- überlassenen Antei- 
len erzielt. Zu den Eirmahmen und Bezügen aus den 
überlassenen Anteilen im Sinne des Satzes 5 gehören 
auch Entgelte, die die andere Körperschaft da ftir er- 
hält, dass sie die entliehenen Wertpapiere w^eiter ver- 
leiht. Die Sätze 1 bis 6 gelten entsprechend, w^enn die 
Anteile an eine Personengesellschaft oder von eirier 
Personengesellschaft überlassen w^erden, an der die 
überlassende oder die andere Körperschaft immittel- 
bar oder mittelbar- über- eine Per-sonengesellschaft 
oder mehrere Personengesellschaften beteiligt ist. hi 
diesen Fällen gelten die Anteile als an die Körper- 
schaft oder von der Körperschaft überlassen. Die 
Sätze 1 bis 8 gelten entsprechend, werm Anteile, die 
die Voraussetzungen des Absatzes 7 erfiillen, von ei- 
ner Personengesellschaft überlassen w^erden. Die 
Sätze 1 bis 8 gelten nicht, sow^eit § 2 Nunmier 2 zwei- 
ter Halbsatz oder § 5 Absatz 2 Nummer 1 zv^^eiter 
Halbsatz auf die überlassende Körperschaft Anwen- 
dung findet. Als Anteil im Sinne der Sätze 1 bis 10 gilt 
auch der Investmentanteil im Sirme von § 1 Absatz 1 
des hivestmentsteuergesetzes vom 15. Dezember 
2003 (BGBl. I S. 2676, 2724), das zuletzt dinch Arti- 
kel 2 Absatz 56 des Gesetzes vom 22. Dezember 2011 
(BGBl. I S. 3044) geändert w^orden ist, in der jew^eils 
geltenden Fassung, sow’^eit daraus Einnahmen erzielt 
werden, auf die § 8b anzuw^enden ist.“ 

2. hl § 9 Absatz 1 Nimtmer 2 Satz 4 w’^erderi die Wörter 
„Richtlinie 77/799/EWG des Rates vorn 19. Dezember 
1977 über die gegenseitige Amtshilfe zwischen den zu- 
ständigen Behörden der Mitgliedstaaten im Bereich der 
direkten Steuern und der Mehrw^ertsteuer- (ABI. L 336 
vom 27.12,1977, S. 15), die zuletzt durch the Richtlinie 
2006/98/EG (ABI. L 363 vom 20.12.2006, S. 129) geän- 
dert w^orden ist, einschließlich der in diesem Zusammen- 
hang anzuw" endenden Dmchftihnmgsbestinmiungen in 
den für- den jew’^eiligen Verarilagimgszeitraum geltenden 
Fassungen oder eines entsprechenden Nachfolgerechts- 
aktes“ durch die Wörter „Amtshilferichtlinie gemäß § 2 
Absatz 2 des EU- Amtshilfegesetzes“ ersetzt. 

3. Nach § 26 Absatz 1 wird folgender Absatz 2 eingefiigt: 

„(2) § 50d Absatz 10 des Einkommensteuergesetzes 
gilt entsprechend.“ 

4. § 34 wmd wde folgt geändert: 

a) Absatz 7 wird wie folgt geändert: 

aa) hl Satz 10 w^erden die Wörter „Richtlinie 90/435/ 
EWG des Rates vom 23. Juli 1990 über das ge- 
meinsame Steuersystem der Mutter- und Tochter- 
gesellschaften verschiedener Mitgliedstaaten 
(ABI. EG Nr. L 225 S. 6, Nr. L 266 S. 20, 1997 
Nr. L 16 S. 98), zuletzt geändert durch Akte über 
die Beitrittsbedhigimgen und die Anpassungen 
der Verträge - Beitritt der Tschechischen Repu- 
blik, der Republik Estland, der Republik Zypern, 
der Republik Lettland, der Republik Litauen, der 
Republik Ungarn, der Republik Malta, der Repu- 
blik Polen, der Republik Slow^enien und der Slo- 
w'^akischen Republik (ABI EU 2003 Nr. L 236 
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S. 33)“ durch die Wörter „Richtlinie 201 1/96/EU 

des Rates vooi 30. Novenibei 2011 über das ge- 
meinsame Steuea systeoi der Mutter- und Tochter- 
gesellschaften versclüedener Mitgliedstaaten 
(ABI. L 345 vom 29.12.2011, S. eisetzt. 

bb) Folgende Sätze werden angeftigt: 

„§ 8b Absatz 1 Satz 2 in der Fassung des Artikels 
. . . des Gesetzes vom . . . (BGBl. IS ... [einsetzen: 
Datum imd Fundstelle des vorliegenden Ände- 
rungsgesetzes]) ist erstmals füx den Veranla- 
gimgszeitranm 2013 anzuwenden. Bei vom Ka- 
lenderjahr abweichenden Wutschaftsjahren ist 
§ 8b Absatz 1 Satz 2 m der Fassimg des Artikels 
. . . des Gesetzes vom . . . (BGBl. IS ... [einsetzen: 
Datum imd Fundstelle des vorliegenden Ände- 
rungsgesetzes]) erstmals fiir den Veranlagimgs- 
zeitraum anziiwenden, in dem das Wiitschafts- 
jabr endet, das nach dem 31. Dezember 2012 
begonnen bat. § 8b Absatz 10 Satz 1 bis 5 rmd 7 
bis 11 in der Fassimg des Artikels ... des Geset- 
zes vom . . . (BGBl. IS... [einsetzen: Datiuii und 
Fimdstelle des vorliegenden Äudenmgsgeset- 
zes]) ist erstmals füi- nach dem 31. Dezember 
2012 übellass ene Anteile anzuwenden. § 8b Ab- 
satz 10 Satz 6 in der Fassung des Artikels . . . des 
Gesetzes vom ... (BGBl. IS ...) [einsetzen: Da- 
tum und Fundstelle des vorbegenden Ändenmgs- 
gesetzes] ist auf aUe offenen Fälle anzuwenden.“ 

b) In Absatz 8a wird nach Satz 6 folgender Satz einge- 

ftigt: 

„§ 9 Absatz 1 Nuumier 2 Satz 4 in der Fassung des Ar- 
tikels . . . des Gesetzes vom . . . (BGBl. IS. . . , [einset- 
zen: Datimi imd Fundstelle des vorliegenden Ände- 
nmgsgesetzes]) ist erstmals fiir den Veraiüagimgszeit- 
raimi 2013 anzuwenden.“ 

c) In Absatz 10b Satz 3 wird die Angabe „2013“ durch 
die Angabe „2015“ ersetzt. 

5. hl § 5 Absatz 2 Nuiimier 2 imd § 32 Absatz 4 Satz 1 wer- 
den jeweils die Wörter „des Artikels 48 des Vertrags zin 
Gründimg der Europäischen Gemeinschaft“ diuch die 
Wörter „des Artikels 54 des Vertrags über die Arbeits- 
weise der Europäischen Union“ ersetzt. 

6. hl § 8b Absatz 7 Satz 3, § 21a Absatz 2 imd § 26 Absatz 6 
Satz 10 werden jeweils die Wörter „Eiuopäischen Ge- 
mehischaft“ durch die Wörter „Europäischen Union“ er- 
setzt. 

Artikel 4 

Änderung des Gewerbesteiiergesetzes 

Das Gewerbesteuergesetz hi der Fassung der Bekannt- 
machung vom 15. Oktobei- 2002 (BGBl. I S. 4167), das zu- 
letzt durch Artikel 5 des Gesetzes vom 7. Dezember 2011 
(BGBl. I S. 2592) geändert worden ist, whd wie folgt geän- 
dert: 

1 . § 9 whd wie folgt geändert: 

a) In Nummei- 5 Satz 4 weiden die Wörter ,3ichtlinie 
77/799/EWG des Rates vom 19. Dezember 1977 über 
die gegenseitige Amtshilfe zwischen den zuständigen 


Behörden der Mitgliedstaaten hii Bereich der direkten 
Steuern und der Meluweitsteuer (ABI. L 336 vom 
27.12.1977, S. 15), die zuletzt durch die Richtünie 
2006/98/EG (ABI. L 363 vom 20. 12.2006, S. 129) ge- 
ändert worden ist, einschließlich der hi diesem Zu- 
sanunenhang anzuwendenden Duichfülmingsbestim- 
mimgen hi den ftir den jeweiligen Veranlagimgszeit- 
raimi geltenden Fassimgen oder eines entsprechenden 
Nachfolgeiechtsaktes“ durch die Wörter ,ÄJiitshilfe- 
richtlinie gemäß § 2 Absatz 2 des EU-Amtshilfegeset- 
zes“ ersetzt. 

b) In Nummer 7 Satz 1 werden die Wörter „Richtlinie 
9 0/43 5 /EWG des Rates vom 23. Juli 1990 über das 
gemeinsame Steuersystem der Muttei- und Tochter- 
gesellschaften verschiedener Mitgliedstaaten (ABI. 
EG Nr. L 225 S. 6, Nr. L 266 S. 20, 1997 Nr. L 16 
S. 98), zuletzt geändert durch Richtlinie 2006/98/EG 
des Rates vom 20. November 2006 (ABI. EU Nr. L 
363 S. 129)“ diuch die Wörter „Richtlinie 2011/96/ 
EU des Rates vom 30. November 2011 über das 
gemeinsame Steuersystem der Muttei- und Tochter- 
gesellschaften verschiedener Mitgliedstaaten (ABI. 
L 345 vom 29.12.2011, S. 8)“ ersetzt. 

2. § 29 Absatz 1 Nummer 2 wird wie folgt gefasst: 

„2 . bei Betrieben, die ausschließlich Anlagen zui- Erzeu- 
gung von Strom und anderen Energietiägem sowie 
Wäime aus Windenergie und solarer Strahlungsener- 
gie hn Sinne des § 3 Nunmier 3 des Gesetzes fiir den 
VoiTang Eineuerbaier Eneigien betreiben, zu drei 
Zehntel das in Nununer 1 bezeichnete Verhältnis und 
zu sieben Zehntel das Verhältnis, in dem die Sunmie 
der steuerheh maßgebenden Ansätze des Sachanla- 
gevermögens mit Ausnahme der Betriebs- und Ge- 
schäftsausstattung, der geleisteten Anzalüungen und 
der Anlagen im Bau in allen Betiiebsstätten (§ 28) zu 
dem Ansatz in den einzelnen Betriebsstätten steht.“ 

3. § 35 c Absatz 1 Nummer 2 Buchstabe f wir d wie folgt ge- 
fasst: 

„f) über die Beschränkung dei’ Hinzurecluiung von Ent- 
gelten füi' Schulden und ihnen gleichgestellte Be- 
träge (§ 8 Nunmier 1 Buchstabe a) bei 

aa) Finanzdienstleistungsinstituten, soweit sie Fi- 
nanzdienstleistungen im Siiuie des § 1 Absatz la 
Satz 2 des Gesetzes über das Kreditwesen täti- 
gen, 

bb) Zahlimgsinstituten, soweit sie Zahlimgsdienste 
im Simie des § 1 Absatz 2 Nummer 2 Buchsta- 
be c und Nummer 6 des Zahlungsdiensteauf- 
sichtsgesetzes erbringen. 

Voraussetzung füi’ die Umsetzung von Satz 1 ist, dass 
die Umsätze des Finanzdienstleistimgsinstituts zu 
mindestens 50 Prozent auf Finanzdienstleistungen 
und die Umsätze des Zahlungsinstituts zu mindes- 
tens 50 Prozent auf Zahlimgsdienste entfallen,“ . 

4. § 36 wild wie folgt geändert: 

a) In Absatz 8b wir d nach Satz 4 folgendei- Satz einge- 
ftigt: 

„§ 9 Nimimer 5 Satz 4 hi der Fassung des Artikels . . . 
des Gesetzes vom . . . (BGBl. IS. ... [einsetzen: Da- 
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tiuii lind Fundstelle des vorliegenden Ändeningsge- 
setzes]) ist erstmals fiir den Erhebiingszeitraum 2013 
anzuwenden.“ 

b) Nach Absatz 9c wird folgender Absatz 9d emgefiigt: 

„(9d) § 29 Absatz 1 Nunmier 2 in der Fassung des 
Aitikels... des Gesetzes vom... (BGBl. IS. .., [ein- 
setzen: Datum und Fundstelle des vorbegenden Ände- 
ningsgesetzes]) ist vorbehaltbch Satz 2 erstmals füi' 
den Erbebungszeitrauni 2013 anzuw enden. Für die 
Erbebungszeiträunie 2013 bis 2022 ist § 29 Absatz 1 
Nummer 2 bei Betrieben, die ausschließlich Anlagen 
zur Erzeugung von Strom und anderen Energieträgern 
sowie Wärme aus solarer Strahlungsenergie im Sinne 
des § 3 Nummer 3 des Gesetzes fiir den Vonang Er- 
neuerbaier Energien betreiben, in folgender Fassung 
anzuwenden: 

„2. bei Betrieben, die aiisscliheßhch Anlagen zin Er- 
zeugung von Strom und anderen Energieträgern 
sowie Wänne aus solarer Strablungsenergie im 
Suuie des § 3 Nummer 3 des Gesetzes fiir den 
Vorrang Enieuerbarer Energien betreiben, 

a) fiir den auf Neuanlagen nn Sinne von Satz 3 
entfallenden Anteil am Steueimessbetrag zu 
diei Zehntel das in Nununer 1 bezeichnete 
Verhältnis und zu sieben Zehntel das Verhält- 
nis, in dem die Simune der steuerlich maßge- 
benden Ansätze des Sacbanlagevermögens 
mit Ausnahme der Betriebs- und Geschäfis- 
ausstattung, der geleisteten Anzahlungen und 
der Anlagen im Bau (maßgebendes Sacbanla- 
genvemiögen) in allen Betriebsstätten (§ 28) 
zu dem Ansatz in den einzelnen Betriebsstät- 
ten steht, und 

b) fiir den auf die übrigen Anlagen nn Sinne von 
Satz 4 entfallenden Anteil am Steuennessbe- 
trag das hi Nunmier 1 bezeichnete Verhältnis. 

Der auf Neuanlagen und auf übrige Anlagen je- 
weils entfallende Anteil am Steuennessbetrag er- 
mittelt sich aus dem Verhältnis, in dem 

a) die Summe des maßgebenden Sacbanlagever- 
mögens fiii' Neuanlagen imd 

b) die Sunune des übrigen maßgebenden Sach- 
anlagevermögens fiir die übrigen Anlagen 

zum gesamten maßgebenden Sacbanlageveniiö- 
gen des Betriebs steht. 

Neuanlageri sind Anlagen, die nach dem 30. Jimi 
2012 zur Erzeugung von Strom imd anderen 
Energieträgeni sowie Wärme aus solar er Strah- 
lurigsenergie gerielimigt wur den. Die übrigen An- 
lagen imifasseri das übrige maßgebende Sachan- 
lagenveraiögen des Betiiebs.^'" 

c) Absatz 10a whd wie folgt geändert: 

aa) bl Satz 2 whd das Semikolon durch einen Punkt 
ersetzt und wird folgender Satz emgefiigt: 

„§ 35c Absatz 1 Nimimer 2 Buchstabe f Satz 1 in 
der Fassung des Artikels . . . des Gesetzes vom . . . 


(BGBl. IS. ... [eirisetzeri: Datimi und Fimdstelle 
des vorbegenden Äridenmgsgesetzes]) ist erst- 
mals fiir den Erhebungszeitraum 2009 anzuweri- 
den.“ 

bb) In dem neuen Satz 4 vrerderi die Wörter „in der 
Fassung des Artikels 3 des Gesetzes vom 8. April 
2010 (BGBl. I S. 386)“ durch die Wörter „in der 
Fassung des Artikels ... des Gesetzes vom ... 

(BGBl. IS [eirisetzeri: Datum und Fundstelle 

des vorliegenden Äridenmgsgesetzes])“ ersetzt. 

Artikel 5 

Änderuug der Gewerbesteiier-Durchfiihruugs- 
verordniing 

Die Gewerbesteuer-Durchfübnmgsverordnimg in der 
Fassung der Bekarmtmachimg vom 15. Oktober 2002 
(BGBl. I S. 4180), die zuletzt durch Artikel 4 der Verordnung 
vom 1 7. November 2010 (BGBl. I S. 1544) geändert w^orden 
ist, wird wie folgt geändert: 

1 . § 1 9 Absatz 4 wird wie folgt gefasst: 

„(4) Bei Finanzdieristleistungsiristituteri im Shme des 
§ 1 Absatz la des Kreditw^esengesetzes, die mit Aus- 
nahme der Unternehmen im Shme des § 2 Absatz 6 Nimi- 
rner 17 des Kreditiveserigesetzes nicht der Ausrialunere- 
gelung des § 2 Absatz 6 des Kr editwesengesetzes imter- 
üegen, sowie bei Zahlungsinstituteri im Shme des § 1 Ab- 
satz 1 Nummer 5 des Zablimgsdiensteaufsicbtsgesetzes 
unterbleibt eine Hinzurechnung von Entgelten für- Schul- 
den und ihnen gleichgestellten Beträgen nach § 8 Nimi- 
rner 1 Buchstabe a des Gesetzes, sow^eit die Entgelte und 
ihnen gleichgestellten Beträge unmittelbar auf Finariz- 
dienstleistimgen im Shme des § 1 Absatz la Satz 2 des 
Kreditw^esengesetzes oder Zahlimgsdienste im Shme des 
§ 1 Absatz 2 Nummer 2 Buchstabe c und Nunmier 6 des 
Zalilungsdiensteaufsichtsgesetzes entfallen. Satz 1 ist nur' 
anzuw^erideri, w^erm die Umsätze des Finanzdieiistleis- 
tungshistituts zu mindestens 50 Prozent auf Fhianzdienst- 
leistimgen imd die Umsätze des Zahlungsinstituts zu 
min destens 50 Prozent auf Zalilimgsdienste entfallen.“ 

2. § 36 Absatz 3 w^hrd wie folgt geändert: 

a) In Satz 2 w^erden die Semikola durch jew^eils einen 
Pimkt ersetzt. 

b) Nach dem neuen Satz 3 wmd folgender Satz ehige- 

ftigt: 

„§ 19 Absatz 4 Satz 1 hi der Fassung des Artikels . . . 
des Gesetzes vom . . . (BGBl. IS. ... [ehisetzeri: Da- 
timi imd Fundstelle des vorhegenden Ändenmgsge- 
setzes]) ist erstmals fiir den Erhebimgszeitiaum 2009 
anzuw^enden.“ 

c) Im neuen Satz 5 weiden die Wörter „in der- Fassung 
des Artikels 4 des Gesetzes vom 8. April 2010 (BGBl. 
I S. 386)“ durch die Wörter „hi der Fassung des Arti- 
kels . . . des Gesetzes vom . . . (BGBl. IS. ... [ehiset- 
zen: Datimi imd Fundstelle des vorliegenden Äiide- 
nmgsgesetzes])“ ersetzt. 
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Artikel 6 

Änderung des Außeusteuergesetzes 

Das Aiißeiisteuergesetz vom S. September 1972 (BGBl. I 
S. 1713), das zuletzt duich Artikel 7 des Gesetzes voni 8. De- 
zember 2010 (BGBl. I S. 1768) geändert worden ist, wnd 
wde folgt geändert: 

1 . § 1 wild wie folgt geändert: 

a) In Absatz 1 w^ird nach Satz 1 folgender Satz eingefiigt: 

„Steiieipflichtiger ini Simie dieser Vorschrift ist auch 
eine PersonengeseLscliafi: oder eine Mitiintemehnier- 
schaft; eine Peisonengesellschaft oder Mitimtenieli- 
mer Schaft ist selbst nahestehende Person, w^emi sie die 
Voraussetzungen des Absatzes 2 erfiillt.“ 

b) Absatz 3 wird wie folgt geändert: 

aa) In Satz 5 wird die Angabe „Satz 2“ durch die An- 
gabe „Satz 3“ ersetzt. 

bb) In Satz 6 w^erden nach dem Wort , JLeistungsenip- 
fängers“ die Wörter „unter Berücksichtigung 
funktions- und risikoadäquater Kapitalisienings- 
zins Sätze“ eingefiigt. 

cc) In Satz 9 werden die Wörter „unter Beilicksichti- 
gung hinktions- und risikoadäquater Kapitalisie- 
nmgszinssätze“ gesüichen. 

dd) Satz 13 wird aufgehoben. 

c) Absatz 4 w'^ird aufgehoben. 

d) Del- bisherige Absatz 5 wird Absatz 4 und wie folgt 
gefasst: 

„(4) Geschähsbeziehungen im Sinne dieser Vor- 
schrift sind 

1. einzelne oder mehrere zusanunenhängende wirt- 
schaftliche Vorgänge (Geschäfts Vorfälle) zwi- 
schen emem Steuerpflichtigen und einer naheste- 
henden Person. 

a) die Teil einer Tätigkeit sind, auf die die §§13, 
15, 18 oder 21 des Einkommensteuergesetzes 
anzuw'enden sind oder im Fall einer ausländi- 
schen nahestehenden Person anzuw^enden w^ä- 
ren, w'enn sich der Geschäfts Vorfall im Inland 
ereignet hätte, imd 

b) denen keine gesellschafts vertragliche Verein- 
barung zugnmde liegt; 

2. Geschäfts Vorfälle zwischen einem Unternehmen 
eines Steuerpflichtigen und seiner in einem ande- 
ren Staat gelegenen Betriebsstätte (anzimehmende 
schuldrechtliche B eziehiuigen) . 

Liegen einer Geschäftsbeziehimg keine schuldi echth- 
chen VeiehibaiTingen zugnmde, ist davon auszuge- 
hen, dass voneinander unabhängige ordentliche und 
gewissenliafte Geschäftsleiter schuldrechtliche Ver- 
einbarungen getroffen hätten oder bestehende Rechts- 
positioneri geltend machen würden, die der Besteue- 
nmg zugrunde zu legen sind, es sei denn, der Steuer- 
pflichtige macht im Einzelfall etwas anderes glaub- 
haft.“ 


e) Die folgenden Absätze 5 und 6 w^erderi angeftigt: 

„(5) Die Absätze 1, 3 und 4 sind entsprechend ari- 
zuwerideri, werm ftir eine Geschäftsbeziehung im 
Sinne des Absatzes 4 Satz 1 Nummer 2 die Bedingun- 
gen, insbesondere die Venechnimgspreise, die der 
Aufteihmg der Einkünfte zwischen einem inländi- 
schen Unternehmen und seiner ausländischen Be- 
triebsstätte oder der Erniitthmg der Einkünfte der in- 
ländischen Betriebs Stätte eines ausländischen Unter- 
nehmens steuerlich zugrunde gelegt w^erden, nicht 
dem Fremdvergleichs gnmdsatz entsprechen und da- 
durch die inländischen Einkünfte eines beschränkt 
Steuerpflichtigen gemindert oder die ausländischen 
Einkünfte eines unbeschränkt Steuerpflichtigen er- 
höht w^erderi. Zur Anw'endimg des Fremdvergleichs- 
gnmdsatzes ist eine Betiiebsstätte wie ein eigenstän- 
diges rmd unabhängiges Unternehmen zu behandeln, 
es sei denn, die Zugehörigkeit der Betriebs stätte zum 
Unternehmen erfordert eine andere Behandlung. Um 
die Betriebs Stätte wde ein eigenständiges imd unab- 
hängiges Unternehmen zu behandeln, sind ihr hi ei- 
nem er sten Schritt zuzuordnen: 

1. die Funktionen des Uritemelunens, die durch iln 
Personal ausgeübt w^erden (Personalftmktionen), 

2. die Vermögenswerte des Untemelunens, die sie 
zur Ausübimg der ihr zugeordneteri Funktionen 
benötigt, 

3. die Chancen und Risiken des Untemelunens, die 
sie auf Gnmd der ausgeübten Fimktionen imd zu- 
geordrieten Vermögens w^erte übeminunt, sowie 

4. ein angemessenes Eigenkapital (Dotationskapi- 
tal). 

Auf der Grundlage dieser Zuordnung sind hi einem 
zweiten Schr-itt die Art der Geschäftsbeziehungen 
zwischen dem Untenielunen und seiner Betriebsstätte 
und die Verrechnungspreis e für- diese Geschäftsbezie- 
hungen zu bestimmen. Die Sätze 1 bis 4 sind entspre- 
chend auf ständige Vertreter- anzuw'enden. Die Mög- 
lichkeit, einen Ausgleichsposten nach § 4g des Eiri- 
konmiensteuergesetzes zu bilden, wird nicht ehige- 
schränkt. Auf Geschäftsbeziehurigeri zwischen einem 
Gesellschafter imd seiner Persoriengesellschaft oder 
zwischen einem Mituntemehmer und seiner Mitimter- 
nehmer schaft sind die Sätze 1 bis 4 nicht anziiw^enden, 
unabhängig davon, ob die Beteiligung unmittelbar be- 
steht oder ob sie nach § 15 Absatz 1 Satz 1 Nununer 2 
Satz 2 des Einkommensteuergesetzes mittelbar be- 
steht; für- diese Geschäftsbeziehurigeri gilt Absatz 1 . 
Ist ehi Abkonunen zur Vemieidimg der Doppelbesteu- 
enmg anzuw'enden und macht der Steuerpflichtige 
geltend, dass dessen Regehmgen den Sätzen 1 bis 7 
widersprechen, so hat das Abkonunen nin Vonang, 
soweit der Steuerpflichtige nachweist, dass der ander e 
Staat sein Besteuenmgsrecht entsprechend diesem 
Abkommen ausübt imd deshalb die Anwendung der 
Sätze 1 bis 7 zu einer- Doppelbesteuerung füluen 
würde. 

(6) Das Bimdesrninister-ium der Finanzen wird er- 
mächtigt, mit Zustinmiung des Bundesrates durch 
Rechtsverordnimg Emzelheiten des Frenidvergleichs- 
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gnindsatzes im Sinne der Absätze 1, 3 und 5 und Ein- 
zeJlieiten zu dessen einlieitlichei Anwendung zu re- 
geln sowie Grundsätze zur Bestimmung des Do- 
tationskapitals im Sinne des Absatzes 5 Satz 3 Num- 
mer 4 festzLilegen.“ 

2. § 2 Absatz 5 wird wie folgt gefasst: 

„(5) Ist Absatz 1 anzuwenden, kommt der Steuersatz 
zui’ Anwendimg, der sich fiir sämtliche Einkünfte der Per- 
son ergibt; füi’ die Eimittlung des Steuersatzes bleiben 
Einkünfte aus Kapitalvennögen außer Betracht, die dem 
gesonderten Steuersatz nach § 32d Absatz 1 des Einkom- 
mensteuergesetzes unterliegen. Auf Einkünfte, die dem 
Steuerabzug auf Gnmd des § 50a des Ehikonmiensteuer- 
gesetzes unterliegen, ist § 50 Absatz 2 des Einkommen- 
steuergesetzes nicht anzuwenden. § 43 Absatz 5 des Ein- 
kommensteuergesetzes bleibt unberührt.“ 

3. § 8 Absatz 2 wird wie folgt geändert: 

a) In Satz 1 werden die Wörter „im Sinne des § 7 Abs . 2“ 
durch die Wörter „im Sinne des § 7 Absatz 2 oder Ab- 
satz 6“ ersetzt. 

b) In Satz 2 werden die Wörter „Richtlinie 77/799/EWG 
des Rates vom 19. Dezember 1977 über die gegensei- 
tige Amtshilfe zwischen den zuständigen Behörden 
der Mitgliedstaaten im Bereich der direkten Steuein 
und der Meluwertsteuer (ABI. EG Nr. L 336 S. 15), 
die zuletzt durch die Richtlinie 2006/98/EWG des 
Rates vom 20, Novembei- 2006 (ABI EU Nr. L 363 
S. 129) geändeit worden ist, hi der jeweils geltenden 
Fassung,“ duich die Wörter , Aaftshilferichtlinie ge- 
mäß § 2 Absatz 2 des EU Amtshilfegesetzes“ ersetzt. 

4. § 15 whd wie folgt geändeit: 

a) Absatz 1 Satz 1 wird wie folgt gefasst: 

„Vennögen imd Einkünfte einer Familienstiftung, 
die Geschäftsleitung imd Sitz außerhalb des Gel- 
tungsbereichs dieses Gesetzes hat (ausländische 
Familienstiftung), werden dem Stifter, wenn er 
imbesclu’änkt steueipflichtig ist, sonst den rmbe- 
sclu’änkt steuerpflichtigen Personen, die bezugs- 
berechtigt oder anfallsberechtigt sind, entspre- 
chend ihrem Anteil zugereclmet .“ 

b) Absatz 5 wird wie folgt gefasst: 

„(5) § 12 Absatz 1 und 2 ist entsprechend anzuw^en- 
den. Für Steuern auf die nach Absatz 1 1 befreiten Zu- 
wendungen gilt § 12 Absatz 3 entsprechend.“ 

c) In Absatz 6 Nummer 2 werden die Wörter ,3j^^Etlinie 
77/799/EWG“ durch die Wörter ,.Aiiitshilferichtlinie 
gemäß § 2 Absatz 2 des EU-Amtshilfegesetzes“ er- 
setzt. 

d) Absatz 7 wird durch die folgenden Absätze 7 bis 1 1 
ersetzt: 

„(7) Die Einkünfte dei- Stiftung nach Absatz 1 wer- 
den in entsprechende!- Anwendung der Vorschriften 
des Köiperschaftsteueigesetzes und des Einkommen- 
steuergesetzes eimittelt. Bei der Eimitthmg der Ein- 
künfte güt § 10 Absatz 3 entsprechend. Ergibt sich ein 
negativer Betrag, entfällt die Zuiechnimg. 


(8) Die nach Absatz 1 dem Stifter oder der bezugs- 
oder anfallsberechtigten Person zuzmechnenden Ein- 
künfte gehören bei Personen, die Un e Einkünfte nicht 
nach dem Körpei schaft Steuergesetz ennitteln, zu den 
Einkünften im Sirme des § 20 Absatz 1 Nunmier 9 des 
Einkonunensteuergesetzes. § 20 Absatz 8 des Ein- 
konmiensteuergesetzes bleibt unberülut; § 3 Niuii- 
mer 40 Satz 1 Buchstabe d imd § 32d des Einkom- 
mensteuergesetzes sind nui- insoweit anzuwenden, als 
diese Vorschiiften bei unmittelbarem Bezug der zuzu- 
recluienden Einkünfte duich die Personen im Sinne 
des Absatzes 1 anzuwenden wären. Soweit es sich 
beim Stifter oder der bezugs- oder anfallsberechtigten 
Person um Personen handelt, die ihre Einkünfte nach 
dem Köiperschaftsteuergesetz eimittehi, bleibt § 8 
Ab- Satz 2 des Köiperschaftsteueigesetzes unbeilihrt; 
§ 8b Absatz 1 imd 2 des Körpeischaftsteuergesetzes 
ist nur insoweit anzuw^enden, als diese Vorschrift bei 
unmittelbarem Bezug der zuzurechnenden Einkünfte 
durch die Personen im Sinne des Absatzes 1 anzuwen- 
den w^äie. 

(9) Ist eine ausländische Familienstiflung oder eine 
andere ausländische Stiftimg im Sinne des Absat- 
zes 10 an einer Köiperschaft, Personenvereinigung 
oder Vermögensmasse im Sinne des Köiperschaft- 
steuergesetzes, die weder Geschäftsleitung noch Sitz 
im Geltimgsbereidi dieses Gesetzes hat und die nicht 
gemäß § 3 Absatz 1 des Körpeischaft Steuergesetzes 
von der Köiperschaftsteueipflicht ausgenonmien ist 
(ausländische Gesellschaft), beteiligt, so gehören die 
Einkünfte dieser Gesellschaft in entsprechende!- An- 
wendung der §§ 7 bis 14 mit dem Teil zu den Einkünf- 
ten der Fanlilienstiftung, der auf die Beteiligung der 
Stiftimg am Nennkapital der Gesellschaft entfällt. Auf 
Gewhmausschüttungen der ausländischen Gesell- 
schaft, denen nachweislich bereits nach Satz 1 zuge- 
rechnete Beträge zugnmde liegen, ist Absatz 1 nicht 
anzuwenden. 

(10) Einer ausländischen Famihenstiftung w^eiden 
Vennögen und Einkünfte einer anderen ausländischen 
Stiftung, die nicht die Voraussetzungen des Absatzes 6 
Satz 1 erfüllt, entsprechend ihrem Anteil zugerechnet, 
w^eim sie allein oder zusammen mit den in den Absät- 
zen 2 und 3 genannten Personen zu melu als der 
Hälfte luunittelbar oder niittelbai- bezugsberechtigt 
oder anfallsberechtigt ist. Auf Zuwendungen der aus- 
ländischen Stiftimg, denen nachweislich bereits nach 
Satz 1 zugereclmete Beträge zugnmde liegen, ist Ab- 
satz 1 nicht anzuwenden. 

(11) Zuwendungen der ausländischen Familienstif- 
timg imterliegen bei Personen im Sitine des Absatzes 1 
nicht der Besteuenmg, soweit die den Zuwendungen 
zugnmde liegenden Einkünfte nachweislich bereits 
nach Absatz 1 zugerechnet worden sind.“ 

5 . § 1 8 Absatz 4 wird wie folgt gefasst: 

„(4) Die Absätze 1 bis 3 gelten füi- Einkünfte und Ver- 
mögen im Shme des § 15 entsprechend.“ 
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6. Dem § 21 werden die folgenden Absätze 20 und 2 1 ange- 
fiigt: 

„(20) § 1 Absatz 1 Satz 2 erster Halbsatz und Absatz 3 
und 6 in der Fassung des Artikels . . . des Gesetzes vom . . , 
(BGBl. I S. ... [einsetzen: Datum und Fundstelle des 
vorliegenden Ändeningsgesetzes]) ist erstmals ftir den 
Veranlagungszeitrauin 2013 anzuwenden. § 1 Absatz 1 
Satz 2 zv^^eiter Halbsatz in der Fassung des Artikels . . . 
des Gesetzes vom . . . (BGBl. IS. ... [einsetzen: Datum 
und Fundstelle des vorliegenden Änderungsgesetzes]) 
gilt fiir alle noch nicht bestandskiäftigen Veranlagungen. 
§ 1 Absatz 4 und 5 in der Fassung des Aitikels . . . des Ge- 
setzes vom ... (BGBl. I S. ... [einsetzen: Datiuii und 
Fundstelle des vorliegenden Änderungsgesetzes]) ist 
erstmals für Wirtschaftsjalue anzuwenden, die nach dem 
31. Dezember 2012 beginnen. 

(21) § 2 Absatz 5 in der Fassung des Artikels ... des 
Gesetzes vom . . . (BGBl. IS. ... [einsetzen: Datum und 
Fiuidstelle des vorliegenden Änderungsgesetzes]) ist 
erstmals füi’ den Veranlagungszeitraum 2013 anzuwen- 
den. Auf Anüag ist § 2 Absatz 5 Satz 1 und 3 hi der Fas- 
sung des Artikels . . . des Gesetzes vom . . . (BGBl. IS. ... 
[einsetzen: Datum und Fundstelle des vorliegenden Än- 
deiimgsgesetzes]) bereits fiir Verardagungszeitiäume vor 
2013 anzuwenden, bereits ergangene Steuerfestsetzun- 
gen sind aufzuheben oder zu ändern. § S Absatz 2 in der 
Fassung des Aitikels . . . des Gesetzes vom . . . (BGBl. I 
S. ... [einsetzen: Datum und Fundstelle des vorhegenden 
Änderungsgesetzes]) ist erstmals anzuwenden 

1 . fiir die Einkonmien- und Köiperschafisteuer fiir den 
Veranlagimgszeitraum, 

2. fiir die Gewerbesteuer fiir den Erhebungszeitraum, 

fiir den Zwischeneinkünfie hinzuzurechnen sind, die in 
einem Wiitschafisjahr der Zwischengesellschaft oder der 
Betriebs Stätte entstanden sind, das nach dem 31. Dezem- 
ber 2012 begiiuit. § 15 Absatz 1^ 5 bis 11 sowie § 18 Ab- 
satz 4 sind in der Fassung des Artikels . . . des Gesetzes 
vom . . . (BGBl. IS. ... [einsetzen: Datimi und Fundstelle 
des vorliegenden Änderungsgesetzes]) fiir die Einkom- 
men- und Körperschaftsteuer erstmals anzuwenden fiu 
den Veranlagungszeitraum 2013.“ 


Artikel 7 

Änderung der Gewinnabgrenzimgsaufzeiclinungs- 
verordnnng 

§ 7 der Ge whmabgrenzungsaufzeichnungs Verordnung 
vom 13. November 2003 (BGBl. I S. 2296)^ die zuletzt duich 
Artikel 9 des Gesetzes vom 14. August 2007 (BGBl. I 
S. 1912) geändert worden ist, whd wie folgt gefasst: 

.§7 

Entsprechende Anwendung fiir Betriebsstätten, 
Personengesellschaften und Mitunteinehmer schäften 

Die §§ 1 bis 6 gelten entsprechend 


1 . ftir Steuerpflichtige, die fiir die inländische Besteuemng 
nach § 1 Absatz 5 des Außensteuer gesetzes Einkünfte 
zwischen fluem inländischen Unternehmen und dessen 
ausländischer Betriebsstätte aufzuteilen haben, 

2. fiir Steuerpflichtige, die fiir die inländische Besteuemng 
nach § 1 Absatz 5 des Außensteuergesetzes Einkünfte der 
inländischen Betiiebsstätte ihres ausländischen Unter- 
nelirnens zu ermitteln haben, sowie 

3 . fiir Per sonenge seUscha fteri und Mituntemelimer schäften, 
auf die § 1 Absatz 1 Satz 2 des Außensteuergesetzes ari- 
zuwenden ist.“ 


Artikel 8 

Äuderung des luvestmentsteiiergesetzes 

Das Investmentsteuergesetz vom 15. Dezember 2003 
(BGBl. I S. 2676, 2724)^, das zuletzt durch Artikel 2 Ab- 
satz 56 des Gesetzes vom 22. Dezember 2011 (BGBl. I 
S. 3044) geändert worden ist, whd wie folgt geändert: 

1 . hl § 7 Absatz 5 Satz 1 werden die Wörter „des § 44a Ab- 
satz 4 und des § 44b Absatz 1 Satz 1“ diucli die Wörter 
„des § 44a Absatz 4 und 10 Satz 1“ ersetzt. 

2. hl § 11 Absatz 2 Satz 4 vrerden die Wörter „in § 44b 
Abs. 1 Satz 2 des Einkonunensteuergesetzes bezeicluie- 
ten“ durch die Wörter „nach dem Einkonmiensteuer- 
gesetz erforderlichen “ersetzt. 

3. hl § 17a Satz 2 werden die Wörter „Riclitlhüe 77/799/ 
EWG des Rates vom 19. Dezember 1977 über die gegen- 
seitige Amtshilfe zwischen den zuständigen Behörden 
der Mitghedstaaten im Bereich der direkten Steuern und 
der Mehrw^ertsteuer (ABI. EG Nr. L 336 S. 15), die zu- 
letzt diu’ch die Richthnie 2006/98/EWG des Rates vom 
20. November 2006 (ABI. EU Nr. L 363 S. 129) geändert 
worden ist, in der jew^eils geltenden Fassimg“ diucli die 
Wörter ,AJiitshilferichtlinie gemäß § 2 Absatz 2 des 
EU- Amtshilfegesetzes“ ersetzt. 

4. Dem § 18 whd folgender Absatz 22 angefiigt: 

„(22) § 7 Absatz 5 Satz 1 und § 1 1 Absatz 2 Satz 4 in 
der Fassung des Artikels . . . des Gesetzes vom . . . (BGBl. 
IS. . . , [einsetzen: Datum und Fundstelle des vorliegen- 
den Ändeningsgesetzes]) sind erstmals anzuw^enden auf 
Erträge aus Investmentanteilen, die dem Anleger nach 
dem 31 . Dezember 2012 zufließen oder als ihm zugeflos- 
sen gelten. § 1 7a Satz 2 in der Fassung des Artikels . . . des 
Gesetzes vom ... (BGBl. IS. ... [einsetzen: Datum und 
Fundstelle des vorliegenden Ändeningsgesetzes]) ist ab 
dem 1. Januai' 2013 anzuw^enden.“ 


Artikel 9 

Änderung des Umwandlungssteiier gesetzes 

Das Umwandlungssteuergesetz vom 7. Dezember 2006 
(BGBl. I S. 2782, 2791), das zuletzt duich Aitikel 4 des Ge- 
setzes vom 22. Dezember 2009 (BGBl. I S. 3950) geändert 
w^orden ist, whd wie folgt geändert: 

1 . hl § 1 Absatz 2 Nummer 1 w^erden die Wöiter „des Arti- 
kels 48 des Vertrags zur Gründung der Eiuopäischen Ge- 
meinschaft“ diu’ch die Wörter „des Aitikels 54 des Ver- 
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trags übei- die Aibeitsweise der Euiopäischen Union“ er- 
setzt. 

2. Dem § 2 Absatz 4 werden folgende Sätze angefiigt: 

, JDer Ausgleich oder die Venechnung von positiven Ein- 
künfen des übeltragenden Rechtsüägers kn Rnclcwk- 
kimgs Zeitraum mit venechenbaien Verlusten, verblei- 
benden Verlustv^orträgen, nicht ausgeglichenen negativen 
Enikünften und emem Zinsvoitrag nach § 4h Absatz 1 
Satz 5 des Enikoinniensteueigesetzes des übernehmen- 
den Rechtsträgers ist nicht zulässig. Ist übernehmender 
Rechtstläger eine Organgesellschaft, gilt Satz 3 auch füi' 
emen Ausgleich oder eme Veirechniuig beim Organträ- 
ger entsprechend. Ist übernehmender Rechtsträger eine 
Personengesellschaft, gilt Satz 3 auch fiir einen Aus- 
gleich oder eine Verrechnung bei den Gesellschaftern 
entsprechend. Die Sätze 3 bis 5 gelten nicht, wenn über- 
tragender Rechtsträger imd übernehmender Rechtsträger 
vor Ablauf des steuerlichen Übertragungsstichtags ver- 
bundene Untemehmen im Snuie des § 271 Absatz 2 des 
Handelsgesetzbuches sind.“ 

3. Dem § 27 wkd folgender Absatz 11 angefiigt: 

„(1 1) § 2 Absatz 4 Satz 3 bis 5 in der Fassung des Ar- 
tikels . . . des Gesetzes vom . . . (BGBl. IS. . . .) [einsetzen: 
Datum imd Fundstelle des vorliegenden Ändeiimgsgeset- 
zes] sind erstmals auf Umwandlungen und Einbringun- 
gen anzuwenden, bei denen die Anmeldung zur Eintra- 
gung in das füi- die Wkksanikeit des jeweiligen Vorgangs 
maßgebende Register nach dem 13. Dezember 2012 er- 
folgt. Für Einbringungen, deren Wkksanikeit keine Ein- 
tragimg in ein öfientliches Register voraussetzt, ist § 20 
in der Fassung des Aitikels ... des Gesetzes vom ... 
(BGBl. I S. ...) [einsetzen: Datum und Fundstelle des 
vorliegenden Ändenmgs ge setze s] erstmals anzuwenden, 
wenn das wktschaftüche Eigentum au den eingebrachten 
Wirtschaftsgütem nach dem 13. Dezember 2012 überge- 
gangen ist." 

Artikel 10 

Änderung des Umsatzsteiiei gesetzes 

Das Ums atzst euer gesetz in der Fassung der Bekaiuitma- 
chimg vom 21. Febniar 2005 (BGBl. I S. 386), das zuletzt 
durch Artikel 2 des Gesetzes vom 8. Mai 2012 (BGBl. I 
S. 1030) geändert worden ist, wkd wie folgt geändert: 

1 . hl der hilialtsübersicht wird die Angabe zu § 26 wie folgt 
gefasst: 

„§ 26 Durchfülmmg, Erstattung in Sonderfällen“. 

2. § 3a wird wie folgt geändert: 

a) Absatz 2 Satz 3 wkd wie folgt gefasst: 

„Die Sätze 1 luid 2 gelten entspr echend bei einer sons- 
tigen Leistung an eine ausschließlich nicht unterneh- 
merisch tätige juristische Person, der eine Umsatz- 
steuer-Identifikationsnununer erteilt worden ist, und 
bei einer sonstigen Leistung an eine juristische Per- 
son, die sowolil unternehmerisch als auch nicht unter- 
nehmerisch tätig ist; dies güt nicht fik sonstige Leis- 
tungen, die ausschließlich für- den privaten Bedarf des 
Personals oder eines Gesellschafters bestimmt sind.“ 


b) In Absatz 3 werden der Nunmier 2 folgende Sätze ari- 
gefiigt: 

„Die Vermietung eines Beförderungsmittels, die nicht 
als kiuzfidstig im Sinne des Satzes 2 anzusehen ist, an 
einen Empfänger, der weder eki Unternehmer ist, für- 
dessen Untemehmen die Leistung bezogen wkd, noch 
ekle nicht unteinehmerisch tätige juristische Person, 
der eine Umsatzsteuer-Identifikationsnunmier erteilt 
w^orden ist, w^kd an dem Ort erbracht, an dem der 
Empfänger seinen Wolmsitz oder Sitz hat. Handelt es 
sich bei dem Beförderungsmittel um ein Sportboot, 
w^kd abw^eichend von Satz 3 die Vennietungsleistung 
an dem Ort ausgefülut, an dem das Sportboot dem 
Empfänger tatsächtich ziu Vertilgung gestellt wkd, 
w^erui sich auch der Sitz, die Geschäfisleiturig oder 
ekle Betriebsstätte des Unternehmers, von w^o aus 
diese Leistung tatsächlich erbracht w^kd, an diesem 
Ort befindet.“ 

3. § 4 wkd wfe folgt geändert: 

a) Nimimer 14 wkd wie folgt geändert: 
aa) Buchstabe c wkd wie folgt gefasst: 

„c) Leistungen nach den Buchstaben a und b, die 
von 

aa) Ekirichturigen, mit denen Verträge zur- 
hausarztzeritrierten Versorgung nach 
§ 73 b des Fünften Buches Sozialgesetz- 
buch oder- zur besonderen ambulanten 
ärztlichen Versorgung nach § 73c des 
Fünften Buches Sozialgesetzbuch beste- 
hen, oder 

bb) Ekirichturigen nach § 140b Absatz 1 des 
Fünften Buches Sozialgesetzbuch, mit 
denen Verträge zur- integr-ieiten Versor- 
gung nach § 140a des Fünften Buches 
Sozialgesetzbuch bestehen, 

erbracht werden:“. 

bb) Das Semikolon am Ende wkd durch eki Konmia 

er setzt und folgender Buchstabe e wkd ekigefiigt: 

„e) die zur Verhütung von nosokomialen Infek- 
tionen imd zur- Vermeidung der Weiteiv^er- 
breitung von Kranldieitserregem, insbeson- 
dere solcher mit Resistenzen, erbrachten 
Leistimgen eines Ar ztes oder einer Hygierie- 
fachkraft, an ki den Buchstaben a, b imd d 
genannte Ekuichtungen, die diesen dazu die- 
nen, ihre Heilbehandlurigs leistimgen ord- 
riimgs gemäß unter Beachtung der nach dem 
Infektionsschutzgesetz und den Rechtsver- 
ordnungen der Länder nach § 23 Absatz 8 
des hifektionsschutzgesetzes bestehenden 
Verpfiichtimgen zu erbrkigeri;“. 

b) Nimimer 16 wkd wie folgt geändert: 
aa) Satz 1 wkd wde folgt geändert: 

aaa) Buchstabe i wmd vtie folgt gefasst: 

„i) Einrichtimgen, mit denen ein Ver-ftag 
nach § 8 Absatz 3 des Gesetzes ziu Er- 
richtimg der Sozialversicherrmg für- 
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Landwiitschaft, Forsten und Gartenbau 
über die Gew^ähiimg von häuslicher- 
Krankenpflege oder Haushaltsbilfe 
nach den §§10 und 1 1 des Zweiten Ge- 
setzes über die Krankenversicherung 
der Landw^irte, § 10 des Gesetzes über 
die Altei ssicheiimg der Landwirte oder 
nach § 54 Absatz 2 des Siebten Buches 
Sozialgesetzbuch besteht“. 

bbb) hl Buchstabe j wird das Wort „oder“ gestri- 
chen. 

ccc) Nach Buchstabe j w^ud folgender Buch- 
stabe k eingefiigt: 

,4c) Einrichtungen, die als Betreuer nach 
§ 1896 Absatz 1 des Bürgerlichen Ge- 
setzbuchs bestellt worden sind, sofern 
es sich nicht uni Leistungen handelt, 
die nach § 1908i Absatz 1 in Verbin- 
dung mit § 1835 Absatz 3 des Bürger- 
lichen Gesetzbuchs vergütet w^erden, 
oder“. 

ddd) Der bisherige Buchstabe k whd Buchsta- 
be 1 luid in diesem wird die Angabe 
„40 Prozent“ durch die Angabe „25 Pro- 
zent ersetzt. 

bb) hl Satz 2 werden die Wörter , 4 iach den Buchsta- 
ben b bis k“ durch die Wörter „nach den Buchsta- 
ben b bis 1“ ersetzt. 

c) In Niminier 19 Buchstabe a Satz 2 w^erden nach den 
Wörtern „der Ehegatte,“ die Wörter „der eingetragene 
Lebenspaitner,“ eingefiigt. 

d) In Nununer 20 Buchstabe a wird nach Satz 2 folgen- 
der Satz eingefiigt: 

„Steuer frei sind auch die Umsätze von Bühnemegis- 
s euren und Büluienchoreographen an Ehuichtungen 
im Shuie der Sätze 1 und 2, w^enn die zuständige Lari- 
desbehörde bescheinigt, dass deren künstlerische 
Leistungen diesen Einrichtungen unmittelbar die- 
nen.“ 

e) Nummer 25 Satz 3 wird wie folgt geändert: 

aa) hl Buchstabe b wird das Semikolon am Ende 
durch ein Konmia ersetzt. 

bb) Nach Buchstabe b wird folgender- Buchstabe c 
eingefiigt: 

„c) Leistungen, die von Einrichtimgen erbracht 
werden, die als Vbnniinder nach § 1773 des 
Bürgerlichen Gesetzbuchs oder als Ergän- 
zungspfleger nach § 1909 des Bür-gerlichen 
Gesetzbuchs bestellt worden sind;“ . 

4. § 8 Absatz 2 Nummer 1 wird wie folgt gefasst: 

„1. die Lieferungen, Umbauten, Instandsetzungen, War- 
tungen, Vercharterungen imd Veraiietungen von 
Lufifahrzeugeri, die zur- Verblendung durch Unter- 
nehmer bestinunt sind, die im entgeltlichen Lufh^er- 
kehr überwiegend grenzüberschreitende Beförde- 
nmgen oder Beförderungen auf ausschheßlich im 
Ausland gelegenen Strecken und nur in unbedeuten- 


dem Umfang nach § 4 Nimuner 17 Buchstabe b steu- 
erfreie, auf das hiland beschränkte Beförderungen 
durchführen;“. 

5. § 12 Absatz 2 wird wie folgt geändert: 

a) Nummer 1 v/ird wie folgt gefasst: 

„1. die Lieferungen, die Ehifirhr und der iruierge- 
meinschaftliche Erwerb der in Anlage 2 bezeich- 
neten Gegenstände mit Aiisnalime der in der 
Nunmier 49 Buchstabe f, den Nuimnem 53 
imd 54 bezeichneten Gegenstände;“. 

b) Nummer 2 wild wie folgt gefasst: 

„2. die Vermietung der in Anlage 2 bezeichneten Ge- 
genstände mit Aiisnalime der in der Nummer 49 
Buchstabe f, den Niimmem 53 imd 54 bezeiclme- 
ten Gegenstände;“. 

c) In Nimimer 1 1 whd der abschließende Pmikt durch 
ein Semikolon ersetzt. 

d) Nach Nummer 11 w^erden folgende Niimmem 12 
und 13 angefiigt: 

„12. die Einfuhr der in der Nimuner 49 Buchstabe f, 
den Nummern 53 und 54 der Anlage 2 bezeich- 
neten Gegenstände; 

13. die Lieferungen und der hmergememschaftliche 
Erwerb der in Nummer 53 der- Anlage 2 be- 
zeichneten Gegenstände, wenn die Lieferungen 

a) vom Urheber der Gegenstände oder dessen 
Rechtsnachfolger bewirkt wrerden oder 

b) von einem Unternehmer bewirkt wrerden, der 
kehi Wieden,- erkäufer- (§ 25a Absatz 1 Nimi- 
rner 1 Satz 2) ist, und die Gegenstände 

aa) vom Unternehmer in das Gernem- 
schaftsgebiet eingefülut wurden, 

bb) von ihrem Urheber oder dessen Rechts- 
nachfolger an den Uritemeluner gelie- 
fert warrden oder 

cc) den Unternehmer zum vollen Vorsteuer- 
abziig ber echtigt haben.“ 

6. § 13b whd wie folgt geändert: 

a) Absatz 2 Nununer 5 whd wie folgt gefasst: 

„5. Liefenmgen 

a) der in § 3 g Absatz 1 Satz 1 geriaruiten Gegenstände 
eines im Ausland ansässigen Uritemeluners unter 
den Bedingimgeri des § 3 g und 

b) von Gas über- das Erdgasnetz und von Elektrizität, 
die nicht imter Buchstabe a fallen;“. 

b) Absatz 5 wird wie folgt gefasst: 

„(5) In den in den Absätzen 1 imd 2 Nummer I 
bis 3 genannten Fällen schuldet der Leistungsernpfäri- 
ger die Steuer, w^erm er ein Unternehmer oder eine ju- 
ristische Person ist; in den in Absatz 2 Nununer 5 
Buchstabe a, Nimuner 6, 7, 9 imd 10 genaruiten Fällen 
schuldet der Leistiuigsempfänger die Steuer, w^enn er 
ein Unternehmer ist. In den in Absatz 2 Nunmier 4 
Satz 1 genarmten Fällen schuldet der Leistungsemp- 
fanger die Steuer, w'^enn er ein Unternehmer- ist, der 
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Leistlingen ini Sinne des Absatzes 2 Nntniner 4 Satz 1 
erbringt. Bei den in Absatz 2 Nuiniiier 5 Buchstabe b 
genannten Liefenmgen von Erdgas schuldet der Leis- 
tungsempfänger die Steuer, wenn er ein Untemebnier 
ist, der Lieferungen von Erdgas erbringt. Bei den in 
Absatz 2 Nummer 5 Buchstabe b genannten Lieferun- 
gen von Elektrizität schuldet der Leistungsempfangei- 
in den Fällen die Steuer, in denen dei- liefernde Unter- 
nehmer und der Leistimgsempfänger Wiedeiverkäu- 
fer von Elektrizität im Siiuie des § 3g sind. In den in 
Absatz 2 Nummer 8 Satz 1 genannten Fällen schuldet 
der Leistungsenipfänger die Steuer, wemi er ein Un- 
temehmer ist, der Leistungen im Sinne des Absatzes 
2 Nununer 8 Satz 1 erbringt. Die Sätze 1 bis 5 gelten 
auch, wenn die Leistung fiir den nichtimtemehmeri- 
schen Bereich bezogen wird. Die Sätze 1 bis 6 gelten 
nicht, wenn bei dem Unternehmer, der die Umsätze 
ausfülut, die Steuei- nach § 19 Absatz 1 nicht eihoben 
wird.“ 

c) In Absatz 6 Nummei’ 2 wird das Wort „Taxi“ durch die 
Wörter Jahrzeug im Siiuie des § Ib Absatz 2 Satz 1 
Niuiimer 1“ ersetzt. 

d) In Absatz 7 werden die Sätze 1 und 2 durch folgende 
Sätze ersetzt: 

„Ein im Ausland ansässiger Unternehmer im Sinne 
des Absatzes 2 Nummer 1 und 5 ist ein Unternehmer, 
der im Inland, auf der Insel Helgoland und in einem 
der in § 1 Absatz 3 bezeichneten Gebiete weder einen 
Wohnsitz, seinen gewöhnlichen Aufenthalt, seinen 
Sitz, seine Geschäftsleitung noch eine Betriebsstätte 
hat; dies gilt auch, wenn der Unternehmer ausschheß- 
lich einen Wolmsitz oder einen gewöhnlichen Aufent- 
haltsort im Inland, aber seinen Sitz, den Ort der Ge- 
schäftsleitung odei- eine Betriebsstätte im Ausland 
hat. Ein im übrigen Gemeinschaftsgebiet ansässiger 
Unternehmer ist ein Unternehmer, der in den Gebieten 
der übrigen Mitgliedstaaten der Europäischen Union, 
die nach dem Gemeinschaftsrecht als hiland diesei- 
Mitgliedstaaten gelten, einen Wohnsitz, seinen ge- 
w^öhnlichen Aufenthalt, seinen Sitz, seine Geschäfts- 
leitimg oder eine Betriebsstätte hat; dies gilt nicht, 
weiui der Unternehmer ausschließlich einen Wolmsitz 
oder einen gewöhnlichen Aufenthaltsort in den Ge- 
bieten der übrigen Mitgliedstaaten der Euiopäischen 
Union, die nach dem Gemeinschaftsiecht als Inland 
dieser Mitgliedstaaten gelten, aber seinen Sitz, den 
Ort der Geschäftsleitimg oder eine Betriebsstätte im 
Drittlands gebiet hat. Hat der Unternehmer im Inland 
eine Betriebsstätte und führt er einen Umsatz nach 
Absatz 1 oder Absatz 2 Nummer 1 oder Nummer 5 
aus, gilt er liinsichtlich dieses Umsatzes als im Aus- 
land odei- im übrigen Gemeinschaftsgebiet ansässig, 
weim die Betriebsstätte an diesem Umsatz nicht betei- 
ligt ist.“ 

7. § 14 whd wie folgt geändert: 

a) Absatz 4 Satz 1 wird wie folgt geändert: 

aa) hl Nunmier 8 wird das Wort „imd“ durch ein 
Konmia ersetzt. 


bb) In Nununer 9 wird dei- abschließende Pmikt 
diu’ch das Wort „und“ ersetzt. 

cc) Nach Nununer 9 wird folgende Nununer 10 an- 
gefiigt: 

„10. hl den Fällen der Ausstellung der Rechnung 
durch den Leistimgsempfänger oder duich 
einen von ihm beauftragten Dritten gemäß 
Absatz 2 Satz 2 die Angabe „Gutschi-ift“.“ 

b) Folgender Absatz 7 whd angeftigt: 

„(7) Führt der Unternehmer einen Umsatz hii hi- 
land aus, füi- den der Leistmigsempfänger die Steuer 
nach § 13b schuldet, imd hat der Unternehmer hii hi- 
land weder seinen Sitz noch seine Geschäftsleitung, 
eine Betrieb sstätte, von der aus der Umsatz ausgeftihrt 
w^ird oder die an der Erbrhigimg dieses Umsatzes be- 
teiligt ist, oder in Ermangelung eines Sitzes seinen 
Wohnsitz oder gewöhnlichen Aufenthalt im hiland, so 
gelten abweichend von den Absätzen 1 bis 6 füi- die 
Recluiimgserteilung die Vorscluiften des Mitglied- 
staates, hl dem der Untemeluner seinen Sitz, seine 
Geschäftsleitimg, eine Behiebsstätte, von der aus der 
Umsatz ausgeftihrt wird, oder in Ennangelung emes 
Sitzes seinen Wolmsitz oder gewöluilichen Aufenthalt 
hat. Satz 1 gilt nicht, weiui eine Gutsclu-ift gemäß Ab- 
satz 2 Satz 2 vereinbart worden ist.“ 

8. § 14a wild wie folgt geändert: 

a) Absatz 1 whd wie folgt gefasst: 

„(1) Hat der Untemeluner seinen Sitz, seine Ge- 
schäftsleitimg, eine Betriebsstätte, von der aus der 
Umsatz ausgeftihrt wird, oder in Ennangelung emes 
Sitzes seinen Wolmsitz oder gewöluilichen Aufenthalt 
im Inland, imd fiilut er einen Umsatz in einem ande- 
ren Mitgliedstaat aus, an dem ehie Betriebsstätte in 
diesem Mitgliedstaat nicht beteiligt ist, so ist er zm- 
Ausstellimg einer Rechnung mit der Angabe „Steuer- 
schuldnerschaft des Leistimgsempfängers“ verpflich- 
tet, wenn die Steuer in dem anderen Mitgliedstaat von 
dem Leistimgsempfänger geschuldet whd und keine 
Gutschrift gemäß § 14 Absatz 2 Satz 2 vereinbart wor- 
den ist. Führt der Unternehmer eine sonstige Leistung 
im Sinne des § 3a Absatz 2 in emeni anderen Mit- 
gliedstaat aus, so ist die Rechnung bis zum fiinfzelm- 
ten Tag des Monats, der auf den Monat folgt, in dem 
der Umsatz ausgefülut worden ist, auszustellen, hi 
dieser Rechnung sind die Umsatzsteuer-Identifika- 
tionsnunuiier des Untemelimers und die des Leis- 
timgsempfängers anzugeben. Wird eine Abrechnung 
durch Gutscluift gemäß § 14 Absatz 2 Satz 2 über eine 
sonstige Leistung im Shuie des § 3a Absatz 2 verein- 
bart, die im Inland ausgeftihrt wird und fiir die der 
Leistlings empfänger die Steuei- nach § 13b Absatz 1 
und 5 schuldet , sind Satz 2 imd 3 imd Absatz 5 Satz 1 
und 3 entsprechend anzuwenden." 

b) In Absatz 3 werden die Sätze 1 imd 2 wie folgt ge- 
fasst: 

„Führt der Untemeluner eine iimergememschaftliche 
Liefening aus, ist er zm- Ausstellmig ehier Rechnung 
bis zimi fünfzehnten Tag des Monats, der auf den 
Monat folgt, in dem der Umsatz ausgefülirt worden 
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ist, veipflichtet. In der Rechniing sind auch die Uiii- 
satzstenei-Identifikationsnuiimier des Untemebiners 
und die des Leistuiigsempfängers anzugeben,“ 

c) Absatz 5 wird wie folgt gefasst: 

„(5) Fülut der Unternehmer eine Leistung im 
Sinne des § 13b Absatz 2 aus, ftir die der Leistungs- 
empfänger nach § 13b Absatz 5 die Steuer schuldet, 
ist er zui’ AussteUiuig einer Reclunmg mit der 
Angabe „S teuer schuldneischaft des Leistungsemp- 
fängers“ veipflichtet: Absatz 1 bleibt unberührt. Die 
Vorsclmhr über den gesonderten Steuerausw^eis in 
einer Reclmung nach § 14 Absatz 4 Satz 1 Nimi- 
mer 8 wird nicht angewendet. " 

d) Absatz 6 Satz 1 wild wie folgt gefasst: 

„hl den Fällen der Besteuenmg von Reiseleistungen 
nach § 25 hat die Rechniuig die Angabe „Sonder- 
regelung füi’ Reisebüros“ und in den Fällen der 
Differenzbesteuerung nach § 25a die Angabe „Ge- 
brauchtgegenstände/Sonderregehing' , , ,Kunstge- 

genstände/Sonderregehmg“ oder „Sanunlungs- 
s tücke und Antiquitäten/' Sonderregelung“ zu enthal- 
ten.’' 

9. § 1 5 wird wie folgt geändert: 

a) Absatz 1 Satz 1 wild wie folgt geändeit: 
aa) Nummer 2 wild wie folgt gefasst: 

„2. die entstandene Einhihnmisatzsteuer fiii- 
Gegenstände, die fiir sein Unternehmen 
nach § 1 Absatz 1 Nummer 4 eingefiihii; 
worden sind;“. 

bb) Numniei- 3 wird wie folgt gefasst: 

„3. die Steuer fiir den innergemeinschaftlichen 
Erwerb von Gegenständen für sein Unter- 
nelunen, wenn der innergemeinschaftliche 
Erwerb nach § 3d Satz 1 im Inland bewirkt 
wird;“. 

b) Absatz 3 wird wie folgt geändert: 

aa) Nummer 1 Buchstabe b wird wie folgt gefasst: 

„b) nach § 4 Nunmier 8 Buchstabe a bis g, 
Nunmier 10 oder Niuiimer 11 steuerfrei 
sind und sich immittelbar auf Gegenstände 
beziehen, die in das Drittlandsgebiet ausge- 
fiilut werden;“. 

bb) Nummer 2 Buchstabe b wird wie folgt gefasst: 

„b) nach § 4 Nunmier 8 Buchstabe a bis g, 
Nunmier 10 oder Nimimer 11 steuerfrei 
wären und der Leistungsempfänger hn 
Drittlandsgebiet ansässig ist odei' diese 
Umsätze sich uimiittelbar auf Gegenstände 
beziehen, die in das Drittlandsgebiet ausge- 
fiilut werden.“ 

10. hl § 16 Absatz 2 werden die Sätze 3 imd 4 aufgehoben, 

11, § 1 8d wird wie folgt geänderl: 

a) hl Satz 1 werden die Wörter „Verordnung (EG) 
Nr. 1798/2003 des Rates vom 7. Oktober 2003 über 
die Zusanmienarbeit der Verwaltungsbehörden auf 


dem Gebiet der Mehri^'^ertsteuei und zur Aufliebung 
der Veiordnimg (EWG) Nr. 218/92 (ABI. EU Nr. L 
264 S. 1)“ durch die Wörter „Verordnung (EU) Nr. 
904/2010 des Rates vom 7. Oktober 2010 über die 
Zusammenarbeit der Verwaltimgsbehörden und die 
Betnigsbekämp flmg auf dem Gebiet dei- Mehrw^ert- 
steuer (ABI. L 268 vom 12.10.2010, S. 1)“ ersetzt. 

b) hl Satz 2 wird die Angabe „§ 97 Abs. 3“ durch die 
Angabe „§ 97 Absatz 2“ ersetzt. 

12. Nach § 25a Absatz 3 Satz 1 whd folgender Satz ehige- 
fügt: 

„Lässt sich der Einkaufspreis eines Kunstgegenstandes 
(Nimimer 53 der Anlage 2) nicht ermitteln oder ist der 
Einkaufspreis imbedeutend, wird der Betrag, nach dem 
sich der Umsatz bemisst, mit 30 Prozent des Verkaufs- 
preises angesetzt.“ 

13. § 26 wird wie folgt geändert: 

a) Die Überschrih: whd whe folgt gefasst: 

„§ 26 

Durchfiihrung, Erstattimg in SondeifäUen“. 

b) Absatz 4 wird wie folgt gefasst: 

„(4) Die Umsatzsteuer w^hd ehiem Konsortium, 
das auf der Gnindlage der Verordnimg (EG) Nr. 723/ 
2009 des Rates vom 25. Juni 2009 über den gemein- 
schafthchen Rechtsralunen fiir ein Konsortium füi- 
eine euiopäische Forschungsinfiastniktur (ABI. L 
206 vom 8.8.2009, S. 1) duich einen Beschluss der 
Kommission gegiündet wurde, vom Bundeszentral- 
amt für Steuern vergütet, weim 

1 . das Konsortiimi seinen satzimgsgemäßen Sitz hn 
Inland hat, 

2. es sich um die gesetzüch geschuldete Umsatz- 
steuer handelt, die in Rechnung gestellt imd ge- 
sondert ausgewiesen mirde, 

3. es sich um Umsatzsteuer fiir Liefenmgen und 
sonstige Leistungen handelt, die das Konsortium 
fiir seine satzimgsgemäße imd nichtimtemehme- 
rische Tätigkeit in Anspnich genonmien hat, 

4 . der Steuerb eti ag j e Reclmung ins gesamt 2 5 Eui o 
übersteigt und 

5. die Steuer gezalüt wurde. 

Satz 1 gilt entsprechend füi’ die von einem Konsor- 
tiimi nach § 13b Absatz 5 geschuldete und von ilim 
entrichtete Umsatzsteuer, wenn diese je Rechnung 
insgesamt 25 Euio übersteigt. Die Sätze 1 imd 2 sind 
auf ehi Konsortium mit satzungs gemäßem Sitz in ei- 
nem anderen Mitgliedstaat shingemäß anzuw^enden, 
wenn die Voraussetzimgen füi' die Vergütimg duich 
die hl § 4 Nummer 7 Satz 5 genannte Beschehügung 
nachgewiesen wird. Mindert sich die Berne ssimgs- 
ginndlage nachträglich, hat das Konsortium das 
Bimdeszentralamt fiir Steuern davon zu untenichten 
und den zuviel veigüteten Steuerbetrag zurückzu- 
zahlen. Wird ein Gegenstand, den ein Konsortium 
für seine satzmigsgemäße Tätigkeit erworben hat 
und fiir dessen Erw^erb eine Vergütimg der Umsatz- 
steuer gew'^ährt worden ist, entgeltlich odei- unent- 
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geltlidi abgegeben, vemiietet oder übertragen, ist 
der Teil der vergüteten Umsatzsteuer, der dem Ver- 
änßeiimgspreis oder bei unentgeltlicher Abgabe 
oder Übeitragung dem Zeitwert des Gegenstands 
entspricht, an das Bimdeszentralamt für Steuern zu 
entrichten. Der zu entiichtende Steuerbetiag kann 
aus Vereinfachuiigs gründen durch Anwendung des 
im Zeitpimkt der Abgabe oder Übertragung des Ge- 
genstands geltenden Steuersatzes eraiittelt werden.“ 

14. hl § 26b Absatz 1 wmd die Angabe „§ 1 8 Abs. 1 Satz 3“ 
durch die Wörter „§ 18 Absatz 1 Satz 4“ ersetzt. 

15. hl § 27a Absatz 2 Satz 2 werden die Wörter „Verord- 
niuig (EG) Nr. 1798/2003 des Rates vom 7. Oktober 
2003 über die Zusanmienarbeit der Verwaltungsbehör- 
den auf dem Gebiet der Meluwertsteuer imd zur Auf- 
hebung der Verordnung (EWG) Nr 218/92 (ABI. EU 
Nr. L 264 S. 1)“ durch die Wörter „Verordnung (EU) 
Nr. 904/2010 des Rates vom 7. Oktober 2010 über die 
Zusammenarbeit der Verwaltungsbehörden und die Be- 
tiugsbekämpfimg auf dem Gebiet der Mehrw^ertsteuer 
(ABI. L 268 vom 12.10.2010, S. 1)“ ersetzt. 

16. hl § 1 Absatz 2a Satz 1, § 4 Satz 1 Nummer- 3 Buchsta- 
be a Doppelbuchstabe bb Satz 1, § 13b Absatz 7 Satz 1 
zw^eiter Halbsatz w^erden jeweils die Wörter „Europä- 
ischen Gemeinschaft“ durch die Wörter ,3ui-<)päischen 
Union“ ersetzt. 

17. hl § 5 Absatz 2 Nmiirner 8 Satz 1 und 2, Absatz 3 und 
§ 11 Absatz 5 w^erden jew^eils die Wörter „des Rates 
oder der Kommission der Europäischen Gemeinschaf- 
ten“ diuch die Wörter „des Rates der Euiopäischen 
Union oder der Europäischen Kommission“ ersetzt. 

Artikel 11 

Änderung der Äbgabenordnung 

Die Äbgabenordnung hi der Fassung der Bekanritnia- 
chiing vom 1. Oktober 2002 (BGBl. I S. 3866; 2003 I S. 61), 
die zuletzt durch Artikel 9 des Gesetzes vom 21. Juli 2012 
(BGBl. I S. 1566) geändert w'orderi ist, w^hd wie folgt geän- 
dert: 

1. hl der Inhaltsübersicht wird die Angabe zu § 275 wte 
folgt gefasst: 

„§ 275 (weggefallen)“. 

2. hl § 6 Absatz 2 Nunmier 8 w* erden die Wörter , /Verwal- 
tungsstelle Cottbus“ gestiichen. 

3. § 30 Absatz 6 Satz 4 w'ird wie folgt gefasst: 

,4])ie Rechts ver ordniuig bedarf nicht der Zustimnnmg des 
Bimdesrates, sow^eit sie die Kr aftfahrzeugsteuer, die Luft- 
verkehrsteuer, die Versicherungsteuer sowie Einfuhr-- und 
Ausfulirabgaben und Verbrauchsteuern, mit Ausnahme 
der Biersteuer, betrifh.“ 

4. § 53 Nunnner 2 w'^hd wie folgt geändert: 

a) In Satz 1 w'^hd das Wort „Haushalts vor stand“ durch 
das Wort , AU^inerziehenden“ ersetzt. 

b) In Satz 4 w^erderi die Wörter- „die der Alleinstehende 
oder der Haushaltsvorstarid und die sonstigen Haus- 


haltsangehörigen haben“ durch die Wörter „aUer 
Haushaltsangehörigen“ ersetzt. 

5. § 68 Nummer 5 wird wie folgt gefasst: 

„5. Einrichtungen über Tag und Nacht (Heimerzie- 
hung) oder sonstige betreute Wohnformeri,“. 

6. § 87a wild wie folgt geändert: 

a) hl Absatz 5 Satz 1 wird die Angabe „§ 97 Abs. 1 und 
3“ diuch die Angabe „§ 97“ ersetzt. 

b) Absatz 6 Satz 3 wird wie folgt gefasst: 

,43ie Rechtsverordnung nach Satz 1 bedar f nicht der 
Zustimniimg des Bundesrates, sow^eit sie die Kraft- 
fahrzeugsteuer, die Lufh- erkehrsteuer, die Versiche- 
rungsteuer- oder Verbrauchsteuern, mit Ausnahme 
der Biersteuer, betrifh.“ 

7. § 88 Absatz 3 Satz 2 wird wie folgt gefasst: 

„Einer Zustimmung des Bimdesrates bedarf es nicht, 
sow^eit die Kraftfahrzeugsteuer, die Luft\ erkelusteuer, 
die Versichenmgsteiier oder Verbrauchs teiiem, mit 
Ausnahme der Biersteuer, betroffen sind.“ 

8. Dem § 89 Absatz 2 wird folgender Satz angefügt: 

„Die Rechtsverordnimg bedarf nicht der Zusthmnung 
des Bundesrates, soweit sie die Versicherungsteuer be- 
h-ifft.“ 

9. § 90 Absatz 3 Satz 7 w^ird wie folgt gefasst: 

„Die Vorlage richtet sich nach § 97.“ 

10. § 97 wmd wde folgt geändert: 

a) Absatz 1 wird wie folgt gefasst: 

„(1) Die Beteiligten und andere Personen haben 
der Finanzbehörde aiff Verlangen Bücher, Aufzeich- 
nungen, Geschäffspapiere und andere Urkunden zm- 
Einsicht und Prühmg vorzulegen, hn Vorlageverlan- 
gen ist anzugeben, ob die Urkmiden füi- die Besteu- 
eiung des zin Vorlage Aufgeforderten oder fiir die 
Besteuenmg anderer Personen benötigt w^eiden. 
§ 93 Absatz 1 Satz 2 und 3 gilt entsprechend.“ 

b) Absatz 2 w^ird aufgehoben. 

c) Der bisherige Absatz 3 wird Absatz 2. 

11. § 107 w^ird wie folgt geändert: 

a) hl Satz 1 w^erden nach dem Wort , A^iskimftspflich- 
tige“ ein Komma und das Wort „Vbrlagepflichtige“ 
eingefügt. 

b) hl Satz 2 w^ird das Wort ,Auskunffsp flicht“ diuch 
die Wöitei- „Auskunfts- oder Vorlagepflicht“ ersetzt. 

12. § 117 wird wie folgt geändert: 

a) hl Absatz 2 w^erden die Wörter „Europäischen Ge- 
meinschaften sowie des EG-Amtshiffe-Gesetzes“ 
diuch die Wöitei- „Europäischen Union sowie des 
EU- Amtshilfegesetzes“ ersetzt. 

b) hl Absatz 4 Satz 3 w^erden nach dem Woit „betrof- 
fen“ ein Komma sowie die Wöiter „es findet ein hi- 
foraiationsaustausch auf Grmid des EU-Amtshilfe- 
gesetzes statU eingefügt. 
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13. Iii § 139 Absatz 2 Satz 2 werden nach dem Woit „Ver- 
kehr steueni“ die Wörter Ausnahme der Lufh^er- 
kehrsteiiei“ eingefiigt. 

14. § 141 Absatz 1 Satz 4 wird aufgehoben. 

15. § 1 50 Absatz 6 Satz 7 wird wie folgt gefasst: 

„Einer Ziistinmiung des Bundesrates zu einer Rechts- 
verordnung nach Satz 1 und 5 bedarf es nicht, soweit 
die Kraflfaluzeiigsteuer, die Lufh- erkehrsteiiei', die Ver- 
sicheningsteiier und Verbraiichsteueni. mit Ausnahme 
der Biersteuer, betroffen sind.“ 

16. § 1 52 Absatz 5 wud aufgehoben. 

17. § 1 56 Absatz 1 Satz 2 wird wie folgt gefasst: 

„Die Rechtsverordnung bedarf nicht der Zustimmung 
des Bundesrates, soweit sie die Kraflfahizeugsteuer, die 
Lufh-erkehrsteiier, die Veisicheiungssteuer, Einhihr- 
iind Ausfiihiabgaben oder Verbrauchsteuem, mit Aus- 
nahme der Bier Steuer, betrifft.“ 

18. Dem § 171 wird folgendei’ Absatz 15 angefiigt: 

„(15) Soweit ein Dritter Steuern fiir Rechnung des 
Steuerschuldners einzubehalten und abzuftihren oder 
füi- Rechnung des Steueischuldners zu entrichten hat, 
endet die Festsetzungsfrist gegenübei- dem Steuer- 
schuldner nicht vor Ablauf der gegenüber dem Steuer- 
entrichtungspflichtigen geltenden Festsetzungshist.“ 

19. § 200 Absatz 1 Satz 4 wird wie folgt gefasst: 

„§ 93 Absatz 2 Satz 2 gilt nicht.“ 

20. hl § 208 Absatz 1 Satz 3 erster Halbsatz wild die An- 
gabe „§ 97 Abs. 2 und 3“ duich die Angabe „§ 97 Ab- 
satz 2“ ersetzt. 

21 . hl § 224 Absatz 2 Nummer 2 werden die Wöiter „oder 
Postanweisung“ gestrichen. 

22. § 259 Satz 2 wild aufgehoben. 

23 . § 2 7 5 wird aufgehob en. 

24. hl § 288 werden die Wörter „eine Person, die zu seiner 
Familie geliöit oder bei dun beschäftigt ist“ diurcli die 
Wöiter „ein erwachsener Familienangehöriger, ein er- 
wachsener ständiger Mitbewohner oder eine beim Voll- 
streckungsschuldner beschäftigte Person“ ersetzt. 

25 § 337 Absatz 2 Satz 2 wird aufgehoben. 

26. hl § 363 Absatz 2 Satz 2 erster Halbsatz w^erden die 
Wöiter ,3^'<^päischen Gerichtshof durch die Wörter 
„Gerichtshof der Europäischen Union“ eisetzt. 

27. § 382 wird wie folgt geändert: 

a) hl Absatz 1 werden die Wörter „Verordmmgen des 
Rates oder der Konmiission der Eiuopäischen Ge- 
meinschaften“ durch die Wöiter „Verordnungen des 
Rates der Euiopäischen Union oder der Europä- 
ischen Konmiission“ ersetzt. 

b) hl Absatz 4 werden die Wöiter ,dCoaunission der 
Eiuopäischen Gemeinschaften“ durch die Wöiter 
„Eiuopäischen Koiiunission“ ersetzt. 

28. hl § 1 Absatz 1 und 3 Satz 1, § 165 Absatz 1 Satz 2 
Nunmier 3, § 172 Absatz 3 Satz 1, § 367 Absatz 2b 
Satz 1, § 379 Absatz 1 Satz 2 und 3 sowie § 382 Ab- 
satz 1 Nummei- 1 werden jeweils die Wörter „Eiuopä- 


ischen Gemeinschaften“ durch die Wörter „Europä- 
ischen Union“ ersetzt. 

Artikel 12 

Änderung des Einfülii iingsgesetzes zur 
Abgabenordniing 

Dem § 10 des Aitikels 97 des Einfiihnuigsgesetzes zui' 
Abgabenordnimg vom 14. Dezember 1976 (BGBl. I S. 3341; 
1977 I S. 667), das zuletzt duich Artikel 4 des Gesetzes vom 

1. November 2011 (BGBl. I S. 2131) geändert worden ist, 
wird folgender Absatz 1 1 angefugt: 

„(11) § 171 Absatz 15 der Abgabenordnung hi der Fas- 
sung des Artikels ... des Gesetzes vom ... (BGBl. I S. ... 
[einsetz en: Datiuii imd Fundstelle des vorliegenden Ände- 
nmgs ge setze s]) gilt fiir alle am . . . [einsetzen: Tag nach der 
Veikündung des vorliegenden Ändenmgsgesetzes] noch 
nicht abgelaufenen Festsetzungsfiisten.“ 

Artikel 13 

Änderung des Steuerberatungsgesetzes 

Das Steuerberatungsgesetz in der Fassung der Bekannt- 
machung vom 4. Novembei- 1975 (BGBl. I S. 2735), das zu- 
letzt duich Artikel 19 des Gesetzes vom 6. Dezember 2011 
(BGBl. I S. 2515) geändert worden ist, wird wie folgt geän- 
dert: 

1 . hl der Inhaltsübersicht wild nach der Angabe zu § 164b 
folgende Angabe eingefiigt: 

„§ 164c Laufbahngnippemegelungen der Länder“. 

2. hl § 1 Nimuner 1 werden die Wörter „Europäischen Ge- 
meinschaffen“ durch die Wörter „Euiopäischen Union“ 
ersetzt. 

3. hl § 4 Nummer 11 Satz 4 wird die Angabe „§ 9 Abs. 5, 
§ 9c Abs. 2 luid 3“ durch die Wörter „§ 10 Absatz 1 
Niuiuner 5“ ersetzt. 

4 hl § 37 Absatz 3 Satz 1 Nummer 5 werden die Wörter 
„Eiuopäischen Gemeinschaff“ durch die Wörter „Euro- 
päischen Union“ ersetzt. 

5. Nach § 164b wird folgender § 164c eingefiigt: 

.§ 164c 

Laufbahngriippenregehmgen der Länder 

Soweit in diesem Gesetz die Bezeichnung gehobener 
imd höherer Dienst verwendet whd, richtet sich die Zu- 
ordnung der Beamten zu einer dieser Laiifbalmgiuppen 
hl den Ländern, die durch landesrechtliche Regelungen 
die zuvor bezeicluieten Laufbahngjiippen zusammenge- 
fasst oder abweichend bezeichnet haben, nach den Zu- 
gangsvoraussetzimgen für- die Einstellung als Inspektor 
oder Regieningsrat. Beamte, die diuch eine Qualifizie- 
lungsniafinalune die Voraussetzungen fiir die Verleihung 
des Amtes eines Obeiinspektors erfüllen oder denen auf 
Grund ehier Qualifizienmgsmaßnahnie ein Amt verhe- 
ben worden ist, das vor Verleihimg des Amtes eines 
Oberinspektors durclilaufen werden muss, sind dem ge- 
hobenen Dienst, Beamte, die durch eine Quahfizienuigs- 
maßnahme die Voraussetzungen fiii- die Verleihung des 
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Amtes eines Oberregienuigsrates erfüllen, sind dem hö- 
heren Dienst zuzuordnen.“ 

Artikel 14 

Äuderuug des Feiiersehiitzgesetzes 

Das Feiierschutzsteiieigesetz in der Fassung der Bekannt- 
machung vom 10. Januar 1996 (BGBL I S. 18), das zuletzt 
diu’cli Artikel 19 des Gesetzes vom 8. Dezember 2010 
(BGBl. I S. 1768) geändert worden ist, wird wie folgt geän- 
dert: 

1. hl § 5 Absatz 2 werden die Wörter „Europäischen Ge- 
rne ins cha ft en“ durch die Wörter „Einopäischen Union“ 
ersetzt. 

2. § 8 wild wie folgt geändert: 

a) Absatz 1 Nunmier 1 wird wie folgt gefasst: 

„1. eine nach amtlich vorgeschriebenem Vordruck 
oder im Wege eines Automationsverfahrens des 
Bundes übermittelte S teuer erkläiung abziigeben, 
in der er die im Anmeldungszeitraum entstandene 
Steuer selbst zu berechnen hat (Steueranmel- 
dimg) und“. 

b) Absatz 2 wird wie folgt geändert: 

aa) hl Satz 2 wird die Angabe „1 200 Euro“ durch die 
Angabe „2 400 Euro“ eisetzt. 

bb) Folgender Satz wild angefügt: 

„Hat die Steuer fiir das vorangegangene Kalen- 
der) ahi’ insgesamt nicht mehr- als 400 Euro betra- 
gen, so ist Anmeldungszeitraum das Kalender- 
jahr.“ 

Artikel 15 

Änderung des Buudeskiudergeldgesetzes 

Das Bimdeskindergeldgesetz in der Fassung der Bekannt- 
machung vom 28. Januar 2009 (BGBl. I S. 142, 3177), das 
zuletzt durch Artikel 9 des Gesetzes vom 7. Dezember 2011 
(BGBl. IS. 2592) geändert worden ist, wird wie folgt geän- 
dert: 

1 . § 2 Absatz 2 wird wie folgt geändert: 

a) In Satz 1 Nunmier 2 Buchstabe d w^erden die Wörter 
„§ 14b des Zivildienstgesetzes“ durch die Wörter „§ 5 
des Bundesfreiwilligendienstgesetzes“ ersetzt. 

b) In Satz 2 werden die Wörter ,3^T^ifs^i^isbildimg und 
eines Erststudiums“ durch die Wörter ,3^'ufsausbil- 
dung oder eines Erst Studiums“ ersetzt. 

2. Dem § 20 wird folgender Absatz 9 angefiigt: 

„(9) § 2 Absatz 3 ist letztmals bis zum 3 1 . Dezember 
2018 anzuwenden; Voraussetzung ist hi diesen Fällen, 
dass das Kind den Dienst oder die Tätigkeit vor dem 
1 . Juli 2011 angetreten hat.“ 

Artikel 16 

Änderung des Gesetzes über Steuerstatistikeu 

Das Gesetz über Steuer Statistiken vom 11. Oktober 1995 
(BGBl. I S. 1250, 1409), das zuletzt durch Artikel 8 des Ge- 


setzes vom 7. Dezember 2011 (BGBl. I S. 2592) geändert 
worden ist, wird wde folgt geändert: 

1 . § 2 whd wie folgt geändert: 

a) Absatz 2 Satz 2 wird wie folgt gefasst: 

„Die Erhebimgsmerkmale nach Satz 1 Nummer 1 
w^erden ab 2012 und die Erhebungsmerkmale nach 
Satz 1 Nunmier 2 ab 2008 jährlich erfasst.“ 

b) Dem Absatz 3 wird folgender Satz angefiigt: 

„Diese Erhebungsmerkmale werden ab 2014 jälulich 
erfasst“. 

c) Dem Absatz 6 wird folgender Satz angefiigt: 

„Die Erhebimgsmerkmale nach Satz 1 werden ab 
2011 jährlich erfasst.“ 

2. § 2a wird wie folgt geändert: 

a) In Absatz 1 Satz 2 werden die Wörter' „ , erstmals für' 
das Veranlagimgsjahr 2001,“ durch die Wörter „für' 
die Veranlagungsjalue 2001 bis 2011“ er setzt. 

b) Absatz 2 Satz 1 wird wie folgt gefasst: 

„Mit Anlaufen der' Förderung der zusätzlichen Alters- 
vorsorge nach § 10a des Einkonunensteuergesetzes 
werden für die Veranlagungsjahre 2002 bis 2010 An- 
gaben über deren Inanspruchnahme aufbereitet.“ 

3. § 2b Absatz 1 Satz 2 wird wie folgt gefasst: 

, statistische Aufber eitung der Daten ziu Körper- 
schaftsteuer' für- die Veranlagungsjalue 2004 bis 2012 so- 
wie zm- Gewerbesteuer' fiir die Veranlagungsjalue 2004 
bis 2009 wird dem Statistischen Bundesamt übertragen.“ 

4. hl § 6 Absatz 1 Satz 1 werden die Wörter' „eirischliefilich 
für die Angaben nach § 3“ gestr-ichen. 

5. § 7 Absatz 7 wird wie folgt geändert: 

a) Dem Buchstaben f wird ein Komma angefiigt. 

b) Folgende Buchstaben g und h werden angefügt: 

„g) über die Gewerbesteuer 1995, 

h) über die Erbschaft- und Schenkungsteuer 2002.“ 

6. § 7a wird wie folgt geändert: 

a) Nach Absatz 2 wird folgender' Absatz 2a eingefügt: 

„(2a) Für' Verlaufsuritersuchungen über mehrere 
Jahre dürfen das Statistische Bundesamt imd die 
statistischen Ämter der Länder ab dem Jahr' 2012 Eiri- 
zelarigaben aus der Statistik nach § 1 Absatz 1 Nimi- 
mer 2, soweit sie sich auf steuerpflichtige natürliche 
Personen beziehen, mit den Eirizelangaberi aus der 
Statistik nach § 2a zu demselben Steuerpflichtigen zu- 
saiiunenfüluen . “ 

b) In Absatz 3 Satz 1 werden die Wörter „Absätzen 1 
und 2“ diuch die Wörter „Absätzen 1, 2 imd 2a“ er- 
setzt. 

Artikel 17 

Änderung Finanzverwaltungsgesetzes 

Das Finanz\^erw^altungsgesetz in der Fassmig der Be- 
kanntmachung vom 4. Apr-il 2006 (BGBl. I S. 846, 1202), 
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das zuletzt dmch Artikel 17 des Gesetzes vom 8. Dezember 
2010 (BGBl. I S. 1768) geäiideit worden ist, wild wie folgt 
geändeit: 

1 . § 5 Absatz 1 wird wie folgt geändert: 

a) In Nmimier 9 werden die Wörter „Verordnung (EG) 
Nr. 1 798/2003 des Rates vom 7. Oktobei' 2003 über 
die Zusanmienarbeit der Veiw^altungsbehörden auf 
dem Gebiet der Meluw^eitsteiier imd ziu' Aufliebung 
der Verordnung (EWG) Nr. 218/92 (ABI. EU Nr. L 
264 S. 1)“ dui’ch die Wörter „Veiordnung (EU) 
Nr 904/2010 des Rates vom 7. Oktober 2010 über die 
Zusanmienarbeit der Verw^altungsbehörden und die 
Betnigsbekämpfimg auf dem Gebiet der Mebrw^ert- 
steuer (ABI. L 268 vom 12.10.2010, S. 1)“ ersetzt. 

b) In Niinuner 10 werden die Wörter „Aitikels 15 Nr. 10 
der Sechsten Richtlinie 77/388/EWG des Rates vom 
17. Mai 1977 (ABI. EG Nr. L 145 S. 1) in der ab 1. Ja- 
nuar 1993“ durch die Wörter „Aitikels 151 der Richt- 
linie 2006/1 12/EG des Rates vom 28. November 2006 
über das gemeinsame Mehrw^ertsteueisystem (ABI. L 
347 vom 11.12.2006, S. 1), die zuletzt durch die 
Richtlinie 2010/88/EU (ABI. L 326 vom 10.12.2010, 
S. 1) geändeit worden ist, in der jeweils“ und die Wör- 
ter „Eiu’opäische Gemeinschafit“ durch die Wörter 
„Euiopäische Union“ ersetzt. 

c) In Nummer 18 Buchstabe a werden die Wörter „§ 10 
Absatz 2a des Einkonunensteuergesetzes“ durch die 
Wörter „§ 10 Absatz 2a und 4b des Einkonunensteu- 
ergesetzes“ ersetzt. 

d) In Nunmier 20 Satz 2 luid 4 werden jeweils die Wörter 
„/Verwaltimgsstelle Cottbus“ gestiichen. 

e) In Nummei- 2 1 werden die Wörter „Verordnung (EG) 
Nr. 1 798/2003 des Rates vom 7. Oktober 2003 über 
die Zusanmienarbeit der Veiwaltungsbehörden auf 
dem Gebiet der Meluwertsteuer und zui- Aufliebung 
der Verordnung (EWG) Nr. 218/92 (ABI. EU Nr 
L264 S. 1)“ durch die Wörter „Verordnung (EU) 
Nr. 904/2010 des Rates vom 7. Oktober 2010 über die 
Zusanmienarbeit der Verw^altungsbehörden und die 
Betnigsbekämpfung auf dem Gebiet der Mehrw^ert- 
steuer (ABI. L 268 vom 12.10.2010, S. 1)“ ersetzt. 

2. § 12 whd wie folgt geändert: 

a) In Absatz 2 werden nach dem Wort ,3ier Steuer,“ die 
Wörter „der Lufh-erkehr Steuer,“ emgefiigt. 

b) Nach Absatz 3 wird folgender Absatz 4 angefiigt: 

„(4) Neben den nach § 18a Absatz 1 Satz 1 zustän- 
digen Behörden sind die Hauptzollämter als örtliche 
Bundesbehörden im Zeitiaum der Organleilie nach 
§ 18a Absatz 1 Satz 1 in Verbindung mit Absatz 3 füi' 
die Verw^altung der Krafltfahizeugsteuer zuständig, 
um die ordnimgsgemäße Übernahme der Verw^altung 
der Kiaftfahrzeugsteuer zu ermöghchen, insbeson- 
dere imi den Aufbau des fiir die Verw^altung der Kraft- 
fahrzeugsteuer durch die Hauptzollämter erforder- 
lichen Datenbestandes duichzuftihien und die regel- 
mäßige Datenübemiittlung nach straßenverkehrs- 
rechtlichen Vorschriflren zu erproben. Eine schritt- 
weise Überleitung der Kiaftfahrzeugsteuer hi die 


alleinige Verwaltung durch die Hauptzollämter ist 
möglich.“ 

3. § 12 whd wie folgt geändeit: 

a) In Absatz 2 werden nach dem Wort „Lufcerkehrs- 
teuer,“ die Wörter- „der Kiaftfahrzeugsteuer,“ ehige- 

fiigt. 

b) Absatz 4 whd aufgehoben. 

4. § 18 whd wie folgt gefasst: 

4 IS 

Verwaltimg der Umsatzsteuer- 

Die Hauptzollämter und ihre Dienststellen wirken bei 
der Veiw^altimg der Umsatzsteuer nach Maßgabe der füi- 
diese Steuer geltenden Vorschriflren mit. Sie handeln hier- 
bei ftir die Finanzbehörde, die für- die Besteuenmg örtlich 
zuständig ist.“ 

5. § 18a whd aufgehoben. 

6. hl § 21 Absatz 5 werden die Wörter , /Verwaltungsstelle 
Cottbus“ gestrichen. 

Artikel 18 

Änderung des Fünften Vermöge nsbildiingsgesetzes 

Das Fünfte Veimögensbildungsgesetz m der Fassimg der 

Bekanntmachimg vom 4. März 1994 (BGBl. I S. 406), das 

zuletzt durch Artikel 13 des Gesetzes vom 7. Dezember 2011 

(BGBl. I S. 2592) geändert worden ist, whd whe folgt geän- 
dert: 

1 . § 3 Absatz 1 Satz 1 Nimuner 1 whd wie folgt gefasst: 

„1 . zugunsten des nicht dauernd getreimt lebenden Elie- 
gatten oder Lebenspartnei-s des Arbeitneluners,“. 

2. § 4 Absatz 4 wird wie folgt geändert: 

a) In Nummer 1 werden nach dem Wort „Ehegatte“ die 
Wörter „oder Lebenspartner“ eingeftigt und die Wör- 
ter „(§ 26 Abs. 1 Satz 1 des Einkommensteuergeset- 
zes)“ gestrichen. 

b) In Nununer 2 w^erden nach dem Wort „gehehatet“ die 
Wörter „oder- eine Lebenspartnerschaft begründet“ 
eingeftigt. 

c) In Nunmier 4 erster Halbsatz w^eiden nach den Wör- 
tern , glicht dauernd getreimt lebenden Ehegatten“ die 
Wörter „odei- Lebenspartners“ imd nach den Wörtern 
„dem er oder der Ehegatte“ die Wörter „oder der Le- 
benspartner“ ehigefügt. 

3. § 8 Absatz 5 Satz 1 whd wie folgt gefasst: 

,f)er Aibeitnehmer ist abweichend von der hi Absatz 2 
Satz 1 Nummei- 2 bezeiclmeten Verehibanmg auch be- 
rechtigt, vor Ablauf der Spen frist die Überweisung em- 
gezahlter veimögenswhksamer Leistungen auf einen von 
ihm oder seinem nicht dauernd getrennt lebenden Elie- 
gatten oder Lebenspaitner abgeschlossenen Bauspart^er- 
trag zu verlangen, weim weder- mit der Auszahlimg der 
Bausparsimune begoimen worden ist noch die üben^hese- 
nen Beträge vor Ablauf der Spen frist ganz oder zmn Teil 
zm-ückgezahlt, noch Ansprüche aus dem Bausparv^ei-ü-ag 
abgetreten oder belieben werden oder- w^enn eine solche 
vorzeitige Verfügung nach § 2 Absatz 3 Satz 2 Nummer 
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1 uiid 2 des Wolmuiigsbau-Präiniengesetzes in der Fas- 
sung der Bekanntmachung vom 30. Oktober 1997 
(BGBl. I S. 267S), das zuletzt dmch Aitikel 7 des Geset- 
zes vom 5. April 2011 (BGBl. I S. 554) geändert worden 
ist, in der jeweils geltenden Fassimg unschädlich ist.“ 

4. § 13 Absatz 1 Satz 1 wild wie folgt geändeit: 

a) Der Satzteil vor Nummer 1 w^ird wie folgt gefasst: 

„Der Arbeitneluner hat Anspruch auf eine Arbeitneh- 
mer-Spaiziilage nach Absatz 2, wenn er gegenüber 
dem Unternehmen, dem Institut oder dem in § 3 Ab- 
satz 3 genannten Gläubiger in die Datenübermittlung 
nach Maßgabe des § 15 Absatz 1 Satz 2 imd 3 einge- 
willigt hat und sein Einkoiiunen folgende Grenzen 
nicht übersteigt:“. 

b) In den Nunmiem 1 imd 2 werden jew^eils die Wörter 
„von Ehegatten“ gestrichen. 

5. § 14 wild wie folgt geändert: 

a) Absatz 4 Satz 3 wird aufgehoben. 

b) Die Absätze 5 und 6 werden wie folgt gefasst: 

„(5) Ein Bescheid über die Ablehnung der Festset- 
zung einer Aibeitnehmer- Sparzulage ist aufzuheben 
und die Arbeitneluner- Spar Zulage ist nachhä glich 
festzusetzen, weiui der Einkommensteuerbe scheid 
nach Ergehen des Ableluiungsbescheides geändert 
wird imd dadiuch erstmals festgestellt wird, dass die 
Einkonunensgrenzen des § 13 Absatz 1 untei schritten 
sind. Die Fiist fiir die Festsetzung der Aibeitneh- 
mer-Spaizulage endet hi diesem Fall nicht vor Ablauf 
eines Jahres nach Bekanntgabe des geänderten Steu- 
erbescheides. Satz 2 gilt entsprechend, wenn der ge- 
änderten Ehikoaunensteuerfestsetzung kein Bescheid 
über die Ablehnung der Festsetzung einer Aibeitneh- 
mer-Spaizulage vorangegangen ist. 

(6) Besteht fiir Aufivendimgen, die veimögens- 
wirksame Leistungen darstellen, ein Anspmch auf 
Aibeitnehmer-Spai’zulage und hat der Arbeitnehmer 
hierfür abweichend von § 1 Satz 2 Nunuiier 1 des 
Wohnungsbau-Pr ämiengesetzes eine Wohnungsbau- 
prämie beantragt, endet die Frist fiir die Festsetzung 
der Arbeitneluner- Spar Zulage nicht vor Ablauf eines 
Jahres nach Bekanntgabe der Mitteihmg über die Än- 
denmg des Pi ämienanspruchs.“ 

6. § 15 wild wie folgt geändert: 

a) Die Überschrifi wird wie folgt gefasst: 

.§ 15 

Elektr Olli sehe Vermögensbildungsb e scheinigimg , 
Verordnimgseimächtigimgen, Haftung, Aniiifimgs- 
auskunfi, Außenprüfimg“. 

b) Absatz 1 wird wie folgt geändert: 
aa) Satz 1 wird wie folgt geändert: 

aaa) Der- Satzteil vor Nummer 1 wird wie folgt 
gefasst: 

„Das Unternehmen, das Institut oder der in 
§ 3 Absatz 3 genannte Gläubiger hat spätes- 
tens bis zum 28. Februar des der Anlage der 
vemiögenswirksamen Leistungen folgen- 


den Kalenderjahres nach amtücli vorge- 
schii ebenem Datensatz durch Datenfem- 
übertragimg nach Maßgabe der Steuerda- 
ten-Übennittlungsverordnung im Rahmen 
einer elektionischen Veimögensbildimgs- 
be scheinigimg folgende Daten zu überaiit- 
teln, wenn der Arbeitnehmer gegenüber 
dem Mitteihmgspfhehtigen in die Daten- 
übermittlung eingewilligt hat:“. 

bbb) Der Nummer 1 wird folgende Nummer 1 
vorangestellt: 

„1. Name, Vorname, Geburtsdatum, An- 
schrift und Identifikationsnummer 
(§ 139b der Abgaberiordnung) des Ar- 
beitnehmers,“. 

ccc) Die bisherigen Nummern 1 bis 3 werden die 
Nimimem 2 bis 4. 

bb) Die Sätze 2 bis 5 werden durch die folgenden 
Sätze ersetzt: 

, JJie Einwilligung nach Satz 1 ist spätestens bis 
zum Ablauf des zw^eiten Kalenderjahres, das auf 
das Kalender jalu der Anlage der vennögenswirk- 
samen Leistimgen folgt, zu erteilen. Dabei hat der 
Arbeitnehmer dem Mitteihmgspflichtigen die 
Identifikationsnummer mitzuteilen. Die Einwilh- 
gimg gilt als erteilt, wenn die übennittehide Stelle 
den Arbeitneluner scluiftlich darüber informiert, 
dass vom Vbrliegen einer Einwilligung ausge- 
gangen wird und die Daten übermittelt werden, 
wenn der Arbeitnehmer dem nicht innerhalb ei- 
ner Frist von vier Wochen nach Erhalt dieser 
schriftlichen hiformation schriftheh wider- 
spricht. Die Emwilligimg gilt auch fiir die folgen- 
den Kalenderjahre, es sei denn, der Arbeitnehmer 
wideiiuft diese scluiftlich gegenüber- der über- 
mitt ehideri Stelle. Der Wider-nif muss der über- 
mittehideri Stelle vor Beginn des Kalenderjahres, 
für- das die Einwilligung erstmals nicht melu gel- 
ten soll, vorliegen. Die übermittelnde Stelle hat 
den Ar beitnehmer über den Inhalt der Dateriüber- 
mitthmg nach Satz 1 zu unter-richten. Wird die 
Einwilligung nach Ablauf des Kalenderjahres der 
Anlage der vermögenswirksamen Leistimgen, je- 
doch innerhalb der in Satz 2 genannten Frist ab- 
gegeben, sind die Daten bis zum Ende des folgen- 
den Kaleridervierteljalues zu übermitteln.“ 

7. Dem § 17 werden die folgenden Absätze 13 und 14 arige- 
fiigt: 

„(13) § 3 Absatz 1 Satz 1 Nunuiier 1 in der Fassung des 
Artikels... des Gesetzes vom ... (BGBl. IS. ... [einset- 
zen: Datum und Fimdstelle des vorüegeriden Ändenmgs- 
gesetzes]) ist erstmals fiir Vermögens wirksame Leistun- 
gen anzuwenden, die nach dem 3 1 . Dezember 2012 ange- 
legt werden. § 4 Absatz 4 Nimuner 1, 2 und 4 sowie § 8 
Absatz 5 Satz 1 in der Fassung des Artikels. . . des Geset- 
zes vorn . . . (BGBl. IS. ... [einsetzeri: Datum und Fund- 
stelle des vorliegenden Ändernngsgesetzes]) sind erst- 
mals bei Verfiigimgeri nach dem 31. Dezember 2012 ari- 
zuwenden. 
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(14) Das Bunde snimisteriuni der Finaiizen teilt den 
Zeitpunkt der erstmaligen An-wendung der §§13 und 14 
Absatz 4 sowie des § 15 in der Fassung des Aitikels . 
des Gesetzes vom... (BGBl. IS, ... [einsetzen: Datum 
und Fundstelle des vorliegenden Änderungsgesetzes]) 
duich ein im Bundessteuerblatt zu veröffentlichendes 
Sclueiben mit. Bis zu diesem Zeitpunkt sind die §§ 13 
und 14 Absatz 4 sowie der § 1 5 in der Fassung des Arti- 
kels ... des Gesetzes vom ... (BGBl. IS. ... [einsetzen: 
Datum imd Fundstelle des Ändeningsgesetzes, das vor 
dem vorliegenden Ändeinngsgesetz aus ge fertigt mirde]) 
weiter anzuwenden.“ 

Artikel 19 

Äuderuug der Verordnung zur Durcliführuug des 
F iinften Veruiögensbildungsgesetzes 

Die Verordnung zur Diuchfübning des Ftinften Veraiö- 
gensbildimgsgesetzes vom 20. Dezember 1994 (BGBl. I 
S, 3904), die zuletzt dinch Artikel 14 des Gesetzes vom 
20. Dezember 2008 (BGBl. I S. 2850) geändert worden ist, 
wird wie folgt geändert: 

1 . In § 2 Absatz 2 Satz 1 wird die Angabe „(§ 5 Abs. 2)“ 
durch die Wörter „gemäß § 5 Absatz 1“ ersetzt. 

2. § 5 wird wie folgt geändert: 

a) Die Überschrift wird wie folgt gefasst: 

.§5 

Elektronische Vennögensbildimgsbescheinigung“, 

b) Absatz 1 wird aufgehoben. 

c) Die bisherigen Absätze 2 bis 5 werden die Absätze 1 
bis 4. 

d) Im neuen Absatz 1 Satz 1 wird das Wort Bescheini- 
gung“ durch die Wörter „elektronischen Vermögens- 
bildurigsbescheinigung“ er setzt. 

e) Im neuen Absatz 2 werden die Wörter Bescheini- 
gung ftir vermögenswirksame Leistimgen“ durch die 
Wörter „elektronischen Veraiögensbildrmgsbeschei- 
nigung“ er setzt. 

f) Im neuen Absatz 3 Satz 1 w^erden die Wörter Be- 
schemigimg über veraiögensw^irksame Leistimgen“ 
durch die Wörter „elektronischeri Vermögensbil- 
dungsbescheinigung“ ersetzt. 

g) Im neuen Absatz 4 wird das Wort Bescheinigung“ 
durch die Wörter „elektronische Vennögensbildungs- 
bescheinigimg“ er setzt. 

3. hl § 7 Absatz 1 Nnnmier 3 wird die Angabe „§ 5 Abs, 4“ 
durch die Angabe „§ 5 Absatz 3“ ersetzt. 

4 Dem § 1 1 Absatz 1 werden die folgenden Sätze angefügt: 

B^s Bundesministerium der Finanzen teilt den Zeit- 
piuikt der erstmaligen Anwendung von § 2 Absatz 2 
Satz 1, der §§ 5 imd 7 Absatz 1 Nummer 3 in der Fassung 
des Artikels . . . des Gesetzes vom . . . (BGBl. IS. ... [ein- 
setzeri: Datum und Fundstelle des vorliegenden Ände- 
mngsgesetzes]) diuch ein im Bundessteuerblatt zu ver- 
öffentlichendes Schreiben mit. Bis zu diesem Zeitpunkt 
sind § 2 Absatz 2 Satz 1 , die § 5 und 7 Absatz 1 Num- 


mer 3 in der Fassimg des Artikels . . . des Gesetzes vom 
. . . (BGBl. I S. ... [einsetzen: Ausfertigurigsdatimi und 
Fimdstelle des Ändeningsgesetzes, das vor dem vorüe- 
genden Ändenmgsgesetz ausgefertigt watrde]) weiter 
anzuwenden.“ 

Artikel 20 

Äudei ung des Bewertiingsgesetzes 

Das Bewertungsgesetz in der Fassimg der Bekarmtnia- 
chimg vorn 1. Febniar- 1991 (BGBl. I S. 230), das zuletzt 
durch Artikel 13 Absatz 3 des Gesetzes vom 12. April 2012 
(BGBl. I S. 579) geändert worden ist, wird wie folgt geän- 
dert: 

1 . Dem § 48a wud folgender Satz angefugt: 

Bi^ Sätze 1 und 2 gelten nicht, wenn der Eigentümer die 
Flächen bereits intensiv im Sinne der Nunmiem 1 bis 3 
genutzt hat.“ 

2. Dem § 205 wud folgender Absatz 5 angeftigt: 

„(5) § 48 a in der Fassimg des Artikels . . . des Gesetzes 
vom . . . (BGBl. IS. ... [einsetzen: Datimi und Fimdstelle 
des vorliegenden Änderurigsgesetzes]) ist auf Bewer- 
tungsstichtage ab dem 1. Januar 2013 arizuwenden.“ 

Artikel 21 

Ändei ung des EU-Beitreibungsgesetzes 

§ 1 Absatz 3 Nummer 1 des EU-Beitreiburigsgesetzes 
vom 7 . Dezember 2011 (BGBl. I S. 2592) wird wie folgt ge- 
fasst: 

„1 . Beiträge und Umlagen sowie damit verbimdene Abga- 
ben imd Gebühren nach dem Sozialgesetzbuch, den in 
§ 68 des Ersten Buches Sozialgesetzbuch genannten 
Gesetzen und dem AufÄ^endungsausgleichsgesetz;“. 

Artikel 22 

Äuderuug der Zhilprozessoi dnung 

In § 759 der Ziiilprozessordnimg in der Fassimg der Be- 
kanntmachung vom 5. Dezember 2005 (BGBl. I S. 3202; 
2006 1 S. 43 1 ; 2007 1 S. 1 781), die zidetzt dur ch Artikel 2 des 
Gesetzes vom 21. Juli 2012 (BGBl. I S. 1577) geändert wor- 
den ist, w^erden die Wörter „eine zu seiner Familie gehörige 
oder hl dieser Familie dienende erwachsene Person“ durch 
die Wörter' „ein erw^^achsener Familienangehöriger, eine in 
der Familie beschäftigte Person oder' ein erw^achsener ständi- 
ger Mitbew^olmer“ ersetzt. 

Artikel 23 

Äudei ung der Finanzgei iclitsui dnung 

In § 76 Absatz 1 Satz 4 und § 85 Satz 2 der Finariz- 
gerichtsordnimg in der Fassung der Bekarmtmachurig vom 
28. März 2001 (BGBl. I S. 442, 2262; 2002 1 S. 679), die zu- 
letzt diu’ch Artikel 8 des Gesetzes vom 21 . Juh 2012 (BGBl I 
S. 1577) geändert worden ist, wtrd jeweils nach der Angabe 
„§ 97“ die Angabe „Abs. 1 und 3“ gestr-icheri. 
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Artikel 24 

Änderung der Funktrousverlagerangsverordnung 

In § 1 Absatz 4 und § 3 Absatz 2 Satz 3 der Funktions- 
verlageruiigs Verordnung vom 12. August 2008 (BGBL I 

S. 1680) werden jeweils die Wöiter„§ 1 Abs. 1 Satz2“duich 
die Wörter „§ 1 Absatz 1 Satz 3“ ersetzt. 

Artikel 25 

ÄuderuDg des Zerlegiingsgesetzes 

In § 1 Absatz 3 a des Zerlegungs ge setze s vom 6. August 
1998 (BGBl. I S . 1998), das zuletzt "durch Artikel 7 des Ge- 
setzes vom 7. Dezember 2011 (BGBl. I S. 2592) geändert 
worden ist, weiden nach den Wörtern „§ 43 Absatz 1 Satz 1 
Nummer la“ die Wörter „odei' Nunmier 2 Satz 4“ emgefiigt. 

Artikel 26 

Äuderuug des Gruudei^eibsteuergesetzes 

Das Gnmdem^erbsteueigesetz in dei' Fassung der Be- 
kamitmachimg vom 26. Febiiiar 1997 (BGBL I S. 418, 
1804), das zuletzt durch Artikel 9 des Gesetzes vom L No- 
vember 2011 (BGBL I S. 2131) worden ist, wild wie folgt 
geändert: 

1 . § 1 wild wie folgt geändert: 

a) Nach Absatz 3 wird folgender Absatz 3a emgefiigt: 

„(3 a) Sovreit eine Besteuerung nach Absatz 2a und 
Absatz 3 nicht in Betracht kommt, gilt als Rechtsvor- 
gang im Sinne des Absatzes 3 auch ein solcher, auf- 
gnuid dessen ein Rechtsträger unmittelbar oder mit- 
telbar oder teils unmittelbar, teüs mittelbar eine wiit- 
schaftliche Beteiligung hi Höhe von mindestens 95 
vom Hundert an einer Gesellschaft, zu deren Vermö- 
gen ein inländisches Grundstück gehört, eiwmbt. Die 
wirtschaftliche Beteiligung ergibt sich aus dei- Summe 
der unmittelbaren imd mittelbaren Beteiligimgen am 
Kapital oder am Vennögen der Gesellschaft. Für die 
Einiitthmg der mittelbaren Beteiligungen sind die 
Vomhundertsätze am Kapital oder am Vennögen der 
Gesellschaften zu multiplizieren.“ 

b) In Absatz 6 Satz 1 werden die Wörter „Absatz 1 , 2 
oder 3“ durch die Wörter , Absatz 1, 2, 3 oder 3a“ er- 
setzt. 

2. § 4 whd wie folgt geändert: 

a) Nummer 4 wild wie folgt gefasst: 

„4. der Übergang von Gnmdstücken gemäß § 1 Ab- 
satz 1 Nummer 3 und von Gesellschaftsanteilen 
gemäß § 1 Absatz 3 Nummer 2 imd 4 als immit- 
telbare Rechtsfolge eines Zusammenschlusses 
kommunaler Gebietsköiperschaften, der duich 
Verehibainng der beteiligten Gebietsköiperschaf- 
ten mit Zustinmiimg der nach Landesrecht zu- 
ständigen Stelle oder diuch Gesetz zustande 
koimnt, sowie Rechtsgeschäfte über Ginndstücke 
gemäß § 1 Absatz 1 Nummer 1 imd über GeseU- 
schafeanteile gemäß § 1 Absatz 3 Nummer 1 
imd 3 aus Anlass der Aufliebung der Ki eisfireiheit 
einer Gemeinde;“ 


b) Die Nimtmem 5 bis 8 werden aufgehoben. 

c) Die bisherige Nunmier 9 whd Nunmier 5. 

3. In § 6a Satz 1 werden die Wörter „§ 1 Absatz 1 Nimi- 
mer 3, Absatz 2a oder 3“ durch die Wörter „§ 1 Ab- 
satz I Nummer 3 Satz 1, Absatz 2a, 3 oder 3a“ ersetzt. 

4. § 8 Absatz 2 Satz 1 Nunmier 3 whd wie folgt gefasst: 
„3. hl den Fällen des § 1 Absatz 2a, 3 und 3a.“ 

5. § 13 whd wie folgt geändert: 

a) hl Numniei' 6 wird der Punkt am Ende durch ein 
Semikolon ersetzt. 

b) Folgende Nummer 7 wird angefiigt: 

„7. bei der wirtschaftlichen Beteiligung von min- 
destens 95 vom Hundert an ehier Gesellschah: 
der Rechtstläger, der die wiitscha ft liehe Betei- 
ligung erwirbt.“ 

6. hl § 16 Absatz 5 werden die Wörter „§ 1 Abs. 2, 2a 
imd 3“ durch die Wörter „§ 1 Absatz 2, 2a, 3 und 3a“ er- 
setzt. 

7. hl § 17 Absatz 3 Satz 1 Numniei- 2 werden die Wörter 
„§ 1 Abs. 2a und 3“ durch die Wörter „§ 1 Absatz 2a, 3 
imd 3a“ eisetzt. 

8. § 19 whd wie folgt geändert: 

a) Nach Absatz 1 Satz 1 Nimuner 7 wird folgende 
Nummer 7a eiugefügt: 

„7 a. Rechtsvorgänge, aufgnmd derei- ein Rechts- 
tläger unmittelbar oder mittelbai- odei- teils uii- 
mittelbai-, teils mittelbar eine wirtschaftliche 
Beteiligung in Höhe von mindestens 95 vom 
Hundert an ehier Gesellschaft, zu deren Ver- 
mögen ein inländisches Ginndstück gehört, 
eiwmbt (§ 1 Absatz 3a);“. 

b) hl Absatz 2 Nummer 5 whd die Angabe „§ 4 Nr. 9“ 
diuch die Angabe „§ 4 Nunmier 5“ ersetzt. 

9. § 20 Absatz 2 whd w4e folgt geändert: 

a) hl Numniei' 2 wird der Rinkt am Ende durch ehi 
Semikolon ersetzt. 

b) Folgende Nummer 3 wird angefiigt: 

„3- bei mehreren beteiligten Rechtsträgern eine 
B eteiligimgsüb ersieht . “ 

10. § 23 whd wie folgt geändert: 

a) Absatz 9 w^ird wie folgt gefasst: 

„Soweit Steuerbescheide fiir Erw^erbs Vorgänge von 
Lebenspartnein noch nicht bestandskräftig sind, ist 
§ 3 Nunmier 3 bis 7 hi der Fassung des Aitikels 29 
des Gesetzes vom 8. Dezember 2010 (BGBl. I 
S. 1768) erstmals auf Erwerbsvorgänge anzuweii- 
den, die nach dem 31. Juh 2001 verwmkhcht wer- 
den.“ 

b) Folgender Absatz 11 whd angefügt: 

„(11) § 1 Absatz 3a, 6 Satz 1, § 6a Satz 1^ § 8 Ab- 
satz 2 Satz 1 Nummer 3, § 13 Numniei- 7, § 16 Ab- 
satz 5, § 17 Absatz 3 Satz 1 Nimuner 2, § 19 Ab- 
satz 1 Satz 1 Nunmier 7a, § 20 Absatz 2 Nunmier 3 
in der Fassung des Artikels . . . des Gesetzes vom 
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(BGBl. I S. ...) [einsetzeii: Datum und Fundstelle 
des vorliegenden Änderungsgesetzes] sind erstmals 
auf Ei-werbs Vorgänge anzuwenden, die nach dem 
3 1 . Dezember 2012 verwiiklkht werden.“ 

Artikel 27 

Änderung des Ei bschaftsteuer- und Sehenkung- 
steiieigesetzes 

Das Erbscliafeteuer- und Schenkungsteuergesetz in der 
Fassung der Bekanntmachung vom 27. Febmar 1997 (BGBl. 
IS. 378), das zuletzt durch . . . geändeit worden ist, wird wie 
folgt geändeit: 

1 . § 13a wild wie folgt geändeit: 

a) Absatz 1 Satz 4 wird wie folgt gefasst: 

„Satz 2 ist nicht anzuwenden, wenn die Ausgangs- 
lohnsumnie 0 Euro beti ägt oder der Betrieb rmter Ehi- 
beziehung der in Absatz 4 Satz 5 genannten Beteili- 
gungen und der nach Maßgabe dieser Bestimmung 
anteilig einzubeziehenden Beschäftigten nicht mein' 
als 20 Beschäftigte hat.“ 

b) In Absatz 4 Satz 5 werden nach dem Woit „Lohnsimi- 
nien“ die Wöitei- „imd die Anzahl der Beschäftigten“ 
eingefiigt. 

2. § 13b Absatz 2 wird wie folgt geändert: 

a) In Satz 2 wird nach Nunmier 4 folgende Nummer 4a 
eingefiigt: 

„4a. der gemeine Weit des nach Abzug des gemeinen 
Weits der Schulden verbleibenden Bestands an 
Zahlungsmittehi, Geschäfts guthaben, Geldfor- 
demngen und anderen Forderungen, soweit er 
10 Prozent des anzusetzenden Werts des Be- 
triebsvemiögens des Behiebs oder der Gesell- 
schaft übei steigt. Satz 1 gilt nicht, wenn die ge- 
naiuiten Wirtschaftsgüter dem Hauptz\\'^eck des 
Gewerbebetriebs eines Kreditinstitutes oder ei- 
nes Finanzdienstleistungshistitutes im Sinne des 
§ 1 Absatz 1 imd la des Kieditwesengesetzes in 
der Fassung der Bekanntmachimg vom 9 . Sep- 
tember 1998 (BGBl. I S. 2776), das zuletzt 
durch Aitikel 9 des Gesetzes vom 26. Jrmi 2012 
(BGBl. IS. 1375) geändert worden ist, oder ei- 
nes Versichenmgsuntemelimens, das der Auf- 
sicht nach § 1 Absatz 1 Nummer 1 des Versiche- 
rungsaufsichtsgesetzes in der Fassung der Be- 
kaiuitmachung vom 17. Dezember 1992 (BGBl. 
1993 I S. 2), das zuletzt dmch Artikel 10 des Ge- 
setzes vom 15. März 2012 (BGBl. I S. 462) ge- 
ändert worden ist, unterliegt, zuzureclmen sind. 
Satz 1 gilt ferner nicht fiir Gesellschaften, deren 
Hauptzweck in der Finanziening einer Tätigkeit 
im Sinne des § 15 Absatz 1 Nummer 1 des Ein- 
kommensteuergesetzes von verbundenen Unter- 
nelmien (§15 des Aktiengesetzes) besteht;“. 

b) In Satz 3 werden der Punkt am Ende durch ein Semi- 
kolon ersetzt und folgender Halbsatz angefiigt: 

„bei Zahlungsmitteln, Geschäftsguthaben, Geldforde- 
nmgen und anderen Fordeiimgen (Satz 2 Nummer 4a) 


ergibt sich die Zui echnung aus dem positiven Saldo 
der eingelegten und der entnommenen Wirtschaftsgü- 
ter.“ 

c) In Satz 7 werden der Punkt am Ende durch ein Semi- 
kolon ersetzt und folgender Halbsatz angefiigt: 

„bei der rechneiischen Ennittlung der Quote des Ver- 
waltimgsveimögens erfolgt keine Bescluänkung auf 
den Wert des Anteils.“ 

3. Dem § 37 wild folgender Absatz 8 angefiigt: 

„(8) § 13a Absatz 1 Satz 4, Absatz 4 Satz 5 und § 13b 
Absatz 2 in der Fassung des Artikels . . . des Gesetzes 
vom . . . (BGBl. IS. . . .) [einsetzen: Datum imd Fimdstelle 
des vorliegenden Änderungsgesetzes] sind auf Eiw^erbe 
anzLiw^enden, fiir die die Steuer nach dem 13 . Dezember 
2012 entsteht.“ 

Artikel 28 

Änderung der Altersvoi sorge-Diircliführungs- 
verordniing 

Die Altersvorsorge-DuichfiihiTmgsverordnung in der Fas- 
sung der Bekanntmachung vom 28. Febinar 2005 (BGBl. I 
S. 487), die zuletzt durch Artikel 13 Absatz 23 des Gesetzes 
vom 12. April 2012 (BGBl. I S. 579) geändert worden ist, 
wh’d wie folgt geändeit: 

1. hl § 1 Absatz 1 Satz 1, § 2 Absatz 3 Satz U § 5 Absatz 2 
Satz 2 und Absatz 6 Satz 1 sowie in § 23 wird jeweils die 
Angabe „§ 10 Absatz 2a“ durch die Wörter „§ 10 Absatz 
2a und 4b“ ersetzt. 

2. Folgender § 24 wird angefiigt: 

4 24 

Mitteihmgspflichten der übermittelnden Stellen gegen- 
über der zentralen Stelle 

Die in § 10 Absatz 4b Satz 4 des Einkommensteuergeset- 
zes genannten übennittehiden Stellen haben der zentralen 
Stelle bis zum 28 . Febniar des dem Jahr der Auszahlung 
oder der Rückfordenmg der steuerfieien Zuschüsse zu 
Vorsorgeaufwendimgen im Sinne des § 10 Absatz 1 
Niuiuner 2, 3 imd 3 a des Einkommensteuergesetzes oder 
der Erstattimg von solchen Vorsorgeaufwendimgen fol- 
genden Jahres folgende Daten zu übermitteln: 

1. Identifikationsnimimer (§ 139b der Abgabenord- 
nung), Familienname, Vorname, Geburtsdatum und 
Anschrift des Steuerpflichtigen: 

2. die Höhe der im jeweiligen Zahlungsjalu' geleisteten 
und zurückgeforderten steuerfieien Zuschüsse und 
der erstatteten Vorsorgeaufw^endungen, jeweils geson- 
dert betragsmäßig nach Art der Vorsorgeaufwendun- 
gen ausgewiesen; 

3. Beginn imd Ende des Zeitraums, fiir den der steuer- 
freie Zuschuss imd die Erstattung der Vorsorgeauf- 
wendungen erfolgt ist; 

4. Jahi’ des Zuflusses oder Abflusses; 

5. Bezeichnimg imd Anschrift der übermittelnden Stelle 
sowie deren Ordnimgsbegrifi'. 
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Eine Mitteilungspflicht nach Satz 1 besteht nicht, wenn 
die übennittehide Stelle der FinanzT-^ei-waltimg die Zah- 
lung der geleisteten und ziuUckgefordeiten steuerfireien 
Zuschüsse und der erstatteten Vorsorgeaufw^endungen 
bereits auf Ginnd anderer Vorschrihen elektronisch niit- 
zuteilen hat. Stellt die übennittehide Stelle fest, dass die 
an die zentrale Stelle übermittelten Daten unzutreffend 
sind, ist dies unverzüglich durch Übermittlung eines Da- 
tensatzes an die zentrale Stelle zu koni gieren oder zu 
stornieren. Die übennittehide Stelle hat den Steuerpflich- 
tigen darüber zu unterTichten, dass die Daten der zentra- 
len Stelle riiitgeteilt werden. Hierbei ist die Höhe der Be- 
träge anzugeberi, soweit sich diese nicht bereits aus dem 
Verw^altungsakt ergibt.“ 

Artikel 29 

Änderung des Börsengesetzes 

Dem § 5 des Börsengesetzes vom 16. Juli 2007 (BGBl. I 
S. 13 30, 1351), das zuletzt durch Artikel 5 des Gesetzes vorn 
26. Juni 2012 (BGBl. IS. 1375) geändert worden ist, wird 
folgender Absatz 6 angefügt: 

„(6) Der Börsenträger hat das Land, hi dessen Gebiet die 
Börse ansässig ist, von allen Ansprüchen Dritter wegen 
Schäden freizustellen, die durch die für die Börse Handeln- 
den in Ausübung der ilmeri übertragenen Aufgaben venrr- 
saclit werden.“ 


Artikel 30 

Äuderuug des Luft\ erkelirsgesetzes 

Das Lufh-erkehrsgesetz vom 1. August 1922 (RGBl. I 
S. 681), das zuletzt dur ch Artikel 1 des Gesetzes vom 8. Mai 
2012 (BGBl. IS. 1032) geändert worden ist, whd wie folgt 
geändert: 

1 . Dem § 3 Ib Absatz 3 wird folgender Satz angefiigt: 

Flugsichenuigsorganisation im Sinne von Ab- 
satz 1 bleibt der positive oder negative Unterschiedsbe- 
trag zwischen dem nach dem Einkommensteuergesetz er- 
mittelten Gewinn aus den Gebühren füx die Flugsiche- 
nmg imd dem Ergebnis nach den gebührenrechtlichen 
Vorsclmhen aus Fhigsicherurigsdiensten bei der Eraiitt- 
lung der Einkünhe außer Ansatz.“ 

2. hl § 73 wird nach Absatz 2 folgender Absatz 2a eirige- 
fiigt: 

„(2a) § 31b Absatz 3 Satz 3 ist auch firr Wirtschafts- 
jahre arizuwenden, die vor dem . . . [einsetzen: Tag nach 
der Verkündung des vorüegeriden Ändernngsgesetzes] 
enden.“ 


Artikel 31 

Inkrafttreten^ Außerkrafttreten 

(1) Dieses Gesetz tiitt vorbehalthch der Absätze 2 bis 8 
am 1. Januar 2013 in Kiaft. 

(2) Artikel 2 Nummer 13, 29 und 39 Buchstabe j, o und p, 
Nunmier 44 sowie Artikel 3 Nummer 1 Buchstabe b und 
Nunmier 4 Buchstabe a Doppelbuchstabe aa, Artikel 4 Num- 
mer 1 Buchstabe b und Artikel 15 treten mit Whkung vom 
1 . Januar 2012 in Kraft. 

(3) Artikel 2 Niuiimer 4 Buchstabe b, Nunmier 5 Buch- 
stabe b, Nunmier 6, 11, 12, 14, 17, 24, 25 Buchstabe a, 27, 
Nunmier 36, 39 Buchstabe i, k, m, q imd r, Nununer 40 
Buchstabe a, Nummer 42, 43, Aitikel 3 Nunmier 5 imd 6, Ar- 
tikel 4 Nunmier 3, 4 Buchstabe c, Artikel 5, Artikel 9, Arti- 
kel 10 Nimimer 1 bis 4, Nummer 6 Buchstabe d, Nummer 7 
bis 11 und 13 bis 17, Artikel 11 Nummer 1 bis 11,13 bis 28, 
Artikel 12 Nimimer 1, Artikel 13, 14 Nummer 1 und Artikel 
16, 1 7 Nummer 1 Buchstabe a, b, d und e, Nummer 2 imd 6 
imd Aitikel 18 bis 20, 22, 23, 26 und 30 tieten am Tag nach 
der Verkündimg in Kraft. 

(4) Artikel 2 Nunmier 4 Buchstabe a, Nimimer 5 Buch- 
stabe a, Nimimer 8 imd 39 Buchstabe e üitt an dem Tag in 
Kraft, an dem die Euiopäische Kommission nach Aitikel 4 
Absatz 2, 3 oder 6 oder nach Artikel 7 Absatz 2, 3 oder- 4 der 
Verordnimg (EG) Nr. 659/1999 des Rates vom 22. März 
1999 über besondere Vorschriften für- die Anwendimg von 
Artikel 93 des EG- Vertrags (ABI. L 83 vom 22.3. 1999, S. 1), 
die zuletzt diuch Verordnimg (EG) Nr. 1791/2006 des Rates 
vom 20. November 2006 (ABI. L 363 vom 20.12.2006, S. 1) 
geändert ^airde, entscheidet. Der Tag, an dem die in Satz 1 
genaimten Vorschriften in Kraft treten, ist vom Bimdesmi- 
nisterium der Finanzen im Bundesgesetzblatt gesondert be- 
kannt zu machen. 

(5) Artikel 10 Nummer 6 Buchstabe a und b tritt in Kr aft 
zu Beginn des zweiten Monats, der dem Tag der Veröffenth- 
chimg entw^edei- des Diuchfiihnmgsbeschlusses des Rates 
der Eiuopäischen Union zur Ermächtigung der Bundesrepu- 
blik Deutschland oder der Änderung der Richtlinie 2006/ 
1 12/EG, mit der diese Regelung unionrechtlich abgesichert 
wird, je nach dem, w^as früher voiiiegt, kn Amtsblatt EU 
Rekle L folgt. Der Tag der entsprechenden Veröffentlichung 
ist vom Bimdesministeriuni der Finanzen im Bimdesgesetz- 
blatt Teil II bekannt zu geben. 

(6) Artikel 10 Nununer 6 Buchstabe c tritt am 1 . Juli 2013 
in Kraft. 

(7) Artikel 10 Nimuner 5 imd 12 tritt am 1 . Januar- 2014 kl 
Kraft. 

(8) Artikel 17 Nununer 3 bis 5 tritt am 1. Juli 2014 in 
Kraft. 

(9) Das EG-Arntshilfe-Gesetz vom 19. Dezember 1985 
(BGBl. I S. 2436, 2441), das zuletzt durch Artikel 17 des Ge- 
setzes vom 20. Dezember 2007 (BGBl. I S. 3 1 50) geändert 
worden ist, tr-itt am L Januar 2013 außer Kraft. 
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Anlage 2 zu Artikel 2 Nummer 44 


Anlage 2 
(zu § 43b) 

Gesellschaften im Sinne der Richtlinie Nr. 2011/96/EU 

Gesellschaft im Simie der genannten Richtlinie ist jede Ge- 
sellschaft, die 

1 . eme der folgenden Formen anfoeist: 

a) Eme Gesellschaft, die gemäß der Verordnung (EG) 
Nr. 2157/2001 des Rates vom 8. Oktober 2001 über 
das Statut der Europäischen Gesellschaft (SE) rmd der 
Richtlinie 2001 /86/EG des Rates vom 8. Oktober 
2001 zur' Ergänzung des Statuts der Europäischen Ge- 
sellschaft hinsichtlich der Beteiligimg der Arbeitneh- 
mer gegründet wurde sowde ehre Genossenschaft, die 
gemäß der Verordnung (EG) Nr. 1435/2003 des Rates 
vom 22. Juli 2003 über das Statut der Europäischen 
Genossenschaft (SCE) und gemäß der Richtlinie 
2003/72/EG des Rates vom 22. Juli 2003 ziu' Ergän- 
zung des Statuts der Eiuopäischen Genossenschaft 
hinsichtlich der Beteiligung der Arbeitnehmer ge- 
gründet wwde, 

b) Gesellschaften belgischen Rechts mit der Bezeich- 
nung „societe anonyme' 7, ^laamloze vennootschap“, 
„societe eri conunandite par actions'7„comrnanditah’e 
vennootscliap op aaridelen'7 „societe privee ä respon- 
sabiüte limitee“/„besloteri vennootschap met beperkte 
aansprakehjkheid'7 „societe cooperahve ä responsa- 
bilite hmitee'7„coöperatieve vennootschap met be- 
perkte aansprakehjkheid'7 „societe cooperative ä res- 
ponsabilite illitiiitee“/„coöperatieve vennootschap 
met onbeperkte aarisprakelijkheid"', „societe en norn 
collectif7„ vennootschap onder frmia“ oder „societe 
en commandite simple' 7„geworie coriunanditaire ven- 
nootscliap'7 öffentliche Unternehmen, die ehre der ge- 
naimten Rechts fonnen angenommen haben, imd an- 
dere nach belgischem Recht gegründete Gesellschaf- 
ten, die der belgischen Körperschaftsteuer unterlie- 
gen, 

c) Gesellschaften bulgarischen Rechts mit der' Bezeich- 
nung „c/bOHpaxeiDio ztpyjKecTBo“, „KOManuHTHo 
^tpyiKecTBo", „;tpyiKecTBO c orpaHHueHa 
oxroBopHocx", „aimHOHepHo ztpyjKecxBo“, 
„KDMannHXBo ^rpyiKecxBo c aKUHH", 
„He^epcoHH(|^H^HpaHO jrpyacecxBo“, „KoonepauHH", 
„KDonepaxHBHH ci»io3h'‘' oder' „;ttp:jKaBHH 
npe^anpHama", die nach bulgarischem Recht gegrün- 
det wxrrden imd gew^erbhche Tätigkeiten ausüben, 

d) Gesellschaften tschechischen Rechts mit der Bezeich- 
nung „akciovä spolecnost" oder „spolecnost sriicenim 
omezeriyrn“, 

e) Gesellschaften dänischen Rechts mit der Bezeich- 
nung „aktieselskab“ oder „anpartsselskab“. Weitere 
nach dem Körper schaftsteuer ge setz steuerpflichtige 
Gesellschaften, sow'^eit ihr steuerbarer Gewinn nach 
den allgemeinen steuerTechthchen Bestimmungen für' 
die „aktieselskaber" ermittelt und besteuert; w'^rrd. 


f) Gesellschaften deutschen Rechts mit der Bezeich- 
nung , Aktiengesellschaft", „Kommanditgesellschaft 
auf Aktien“, „Gesellschaft mit beschränkter Haf- 
tung", „Versicherungs verein auf Gegenseitigkeit", 
„Erw^erbs- rmd Whtschaftsgeriossenschaft" oder ,3^- 
trieb gewerblicher Art von juristisclien Personen des 
öffentlichen Rechts" und andere nach deutschem 
Recht gegründete Gesellschaften, die der deutschen 
Körperschaftsteuer unterliegen, 

g) Gesellschaften estnischen Rechts mit der Bezeich- 
nung „täisühing", „usaldusühing", „osaühing", „akt- 
siaselts" oder „tiilundusühistu", 

li) nach irischem Recht gegründete oder eingetragene 
Gesellschaften, gemäß dem hidusüial and Provident 
Societies Act eingetragene Körperschaften, gemäß 
dem Building Sociehes Act gegründete „building so- 
cieties" rmd „triistee savhigs banks" hn Sinne des 
Trxistee Savings Banks Act von 1989, 

i) Gesellschaften griechischen Rechts mit der Bezeich- 
nung „avcbvopii €Tarp£ia" oder „sxaipda 
Tcepioprop^xi^; suftmTiq (E.II.E.)" imd aridere nach 
griechischem Recht gegründete Gesellschaften, die 
der griechischen Körperschaft Steuer unterliegen, 

j) Gesellschaften spariischeri Rechts mit der Bezeich- 
nung „sociedad anönirna", „sociedad cornanditaria 
por acciones" oder „sociedad de resporisabilidad h- 
niitada" imd die öffenthch-rechthchen Körperschaf- 
ten, deren Tätigkeit unter- das Privatrecht fäUt. Ander e 
nach spanischem Recht gegründete Körperschaften, 
die der spanischeri Körperschaftsteiier („impuesto so- 
bre sociedades") unterliegen, 

k) Gesellschaften französischen Rechts mit der Bezeich- 
nung „societe anon 3 niie", „societe en conunandite par 
actions", „societe ä resporisabilite Ihnitee“, „societes 
par actions simplifiees", „societes d'assurances miitu- 
elles", „caisses d'epargne et deprevoyance", „societes 
civiles", die automatisch der Körperscliaftsteuer un- 
terliegen, „cooperatives", „unioris de cooperatives", 
die öffentlichen Industrie- und Handelsbetriebe, die 
öffentlichen Industrie- imd Handelsimternehmen und 
andere nach französischem Recht gegründete Gesell- 
schaften, die der französischen Körperschaftsteuer' 
imterliegen, 

l) Gesellschaften italienischen Rechts mit der Bezeich- 
nung „societä per azioni", „societä in accomandita per 
azioni", „societä a responsabilitä limitata", „societä 
cooperative" oder „societä di mutua assicurazione" 
sowie öffenthclie und private Körperschaften, deren 
Tätigkeit ganz oder überwiegend handeis gew^erbli- 
cher Art ist, 

rn) Gesellschaften zyprischen Rechts mit der Bezeich- 
nung: „Exmpsfeq" im Shme der Einkonmiensteuerge- 
setze, 

n) Gesellschaften lettischen Rechts mit der Bezeich- 
nung: „akciju sabiedrrba" oder „sabiedifba 

arierobezotu atbildibu", 

o) Gesellschaften litauischen Rechts, 
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p) Gesellschaften liixeiiiburgischeii Rechts mit der Be- 
zeiclmuiig „societe anonyme“, „societe en comnian- 
dite pai’ actions“, „societe ä responsabihte limitee“, 
„societe cooperative“, „societe cooperative organisee 
conmie iine societe anon 3 mie“, „association d'assu- 
rances mutiielles“, association d'epargnepension“, 
„enti eprise de natiu e conimerciale, mdiistrielle oii mi- 
niere de TEtat, des conmiunes, des syndicats de coiii- 
miines, des etablissenients piibhcs et des aiitres per- 
sonnes morales de dioit public“ sowie andere nach hi- 
xenibiirgis ehern Recht gegilindete Gesellschaften, die 
der luxemburgischen Körperschaftsteuer unterliegen, 

q) Gesellschaften imgarischen Rechts mit der Bezeich- 
nung: ,Jcözkereseti tärsasäg“, „beteti tärsasäg“, 
„közös vällalat“, ,4!torlätolt felelössegü tärsasäg“, 
„resz\-enytarsasag“, „egyesüles“ oder „szövetkezet“, 

r) Gesellschaften maltesischen Rechts mit der Bezeich- 
nung: „Kunipaniji ta^ Responsabilita' Limitata“ odei' 
„Soejetajiet en commandite li 1 -kapital taghhoni niaq- 
suni f azzjonijiet“, 

s) Gesellschaften niederländischen Rechts mit der Be- 
zeicluiung , 4 iaamloze vennnootschap“, „besloten 
vennootschap met beperkte aansprakelijkheid“, „open 
conmianditaire veiuiootschap“, „coöperatie“, „onder- 
linge waarborgmaatschappij“, „fonds voor gemene 
rekening“, „vereniging op coöpeiatieve giondslag“, 
„vereiüging welke op onderlinge grondslag als verze- 
keraai- of keredietinstelling optreedt“ und andeie nach 
niedeiländischem Recht gegründete Gesellschaften, 
die der niederländischen Köiperschaftsteuer unterlie- 
gen, 

t) Gesellschaften österreichischen Rechts mit der Be- 
zeicluiung , Aktiengesellschaft“, „Gesellschaft mit 
beschränkter Haftung“, „Veisicheiungs vereine auf 
Gegenseitigkeit“, „Erw^erbs- und Wirtschaftsgenos- 
senschaften“, ,3^hiebe gewerblicher Art von Körper- 
schaften des öffentlichen Rechts“, „Sparkassen“ so- 
wie andere nach östeneiclii schein Recht gegründete 
Gesellschaften, die der österreichischen Körper- 
schaftsteuer unterliegen, 

u) Gesellschaften pohiischen Rechts mit der Bezeich- 
nung „spötka akcyjna“ oder „spölka z ogianiczong 
odpo wiedzia Lnoscig“ , 

v) Gesellschaften portugiesischen Rechts in Fonn von 
Handelsgesellschaften oder zi\dlrechtlichen Handels- 
gesellschaften sowie Genossenschaften rmd öffent- 
liche Untemelunen. 

w) Gesellschaften rumänischen Rechts mit der Bezeich- 
nung „societäfi pe ac|iuni“, „societäfi in comanditä pe 
aepuni“ oder „societäfi cu räspundere limitatä“, 

x) Gesellschaften slowenischen Rechts mit der Bezeich- 
nung „delniska dnizba“, Aomanditna dnizba“ oder 
„dnizba z omejeno odgovomostjo“, 

y) Gesellschaften slowakischen Rechts mit der Bezeich- 
nung „akeiovä spolocnosr', „spolocnosf snicenim 
obmedzenym“ oder Aomanditnä spolocnosf“, 


z) Gesellschaften finnischen Rechts mit dei- Bezeich- 
nung „osakeyhtiö“/„aktiebolag“, „osuuskunta“/ 
„andelslag“, „ sääst öpankki“/„spaibank“ und „va- 
kuutusyhtiö“/„för s äkringsbola g“, 

zl) Gesellschaften schwedischen Rechts mit der Be- 
zeichnung „aktiebolag“, „försäkringsaktiebolag“, 
„ekonomiska föreningai“, „sparbanker“, „ömsesi- 
diga forsäkringsbolag“ und „försäkringsföreningai“, 

z2) nach dem Recht des Vereinigten Königreichs ge- 
gründete Gesellschaften; 

2. nach dem Steuenecht eines Mitgliedstaats in Bezug auf 
den steuerlichen Wohnsitz als in diesem Staat ansässig 
betrachtet wird und auf Grund eines mit einem dritten 
Staat geschlossenen Doppelbesteueiungsabkoiiunens hi 
Bezug auf den steuerlichen Wohnsitz nicht als außerhalb 
der Gemeinschaft ansässig betrachtet wird und 

3 . oluie Wahlmöglichkeit einer der folgenden Steuern unter- 
liegt oder irgendeiner Steuer, die ehie diesei' Steuern er- 
setzt, ohne davon befieit zu sein: 

- vennootschap sb ela sting/impöt des societe s in Bel- 
gien, 

- KopnopaxHBeH ;tairBK in Bulgaiien, 

- dan z prijnni prä™ckych osob hi der Tschechischen 
Republik, 

- selskabsskat hi Dänemark, 

- Köiperschaftsteuer in Deutsclüand, 

- tulumaks in Estland, 

- Corporation tax in Irland, 

- 9Öpo^; eiooSfipaTO^; vopiKcn' TcpootöTWüv 
KEpöooKOJUKOu xapaKihpö hl Griechenland, 

- impuesto sobre sociedades hi Spanien, 

- impot sur les societe s in Frankreich, 

- imposta sul reddito delle persone giuiidiche in Italien, 

- 9 Öpo^; EiaoöiipoTOi^ hl Zypern, 

- uznemumu ienäkuma nodoklis in Lettland, 

- pehio mokestis hi Litauen, 

- impot sur le revenu des collecti\dtes in Luxemburg, 

- täi sasägi adö, osztalekadö hi Ungarn, 

- taxxa ftiq 1-income hi Malta, 

- vennootschap sb ela sting in den Niederlanden, 

— Köiperschaftsteuer hi Östeneich, 

- podatek dochodowy od osöb prawmych in Polen, 

- imposto sobre o rendhiiento das pessoas colectivas hi 
Poitugal, 

- impozit pe profit in Rumänien, 

- davek od dobicka pra\Tiili oseb hi Slowenien, 

- dan z prijmov prä\Tiickych osöb hi dei- Slowakei, 

- yhteisöjen tulovero/hikomstskatten för samftind hi 
Finnland, 

- statlig hikomstskatt hi Schweden, 

- Corporation tax im Vereinigten Königreich. 
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Begründung 


A. ÄUgemeiner Teil 

I* Zielsetzung 

Der vorliegende Entwurf fiir ein Jahres stenergesetz 2013 soll 
den Teil des Jahres steneigesetzes 2013 unisetzen, über den 
iin Veraiittlungsverfaluen Einvemelnnen erzielt mirde. Das 
Jaluessteuergesetz 2013 diente der Anpassung des Steuer- 
rechts an Recht und Rechtsprechung der Euiopäischen 
Union sowie an mtemationale Entwicklungen (OECD) und 
der Umsetzung weiterer Rechtsanpassungen in verschiede- 
nen Bereichen des deutschen Steueirechts. Weitere Maßnah- 
men sollten Empfehliuigen des Bundesiechnungshofes 
auf- greifen, der Sichenuig des Steiieraufkonunens oder der 
Verfahrens Vereinfachung ini Besteuenings verfahren dienen. 
Im Veraiitthuigsverfahren mirden vor allem Maßnahmen 
zur Missbrauchsbekänipfung wie zum Beispiel im Bereich 
der Erbschaft- imd Schenkiuigsteuer die „cash GmbH*' und 
bei der Giunderwerbs teuer Regelungen zu den „RETT-Blo- 
cker-Stniktuien“ einvenielunlich eigänzt. Hervorzuheben 
sind im Übrigen folgende Regelungen: 

1* Schaffung eines EU-Amtshilfegesetzes 

Mit dem EU-Amtslülfegesetz wird die „Richtlinie 2011/16/ 
EU des Rates vom 15. Februar 2011 über die Zusammenar- 
beit der Veiw^altungsbehörden im Bereich der Besteueiung 
imd zur Aufliebimg der Richtlinie 77/799/EWG“ (Amtshil- 
ferichtlinie) in deutsches Recht umgesetzt. Die Amtshilfe- 
richtlinie eisetzt die Richtlinie 77/799/EWG des Rates vom 
19. Dezember 1977 über die gegenseitige Amtshilfe zwi- 
schen den zuständigen Behörden der Mitghedstaaten im Be- 
reich der diiekten Steuern (EG-Amtslhlfe-Richtlinie). 
Gleichzeitig tritt das damit überholte EG- Amtshilfe-Gesetz 
(EGAHiG) aiißei- Kraft. 

Um das Eunktionieren des Bhuienmarktes zu gewährleisten, 
insbesondere um die Steuern bei grenzüberschreitenden 
Steuer Sachverhalten ordnungsgemäß festsetzen zu können, 
ist es notwendig, eme effiziente Zusammenaibeit auf inter- 
nationaler Ebene zwischen den Steuerbehörden der Mit- 
gliedstaaten der Europäischen Union (Mitghedstaaten) zu 
forcieren und eine neue Forai der Verwaltungszusammenar- 
beit zu entwickeln. Mit der fortsclireitenden Interna tionali- 
sienmg, die im speziellen duich die zimehmende grenzüber- 
sclueitende Mobilität von Unternehmen imd Bürgern deut- 
lich zum Ausdiuck konunt, geht zugleich das Bedürfnis nach 
einem effizienten zwischenstaatlichen hifonnationsaus- 
tausch ehiher. Em solcher Infoimationsaustausch dient zum 
einen dazu Doppelbesteueiungen ebenso wie Steiieiliinter- 
ziehungen zu veimeiden. Des Weiteren sind die Regelungen 
imeiiässlich, imi eine gleichheitssatzkonfoime Besteueiung 
auf nationaler Ebene gewährleisten zu können. 

Mit der Amtsliilferichtlinie soll vor allem die effiziente — in 
Teilbereichen auch neue - Verw^altimgszusammenaibeit zwi- 
schen den Steuerbehörden der Mitgliedstaaten gestäikt w^er- 
den, um Steuern bei grenzüberschreitenden Aktivitäten ord- 
nimgsgemäß festsetzen zu können. Dazu werden duich die 
Amtshilferichtlinie gew^isse Piüfimgsmöglichkeiten und 
Mindeststandaids festgelegt. Außerdem wird der 


OE CD- Standard fiir Transparenz und effektiven Infoima- 
tionsaustausch fiir Besteuenmgsziwecke, wde er sich insbe- 
sondere aus Aitikel 26 des OECD-Musterabkonmiens ergibt 
(OECD-Standard) verbindlich fiir alle Mitgliedstaaten im- 
plementiert. Dieser OECD-Standard verpflichtet die Mit- 
gliedstaaten, sich auf Ersuchen alle fiu ein Besteuenings ver- 
falu en oder ein Steuerstrafi^erfalu en erforderlichen Infoima- 
tionen zu erteilen. Beweisausforschimgen („fishing expedi- 
tions“) sind jedoch ausgeschlossen. Eine Übeimitthmg von 
hiforaiationen kaiui nicht mehr deshalb abgelelmt weiden, 
w’^eil der übeimittelnde Mitgliedstaat kein eigenes Interesse 
daran hat oder w^eil diese Infoimationen sich bei einer Bank, 
einem sonstigen Finanzinstitut, einem Bevolhnächtigten, 
Veitreter oder Treuhänder befinden oder sich auf Eigentums - 
anteile einer Person beziehen. Damit wmd ein in sich 
schlüssiges System des zwischenstaatlichen Infoimations- 
austauschs bei grenzüberschreitenden Steuer sachveihalten 
etabliert. 

Die Neueiungen betreffen im Wesentlichen neben der Ein- 
richtung so genannter zentraler Verbindimgsbüios in allen 
Mitgliedstaaten sowie der Einfiihnmg elektronischer Stan- 
dardforaiblätter und Übennittlungsfristen auch die stiifen- 
w^eise Entwicklung eines automatischen hifonnationsaus- 
tauschs und die Verbessenmg der Venvaltungszusammen- 
arbeit durch weitergehende Anw^esenlieits- und Teil- 
nahmemöglichkeiten an behördlichen Eimittlungen. Die 
Funktionsfähigkeit der in der Amtshilferichtlinie vorgesehe- 
nen Zusammenaibeit der Mitgliedstaaten imterliegt zudem 
einer Evaluation duich die Europäische Konunission. 

2* Änderung von Steuergesetzen 

Eine unniittelbai e Umsetzimg von EU-Recht erfolgt darüber 
hinaus durch folgende Rechts ändenmgen: 

— Mit den Ändenmgen des § 43b EStG, der Anlage 2 zum 
EStG, des § 8b Absatz 9 imd § 34 Absatz 7 KStG sowie 
des § 9 Nummer 7 Gew^StG w^ird die Regehmg zur Ver- 
meidimg einer Doppelbesteiieiung von Dividendenzah- 
lungen imd anderen Gew^innausschüttmigen von Tochter- 
gesellschaften an due Muttergesellschaften an die Neu- 
fassung der Richtlinie 2011/96/EU des Rates vom 
30. November 2011 über das gemeinsame Steuersystem 
der Mutter- und Tochteigesellschaften verschiedener Mit- 
gliedstaaten (sog. Mutter-Tochter-Richtlinie) angepasst. 

— hn Umsatzsteuer ge setz wmd duich die Ändeiung des § 3a 
Absatz 3 UStG Aitikel 4 der Richtlmie 2008/8/EG des 
Rates vom 12. Febniar 2008 zm' Ändenmg der Richtlinie 
2006/1 12/EG bezüglich des Ortes der Dienstleistung 
fiistgerecht umgesetzt. Zugleich wmd durch Ändeiungen 
der §§ 14 und i4a UStG die Richtlinie 2010/45/EU des 
Rates vom 13. Juli 2010 zur Ändeiung der Richtlinie 
2006/1 12/EG über das gemeinsame Mehrw^ertsteuersys- 
tem hinsichtlich der ReclmungssteUimgsvor Schriften 
(sog. Rechnungsstellungsrichtlinie) umgesetzt. 

Neben diesen zw^higend umzusetzenden Rechtsanpassungen 
enthält der Gesetzentwurf auch folgende besonders heivor- 
zuhebende Änderungen: 
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- Als eine Maßnalmie zur Uoisetziing des Progiainnis 
Elektromobilität wird in das Einkoaiinenst euer ge setz 
eine Regelung zum Nachteilsausgleich fiir die 

- private Nutzung von betrieblichen Elekhofahrzeugen 
und Hybridelektrofaluzeiigen aufgenonmien, 

- Eine Verfahrensvereinfachung ftii’ den Aibeitnehniei wie 
für die Finanzv^eiwaltiuig bedeutet die Antiagsniöglich- 
keit fiir den Arbeitnehmer, die Geltungsdauer eines im 
Lohnsteuerabzugsverfahren zu beilicksichtigenden Frei- 
betrags künftig auf zwei Kalenderjahre zu verlängern. 
Damit braucht der Arbeitneluner den Antrag auf Lolui- 
steuer-Ennäßigung beim Finanzamt nicht mein jälulich 
zu stellen. 

- Modernisierung und Vereinfachung des Verfahrens der 
Anmeldimg der Feuerschutzsteuer durch die Option, 
diese künftig elektronisch abzugeben. 

- Um den mtemational anerkannten Frenidveigleichs- 
grundsatz (OECD -Standard) uneingeschränkt auf inter- 
nationale Betriebs Stättenfälle anwenden zu können, ist 
die Schafihing einer innerstaatlichen Rechtsgrundlage in 
§ 1 AStG notw^endig. Außerdem w^ird diese Vorschrift zin 
Vemieidung von rechtlichen Risiken hinsichtlich ihrer 


Wirksamkeit fiir Sachverhalte unter Beteihgimg von Per- 
sonengesellschahen oder- Mi tuntemeluner schäften er- 
gänzt. 

— Die Regelung im Erbschaft- und SchenkungsteueiTecht 
verhindert, dass Vennögenswerte durch Einlegen in eine 
Kapitalgesellschaft gänzhch der Besteuerung entzogen 
werden. 

— Mindereinnahmen bei der Grunderwerbsteuer durch 
„RETT-B locker- Stiukturen“ werden vennieden und Ge- 
bietsrefornien durch eine Steuerfieistellung erleichtert. 

— Die Abzugsfähigkeit von Zi\ilprozes skosten als außerge- 
wöhnliche Belastungen wird ausgeschlossen. 

— „Weiße Einkünfte“ bei hybriden Fmanzieningen w^erden 
vermieden. 

Außerdem erfolgen diverse Maßnahmen mit überwiegend 
technischeni Charakter zur Anpassung an Änderungen ande- 
rer Vorschriften (Folgeändenmgen) und w^eitere redaktio- 
nelle Maßnahmen. 

II. Ändere Lösungsmöglichkeiten 
Kehle. 
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in. Gesetzesfolgeu 

1 . Haushaltsausgaben ohne ErfuUuiigsaufÄ^and 


Entwurf eines Jahressteuerqesetzes 2013 der Länder 

(Steuermehr- / -mindereinnahmen (-) in Mio. €) 


Maßnahme 

Steuer- 

art/ 

Gebiets- 

Volle 

Jahres- 


Kassenjahr 




körper- 

schaft 

Wirkung^ 

2013 

2014 

2015 

2016 

2017 

^ 3 Nr. 5 EStG 

Insg. 

-15 

-10 

- 15 

-15 

- 15 

-15 

Steuerbefreiung von Geld- und 

ESt 

. 

. 





Sachbezügen von Wehrpflichtigen, 

LSt 

- 15 

-10 

- 15 

- 15 

- 15 

- 15 

Zivild ienstleistenden , freiwi llig 

Weh rd i e n stie i stend e n , 

Reserv istend i e n stiei stend e n u n d 
Bundesfreiwilligendienstleistenden 

SolZ 

Bund 

ESt 

-6 

-4 

-6 

-6 

-6 

-6 


LSt 

-6 

-4 

-6 

-6 

-6 

-6 


SolZ 

- 

- 






Länder 

-7 

-4 

-7 

-7 

-7 

-7 


ESt 

. 







LSt 

-7 

-4 

-7 

-7 

-7 

-7 


Gern. 

-2 

-2 

-2 

-2 

-2 

-2 


ESt 

. 







LSt 

-2 

-2 

-2 

-2 

-2 

-2 


6 4 Abs. 5 Satz 1 Nr. 6 Satz 3 

Insg. 

-20 

-40 

-50 

-70 

-100 

i.V.m. 

6 6 Abs. 1 Nr. 4 EStG^ 

ESt 


-5 

-5 

-5 

-10 

Nachteilsausgleich für die private 

LSt 

-20 

-30 

-40 

-60 

-85 

Nutzung von Elektro-, 
Hybridelektro- und 

SolZ 


-5 

- 5 

-5 

-5 

B re n nstoffee 1 1 e n k raftfa h rze ug e n 

Bund 

-9 

-20 

-24 

-33 

-45 


ESt 


-2 

-2 

-2 

-4 


LSt 

-9 

-13 

- 17 

-26 

-36 


SolZ 


-5 

- 5 

-5 

-5 


Länder 

-8 

-14 

-19 

-27 

-40 


ESt 


-2 

-2 

-2 

-4 


LSt 

-8 

-12 

- 17 

-25 

-36 


Gern. 

-3 

-6 

-7 

-10 

-15 


ESt 


-1 

-1 

-1 

-2 


LSt 

-3 

-5 

-6 

-9 

-13 
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3 S 32b Abs. 2 Satz 1 Nr. 2 Satz 2 
Buchstabe c EStG^ 

Verhinderung von Gestaltungen 
durch Ausnutzung des Zu- und 
Abflussprinzips bei der 
Gewinnermittlung nach § 4 Absatz 
3 EStG zur Erzielung von 
Verlusten, die dem 
Progressionsvorbehalt unterliegen 


4 ^ 33 Abs. 2 EStG 

Keine Berücksichtigung von 
Zivilprozesskosten als 
außergewöhnliche Belastung 


5 ^ 33b Abs. 6 EStG 

Ausdehnung des 
Pflegepauschbetrages auf 
EU/EWR 


Insg. 

ESt 

SolZ 

Bund 

ESt 

SolZ 

Länder 

ESt 


Gern. 

ESt 


Insg. 

+ 220 

+ 110 

+ 200 

+ 220 

+ 220 

ESt 

+ 210 

+ 105 

+ 190 

+ 210 

+ 210 

SolZ 

+ 10 

+ 5 

+ 10 

+ 10 

+ 10 

Bund 

+ 99 

+ 50 

+ 91 

+ 99 

+ 99 

ESt 

+ 89 

+ 45 

+ 81 

+ 89 

+ 89 

SolZ 

+ 10 

+ 5 

+ 10 

+ 10 

+ 10 

Länder 

+ 89 

+ 44 

+ 80 

+ 89 

+ 89 

ESt 

+ 89 

+ 44 

+ 80 

+ 89 

+ 89 

Gern. 

+ 32 

+ 16 

+ 29 

+ 32 

+ 32 

ESt 

+ 32 

+ 16 

+ 29 

+ 32 

+ 32 

Insg. 

-10 

-5 

-10 

-10 

-10 

ESt 

-10 

-5 

-10 

-10 

-10 

SolZ 

■ 





Bund 

-4 

-2 

-4 

-4 

-4 

ESt 

-4 

-2 

-4 

-4 

-4 

SolZ 

- 





Länder 

-4 

-2 

-4 

-4 

-4 

ESt 

-4 

-2 

-4 

-4 

-4 

Gern. 

-2 

-1 

-2 

-2 

-2 

ESt 

-2 

-1 

-2 

-2 

-2 
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5 8b Abs. 10 KStG 

Insg. 

+ 15 

+ 5 

+ 10 

+ 15 

+ 15 

Erstreckung der Grundsätze der 

GewSt 

+ 5 


+ 5 

+ 5 

+ 5 

Wertpapierleihe auch auf 

KSt 

+ 10 

+ 5 

+ 5 

+ 10 

+ 10 

Personengesellschaften als 

SolZ 






Verleiher 

Bund 

+ 5 

+ 3 

+ 3 

+ 5 

+ 5 


GewSt 







KSt 

+ 5 

+ 3 

+ 3 

+ 5 

+ 5 


SolZ 

■ 






Länder 

+ 6 

+ 2 

+ 3 

+ 6 

+ 6 


GewSt 

+ 1 


+ 1 

+ 1 

+ 1 


KSt 

+ 5 

+ 2 

+ 2 

+ 5 

+ 5 


Gern. 

+ 4 


+ 4 

+ 4 

+ 4 


GewSt 

+ 4 


+ 4 

+ 4 

+ 4 


§ 2 Abs. 4 Satz 3 UmwStG 

Insg. 

+ 150 

+ 30 

+ 110 

+ 150 

+ 150 

Versagung des Verlustübergangs 

GewSt 

+ 70 

+ 15 

+ 50 

+ 70 

+ 70 

auch bei Verschmelzung einer 

KSt 

+ 75 

+ 15 

+ 55 

+ 75 

+ 75 

Gewinngesellschaft auf eine 

SolZ 

+ 5 


+ 5 

+ 5 

+ 5 

Verlustgesellschaft 

Bund 

+ 46 

+ 9 

+ 35 

+ 46 

+ 46 


GewSt 

+ 3 

+ 1 

+ 2 

+ 3 

+ 3 


KSt 

+ 38 

+ 8 

+ 28 

+ 38 

+ 38 


SolZ 

+ 5 


+ 5 

+ 5 

+ 5 


Länder 

+ 46 

+ 9 

+ 33 

+ 46 

+ 46 


GewSt 

+ 9 

+ 2 

+ 6 

+ 9 

+ 9 


KSt 

+ 37 

+ 7 

+ 27 

+ 37 

+ 37 


Gern. 

+ 58 

+ 12 

+ 42 

+ 58 

+ 58 


GewSt 

+ 58 

+ 12 

+ 42 

+ 58 

+ 58 


^4 Nr. 16 UStG 

Insg. 

-65 

-50 

-65 

- 65 

-65 

-65 

Umsatzsteuerbefreiung von 
rechtlichen Betreuern und 

ust 

-65 

-50 

-65 

-65 

-65 

-65 

Vormündern 

Bund 

-35 

-27 

-35 

- 35 

-35 

- 35 


ust 

-35 

-27 

-35 

-35 

-35 

- 35 


Länder 

-29 

-22 

-29 

-29 

-29 

-29 


ust 

-29 

-22 

-29 

-29 

-29 

-29 


Gern. 

-1 

-1 

-1 

-1 

-1 

-1 


ust 

-1 

-1 

-1 

-1 

- 1 

-1 
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5 4 Nr. 20 Buchstabe a UStG 

Insg. 

-15 

-10 

-15 

-15 

-15 

-15 

Ergänzung der 

Steuerbefreiungsnorm um die 

USt 

-15 

-10 

-15 

- 15 

-15 

-15 

Leistungen der Bühnenregisseure 

Bund 

-8 

-5 

-8 

-8 

-8 

-8 

und Bühnenchoreographen 

USt 

-8 

-5 

-8 

-8 

-8 

-8 


Länder 

-7 

-5 

- 7 

-7 

-7 

-7 


USt 

-7 

-5 

- 7 

-7 

-7 

-7 


Gern. 








USt 







5 12 Abs. 2 und ^ 25a Abs. 3 Satz 

2 UStG" 

Insg. 

+ 80 

. 

+ 65 

+ 80 

+ 80 

+ 80 

Wegfall der 

USt 

+ 80 

- 

+ 65 

+ 80 

+ 80 

+ 80 

Umsatzsatzsteuerermäßigung für 
Kunstgegenstände und 

Bund 

+ 43 


+ 35 

+ 43 

+ 43 

+ 43 

Sammlungsstücke sowie 

Einführung einer Pauschalmarge 

USt 

+ 43 

- 

+ 35 

+ 43 

+ 43 

+ 43 

bei Anwendung der 

Differenz beste uerung für 

Länder 

+ 35 

- 

+ 29 

+ 35 

+ 35 

+ 35 

Kunstgegenstände 

USt 

+ 35 

■ 

+ 29 

+ 35 

+ 35 

+ 35 


Gern. 

+ 2 


+ 1 

+ 2 

+ 2 

+ 2 


USt 

+ 2 

- 

+ 1 

+ 2 

+ 2 

+ 2 

5 15 Abs. 1 Satzl Nr. 2 UStG 

Insg. 

-5 

-5 

-5 

-5 

-5 

-5 

Abzug der Einfuhrumsatzsteuer für 
Gegenstände, die für das 

USt 

-5 

-5 

-5 

-5 

-5 

-5 

Unternehmen nach § 1 Absatz 1 

Bund 

-3 

-3 

-3 

-3 

-3 

-3 

Nummer 4 UStG eingeführt 
worden sind, bereits mit ihrer 

USt 

-3 

-3 

-3 

-3 

-3 

-3 

Entstehung 

Länder 

-2 

-2 

-2 

-2 

-2 

-2 


USt 

-2 

-2 

-2 

-2 

-2 

-2 


Gern. 








USt 







^ 13a ErbStG 

Insg. 

+ 100 

+ 25 

+ 100 

+ 100 

+ 100 

+ 100 

Eindämmung missbräuchlicher 
Gestaltungen durch Nutzung sog. 

Erbst 

+ 100 

+ 25 

+ 100 

+ 100 

+ 100 

+ 100 

Cash-GmbHs 

Bund 

- 

- 

- 

- 

- 

- 


Länder 

+ 100 

+ 25 

+ 100 

+ 100 

+ 100 

+ 100 


Erbst 

+ 100 

+ 25 

+ 100 

+ 100 

+ 100 

+ 100 


Gern. 




- 
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13 

^ 1 Abs. 3a GrEStG 

Insg. 

+ 150 

+ 75 

+ 105 

+ 130 

+ 150 

+ 150 


Vermeidung Gestaltungsmodelle 
mit "RETT-Blocker-Strukturen" 

GrESt 

+ 150 

+ 75 

+ 105 

+ 130 

+ 150 

+ 150 



Bund 

- 

- 

- 

- 

- 

- 



Länder 

+ 150 

+ 75 

+ 105 

+ 130 

+ 150 

+ 150 



GrESt 

+ 150 

+ 75 

+ 105 

+ 130 

+ 150 

+ 150 



Gern. 

- 

- 

- 

- 

- 

- 

14 

^4 Nr. 4 GrEStG* 

Insg. 








Grunden/verbsteuerbefreiung für 
kommunale 

GrESt 

■ 

■ 






Ge bi etsz usa m m e n sch 1 üs se 

Bund 

- 

- 

- 

- 

- 

- 



Länder 

GrESt 









Gern. 

- 

- 

- 

- 

- 

- 

15 

Finanzielle Auswirkungen 

Insg. 

+ 605 

+ 5 

+ 270 

+ 470 

+ 535 

+ 505 


insgesamt 

GewSt 

+ 75 


+ 15 

+ 55 

+ 75 

+ 75 



ESt 

+ 200 


+ 95 

+ 175 

+ 195 

+ 190 



LSt 

-15 

-30 

-45 

-55 

-75 

-100 



KSt 

+ 85 


+ 20 

+ 60 

+ 85 

+ 85 



SolZ 

+ 15 



+ 10 

+ 10 

+ 10 



USt 

-5 

-65 

-20 

-5 

-5 

-5 



Erbst 

+ 100 

+ 25 

+ 100 

+ 100 

+ 100 

+ 100 



GrESt 

+ 150 

+ 75 

+ 105 

+ 130 

+ 150 

+ 150 



Bund 

+ 137 

-48 

+ 23 

+ 92 

+ 104 

+ 92 



GewSt 

+ 3 


+ 1 

+ 2 

+ 3 

+ 3 



ESt 

+ 85 


+ 41 

+ 75 

+ 83 

+ 81 



LSt 

-6 

-13 

-19 

-23 

-32 

-42 



KSt 

+ 43 


+ 11 

+ 31 

+ 43 

+ 43 



SolZ 

+ 15 



+ 10 

+ 10 

+ 10 



USt 

-3 

-35 

-11 

-3 

-3 

-3 



Länder 

+ 377 

+ 59 

+ 228 

+ 313 

+ 350 

+ 337 



GewSt 

+ 10 


+ 2 

+ 7 

+ 10 

+ 10 



ESt 

+ 85 


+ 40 

+ 74 

+ 83 

+ 81 



LSt 

-7 

- 12 

-19 

-24 

-32 

-43 



KSt 

+ 42 


+ 9 

+ 29 

+ 42 

+ 42 



USt 

-3 

-29 

-9 

-3 

-3 

-3 



Erbst 

+ 100 

+ 25 

+ 100 

+ 100 

+ 100 

+ 100 



GrESt 

+ 150 

+ 75 

+ 105 

+ 130 

+ 150 

+ 150 



Gern. 

+ 91 

-6 

+ 19 

+ 65 

+ 81 

+ 76 



GewSt 

+ 62 


+ 12 

+ 46 

+ 62 

+ 62 



ESt 

+ 30 


+ 14 

+ 26 

+ 29 

+ 28 



LSt 

-2 

-5 

-7 

-8 

-11 

- 15 



USt 

+ 1 

-1 


+ 1 

+ 1 

+ 1 


Anmerkungen: 


Wirkung für einen voiien (Veraniagungs-jZeitraum von 12 Monaten 

Die jährlichen Steuennindereinnahmen steigen bis zum Jahr 2020 auf 195 Mio. € an und gehen danach 
aufgmnd des Ausiaufens des Nachtei isausgieichs zurück. 

Verhinderung von erhebiichen Steuermindereinnahmen im mindestens dreisteiiigen Miiiionen-Euro- Bereich, 
die mitteifristig zudem noch stark ansteigen dürften. 

Die dargesteiiten Steuermehreinnahmen beinhaiten nur die Auswirkungen des Wegfaiis der 
Umsatzsteuerermäßigung für Kunstgegenstände und Sammiungsstücke. Die gegenüberstehenden 
Steuennindereinnahmen aus der Einführung einer Pauschaimarge sind nicht bezifferbar und daher in den 
dargesteiiten finanzieiien Auswirkungen von 80 Mio. € in der voiien Jahreswirkung nicht enthaiten. 

Verzicht auf nicht bezifferbare Grund erwerbsteuere in nahmen 
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2* Erfüllungsaufwaud 

Erfüllungsaufwand für Bürgerin neu und Bürger 

Die Einfülmmg der zweijährigen Geltungsdauer der iin 
Lohnsteuerabzugsverfaluen zu berücksichtigenden Freibe- 
träge ßihii zu einer Entlastung fiir Arbeitnehmerinnen und 
Arbeitnehmer. 

Für die Rückmeldungen an die Anbieter von Produkten nach 
dem Fünften Vemiögensbildungsgesetz im Rahmen der Ein- 
fülmmg der elektronischen Vemiögensbildungsbeschemi- 
giing müssen die betroffenen rd. 2J Mio. Arbeitnelimer, die 
bislang einen Antiag auf Arbeitnehmer- Sparzulage gestellt 
haben, eimiialig 5 Minuten Zeit sowie einen Eiuo füx Porto 
und Versand auffvenden. 

hn Übrigen sind mit dem Ges etzentwnu f keine w^esentlichen 
bezifferbaien Ändeningen des Eifiillungsaiifwands fiir Bür- 
gerinnen und Bürger verbunden. 

Erfüllungsaufwaud für die Wirtschaft 

Für die Veipflichtung. die Bezeichnung „Gutschrift“ aufzu- 
nehmen, w^emi eine Reclmung duich den Leistungsempfän- 
ger ausgestellt wird, entsteht fiir etwa 186 000 Unternehmen 
ein einmaliger Umstellungsaufw^and von rd. 1 ,4 Mio. Euio 
(§ 14 Absatz 4 Nummer 10 UStG). 

Mit der Einfülmmg der elektronischen Anmeldung der Feu- 
erschutzsteuer w^ird eine geringe Anzahl von anmeldimgs- 
pflichtigen Unternehmen dauerhaff um w^eniger als 100 000 
Euro Kosten aus hiforaiationspflichten entlastet. Einniaüger 
Umstellungsaufwand wird insoweit nicht eiwaitet. Duich 
die Einfülmmg der elektronischen Vennögensbildimgsbe- 
scheinigimg entsteht füi' rd. 100 Unternehmen ein ehmialiger 
Umstellungsaufwand von rd. 11,96 Mio. Euro (Anpassung 
von ITSclmittstellen, Information und Kommunikation mit 
den Kunden). 

Erfüllungsaufwand der Venvaltung 
EU-Amtshilfegesetz (Ai’tikel 1) 

Der mit dem EU-Amtshilfegesetz eiw^aitete Anstieg der m- 
imd ausländischen Ersuchen erfordert drei zusätzliche Ar- 
beitskräfte (eine im gehobenen Dienst, zw^ei im mittleren 
Dienst) im Bimdeszentralamt fiir Steuern (BZ St). 

Zudem sind fiir das Verfallen zum elektionischen Infoima- 
tionsaustausch zusätzliche Personal- imd Sachmittel i. H. 
von 2,35 Mio. Euro fiir 2012, 2,3 Mio. Euro fiir 2013, 2,7 
Mio Euro fiii’ 2014 imd 1,3 Mio. Euro fiir 2015 zu berück- 
sichtigen. 

Zweijährige Geltungsdauer für Freibeträge im 
Lohnsteuerabzugs verfahren (Ai’tikel 2) 

Duich die Einfiihnmg einer zw^eijäluigen Geltimgsdauer fiii' 
Freibeti’äge im Lolmsteuerabzugs verfahren (§ 39a EStG) 
mindei4 sich der Vollzugsaufwand der Steueiverw^altungen 
der Länder in Höhe von ca. 7,8 Mio. Euio und mit der Ein- 
fiilmmg der elektronischen Vemiögensbildungsbescheini- 
gimg in Höhe von rund 2,7 Mio. Euro. 

Elektronische Anmeldung der Feuerschutzsteuer 
(Aifikel 14) 

D er einmalige Aufwand fiii- die Verw^altung zur Progiammie- 
nmg der Eingabemasken fiir die elektronische Anmeldimg 


der Feuerschutzsteuer winde innerhalb der IT-Ralimenpla- 
nmig mit 250 000 Emo veransclüagt. 

Änderung bei der Steuerstatistik (Artikel 16) 

Durch die Umstellimg auf dmchgehende Jälulichkeit der 
Bimdesstatistiken zm Eiukommensteuer, Köiperschafisteuer 
imd Gew^eibe Steuer entsteht den statistischen Ämtern der 
Länder ein durchschnittlicher jälulicher Vollzugsmehrauf- 
w^and von ca. 685 Tsd. Emo sowie eimiialiger Umstelhmgs- 
aufwand von ca. 150 Tsd. Euro. 

Änderungen bei der Verwaltung der 
Ki'aftfahrzeugsteuer (Artikel 17) 

Die Länder erhalten nach § 18a Absatz 2 Finanzsxrw^al- 
tmigsgesetz fiii' die Verw^altung der Krafifahrzeugsteuei' im 
Zeitraum der OrganleUie zur pauschalen Erstattmig der Ver- 
w^altungskosten vom Bmid fiir die Jalue 2010 bis 2013 jähr- 
lich 170 Mio. Emo mid fiii' die Jalue 2009 und 20 14 jeweils 
85 Mio. Emo. Mit Ende der Organleihe entfällt diese Erstat- 
tmig. Bei der Zollverw^altmig w^erden zukünftig Verwal- 
tungskosten in vergleichbarer Höhe anfallen. Diese können 
noch nicht nälier bestinmit w^eiden, da die im Zuge der Ver- 
w^altungsübemahme angestrebten Effizienzgewiune sich 
zimi gegenwäiligen Stand der Umsetzmig noch nicht quanti- 
fizieren lassen. 

Die Länder setzen derzeit ca. 2 200 Bedienstete fiir die Ver- 
w^altung (Festsetzung mid Erhebimg) der Krafifahrzeug- 
steuer ehi. Dmch den Rückgriff auf bereits vorhandene 
Stiuktmen in der Zollverw^altung (z. B. m der Vollstreckung 
imd in den Bundeskassen) sollen Effizienzgewiime erzielt 
w^erden. Der konkr ete Personalbedarf wird derzeit noch er- 
mittelt. 

Absehbar ist jedoch, dass die Veiwaltimg der Kiafifahrzeug- 
steuer nicht von dem vorhandenen Personal und mit den vor- 
handenen Planstellen bewältigt w^erden kaim. 

Einmalig entstehen fiir die Entwicklimg eines bmideseinlieit- 
lichen IT- Ver fahrens fiir die Krafifahrzeugsteuei' einschließ- 
lich der IT-bezogenen Erstausstattmig imd Erstschulmig in 
der geltenden Finanzplanimg berücksichtigte Aufw^endmi- 
gen in Höhe von 99,25 Mio. Euro. 

Elektixmis c he Vermögen sbildungsb e s ch eiuigung 
(Ai’tikel 18 und 19) 

Der eimiialige Umstellungsaufwand whd im Vorhaben 
KONSENS hmerhalb der laufenden Pflege budgetieit. Eine 
Kostenschätzimg dmch das noch festzulegende Aufirag neh- 
mende Land steht noch aus, wmd aber als gering einge- 
schätzt. 

Weitei'e Änderungen (Artikel 2 und 10) 

Die Nem egelmig des Entlastimgs Verfahrens fiii' hybride aus- 
ländische Gesellschafis formen (§§ 50d und 52 Absatz 59a 
EStG), die Umstellung des Abstandnahmeverfahrens beim 
Steuerabzug von Kapitalerträgen (§ 44a EStG) sowie der 
Umstellung des Erstattungsverfahrens bei Gesamthandsge- 
meinschaften (§ 44b EStG) beTwh'ken Verfahrenserleichte- 
rungen beim Bimdeszentralamt fiir Steuern (BZSt). Die Ein- 
führung eines Umsatzsteuer- Vergütirngsveifahrens fiir Leis- 
tungen an europäische Forschimgsinfrastruktmkonsoitien 
kann zu gei-ingem zusätzlichen ErfüUmigsaufw^and beim 
BZSt fiihi en. 
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3* Weitei’^ Kos^ten 

Der Wiitschaft, einschließlich niittelständischer Untemeh- 
nieii, entstehen keine direkten sonstigen Kosten. Auswh’kim- 
gen auf Einzelpreise und das Preisniveau, insbesondere auf 
das Verbraucherpreisniveau, sind nicht zu ei-waiten. 

IV* Bezüge zum EU-Recht 

Artikel 1 in Verbindung mit Artikel 3 1 Absatz 1 rmd 8 und 
weiteren redaktionellen Folgeändeningen in anderen Arti- 
keln dient der Umsetzung der Anitslhlferichtlinie in nationa- 
les Recht. 

Mit Artikel 10 Nununer 2 Buchstabe b (§ 3 a Absatz 3 Satz 3 
luid 4 UStG) wild Artikel 4 der Richtlinie 2008/8/EG des Ra- 
tes vom 12. Februar 2008 zur Ändening der Richtlinie 2006/ 
1 12/'EG bezüglich des Oites der Dienstleistung fristgerecht 
umgesetzt. Weiterhin wud mit Artikel 10 Nimuner 7 und 8 
die Richtlinie 2010/45/EU des Rates vom 13. Juli 2010 ziu 
Ändenmg der Richtlinie 2006/1 12/EG über das gemeinsame 
Meluw^eitsteuer System hinsichtlich der Rechnungsstellungs- 
vorschriRen (sog. Rechnungsstellungsrichtlinie) unigesetzt. 

Weitere Bezüge zum EU-Recht enthalten auch die Regelun- 
gen in Artikel 2 Nummer 1 8, 29 und 44 (§ 33b Absatz 6 
Satz 5 EStGj § 43b EStG sowie Anlage 2 zum EStG), Ai1i- 
kel 3 Nummer 1 Buchstabe b (§ 8b Absatz 9 KStG), Nummer 
2 (§ 9 Absatz 1 Nimimer 2 Satz 4 KStG), Nummer 4 Buch- 
stabe a (§ 34 Absatz 7 Satz 10 KStG), Nummer 5 (§ 5 Absatz 
2 Nummer 2, § 32 Absatz 4 Satz 1 KStG) und Nummer 6 
(§ 8b Absatz 7 Satz 3, § 21a Absatz 2 und § 26 Ab- satz 6 
Satz 10 KStG), Aitikel 4 Nummer 1 Buchstabe a (§ 9 Num- 
mer 5 Satz 4 GewStG) imd Buchstabe b (§ 9 Nr. 7 Satz 1 
GewStG), Artikel 6 Nunmier 3 luid 4 (§ 8 Absatz 2 AStG und 
§ 15 AStG) sowie Artikel 10 Nmiuner 2 Buchstabe a, Nimi- 
mer 6 Buchstabe d, Nimuner 9 Buchstabe a Doppelbuchstabe 
bb, 13 und 1 5 (§ 3a Absatz 2 UStG, § 13b Absatz 7 Satz 1 und 
2 UStG, § 15 Absatz 1 Satz 1 Nummer 3 UStG, § 26 Absatz 
4 UStG und § 27a Absatz 2 Satz 2 UStG). 

V* Ge setzgeb uugskompetenz 

Für das EU-Amtshilfegesetz (Aitikel 1) und fiir das Außer- 
krafttreten des EG- Amtshilfe-Gesetzes (Aitikel 3 1 Absatz 8), 
die Ändenmg der Abgabenordnung (Aitikel 11), die Än- 
deiung des Einfiihnmgsgesetzes zur Abgabenordnimg (Arti- 
kel 12) sowie die Ändenmg des EU-Beitieibimgsgesetzes 
(Artikel 21) ergibt sich die Gesetzgebungskompetenz des 
Bimdes aus Artikel 108 Absatz 5 des Gnmdgesetzes (GG). 

Die Gesetzgebungskompetenz des Bimdes ergibt sich ftir die 
Ändenmg des Ehikonmiensteuergesetzes (Artikel 2), des 
Körper Schaft Steuergesetzes (Artikel 3), des Außensteuerge- 
setzes (Artikel 6), des Investmentsteuergesetzes (Artikel 8), 
des Umwandlungssteuergesetzes (Artikel 9), des Umsatz- 
steuergesetzes (Artikel 10), des Fünften Veimögensbil- 
dimgsgesetzes (Artikel 18) aus Artikel 105 Absatz 2 erste 
Alternative GG, da das Steuerau&ommen diesbezüghch dem 
Bund ganz oder teilweise zusteht. 

Für die Änderung des Geweih esteuergesetzes (Artikel 4) und 
die Ändenmg des Feuerschutzsteuergesetzes (Artikel 14) 
ergibt sich die Gesetzgebimgskompetenz des Bimdes aus 
Artikel 105 Absatz 2 zw^eite Alternative GG. Da das Auf- 
konunen der Gewerbesteuer- den Gemeinden (Artikel 106 
Absatz 6 Satz 1 GG) und das AuRcommen der Feuerschutz- 


steuer (Artikel 106 Absatz 2 Nummer- 3 GG) den Ländern 
zusteht, hat der Bimd das Gesetzgebimgsi echt allerdings nur, 
wenn die Voraussetzungen des Artikel 72 Absatz 2 GG vor- 
liegen. Danach hat der Bund das Gesetzgebimgsrecht, werm 
imd sov/eit die Herstellimg gleichwertiger Lebens Verhält- 
nisse im Bimdesgebiet oder die Walurmg der Rechts- oder 
Wütschaftsehiheit im gesamtstaatlichen hiteresse eine bun- 
desgesetzliche Regelung erforderlich macht. Artikel 4 des 
Gesetzes zielt auf eine Ändenmg einzelner Vorschriften des 
Gew^erb esteuergesetzes ab. Die bundesgesetzliche Regehmg 
ist zm- Wahnmg der Rechts- und WhtschaRseinheit im ge- 
samtstaatlichen Interesse erforderlich, da die in der jeweih- 
gen Gemeinde belegenen Betriebsstätten des Steuerpflichti- 
gen gewerbesteuerpflichtig sind und der Gewerbeer-üag ein- 
heitlich für- alle Betriebsstätten ermittelt wird. Dies erfordert, 
dass ftir die Ermittlimg des Gewerbeertrags und fiir Befiei- 
imgen von der Gew^erbesteuer bimdeseinlieitliche Regelun- 
gen bestehen. Da das F euer Schutzs teuer gesetz (Artikel 14) 
bereits bundesrechtlich geregelt ist und es in Artikel 14 um 
die Anpassimg dieses Rechts geht, konunt schon aus diesem 
Gnmde nur eine bimdesgesetzliche imd nicht etw^a eine lari- 
desgesetzliche Regehmg in Betracht. Darüber hinaus ist eine 
bimdesrechtliche Regelung zur Wahrung der Rechtseinheit 
im gesamtstaatlichen Interesse erforderlich, weil landesuri- 
terschiedliche Regelimgen der Benies sungsgrundlage der 
Feuerschutzsteuer nicht mit der Regelung über die Zerle- 
gimg des Gesamtaufkommens der enti-ichteteri Feuerschutz- 
steuer kompatibel wären. 

Für die Ändenmg des Steuerber-atimgsgesetzes (Artikel 13) 
ergibt sich die Gesetzgebungskompetenz des Bundes aus Ar- 
tikel 74 Absatz 1 Nummer 1 GG (Rechtsberatung). 

hn Fall der Änderung des Bimdeskindergeldgesetzes (Arti- 
kel 15) hat der Bund die Gesetzgebimgskompetenz nach Ar- 
tikel 74 Absatz 1 Nummer 7 GG. Für die öffentliche Für- 
sorge steht dem Bimd das Gesetzgebungsrecht zu, werm und 
soweit die Herstellimg gleichwertiger Leberisverhältnisse im 
Bimdesgebiet oder die Wahrung der Rechts- oder Wirt- 
schaftseinheit im gesamtstaatlichen Interesse eine bimdesge- 
setzliche Regehmg erforderlich macht (Artikel 72 Absatz 2 
GG). Die Regehmg in Artikel 15 dient sowohl der Herstel- 
limg gleichw^ertiger Lebens Verhältnisse als auch der Wah- 
nmg der Rechts einheit, denn mit der das Kindergeld betref- 
fenden Ändenmg w^erden die Änderrmgen des Einkommen- 
steuergesetzes nachvoUzogen. 

Für die Ändenmg des Gesetzes über Steuer Statistiken (Arti- 
kel 16) ergibt sich die Gesetzgebungskompetenz des Bundes 
aus Artikel 73 Absatz 1 Nummer 11 GG. Für- die Änderrmg 
des Finanzver-waltimgsgesetzes (Artikel 17) folgt die Ge- 
setzgebimgskompeteriz des Bundes aus Artikel 108 Absatz 4 
Satz 1 GG. Es wird der Vollzug der Steuergesetze erheblich 
verbessert bzw^ erleichtert. 

hn Fall der Ändenmg des Bewertimgsgesetzes (Artikel 20) 
ergibt sich die Gesetzgebungskompetenz des Bundes aus Ar- 
tikel 108 Absatz 5 GG. Für die Änderrmg der Zivilprozess- 
ordnung (Artikel 22) ergibt sich die Gesetzgebungskompe- 
tenz aus Artikel 74 Absatz 1 Nmimier 1 GG (bürgerüches 
Recht, gerichtliches Verfahren). Für die Fhianzger-ichtsord- 
nimg (Artikel 23) folgt die Gesetzgebimgskompetenz aus 
Artikel 108 Absatz 6 GG. 
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Im Fall der Änderung des Zerlegimgsgesetzes (Aitikel 25) 
folgt die Gesetzgebungskompetenz des Bundes aus Arti- 
kel 107 Absatz 1 GG. 

Für die Ändemng des Gnindei-weibsteuergesetzes (Artikel 
26) bestellt eine konkimierende Gesetzgebungskompeteoz 
des Bundes (Artikel 105 Absatz 2 GG). Da das Auflcoinnien 
der Grundem^erb Steuer den Ländern zusteht (Artikel 106 
Absatz 2 Nimtmer 3 GKj), hat der Bimd das Gesetzgebungs- 
recht allerdings nur, wenn die Voraussetzungen des Arti- 
kels 72 Absatz 2 GG vorliegen. Danach hat der Bimd das 
Gesetzgebungsrecht, wenn luid soweit die Herstellung 
gleichwertiger Lebensveihältnisse ini Bundesgebiet oder die 
Wahrung der Rechts- oder Whtschaftseinheit im gesamt- 
staatlichen Interesse eine biuidesgesetzhche Regelung erfor- 
derlich macht. Unterscliiedliche landesrechtliche Regehm- 
gen bei der Gnmdem^erb Steuer wil den eine Rechtsunsicher- 
heit erzeugen, weil das Abstellen auf die Belegenlieit des 
Giundstücks dem Ziel, der Gleichstellung der Lebenspart- 
nerschaften mit der Ehe zuwiderläuft. Diese Rechtszersplit- 
teiung kami weder im Interesse des Bimdes noch der Länder 
hingenommen werden. Die gleichw^ertigen Lebens Verhält- 
nisse würden bei einei’ landesiechtlichen Zersplittenmg des 
Giunderwerbsteuen echts beeinti ächtigt werden, w^eil iinter- 
sclüedliche Regelungen odei- sogar das Unterlassen einer 
Regelung durch einzelne Länder zu einer dem einheitlichen 
Lebens- und Wirtschaftsrauni widersprechenden Wett- 
bew^erbsverzenung ftihren würden, die sich nachteihg auf 
die gesamtw^irtschaftliche Situation der Bundesiepublik 
Deutsclüand aus wirkt. Die Gleichmäßigkeit der Besteueiung 
w'^äre bei jew^eiligei- Einzehegelung duich Ländergesetze 
selbst dann nicht mehr gew^ährleistet, w^enn man untei steUt, 
dass diese die nämliche Zielsetzung verfolgten, denn es ist 
nicht davon auszugehen, dass diese in völliger Übereinstim- 
mung duich die Gesetze der Länder konkretisiert wird. 

hn Falle der Erbschaft- und Schenkungsteuer (Artikel 27) er- 
gibt sich die Gesetzgebungskomp etenz des Bimdes aus Arti- 
kel 105 Absatz 2 GG. Da das Aufkommen der Erbschaft- 
imd Schenkungsteuer den Ländern zusteht (Artikel 106 Ab- 
satz 2 Nunmier 3 GKj), hat der Bimd das Gesetzgebimgsrecht 
allerdings nur., w^erm die Voraussetzimgen des Artikels 72 
Absatz 2 GG vorliegen. Danach hat der Bimd das Gesetzge- 
bimgsrecht, w'erm und sow^eit die Herstellimg gleichw^ertiger 
Lebens Verhältnisse im Bimdes gebiet oder die Walmmg der 
Rechts- oder Wiitschaftseinheit im gesamtstaatlichen Inte- 
resse eine bimdesgesetzliche Regelung erforderlich macht. 
Unterschiedliche laridesrechtliche Regehmgen bei der Erb- 
schaft- und Schenkimgsteuer würden eine Rechtszersphtte- 
rmig erzeugen, die wieder im hiteresse des Bundes noch der 
Länder hirigenommen w^erden kann. Eine Differenzierung 
nach dem Wohnort des Erblassers oder der' Belegenheit des 
Nachlasses w'ürde zu Besteueiungsergebnissen fiiluen, die 
von den Steuerpflichtigen als wdllkiirlich w^ahrgenonmien 
wtiiden. 

Die Gesetzgebimgskomp etenz des Bundes für- das Lufh^er- 
kehrsgesetz (Artikel 30) ergibt sich aus Artikel 73 Absatz 1 
Nummer 6 des Gnmdgesetzes (Luftverkehr). 

Die Gesetzgebungskompetenz für- das Börsengesetz (Arti- 
kel 29) steht dem Bund zu. Gnmdsätzlich haben die Länder 
das Recht der Gesetzgebung, sow^eit das Grundgesetz nicht 
dem Bund Gesetzgebungsbefugnis verleiht (Artikel 70 GG). 
Nach Artikel 74 Absatz 1 Nimmier 1 1 GG besitzt aber der 


Bund die konkimierende Gesetzgebungskompetenz für- das 
Recht der Wirtschaft, zu dem auch das Börsenwesen gehört, 

VI* Gleiclistelluugspoli tische Relevanzpriifung 

hn Zuge der gemäß § 2 der Gemeinsamen Geschäftsordnung 
der Bundesministerien vorzmiehmenden Relevanzprüftmg 
sind unter Beiücksichtigurig der unterschiedlichen Lebens Si- 
tuation von Frauen imd Männern keine Auswülomgen er- 
kennbar-, die gleichstellungspohtischen Zielen zuwiderlau- 
feri. 

VIL Nachhaltigkeit 

Das Vorhaben entspricht einer nacMialtigen Entwicklung, in- 
dem es das Steueraufkommen des Gesamtstaates sichert. 
Eine Nachhaltigkeitsr elevanz bezüglich anderer Faktoren ist 
nicht gegeben. 

B. Besonderer Teil 

Zu Artikel 1 (Gesetz über die DuichftiliiTiiLg der 
gegenseitigen Amtshilfe in Steiier- 
sachen zwischen den Mitgliedstaaten 
der Europäischen Union) 

Ziel des Gesetzes 

Mit dem vor liegenden Gesetz wir d die AmtsliUferichtlinie in 
deutsches Recht umgesetzt. Die Amtshilferichtlhüe hebt die 
EG-Arntshilfe-Richtlinie auf, so dass auch das damit über- 
holte EG-Arntshilfe-Gesetz gleichzeitig außer Kraft tritt. 

Wesentlicher Inhalt 

Um das Funktionieren des Birmenmarktes zu gew^ährleisten, 
insbesondere um die Steuern bei grenzüberschreitenden 
Steuersachverhalten ordnungsgemäß festsetzeri zu können, 
ist es notw^endig, ehre effiziente Zusammenarbeit auf inter- 
nationaler Ebene zwischen den Steuerbehörden der Mit- 
gliedstaaten zu forcieren und eine neue Fomi der Verw^al- 
timgszusarmnenarbeit zu entwickeln. Mit der fortschreiten- 
den hitemationalisienmg, die im speziellen durch die zuneh- 
mende grenzübersclueitende Mobilität von Unternehmen 
imd Bürgern deutlich zum Ausdruck konmit, geht zugleich 
das Bedürfnis nach einem effizienten zwischenstaatlichen 
hiforaiationsaustausch einher. Die urspiünglichen Regelun- 
gen der EG- Amtshilfe-Richtlinie wvirden vor mein als 
30 Jalu en in einem anderen Kontext als den gegenw^äitigen 
Anforderungen des Binnemnarktes ausgearbeitet imd kön- 
nen die notw^endig gew^ordenen neuen Anfordenmgen an 
einen efiizienten Informationsaustausch nicht mehr erfiillen. 

Die Verbessenmg des Informationsaustauschs wüd durch 
eine Vielzalil von Neuregelungen en eicht . Zunächst w^ird der 
Geltungsbereich auf Steuern aller Art erw^eitert. Wäluend 
der bisherige Anw^endungsbereich auf Steuern vom Einkom- 
men, Ertrag und Vermögen (Einkonmiens teuer, Körper- 
schaftsteuer, Gew^erbesteuer, Grundsteuer imd Vermögen- 
Steuer) sowie auf Steuern auf Versichenmgsprämien be- 
grenzt war, erstreckt sich mm die Amtshilfe grundsätzlich 
auf jede Art von Steuern, die von einem oder fiir einen Mit- 
gliedstaat oder dessen Gebiets- oder Verw^altimgseioheiten 
einschließlich der örtlichen Behörden erhoben werden (§1). 
Hierdurch wüd ein umfassender Anwendungsbereich des 
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Gesetzes sichergestellt. Auch der zunehmenden Vielfalt an 
Rechts vereinbanuigen wird Recluiung getragen, denn unter 
den Begriff der Person fallen herkömmliche Instrumente wie 
Trust und StiRungen, aber auch neue rechtliche Konstniktio- 
nen, egal ob mit oder ohne allgemeine Rechtsfähigkeit (§ 2 
Absatz 1). 

Des Weiteren wild in allen Mitgliedstaaten ein zentrales Ver- 
bindungsbüro eingerichtet, um eine direkte Kontaktstelle so- 
w^ohl füi’ eingehende als auch fiir ausgehende hiforaiationeu 
imd Dokumente zwischen den Mitgliedstaaten zu schaffen. 
Diese neue Organisationseinheit garantiert einen vereinfach- 
ten imd beschleunigten hiforaiationsaustausch mit den Steu- 
erbehörden aller Mitgüedstaaten und fiihrt durch direkte 
Kontaktstellen zu einer effizienten und beschlermigten Zu- 
sammenarbeit. 

Zu einer Beschleunigiuig und Effektiiienmg des Infoima- 
tionsaustauschs wild die Festlegung verbindlicher Übeimitt- 
lungs fristen bei Ersuchen und spontanem hifonnationsaus- 
tausch zudem ebenso beitragen, wie auch die Einfühinng 
elektronischer Standardfoimblätter. Die stufenweise Einfüh- 
rung eines automatischen hiforaiationsaustauschs ist eine 
weitere wesentliche Änderung, imi Steuern konekt festzu- 
setzen luid den Steuerbetmg zu bekämpfen. 

Als weiter e Foiinen der Verw^altiuigszusammenarbeit kön- 
nen die zentralen Verbiiiduiigsbüros der Mitgüedstaaten die 
Teihiahme imd die Aiiw^esenlieit ihrer Bediensteten, bei be- 
hördüchen Emiitthmgen im anderen Mitgliedstaat sowie die 
gleichzeitige Priihmg einer oder mehr erer Personen imd die 
Zustellung aller Dokumente vereinbaren. 

Dass der Informationsaustausch zwischen den Steuerbehör- 
den der Mitgliedstaaten in größtmöglichen Umfang stattfin- 
den kaim, soll durch die hnplementieiung des OECD- Stan- 
dards sichelgestellt werden. Insbesondere kann eine Über- 
mitthmg von hifomiationeu nicht mehr- deshalb abgelehnt 
w^erden, weil der übermittehide Mitgliedstaat kein eigenes 
Interesse daran hat oder w^eil diese hifonnationen sich bei ei- 
ner Bank, einem sonstigen Finanzinstitut, einem Bevoll- 
mächtigten, Veiti eter oder Treuhänder befinden oder sich auf 
Eigentumsanteile einer Person beziehen. 

Zu Äbscliuitt 1 (Allgemeine Bestiiiunimgen) 

Zu § 1 (Anw^endungsbereich und anzuw^endendes Recht) 

Das EU-Aintshilfegesetz setzt die Amtshilferichtlinie imi. 
Das Außerkrafttreten des damit überholten EG-Amts- 
hilfe-Gesetzes ist in Artikel 3 1 Absatz 8 dieses Gesetzes ge- 
regelt. 

Zu Absatz 1 

Voraussichtliche Erheblichkeit sowäe von der Amtshilfe um- 
fasste Steuer arten 

Absatz 1 dient der- Umsetzmig von Artikel 1 Absatz 1 sowie 
von Artikel 2 Absatz 1 und 4 der Amtshilfeiichtlinie. Die 
Amtshilferichtlinie regelt den Austausch von „voraussicht- 
lich erheblichen“ hifonnationen in Steuersachen zwischen 
den Mitgliedstaaten. Bei dem Austausch von voraussichtlich 
erheblichen hifonnationen in Steuersachen sollen Informa- 
tionen über einzelne Fälle ausgetauscht werden, w^erm von 
einem anderen Mitgliedstaat danmi ersucht wird. Dazu soll- 
ten die notwendigen Emiitthmgen duichgefiihii; w^erden, imi 


die betreffenden hifonnationen zu beschaffen. Mit dem 
OE CD- Standard der „voraussichtlichen Erhebliclikeit“ soll 
gew^ährleistet w^erden, dass ein hifonnationsaustausch in 
Steuerangele geuheiten im größtmöglichen Umfang stattfin- 
det. Zugleich soll klar ge stellt weiden, dass es den Mitgüed- 
staaten nicht gestattet ist, sich an Bew^eisausforschungen 
(fishing expeditions) zu beteüigeii oder um hifomiationeu zu 
ersuchen, bei denen es unw^aluscheinhch ist, dass sie fiir die 
Steuerangele geuheiten eines bestimmten Steuerpflichtigen 
erheblich sind. Zw^ar sind in § 17 Standaidfonnblättei' vorge- 
sehen; die Anw^endung dieser Fomiblätter muss j edoch groß- 
zügig ausgelegt w^erden, damit der effiziente hifoimations- 
austausch nicht ver eitelt w^ird. 

hii Gegensatz zu Artikel 1 Absatz 1 bis 3 der EG-Amts- 
hilfe-Richtlinie ist auf die Aufzählung ehizehier Abgaben 
imd Steuern verzichtet w^orden. Der Anw^endungsbereich ist 
erw^eitert w^orden und stellt abstrakt auf Steuern aller Art ab . 
Der Anw^endungsbereich erstreckt sich damit beispielsweise 
auch auf die Eibschaft- und Schenkungsteuer, die bisher 
lediglich verehizelt von bilateralen Vereinbarungen erfasst 
w^ar. Der Anw^endimgsbereich imifasst die Steuern, die von 
einem oder fiir einen Mitgliedstaat oder dessen Gebiets- oder 
Veiwaltimgseinheiten emschließlich der örtlichen Behörden 
erhoben werden. Zwar verw^endet die Amtshilfeiichtlinie in 
Artikel 2 Absatz 1 den Begriff der lokalen Behörden. Diese 
lokalen Behörden entsprechen im deutschen Rechtsgebrauch 
den örtlichen Behörden, so dass im EU-Amtshilfegesetz die 
Begrifffichkeit der örtlichen Behörden verw^endet wird. 

Zu Absatz 2 

Nicht umfasste Steuern, Beiträge und Gebühren 

Absatz 2 setzt Artikel 2 Absatz 2 und 3 der Amtshilfeiichtli- 
nie um. Um den w^eit gefassten Anw^endungsbereich der 
Amtshilferichtlinie zu begr enzen, sieht Absatz 2 eine Nega- 
tivaufzählimg vor. Danach sind w’^eder Umsatzsteuer, Einfiih- 
minsatz Steuer, Zölle, noch die entsprechend hannonisierten 
Verbrauchsteuern erfasst. Der Bereich der Abgaben für den 
Bereich der sozialen Sichenmg im w^eiteren Sinne soll aus 
dem Geltimgsbereich des Gesetzes ausgeschlossen w^eiden. 
Der Anw-endirngsber eich ist auch fiir Gebühren ausgeschlos- 
sen. 

Zu Absatz 3 

Nicht betroffene Bereiche 

Mit dem Absatz 3 w^ird Artikel 1 Absatz 3 der Amtshilfe- 
richtlinie umgesetzt. Die Nummern 1 und 2 erhalten eine 
Klarstelhmg dahhigeheiid, dass die Amtshilfe nicht die Vor- 
scluiften über' die Rechtshilfe in Strafsachen sowde die Wahr- 
nehmung der Rechte und die Eifiillung der Pflichten, die 
Deutschland in Bezug auf eine umfassendere Zusammenar- 
beit der Veiw^altungen aus anderen RechtsrnsüTimenten er- 
w^achsen, einschließlich solcher aus bi- oder multilateralen 
Abkommen, unffasst. 

Zu Absatz 4 

Verweis auf die Abgabenordnimg 

Absatz 4 verweist für die Amtsliilfe nach diesem Gesetz auf 
die entsprechenden Vorscluiften der Abgabenordnitng, da es 
sich bei dem EU-Amtshilfegesetz mir ein Nebengesetz der 
Abgabenordnung handelt. 
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Zu § 2 (Begriffsbestiiiuiiiingeii) 

Begriffsbestiimnimgeii iii Bezug auf die Amtshilfeiichtlinie 
Zu Absatz 1 

In Absatz 1 wild der Begriff der Person bestimmt. Absatz 1 
dient der Umsetzung von Artikel 3 Nummei' 1 1 der Amtshil- 
feriditlinie. Es ergibt sich eine teilweise Überschneidung mit 
der Begriffsbestimmung in der Abgabenordnung. 

Zu Absatz 2 

Absatz 2 dient der Klarstellung des Bezugspunktes der Ver- 
weisungen nationaler Vorscluiften auf die Amtslnlferichth- 
nie. Sofern eine nationale Nomi auf die Amtshilferichtlinie 
verweist, ist hiemnter die Amtsliilferichtlinie 2011/16/EU 
des Rates vonil5. Febniar 2011 über die Zusammenarbeit 
der Verw^altungsbehörden im Bereich der Besteueinng und 
zur Aufhebung der Richtlinie 77/799/EWG (ABI. L 64 vom 
11.3.2011, S. 1) in der jeweils geltenden Fassung zu veiste- 
hen. Unter Durchfiihriingsbestimniiing im Absatz 2 Satz 2 
fallen Verordnungen im Simie von Artikel 288 des Vertrages 
über die Arbeitsweise der Europäischen Union, die die 
Amtshilferichtlinie beü effen. Da diese Verordnungen unmit- 
telbare Rechtswhkung entfalten, sind sie nicht gesondert in 
nationales Recht umzusetzen. Mit der Regelung in Absatz 2 
Satz 2 wird jedoch klargestellt, dass bei einer Ändenmg der 
Duichfülmmgsbestiimnungen inmier diejenige güt, die im 
jeweiligen Besteuenrngszeitraum aktuell ist. 

Zu Absatz 3 

Durch Absatz 3 wird die in der Amtshilferichtlinie hi Arti- 
kel 3 Nummer- 12 enthaltene Begriffsbestimmung „auf elek- 
tronischem Weg“ umgesetzt, um eine umfassende Anwen- 
dung des Gesetzes bei Verblendung, Übemiitthing und Spei- 
cherung auf elektronischem Wege sicherzustellen. 

Zu § 3 (Zuständigkeit luid Prühmgsbefugnisse) 

§ 3 dient insgesamt der Umsetzung von Artikel 4 der Amts- 
hilferichtlinie und legt die innerstaatlichen Zuständigkeiten 
fest. Die Amtshilferichtlinie sieht eine vereinlieithchte nati- 
onale Stniktiu’ vor, die sowohl die Kommunikation der Mit- 
gliedstaateri untereinander als auch zwischen den Mitglied- 
Staaten und der Europäischen Konunission vereirffachen 
soll. 

Zu Absatz 1 

Zuständige Behörde im Sinne von Artikel 4 Absatz 1 der 
Amtshilferichtlini e 

hl Absatz 1 wird geregelt, dass das Bundesrninisteriiuii der 
Finanzen zuständige Behörde im Shuie von Artikel 4 Ab- 
satz 1 der Amtshilferichtlinie ist. Die entsprechenden Aufga- 
ben werden vom Bundesministerium der Finanzen walirge- 
noiiunen. 

Zu Absatz 2 

Bestinunung eines zentralen Verbindungsbüros und weiterer 
Verbindungsbüro s 

Absatz 2 Satz 1 legt das Bundeszentralamt für Steuern als 
das zentrale Verbindungsbüro im Sinne von Artikel 4 Ab- 
satz 2 Unterabsatz 1 bzw. Artikel 3 Nummer 2 der Arnts- 


hilfer-ichtlinie fiir die Verbindung zu den anderen Mitgüed- 
staaten in den Fällen des § 5 Absatz 1 Nummer- 5 Finariz\^er- 
waltungsgesetz fest. Von der weiteren in Artikel 4 Absatz 2 
Unterabsatz 2 der Amtsliilferichtlinie vorgesehenen Mög- 
lichkeit, das zentrale Verbindungsbüro gleiclizeitig als zu- 
ständige Stelle fiir die Verbindung zur Europäischen Kom- 
mission zu benennen, whd kein Gebrauch gemacht. Zudem 
wird das Biuidesrninisterium der Finanzen in Absatz 2 
Satz 2 eimächtigt, weitere Verbindungsstellen im Sinne von 
Artikel 4 Absatz 3 der Amtshilferichtlinie und zuständige 
Bedienstete im Sinne von Artikel 4 Absatz 4 der Amtshilfe- 
richtlinie zu benennen. Diese Bediensteten - auf Grund des 
Bezugs auf die Amtshüferichtlinie hier auch als solche be- 
nannt - sind in Deutschland Amt sh äger im Sinne des § 7 der 
Abgabenordriurig (AO). Die Bestimmiuig, dass die Benen- 
nung „durch Schreiben“ zu erfolgen hat bedeutet, dass die 
Benenniuig schriftlich zu erfolgen hat und insbesondere 
nicht mündlich erfolgen kann. Im Gegensatz zu § 7 Absatz 3 
Satz 1 muss das Sclu eiben auf Gnmd § 3 Absatz 2 Satz 2 
nicht im Emvemehmen mit allen obersten Finanzbehörden 
der Länder ergehen. 

Zu Absatz 3 

Wesentliche Aufgaben des zentralen Verbindungsbüros 

Absatz 3 Satz 1 setzt Artikel 4 Absatz 6 und 7 der Amtshil- 
fer-ichtlinie um. Absatz 3 legt die wesentlichen Aiffgaben des 
zentralen Verbindungsbüros fest. Neben der Kommunikation 
mit den anderen Mitghedstaaten prüft das zenüale Verbin- 
dungsbür o eingehende imd ausgehende Er suchen auf der en 
Zulässigkeit nach diesem Gesetz. Absatz 3 Satz 2 regelt die 
notwendige Weiterleitimg von zulässigen eingehenden Ersu- 
chen an die jeweils zuständigen Finanzbehörden. Dies trägt 
der nationalen Kompetenzv^erteilung und föderalen Stniktur- 
Rechnung. Absatz 3 Satz 3 regelt die notw^endige Weiterlei- 
timg von zulässigen ausgehenden Ersuchen an die jeweiligen 
Mitgliedstaaten. Dies trägt ebenso der nationalen Kompe- 
tenz\^erteilung imd föderalen Stiiiktiu’ Recluiung. 

Zu Absatz 4 
Irrläufer 

Jede Kornnnmikation mit den arideren Mitgliedstaaten läuft 
über das zentrale Verbindungsbüro. Sollte es deruioch einen 
Fall geben, bei dem ein Ersuchen bei einer anderen Stelle 
eingeht, so stellt Absatz 4 klar, dass das Ersuchen dem zen- 
tralen Verbindungsbüro zuzuleiten ist. Letztlich wird mit 
Absatz 4 der Artikel 4 Absatz 6 und 7 der Amtshilfericht- 
linie umgesetzt. 

Zu Absatz 5 

Rechte der Gemeinden und Gemeindeverbände 

Artikel 1 Absatz 1 der Amtshiffer-ichtlinie wird durch Ab- 
satz 5 insoweit umgesetzt, als dass den Gemeinden und Ge- 
meinde verbänden die Möglichkeit eröf&iet wird, Amtsliilfe 
nach Maßgabe dieses Gesetzes in Anspruch nehmen zu kön- 
nen. Sie können die sich aus dem EU-Amthiffegesetz erge- 
benden Rechte in Anspruch nelunen. Eine Pflicht für- die 
Gemeinden und Gemeinde verbände wird durch Absatz 5 in- 
des nicht begründet. Wenn sie die Rechte in Anspruch neh- 
men, dann sind die im EU-Amtshilfegesetz genannten Vbr^ 
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aiissetziingeii zu beachten, beispielsweise die Vewendung 
der Standardfomiblätter und Koomiunikationsniittel. 

Bei Ersuchen von anderen Mitgliedstaaten (§ 4) welche die 
Gemeinde oder Gemeindeverbände betreffen, sind diese Er- 
suchen der entsprechenden Finanzbehörde zuzuleiten. Die 
entsprechende Finanzbehörde kann von der Gemeinde oder 
dem Gemeindeverband im Wege der allgemeinen Aintshilfe 
hiforaiationen erbitten. Diese Regehmg ist notwendig, da 
auf Gnmd von Aitikel 84 Absatz 1 Satz 7 Gmndgesetz 
durch Bundesgesetz Gemeinden und Gemeinde verbänden 
Aufgaben nicht übertragen werden dürfen. Aus demselben 
Gmnd sind Zustellungs ersuchen von anderen Mitghedstaa- 
ten (§14) die eigentlich von den Gemeinden oder' Gemein- 
de verbänden vorzunehmen wären, den entsprechenden Fi- 
nanzbehörden zuzuleiten. Wenn eine Gemeinde dann im 
Rahmen der Amtsliilfe tätig werden sollte, so hat sie die ent- 
sprechenden Veiw^altimgszustellimgsgesetze anzuwenden. 

Zu Abschnitt 2 (Übeiniittlung von Informationen auf Er- 
suchen) 

Zu § 4 {Ersuchen von anderen Mitghedstaaten) 

Zu Absatz 1 

Erteilung von Informationen bei eingehenden Ersuchen 

Ab satz 1 dient der Ums etzung von Artikel 5 imd 6 der Ants- 
hilferichtlinie. Die Amtshilferichtlinie hat hier den interna- 
tional anerkannten OECD- Standard verankert. Nach Ab- 
satz 1 erstellt die zuständige Finanzbehörde alle Anmorten, 
die fiir die Festsetzung von Steuern nach § 1 voraussichtlich 
erhebhch sind. Hierbei sind insbesondere Beweisausfor- 
schurigeri („fishing expeditions“) unzulässig. In Absatz 1 
findet sich damit die Regelung wdeder, wie sie in Atikel 26 
Absatz 1 des OECD-Musterabkommens beziehimgsweise in 
Artikel 5 Absatz 5 des Musterabkonunens über den Informa- 
tionsaustausch (Tax hifomiatiori Exchange Agreements - 
TIEA) vorgesehen ist. 

Eine Weiterleitimg der Anm^ort an den anderen Mitglied- 
staat wild durch das zentrale Verbindrmgsbüro vorgenom- 
tiieri. Dabei erstellt die zuständige Finanzbehörde die Ant- 
worten nach Maßgabe des EU-Antshilfegesetzes und be- 
rücksichtigt ggf die Anfordenmgen des § 1 1 7 Absatz 4 AO, 
um das eingehende Ersuchen entsprechend zu beantworten. 
Ver fiigt die Finanzbehörde nicht über die betreffenden hifor- 
matiorieri, so fülut sie nach pflichtgemäßem Ennessen alle 
behördlichen Eraiittlungen durch, die nach der Abgabenord- 
nimg vorgesehen sind. Insofern wird mit dieser Regelung 
Artikel 6 Absatz 3 der Amtshilferichtlinie umgesetzt. Die 
Regelimg betrifft den Umfang sow^ohl in sachlicher Hinsicht 
als auch mit Blick auf die durchzufiThr enden Ennittlungen. 
Das Ersuchen erfolgt auf einem Standardfonnblatt (siehe 
§ 1 7), dessen Inhalt sich nach Atrkel 20 Absatz 1 imd 2 der 
Amtshilferichtlinie richtet. 

Bei Ersuchen von anderen Mitgliedstaaten welche die Ge- 
meinden oder Gemeindeverbände betreffen (siehe § 3 
Absatz 5), sind diese Er suchen an die entsprechende Finanz- 
behörde zuzuleiten. Die entsprechende Finanzbehörde kann 
von der Gemeinde oder dem Gemeindeverband im Wege der 
allgemeinen Amtshilfe hifomiationen erbitten. 


Zu Absatz 2 

Erw^eiterte Zuständigkeit bei der Dur chfiihrung behördlicher 
Eraiittlimgen 

Absatz 2 setzt Artikel 6 der Amtshilferichtlinie imi. hi Ab- 
satz 2 wird festgelegt, dass Absatz 1 auch für- zulässige Ersu- 
chen zur Durchfühnmg bestinunter behördhcher Ennittluri- 
gen gilt. Sofern die Finanzbehörde behördliche Ermittlung 
im Sinne des Absatzes 1 nicht für' erforderlich hält, teilt sie 
dies unverzüglich dem zentralen Verbindimgsbüro mit. Da- 
durch konmit zudem abermals die Bedeutung des zentralen 
Verbindimgsbüro s, als maßgebliche Anlaufstelle fiir den 
zwischenstaatlichen Informationsaustausch deutlich zum 
Ausdruck. Soweit dies nach deutschem Recht zulässig ist, 
w^erden Originaldokumente auf Ersuchen des arideren Mit- 
gliedstaats überaiittelt. 

Ersuchen erfolgen jew^eds auf einem Standardformblatt 
(siehe § 17), dessen hilialt sich nach Artikel 20 Absatz 1 
imd 2 der Amtshüferichtlinie richtet. 

Zu Absatz 3 

Zwingendes Unterbleiben der hifomiationserteilung 

Absatz 3 legt hl einem Negativkatalog fest, warm eine hi- 
foimationseiteüimg an die Steuerbehörde des ersuchenden 
Mitgliedstaats zu unterbleiben hat. Damit w^erden die Tat- 
bestände bei deren Vorliegen die Übennittlung von Informa- 
tionen abgelehnt wird, ehideutig umschrieben imd abge- 
grerizt, so dass sowohl den schützenswerten Interessen der 
Steuerpflichtigen als auch dem öffenthchen Interesse Rech- 
nimg getragen wmd. 

Mit Absatz 3 Nummer 1 wird Artikel 17 Absatz 2 der- Ants- 
hiffer-ichtlinie umgesetzt und mit Absatz 3 Nunmier 2 der 
Artikel 17 Absatz 1 der Amtshilfer-lchtlinle. 

Absatz 3 Nummer 3 setzt Atikel 17 Absatz 4 1. Halbsatz 
der Amtshilfer-ichtlinle um und Absatz 3 Nimimer 4 den A- 
tlkel 17 Absatz 4 2. Halbsatz der Antshllferlchtllnie. Der 
Umsetzimg ln diesen beiden Fällen liegt die damalige Um- 
setzimg von Artikel 8 Absatz 2 der EG- Amtshilfe-Richtlinie 
hl § 3 Absatz 1 Nummer 3 und 4 EGAHiG zu Gnmde. 

Zu Absatz 4 

Unterbleiben der hiforaiations erteilurig 

§ 4 Absatz 4 dient der Umsetzung von Atikel 1 7 Absatz 3 
der Amtshilferichtlinie. 

Absatz 4 legt emen weiteren Grund fest, warm eine hiforaia- 
tionserteüimg nicht stattfindet. Mit Absatz 4 wmd der Tatbe- 
stand nonniert, bei dessen Vorliegen die Übermittlung von 
hiforaiationen ab geleimt w^erden karm. Insofern besteht mit 
dieser „Karm-Vorsclmft“ der Unterschied zu Absatz 3, wel- 
cher nonniert unter- welchen Voraussetzimgen kehie hifor- 
mationen erteilt werden. 

Die Absätze 3 und 4 bilden den zuvor genarmten 
OECD- Standard ab, derm sie geben hisbesondere den Inhalt 
des Atikels 26 Absatz 3 des OECD-Musterabkonmiens 
wieder. 

Zu Absatz 5 

Keine Ablehnungsbefugnis auf Gnmd Bankgeheimnisses 
etc. 
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Mit Absatz 5 wkd Aitikel 18 Absatz 2 der Amtshilferichtli- 
nie uingesetzt. Die Anitshilferichtlinie spiegelt auch hier den 
OECD -Standard wieder, da hier der entsprechende Wortlaut 
des Aitikels 26 Absatz 5 des OECD -Muster abkommens 
wiedergegeben wild. Absatz 5 stellt mit einer Negativfomiu- 
lierung klar, dass die Mitgliedstaaten sich nicht einzig auf 
nationale Bestmunungen bezüghch Banken, sonstigen Fi- 
nanzinstituten, Bevolhnächtigten, Veiti etem oder Treuhän- 
dem benifen köiuien. 

Zu Absatz 6 

Mitteilung der Ablehniuigsgilinde 

Mit Absatz 6 werden Artikel 18 Absatz 1 Satz 2 sowie Arti- 
kel 17 Absatz 5 der Aiiitsliilferichtlinie imigesetzt. Mit dei' 
Umsetzung von Aitikel 1 8 Absatz 1 Satz 2 der Amtshilfe- 
richtlinie wird ein Gleichklang mit Aitikel 26 Absatz 4 
OECD-Musterabkomnien hergestellt. Sofern ein Ersuchen 
vom zentialen Verbindungsbüro abgelehnt wild, sind der er- 
suchenden Behörde des anderen Mitgliedstaats die Gilinde 
hierfiir mitzuteilen. 

Zu § 5 (Fristen) 

Zu Absatz 1 

Veibindliche Frist zui- Erteilung der Infonnationen 

Absatz 1 setzt Artikel 7 Absatz 1 und 2 der Amtshilfeiichtli- 
nie uni. Absatz 1 legt die maximale Frist fest, innerhalb derer 
das zentrale Verbmdungsbüro das Ersuchen an die Steuerbe- 
hörden des jeweiligen Mitgliedstaats zu erteilen hat. Die hi- 
foimationen weiden dabei grundsätzüch spätestens sechs 
Monate nach Eihalt des Ersuchens übennittelt. In den Fällen, 
in denen die Finanzbehörde bereits im Besitz der entspre- 
chenden Informationen ist, verkürzt sich diese Frist auf zwei 
Monate In besonders gelagerten Fällen können das zentrale 
Verbindimgsbüro und dei- andere Mitgliedstaat abweichende 
Fristen vereinbaren. Die Festlegung einer maximalen Über- 
mittlungsdauer ist eine der wesentlichen Neuerungen der 
Anitshilferichtlinie luid fiilut zu einem beschleunigten und 
effizienten hifonnationsaustausch luiter den Mitghedstaa- 
ten. Letztlich fiihrt eine schnellere Erledigung der Ersuchen 
auch zu einer schnelleren Rechtssicherheit. 

Zu Absatz 2 

Bestätigung des Ersuchens aus einem anderen Mitgliedstaat 

Mit Absatz 2 wird Aitikel 7 Absatz 3 dei' Amtshilferichtlinie 
umgesetzt. Absatz 2 bestimmt, dass das zentrale Verbin- 
dimgsbüro spätestens sieben Aibeitstage nach Eingang des 
Ersuchens dem jeweiligen Mitgliedstaat eine Empfangsbe- 
stätigung erteilt, hi der Amtshilferichtlinie ist nicht nähei' 
dargelegt, was unter Arbeitstagen zu verstehen ist. Nach dem 
hergebrachten Verständnis im Bereich der deutschen Finanz- 
verwaltimg sind imter Arbeitstage jedenfalls die Tage von 
Montag bis Freitag zu verstehen. Solange es keine gegentei- 
lige em opäische Vorgaben oder Auslegungen hierzu gibt, ist 
der Begriff nach dem deutschen Verständnis auszulegen. 

Zu Absatz 3 

Hinweis auf Mängel beim Ersuchen 

Absatz 3 dient der Umsetzung von Artikel 7 Absatz 4 der 
Anitshilferichtlinie hi Absatz 3 wird das weitere Vorgehen 


bei niängelbehafteten Ersuchen geregelt. Hierfüi- imtemchtet 
das zentrale Verbhidimgsbüio den anderen Mitüedstaat. 
Durch die dabei einzuhaltende Frist von einem Monat kön- 
nen die Steuerbehörden der Mitgüedstaaten zeitnah auf be- 
stehende Mängel hingewiesen werden. Im Bedarfsfall kön- 
nen auch weitere Hinteignmdinfonnationen angefordert 
werden. Erhält das zentrale Verbhidimgsbüio die angefor- 
derten weiteren Hintergiundhiformationen, beginnen die 
Fristen nach Absatz 1 am Tag nach deren Eingang. Die frist- 
gebimdene Mängelanzeige dient dazu, den jeweils anderen 
Mitgliedstaat imverzüghch auf Fehler in der Ei suchensan- 
fiage hinzuweisen imd die Übemütthmg von Informationen 
so zeitnah zu forcieren. 

Zu Absatz 4 

Mitteilimg einer Verzögeiung 

Mit Absatz 4 wird Aitikel 7 Absatz 5 der Anitshilferichtlinie 
imigesetzt. Sofern die Finanzbehörde die in Absatz 1 bzw\ 
Absatz 3 benannte Frist nicht ehilialten kaim, teilt sie die 
Gründe dafiii' imd das voraussichtliche Eiledigungsdatmn 
dem zentralen Veibindimgsbüio mit. Letzteres teilt dies dem 
anderen Mitgliedstaat mit. Diese Mitteilimg hat unverzüg- 
lich zu eifolgen, spätestens jedoch drei Monate, nachdem 
das zentrale Verbhidimgsbüio das Ersuchen erhalten hat. 

Zu Absatz 5 

Frist zm- Mitteilung bei Ablehnimg des Ersuchens 

Absatz 5 dient der Umsetzmig von Aitikel 7 Absatz 6 der 
Amtshilferichtlinie, Nach Absatz 5 teilt das zentrale Verbin- 
dimgsbiuo dem anderen Mitgliedstaat unverzüglich, spätes- 
tens jedoch innerhalb eines Monats nach Erhalt des Ersu- 
chens, imter Nennung der Gründe mit, wenn die Finanzbe- 
hörde nicht im Besitz der erbetenen hifonnationen ist oder 
die Gitinde nach § 4 Absatz 3 und 4 vorliegen imd denmach 
dem Informations ersuchen nicht entsprochen werden kann. 
Die Pilifimgs- imd Entscheidungskompetenz liegt beim zen- 
tralen Verbindimgsbüro. 

Zu § 6 (Ersuchen an andere Mitgliedstaaten) 

Zu Absatz 1 
Ersuchen 

Mit Absatz 1 whd Aitikel 5 der Amtshilferichtlinie unige- 
setzt. Absatz 1 regelt die Art und Weise sowie die Zuständig- 
keit des zentralen Verbindungsbüros bei Ersuchen an den an- 
deren Mitgliedstaat. Denmach ist die Finanzbehörde befugt 
ein Ersuchen zu stellen, welches das zentrale Verbindimgs- 
büro dem anderen Mitgliedstaat nach diesem Gesetz weiter- 
leitet; die entsprechende Prüfimgs- und Entscheidungskom- 
petenz hegt beim zentralen Verbindmigsbüro. Dabei kann 
die Finanzbehörde um sachdienliche behördliche Emiittlun- 
gen ersuchen sowie Originaldokumente erbitten, soweit 
diese füi- das weitere Verfahren nort^^endig sind. Das Ersu- 
chen erfolgt auf einem Standardfonnblatt (siehe § 17), des- 
sen Inhalt sich nach Artikel 20 Absatz 1 und 2 der AmtsliU- 
ferichtlinie richtet. 

Neben den Finanzbehörden können gemäß § 3 Absatz 5 
auch die Gemeinden und Gemeindeverbände das Recht zm- 
Stellung eines Ersuchens unter- den Voraussetzungen dieses 
Gesetzes, insbesondere der Veiwendmig der Standardform- 
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blätter iind Konununikationsmittel (siehe § 17), wahmeh- 
nieii. 

Zii Absatz 2 

Subsidiarität des Ersuchens — Ausschöpfung nationaler Er- 
nütthuigsmöglichkeiten 

Absatz 2 dient der Umsetzung von Artikel 17 Absatz 1 der 
Anitshilferichtlinie. Zunächst sind daher alle nach der Abga- 
benordnung vorgesehenen Ennittlungsmaßnalunen auszu- 
schöpfen, bevor ein Ersuchen gestellt wird. Dies gilt dann 
nicht, soweit die Durchfüluung der Emiitthmgen mit unver- 
hältnismäßig großen Schwierigkeiten verbiuiden wäie oder 
sich als nicht Erfolg versprechend daistellt. Die entspre- 
chende Prühmgs- und Entscheidungskompetenz fiir die Wei- 
terleitung liegt beim zentralen Verbindungsbtiio 

Zu Abscliuitt 3 (Weitere Übemiittlung von hiforaia- 
tionen) 

Zu § 7 (Automatische Überaiitthmg von hifonnationen) 
Zu Absatz 1 

Umfang der automatischen Übennittlung von Informationen 

Mit Absatz 1 wird Aitikel S Absatz 1 der Amtshilferichtlinie 
milgesetzt. Absatz 1 veipflichtet dabei zu einer automati- 
schen Übennittlung von hifonnationen an andere Mitglied- 
staaten in Bezug auf Besteueningszeiträume ab 1 . Januai- 
2014 (siehe auch § 20), hi Absatz 1 werden in Nummer 1 
bis 5 die zu übeimittelnden verfügbaren Infonnationen über 
in anderen Mitgliedstaaten ansässige Personen benannt. Die 
automatische Übennittlung von hifonnationen in den be- 
nannten Beieichen stellt eine w^eitere Innovation der neu 
konzipierten zwischenstaatlichen Amtshilfe dar. Er geht 
zudem übei- den Anw^endungsbereich der EU-Zmsrichtlinie 
(Richtlinie 2003/48/EG des Rates vom 3. Juni 2003 im Be- 
reich der Besteuermig von Zinserträgen [ABI. L 157 vom 
26.6.2003, S. 38], die zuletzt durch die Richtlinie 2006/98/ 
EG [ABI. L 363 vom 20,12.2006, S, 129] geändert w^orden 
ist) hinaus. Mit einer automatischen Überaiitthmg von hifor- 
ma honen katui em w^esentlicher Beitrag zm konekten Fest- 
setzung der Steuern bei grenzüberschreitenden Sachverhal- 
ten geleistet w*erden. Ebenfalls kann ohne Vorbedingungen 
das Entdeckimgsrisiko erhöht und Steuerbetnig systemahsch 
bekämpft w^erden. 

Zu Absatz 2 

Ausnahme von der Anhönmg 

hl Fällen der automatischen Überaiitthmg von hiforaia ho- 
nen ist eine Anhönmg nicht erforderlich. Diese Regelung 
entspricht der bisherigen Regelung in § 2 Absatz 3 letzter 
Satz EGAHiG. 

Zu Absatz 3 

Eraiächtigimg zur Festlegmig von Einzelheiten 

Absatz 3 legt fest, dass das Bmidesministerium der Finanzen 
im Einvernehmen mit den obei sten Finanzbehörden der Län- 
der die Einzelheiten der automahschen Übeimitthmg von hi- 


foimationen in einem Sclueibeii regeln kann imd dieses im 
Bundessteuerblatt zu veröfifeiitlichen ist. 

Zu § 8 (Spontane Überaütthmg von hiforaiahoneii an an- 
dere Mitgliedstaaten) 

Zu Absatz 1 

Umfang der spontanen Überaütthmg von hifoimationen 

Absatz 1 dient der Umsetzmig von Aitikel 9 Absatz 2 der 
Anitshilferichtlinie. Nach Absatz 1 kann die Finanzbehöide 
an das zentrale Verbindungsbüro alle hifonnationen über- 
mittlen, die fiir die anderen Mitgliedstaaten von Nutzen sein 
können. Das zentrale Verbindungsbüro entscheidet nach 
pflichtgemäßem Ermessen über die Überaütthmg an die an- 
deren Mitgliedstaaten. Durch diese Bestmunung soll auch 
der spontane hiforaia hoiisaustausch zwischen den Mitglied- 
staaten verstärkt imd gefördert w^erden. Spontane Infoima- 
tionen w^erden jew^eils auf einem Standardfonnblatt (siehe 
§ 1 7) w^eitergegeben, dessen hilialt sich nach Aitikel 20 Ab- 
satz 3 der Amtshilferichtlinie richtet. 

Neben den Finanzbehörden können gemäß § 3 Absatz 5 
auch die Gemeinden und Genieindeverbäiide das Recht zm- 
spontanen Übemiitthmg von Infoi-mationen miter den Vor- 
aussetzmigen dieses Gesetzes, insbesondere der Veiwen- 
dimg der Staiidardforaiblätter imd Konununikatioiismittel 
(siehe § 17), wahraehmen. 

Zu Absatz 2 

Voraussetzimg der Übemiittlung von spontanen hifonnatio- 
nen 

Absatz 2 dient der Umsetzmig von Aitrkel 9 Absatz 1 der 
Amtshilferichtlinie, hi den Nimunem 1 bis 5 w^erden die Vo- 
raussetzungen genannt, w^ann eine Übemiitthmg von sponta- 
nen hifoimationen durch das zentrale Verbindungsbüro an 
andeie Steuerbehörden der Mitghedstaaten zu erfolgen hat. 
Bisher benannte § 2 Absatz 2 Satz 2 EGAHiG die Giünde 
hierfüi’. Die spontane Übemiitthmg von hifomiationen er- 
folgt jew^eils auf einem Standardforaiblatt (siehe § 17), des- 
sen Inhalt sich nach Artikel 20 Absatz 3 der Anitshilfericht- 
linie richtet. 

Absatz 2 Nimimer 3 regelt Fälle, in denen Geschäftsbezie- 
himgen über ein oder mehrere Staaten geleitet w^erden. Diese 
Fonnulienmg entspricht Aitikel 9 Absatz 1 Buchstabe c der 
Anitshilferichtlinie. Geschäfisbeziehimgen w^erden insbe- 
sondere daim über ein oder meluere Staaten geleitet, w^enn 
Geschäfisbeziehimgen aufgebaut, gestaltet, geregelt oder in- 
tensiviert w" erden. Diese Bedeutimg wud dem Sinn und 
Zw^eck der Vorschrifi geiecht, denn w^erm derartige Ge- 
schäftsbeziehmigen zu einer S teuer erspamis fiilu en, sollen 
hifonnationen zwischen den Mitgliedstaaten ausgetauscht 
w^erden, damit Steuern ordnungsgemäß festgesetzt w^erden. 

Zu Absatz 3 

Übemiitthmgsdauer bei spontanen hifonnationen 

Absatz 3 setzt Artikel 10 Absatz 1 der Amtshilferichtlhiie 
imi. Demnach soll die Übei-niittlung unverzügüch erfolgen, 
spätestens jedoch einen Monat nachdem die hifomiationen 
verfügbar gew^orden sind. 
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Zu § 9 (Spontane Übennittlung von Inforaiationen duich 
andere Mitgliedstaaten) 

Weiterleitiing und Bestätigung erhaltener spontaner Infor- 
mationen 

Mit § 9 weiden Artikel 9 und 10 der- Amtshilferichtlinie uni- 
gesetzt. Das zentrale Verbinduiigsbüro leitet deiimach die 
erhaltenen hifonnationen eines anderen Mitgliedstaats den 
jeweiligen Fmanzbehörden zur Auswertung weiter. Zudem 
bestätigt das zentrale Verbindungsbüro unverzüglich dem 
anderen Mitgliedstaat möglichst auf elektrords ehern Weg 
den Erhalt der hifonnationen. Die Bestätigung hat spätestens 
sieben Arbeitstage nach Eingang der hifonnationen zu er- 
folgen. 

Die Komniimikation ini Zusaiiunenhang mit der spontanen 
Übennittlung von Infomiationen erfolgt auf einem S tandard- 
fomiblatt (siehe § 17)5 dessen hilialt sich nach Artikel 20 
Absatz 3 der Amtshilferichtlinie richtet. 

Neben den Fmanzbehörden dürfen gemäß § 3 Absatz 5 auch 
die Gemeinden und Gemeindeverbände Amtshilfe nach 
Maßgabe dieses Gesetzes in Aiispnich nehmen. Bei der 
spontanen Übennittlung von hifonnationen durch andere 
Mitgliedstaaten werden diese vom zentralen Verbhidimgs- 
büro den Gemeinden oder Gemeindeverbänden zui- Infoima- 
tion übeisandt, soweit letztere betroffen sind. Eine Pflicht 
zur Auswertung füi- die Gemeinden und Gemeindeverbände 
besteht indes nicht. 

Z u Absc hnitt 4 (S onstige F omien der Veiwa Itimgszusam- 
menarbeit) 

Zu § 10 (Anwesenheit von Bediensteten anderer Mitghed- 
staaten im Inland) 

Zu Absatz 1 

Vei einbaiimg der Anwesenheit ausländischer Bediensteter 

Absatz 1 dient der Umsetzmig des Artikels 1 1 Absatz 1 Un- 
terabsatz 1 Buchstabe a und b der Amtshilferichtlinie. Die 
Anwesenheit in den Amtsräunien von Behörden und die 
Teihiahnie an behördlichen Eraiitthmgsmaßnahmen von 
ausländischen Bediensteten katui vereinbart werden. Da es 
sich bei ausländischen Bediensteten nicht um Amtsträger im 
Shme des § 7 AO handehi karui. w^ird in diesem Paragrafen 
der Begriff ,3^^siisteter'‘ verwendet. Auch die Gemeinden 
imd Gemeinde verbände (siehe § 3 Absatz 5) können das 
Recht wahnielunen. 

Zu Absatz 2 

Umfang der Offenbarung von hifonnationen bei Anwesen- 
heit ausländischer Bediensteter 

Absatz 2 dient der Umsetzung von Artikel 1 1 Absatz 1 Un- 
terabsatz 2 der Amtshilferichtlhiie. Im Hinblick auf die Wah- 
nmg des Steuergeheimnisses whd sichergestellt, dass Be- 
dienstete des anderen Mitghedstaats nur Informationen er- 
halten, die von der Offenbarungsvorschiiff des § 4 gedeckt 
sind, mithin solche, die fiir die Festsetzimg von Steuern vor- 
aussichtlich erheblich sein werden imd deren Beschafüuig 
diu’cli behördliche Ermittlungen erfolgt, die nach den deut- 
schen Rechts- und Veiwa Itimgsvorschiiften in vergleichba- 
ren Fällen vorgesehen shid. 


Zu Absatz 3 

Voraussetzimg der Anwesenheit imd des Beiwohnens aus- 
ländischer Bediensteter bei Ennittlungsmaßnalunen 

Absatz 3 setzt Artikel 1 1 Absatz 2 der Amtshilferichtlhiie 
um. Absatz 3 stellt klar, dass die Vereinbanmg nach Absatz 1 
vorsehen kann, dass die ausländischen Bediensteten im Bei- 
sein inländischer Bediensteter, Personen befragen und Auf- 
zeichnungenprüfen dürfen, sofern diese zustimmen. Verwei- 
gert eine Person die Mitwiikung, gilt diese Verw^eigening 
wie eme Veiw^eigenmg gegenüber inländischen 
Bediensteten. Dies bringt, neben der vorgesehenen Alt und 
Weise des Informationsaustauschs, die neue gienzüber- 
sclueitende Veiwa Itimgs Zusammenarbeit deutlich zmn 
Ausdruck. Bisher w^ai' eine solche Beteiligimg nach § Ib 
EGAHiG nicht möglich . 

Zu Absatz 4 

Legithnation der ausländischen Bediensteten — Vollmacht 

Absatz 4 entspricht Artikel 1 1 Absatz 3 der Amtshilfericht- 
Ihiie. Eine schiiftliche Vollmacht, die den genaimten Anfor- 
derungen entspricht, muss jederzeit zm- Legitimation von 
den ausländischen Bediensteten vorgelegt werden können. 
Dabei handelt es sich um das vom zentralen Verbindimgs- 
büro nach Absatz 1 ausgestellte Dokument. 

Zu § 11 (Anwesenheit von hiländischen Bediensteten in 
anderen Mitgliedstaaten) 

Voraussetzimg der Entsendimg inländischer Bediensteter 

§ 1 1 setzt Artikel 1 1 der Amtshilferichtlinie auch für- den 
Fall der Anwesenheit eines inländischen Bediensteten - auf 
Gnmd des Bezugs zm- Amtshilferichtlinie auch hn 
EU-Amtslhlfegesetz als solcher benannt - m anderen Mit- 
gliedstaaten um. Demnach köimen, unter- den entsprechen- 
den Voraussetzimgen des § 10, bevollmächtigte hiländische 
Bedienstete in andere Mitgliedstaaten entsandt w^eiden. Eine 
Entsendung fmdet jedoch nur statt, sofern die Komplexität 
des ausgehenden Ersuchens dies erfordert. Auch die Ge- 
meinden imd Gemehideverbände (siehe § 3 Absatz 5) kön- 
nen dieses Recht imter den Voraussetzmigen des § 1 1 wahr- 
nehmen. 

Zu § 12 (Gleichzeitige Pilifimg) 

Zu Absatz 1 

Verembainng einer gleichzeitigen Pilifimg 

Mit Absatz 1 w^ird Artikel 12 Absatz 1 der Amtshilferichtli- 
nie umgesetzt. Die Mitgliedstaaten kömien die gleichzeitige 
Prüfimg einer oder mehrerer Personen im jeweils eigenen 
Hoheitsgebiet verembareii imd die hifonnationen nach die- 
sem Gesetz austauschen. Eine älmliche Regelung endiielt 
bereits Artikel 8b der EG-Amtshilfe-Richtliiiie. Sofern Steu- 
eipflichtige in verschiedenen Mitgliedstaaten ansässig sind, 
sind gleichzeitige Prüfmigen häufig von gemeinsamem oder- 
ergänzendem Interesse der Steuerbehörden der Mitghedstaa- 
ten. Auch die Gemeinden mid Gemeindeverbände (siehe § 3 
Absatz 5) können dieses Recht imter den weiteren Voraus- 
setzimgen des § 12 Absatz 2 bis 4 wahniehmen. 
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Zu Absatz 2 
Veifahrensablauf 

Absatz 2 setzt Artikel 12 Absatz 2 der Aintshilferkhtliiiie 
mii. Danach bestimmt die Fiiiaiizbehörde, welche Person 
oder Personen sie fiir eine gleichzeitige Prüfung vorschlägt. 
Das zenüale Veibindiingsbtuo untenichtet sodann die be- 
troffenen Mitgliedstaaten dailiben begilindet die Answalil 
und gibt den Zeitraum an, in welchem die gleichzeitige Prü- 
fung dinchgefiihrt werden soll. 

Zu Absatz 3 

Teibiahmeentscheidnng und Begilindung bei Prühmgs Vor- 
schlag von einem Mitgliedstaat 

Absatz 3 dient der Umsetzung des Artikels 12 Absatz 3 der 
Amtshilferichtlinie. Absatz 3 regelt das Verfahren bei Vor- 
schlag einer gleichzeitigen Pilifling durch einen anderen 
Mitgliedstaat. Die Fmanzbehörde entscheidet, ob sie an der 
vorgeschlagenen gleichzeitigen Pilifimg teihielimen wdll. 
Das zentrale Verbindimgsbüro teilt dem anderen Mitglied- 
staat das Einverständnis oder die begründete Ablehnung mit. 

Auch die Gemeinden und Gemeindeverbände (siehe § 3 Ab- 
satz 5) können dieses Recht unter den Voraussetzimgen die- 
ses Absatzes wahtnelunen. 

Zu Absatz 4 

Beaufsichtigung und Koordination 

Absatz 4 dient der Umsetzung des Artikels 12 Absatz 4 der 
Amtshilferichtlinie. Zur Koordination der gleichzeitigen 
Prüfung benennt das zentrale Verbindimgsbüro einen verant- 
wortlichen Bediensteten. Eine solche Person wird benannt 
sowohl bei Vorschlägen Deutsclüands als auch bei Vorschlä- 
gen ander er Mitgliedstaaten. 

Zu Absatz 5 

Ausnahme von der Anhönmg 

Gleichzeitige Aiißenprtihmgen, wie sie in diesem Paragrafen 
vorgesehen smd, werden angesichts zunehmender grenz- 
überschreitender Geschäftsbeziehungen hnriier wichtiger. 
Der Austausch von hierbei gewonnenen Informationen kann 
erheblich zm’ Sichenmg der Besteuenmgsgnmdlagen der be- 
teiligten Mitgliedstaaten beitragen. Die gnmdsätzhche Ai- 
hörmigspflicht bei der Übennitthmg von hifonnationen er- 
weist sich dabei als Hindernis. Konkrete Praxisfälle haben 
gezeigt, dass die inländischen Vorschriften zur vorherigen 
Anhönmg der beteiligten Steuerpflichtigeri nach § 117 Ab- 
satz 4 Satz 3 AO, insbesondere schon in der Vorbereitimgs- 
phase, für eine sclmelle Kotimiunikatiori imd imter Umstän- 
den letztlich auch fiir den Prliflmgserfolg nachteilig sehr 
können. In anderen Mitgliedstaaten scheint eine so w^eitge- 
hende Anhönmgspflicht wie in Deutschland nicht zu beste- 
hen. Die Bereitschaft zur Teihiahme anderer Mitgliedstaaten 
an gleichzeitigen Prüfungen mit deutschen Finanzbehörden 
könnte danmter leiden. Durch Atikel 1 1 Nummer 12 Buch- 
stabe b des vorüegerideri Ändenmgsgesetzes wird daher 
auch § 1 17 Absatz 4 Satz 3 AO entsprechend angepasst imd 
von der zwingenden Anhönmgspflicht beim Informations- 
austausch aufgnmd des EUAHiG Abstand genommen. Bei 
Einleitung der Außeriprühmg durch die Bekanntgabe der 
Prüfungsanordnimg erfolgt auf jeden Fall eine Beteiligung 


des Steuerpflichtigen. Fenier kann davon aus gegangen wer- 
den, dass mittlerweile hi allen Mitgliedstaaten ein annähernd 
vergleichbares Rechtsschutzniveau wie in Deutschland vor- 
liegt, so dass recht sstaathche Bedenken nicht durchgr eifen. 
Zudem enthält beispielsweise § 4 Absatz 3 Nimimer 3 
EUAHiG einen Schutzmechanismus hinsichtüch sensibler 
Handels-, Gewerbe- oder Benifsgeheimnisse oder wenn ein 
Geschäfts verfahren preisgegeben v^mrde. 

Zu § 13 (Zustellungsersuchen an andere Mitgliedstaaten) 
Zu Absatz 1 

Zustellimgs ersuchen an andere Mitgliedstaaten 

Mit Absatz 1 w^ird Atikel 13 Absatz 1 der Amtshilferichtli- 
nie imige setzt. Demnach karm das zentrale Verbindimgsbüro 
im arideren Mitgliedstaat die Zustellung aller Dokumente 
imd Entscheidungen von Finanzbehörderi beantragen, die 
mit einer Steuer nach § 1 Zusammenhängen. Teilweise 
sclu eiben die Rechtsordnungen einiger Mitgliedstaaten vor, 
dass Entscheidimgenimd Verfiigungen, die den Steuerpflich- 
tigen selbst betrefien, diesem zugestellt werden müssen, um 
whksam zu weiden. Mit der Neur egelung kann diese Zustel- 
lung imter den hi Absatz 2 genaimten Voraussetzungen er- 
reicht werden, so dass künflig keine Schwierigkeiten bei 
Wegzug des Steuerpflichtigen in einen anderen Mitgliedstaat 
bestehen werden. Das Ersuchen erfolgt auf einem Standard- 
foimblatt (siehe § 17), dessen hilialt sich nach Artikel 20 
Absatz 3 der Amtshilferichtlinie richtet. 

Auch die Gememden und Gemeindeverbände (siehe § 3 Ab- 
satz 5) können sich bei der Zustelhmg von Dokumenten und 
Entscheidimgen an das zentrale Verbindimgsbüio wenden 
imd das in Absatz 1 benannte Recht unter den weiteren Vor- 
aussetzungen des § 13 walunehmen. 

Zu Absatz 2 

Unzulässigkeit eines Zustellungsersuchens 

Absatz 2 dient der Umsetzung von Artikel 13 Absatz 4 der 
Amtshilferichtlinie. Nach Absatz 2 wird das Zustellimgs er- 
suchen namentlich auf solche Fälle besclu änkt, hi denen die 
ersuchende Behörde entweder nicht hi der Lage ist, die Zu- 
stellung nach den Vorschriften des Venvaltmigszustelhmgs- 
gesetzes im anderen Mitgliedstaat vorzimehmen oder die Zu- 
stellung unverhältnismäßig große Schwierigkeiten bereiten 
i^lirde. 

Zu Absatz 3 

Ausgestaltung des Zustellimgs ersuchens 

Absatz 3 dient der Umsetzung von Artikel 13 Absatz 2 der 
Amtshilferichtlinie. Absatz 3 regelt den notw^endigen Inhalt 
des Zustellungsersuchens. 

Zu Absatz 4 
Zustellimgsfoimen 

Absatz 4 dient der Umsetzmig von Artikel 13 Absatz 4 
Satz 2 der Amtshilferichtlinie. Einer hi einem anderen Mit- 
gliedstaat ansässigen Person kann jedes Dokmiient per Ein- 
schieiben oder auf elektionischem Wege dhekt zugestellt 
werden. 
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Zu Absatz 5 
Weiterleitiing 

Absatz 5 dient insbesondere der Umsetzung von Artikel 13 
Absatz 3 der Aintsliilferichtlmie, soweit Informationen über 
in anderen Mitgliedstaaten veranlasste Zustellungen an die 
Finanzbehörden weiterzuleiten sind. 

Zu § 14 (Zustellungsersuchen von anderen Mitgliedstaa- 
ten) 

Zu Absatz 1 

Zustellungs ersuchen von anderen Mitgliedstaaten 

Mit Absatz 1 wird Aitikel 13 Absatz 1 der Anitslhlferichtli- 
nie umgesetzt. Absatz 1 regelt das Verfaluen fiir den Falk 
dass ein anderer Mitgliedstaat um Zustellung ersucht. Das 
Ersuchen erfolgt auf einem Standardforaiblatt (siehe § 17)5 
dessen Inhalt sich nach Artikel 20 Absatz 3 der Amtshilfe- 
richtlinie richtet. 

Zustellungs ersuchen von anderen Mitgliedstaaten die ei- 
gentlich von den Gememden oder Gemehideverbänden vor- 
ziuiehmen wären (siehe § 3 Absatz 5), sind den entsprechen- 
den Finanzbehörden zuzuleiten. Die Finanzbehörden ent- 
scheiden dami, ob die Gemeinde oder der Gemehideveiband 
bei der Zustellung um Amtsliilfe gebeten werden kann oder 
ob eine Zustellung unmittelbar durch die Finanzbehörde er- 
folgt. Weiui eine Gemeinde im Ralunen der Amtshilfe tätig 
wird, so hat sie die entsprechenden Veiwaltungszustellungs- 
gesetze anzuwenden. 

Zu Absatz 2 

Mitteilung an den anderen Mitgüedstaat 

Mit Absatz 2 wird Artikel 13 Absatz 3 der Amtshilferichth- 
nie umgesetzt. Nach Absatz 2 teilt das zenhale Verbindungs- 
büro dem anderen Mitghedstaat mit, was auf Grund des Zu- 
stellungsersuchens veranlasst UTude. 

ZuAbschnittS (W eitere Vor schri ft en) 

Zu § 15 (Verwendung von hifomiationen und Dokiuiien- 
ten) 

Zu Absatz 1 

Mitteihmg an den anderen Mitgliedstaat 

Mit Absatz 2 wird Artikel 13 Absatz 3 der Amtshilferichth- 
nie umgesetzt. Nach Absatz 2 teilt das zentr ale Verbindungs- 
büro dem anderen Mitgliedstaat mit, was auf Gnmd des Zu- 
stellungsersuchens veranlasst ^Tude. 

Zu Absatz 2 

Voraussetzung der Weitergabe an einen dritten Mitgliedstaat 

Absatz 2 dient der Umsetzung von Artikel 16 Absatz 3 der 
Amtshilferichtlinie. Absatz 2 sieht vor, dass ehre Weiterlei- 
timg der hiformationen an einen dritten Mitgliedstaat unter 
Beachtung der Vorschrihreri dieses Gesetzes möglich ist. Die 
Mitteilurigsab sicht ist dem Staat, aus dem die Informationen 
stanmien, rnitzuteilen. Sofern dieser- Mitghedstaat der Wei- 
tergabe nicht iruierhalb von zelm Arbeitstagen nach Eingang 
der Mitteilung widerspricht, karm das zentrale V^bhidungs- 
büro die hifomiationen und Dokumente an einen dr-itten Mit- 


gliedstaat weiterleiten. Mit der Regelung einer solchen Ver^ 
Schweigens frist kann ehre zerthch hinausgezögerte Über- 
mittlung vennieden werden und zugleich ehre effektive Wei- 
terleitimg der Infoi-niationen gewährleistet weiden. 

Zu Absatz 3 

Ehiwilligimgserklänuig der erteilenden Mitgliedstaaten 

Absatz 3 dient der Umsetzung des Artikels 16 Absatz 4 der 
Amtshilferichtlinie. Der Absatz 3 legt dabei fest, dass die 
vorherige Zustinmnmg (Einwilligung) lediglich von der 
Steuerbehörde des Mitgliedstaats erfolgen kaiui, der die hi- 
foiniationeri und Dokumente ursprünglich übermittelt hat. 
Damit soll sichelgestellt werden, dass der Mitgliedstaat der 
die hifonnationen ur sprünglich übennittelt hat, die Hoheit 
über die Weiten,- erw^endung seiner Daten behält. 

Zu Absatz 4 
Veiw^eitbaikeit 

Absatz 4 dient der Umsetzung von Artikel 16 Absatz 5 der 
Amtshilferichtlinie. Die im Rahmen dieses Gesetzes erlang- 
ten hifomiationen und Dokumente sind den inländischen hi- 
foi-mationen und Dokumente gleichgestellt. 

Zu Absatz 5 

Konektur oder Löschung von gespeicherten bzw. übemiit- 
telten Daten 

Absatz 5 benennt die Voraussetzungen, unter- denen Daten 
berichtigt bzw. gelöscht werden können, die um-ichtig sind, 
unzulässig gespeichert oder unzulässig übennittelt winden. 
Zudem ergibt sich eine entsprechende Mitteilungspflicht des 
zentralen Verbindungsbüros an die anderen Mitgliedstaaten. 
Hierbei entspricht die Fomiulientng der Regelung des § 4 
Absatz 3 EGAHiG. 

Zu § 16 (Rückmeldimgen) 

§ 16 dient der Umsetzimg von Artikel 14 der Amtshilfericht- 
linie. Die Rückmeldimgen sind im Hinblick auf die Zusam- 
menarbeit der Ver-waltimgsbehörden der Mitgliedstaateri för- 
derlich imd körmeri den Informationsaustausch küriRig ver- 
bessern. Rückmeldimgen er folgen jew^eils auf einem Stari- 
dardfomiblatt (siehe § 17), dessen Inhalt sich nach 
Artikel 20 Absatz 3 der Amtshilferichtlinie richtet. 

Zu Absatz 1 

Bitte luii Rückmeldimg aus anderen Mrtgliedstaaten 

hl den Fällen der §§4 imd 8 karm das zentrale Verbindimgs- 
büro den anderen Mitgliedstaat um Rückmeldung der Ver- 
wendung der erbetenen Informationen bitten. 

Zu Absatz 2 

Übemiitthmg einer Rückmeldung an andere Mitgüedstaaten 

Sofern der andere Mitgliedstaat um Rückmeldung in den 
Fällen der §§ 6 imd 9 bittet, übemiittelt das zentrale Verbiri- 
dimgsbür o dem anderen Mitghedstaat die Rückmeldung un- 
verzüglich, spätestens jedoch drei Monate, nachdem das Er- 
gebnis der Veiw^endimg der erbetenen hifonnationen be- 
kannt geworden ist. Eine Übemiitthmg ist nur zulässig, wenn 
du- die Vorschr-ifiten zum Schutz des Steuergeheimnisses und 
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ziuii Datenschulrz insbesondere nach § 30 AO nicht entge- 
genstehen. 

Zn § 17 (Standardfomiblätter und Kommimikationsaiittel) 
Zn Absatz 1 

Veii^^endung von Standardforaiblättem und elektronische 
Übemiitthing 

Absatz 1 dient der Umsetzung von Artikel 20 Absatz 1 bis 3 
der Amtsliilferichtlhiie. Die Verwendung von vorgesehenen 
Standaidfonnblättem erleichtert die Zusammenarbeit und 
überbilickt weitgehend die auftretenden spracblicben Hür- 
den. Die Standardf omiblätter werden auf europäischer 
Ebene im Ralunen des Amtshilfeausschusses festgelegt und 
soweit erforderlich durch eine europäische Verordnung als 
immittelbar geltendes Recht imigesetzt. Die elektronische 
Übemiitthmg bägt erheblich zur Vereinfachung und Be- 
schleunigung der Verfahren bei. Unter den Begriff der „sons- 
tige Mitteilungen“ fallen die entsprechenden Antworten, 
Empfangsbestätigungen, Ersuchen um zusätzliche Hinter- 
gnmdinfonnationen imd Mitteilungen über das Unvermögen 
zur oder die Ablehnung der Erfiillung des Ersuchens im 
Sitme der Amtshilferichtlinie. 

Zu Absatz 2 

Elektronische Übemiitthmg bei anderen Dokumenten 

Absatz 2 setzt Artikel 20 Absatz 1 Unterabsatz 2 der Arnts- 
hilferichtlhiie imi. Die Übemiittlung von Dokimienten, die 
den Standardf omiblättem beigefiigt werden, sowie die Ertei- 
lung von Informationen olme Ersuchen erfolgen in elektroni- 
scher Eomi. 

Zu Absatz 3 
Ausnahmen 

Sofern hifomiationen oder Unterlagen im Zuge der Anw^e- 
senlieit in den Ariitsräumen eines arideren Mitgliedstaats 
oder auf Grund der Teilnahme an behördlichen Ennittlungen 
erlangt werden, sind diese nicht elektronisch zu übennitteln. 

Zu Absatz 4 

Gültigkeit bei Übennittlung auf anderem Wege 

Die Nichteinlialtimg der hi den Absätzen 1 bis 3 genarmten 
Übeniiitthmgsfomien imd -w^ege berührt wieder die Gültig- 
keit der erhaltenen hifomiationen noch die Gültigkeit der er- 
griffenen Maßnalmien. 

Zu § 18 (hiformationsübermittlurig an Drittstaaten) 

Zu Absatz 1 

Weitergabe bei von Drittstaaten erhaltenen Informationen an 
andere Mitgliedstaaten 

Absatz 1 dient der Umsetzmig von Artikel 24 Absatz 1 der 
Amtshilferichtlinie Absatz 1 sieht imter den genarmten Vor- 
aussetzimgeri vor; dass eine Weiter leitimg der von einem 


Drittstaat erhaltenen Informationen an andere Mitghedstaa- 
ten möglich ist. 

Dies dient ebenfalls der Effizienz der Übennittlung von hi- 
formationen. Die Formulienmg entspricht § 4 Absatz 4 
EGAHiG, der bisher die Weiterüberniittlung an einen ande- 
ren Mitgliedstaat gesetzlich nomüerte. 

Zu Absatz 2 

Voraussetzimgen der Weitergabe 

Absatz 2 entspricht Artikel 24 Absatz 2 Buchstaben a und b 
der Amtshilferichtlinie. Absatz 2 legt dabei die Vorausset- 
zimgen fest, unter denen das zentrale Verbhidurigsbüro die 
im Einklang mit diesem Gesetz von einem anderen Mitglied- 
staat erhaltenen Informationen an einen Drittstaat weiterge- 
ben karm. 

Zu § 19 (Datenschutz und Zweckbestimmimg) 

Zu Absatz 1 

Steuergeheimnis (Geheimlialtimg) der erhaltenen Informa- 
tionen 

Absatz 1 dient der Umsetzimg von Artikel 16 Absatz 1 Uri- 
terabsatz 1 Satz 1 der Amtslülferichtlmie. Das Steuerge- 
heimnis und der Schutz, den die Abgabenordriurig für- ent- 
sprechende Informationen vorsieht, gelten auch für- die im 
Rahmen dieses Gesetzes erteilten hifomiationen anderer 
Staaten. Jede Übermitthmg von hifonnationen nach der 
Amtshilferichtlirde, imterliegt zudem gemäß Artikel 25 der 
Amtshilferichthnie den Durchfiihrurigsvorscluiften der 
Richtlinie 9 5 /46/EG des Europäischen Parlaments und des 
Rates vom 24. Oktober 1995 zum Schutz natürlicher Perso- 
nen bei der Verarbeitung personenbezogener- Daten und zum 
fieieri Datenverkehr (ABI. L 281 vom 23.11.1995, S. 31). 

Zu Absatz 2 

Verweridimg der erhaltenen hifomiationen fiir bestinmite 
Zw^ecke 

Absatz 2 dient der Umsetzimg von Artikel 16 Absatz 1 Uii- 
terabsatz 1 Satz 2, Unterabsatz 2 und 3 der Amtshilferichth- 
nie. Absatz 2 legt fest, fiir w^elche Zw^ecke die hifomiationen 
verwendet w^erden körmen. Die Vorschrifi entspricht im w^e- 
sentlichen § 4 Absatz 1 EGAHiG, der die Verwendimg von 
hifomiationen bisher- regelte. 

Zu § 20 (Anwendungsbestimmung) 

Artikel 29 Absatz 1 Unterabsatz 2 der Amtshilferichtlinie 
sieht vor, dass der automatische hifonnationsaustausch spä- 
testens am 1 . Januar 2015 in Krafi tritt. Daher regelt § 20 fiir- 
die automatische Übemiitthmg von hifomiationen (§ 7 Ab- 
satz 1) dieAuwendungab dem 1. Januar 2015. Entsprechend 
Artikel 8 Absatz 1 der Amtshilferichtlinie vrerden hifomia- 
tionen für- Besteueiungszeiträimie ab dem 1. Januar 2014 
übermittelt. 
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Zu Artikel 2 (Änderung des Einkoimnensteuer- 
gesetzes) 

Zu Nummer 1 
Inlialtsüberskht 

Zu Buchstabe a 

Es handelt sich luii eine Folgeändenmg aus der Einfügung 
des § 42g EStG hn vorliegenden Ändenmgsgesetz (Arti- 
kel 2 Nimuner 27). 

Zu Buchstabe b 

Es handelt sich um ehie Eolgeändening ans der Anfliebung 
von § 45b im vorliegenden Ändenmgsgesetz (Arti- 
kel 2 Nimuner 34). 

Zu Buchstabe c 

Es handelt sich um eine Folgeändenmg aus der Einfiigung 
des § 50i EStG iin vorliegenden Ändenmgsgesetz (Arti- 
kel 2 Nimuner 37). 

Zu Buchstabe d 

Es handelt sich um eine Folgeändenmg aus der Einfügung 
des § 52b EStG hn vorliegenden Ändenmgsgesetz (Aili- 
kel 2 Nimuner 41). 

Zu Nummer 2 
§ 2a Absatz 2a Satz 2 

hl § 2a Absatz 2a Satz 2 Einkonunensteuergesetz (EStG) 
whd eine redaktionell notwendige Anpassimg der Verwei- 
sung auf die Amtsliilferichtlinie vorgenonunen. Die bishe- 
rige Foimulienmg nahm Bezug auf EG-Amtshilfe-Richth- 
nie. Nimmelu erfolgt ein Ven^^eis auf die Amtshilferichth- 
nie. Die genaue Fundstelle der Amtshilferkhtlinie ergibt 
sich aus § 2 Absatz 2 EUAHiG. 

Zu Nummer 3 
Zu Buchstabe a 

§ 3 Nunuiier 5 

Die Neufassung dieser Vorschrift ist eine Folge der Ände- 
nmg des Welupflichtgesetzes durch das Wehnechtsände- 
nmgsgesetz 2011 vom 28. April 2011 (BGBl. I S. 678), wo- 
durch die Welup flicht ab dem 1. Juli 2011 aus ge setzt und 
durch den freiwilligen Wehrdienst mit einer Dauer von bis zu 
23 Monaten eisetzt v^uude. Die Ändenmg hn Rahmen des 
Weluiechtsändenmgsgesetzes 2011 fiihrte dazu, dass die Be- 
züge fiir den freiwilligen Weludienst wie die Bezüge fiir den 
veipflichtenden Wehrdienst nach § 3 Nununer 5 EStG steu- 
erfrei gestellt v^mi’den. Der rechtliche Gnmd für die Erwei- 
teiung auf den fi eiwilligen Weludienst ist der gesetzliche 
Veiweis hi § 3 Nununer 5 EStG auf § 1 Absatz 1 Satz 1 des 
Wehrsoldgesetzes. In der Gesetzesbegilindung des Wehi- 
rechtsändeiungsgesetzes 2011 (Bimdestagsdiucksache 17/ 
4821) ist ehi Pilifauftrag verankert, der eine Überpilifimg der 
privilegieiten Besteueiung der Bezüge des fieiwilligen 
Wehrdienstes vorsieht. 

Steuerfrei bleiben die Geld- und Sachbezüge an Wehrpflich- 
tige hn Shme des § 4 des Wehrpflichtgesetzes und die Vor- 


teile aus einer unentgeltlichen tiuppenärztlichen Versorgung 
der Soldaten und ZivUdienstleistenden; dies gilt auch füi- den 
fieiwilligen Weludienst. Ebenso wird die Steuerfireiheit füi- 
die an Zivildienstleistende nach § 35 des Zivildienstgesetzes 
gezahlten Geld- und Sachbezüge beibehalten. Für die den 
fieiwilligen Wehidienst Leistenden werden nut der vorüe- 
genden Änderung zukünftig niu noch die Gehaltsbestand- 
teile „Welusold nach § 2 Absatz 1 Welusoldgesetz'* sowie 
„Dienstgeld nach § 8 Wehrs oldgesetz'' steuerfrei gestellt. 
Die w^eiteren Bezüge, z. B. Wehrdienstzuschlag, besondere 
Zuw^endimgen sowie unentgeltliche Unterkmifi und Verpfle- 
gimg, sind zukünftig steueip flichtig. Der Wehrs old nach § 2 
Absatz 1 des Wehrsoldgesetzes beträgt gegenw^äitig ca. 280 
bis 350 Euro monatlich. Vor dem Hintergnmd der mit der 
Unterbrechimg des nomialen Bemfslebens fiu die betroffe- 
nen Reseivisten verbimdenen besonderen Belastung w^erden 
die Bezüge der Reseivisten vollständig von der Besteueiung 
ausgenonuiien. 

Steuerfiei gestellt whd ferner das füi' den Bundes fieiwilli- 
gendienst gezahlte Taschengeld. Das gilt auch füi' das Ta- 
schengeld oder vergleichbare Geldleistungen von Personen, 
die emen m § 32 Absatz 4 Satz 1 Nummer 2 Buchstabe d 
EStG genannten Freiwilligendienst leisten, hi § 32 Absatz 4 
Satz 1 Nummer 2 Buchstabe d EStG sind unter anderem das 
fi eiwillige soziale Jahr, das fieiwillige ökologische Jahr und 
der Bimdesfreiwilligendienst genaiuit. Weitere Bezüge wie 
z. B. imentgelthche Unteikunft imd Verpflegimg sind steuer- 
pflichtig. Das Taschengeld beträgt derzeit monatlich maxi- 
mal 336 Emo. Die Bezüge füi- den Bundesfieiwilligendienst 
sind nach bisheriger Gesetzeslage voll steueipflichtig; sie 
lÄurden aber auf Grund einer Billigkeitsregehmg der Verwal- 
tung bisher steueifrei behandelt, imi sie gegenübei- den Be- 
zügen füi- den freiwilligen Wehrdienst nicht zu benachteih- 
gen. Mit dieser Gesetzes ändenmg ist die Billigkeitsregelung 
nunmehr entbehilich. 

Zu Buchstabe b 

§ 3 Nunmier 40 Buchstabe d 

Bei einer sogenannten hybriden Finanzienmg handelt es sich 
imi die Hingabe von Kapital, das wegen der Konditionen der 
Kapitalhingabe in einem Staat als Fremdkapital, im anderen 
Staat als Eigenkapital qualifizieit wild. Die unterschiedliche 
Ehiordnung fiihrt dazu, dass die Veigühmgen fiir die Kapital- 
überlassimg mi Quellenstaat als Betriebsausgaben (Fremd- 
kapitalzinsen) abgezogen mid mi Empfängeistaat als Dhf- 
denden eimäßigt oder gar nicht besteuert w^erden. 

Qualifikationskonflikte dieser Alt werden häufig zur Schaf- 
fimg imbesteueiter sogenaimter „weißer Einkünfte'* genutzt. 
Diese Finanzieiungsinstrumente sind mteinational bekaimt 
imd auch Gegenstand von Eröitenmgen von hitemationalen 
Gremien. So beschäftigt sich beispielsw^eise auch die Gnippe 
Verhaltenskodex des Rates der Europäischen Union mit der 
Problematik. Die dortigen Erörtermigen füluten zu der Emp- 
fehlimg, dass die Qualifikationskonflikte durch nationale 
Regelungen hn Empfänger Staat gelöst werden sollten. 

Diese Empfehlung wild nun dmch die Ausdelmmig der kor- 
respondierenden Besteuenmg mngesetzt. Zalüungen, die 
nach deutscher Qualifizienmg Dividenden dar stellen, wer- 
den nur noch vor der Bemessungsgnmdlage freigestellt, 
wenn sie im Quellenstaat keine Beti-iebsausgaben darstellen. 
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Zu Nummer 4 
Zu Buchstfibe » 

§ 4 Absatz 5 Satz 1 Nunmier 6 Satz 3 

Es handelt sich mii eine Folgeäiidening zm- Äiideiiing des 
§ 6 Absatz 1 Nummer 4 Satz 3 EStG. Ennittelt der Steuer- 
pflichtige die auf die private Nutzung entfallenden Aufv^^eii- 
dimgeii durch die Ealuteiibuclunethode, sind die nicht als 
Betriebsausgaben abziehbaren Aufwendungen füi' Fahrten 
ZTÄdschen Wohnung und Betriebsstätte der Unterschiedsbe- 
trag zv^dschen tatsächlichen Aufoendrmgen rmd Entfer- 
niuigspaus chale . 

Zu Buchstabe b 

§ 4 Absatz 8 Satz 1 

Die Ändenuigen berücksichtigen, dass nach Artikel 1 des 
Vertrags über die Europäische Union (EUV) in der Fassung 
des Vertrags von Lissabon die Einopäische Union als 
Rechtsnachfolgerin an die Stelle der Europäischen Gemein- 
scliah getreten ist. 

Zu Nummer 5 
Zu Buchstabe a 
Zu Doppelbuchstabe aa 

§ 6 Absatz 1 Nimuner 4 Satz 2 

Die Bewertung der Entnahme fiir die private Nutzung eines 
Kiaftfahrzeugs nach dem Listenpreis im Zeitpunkt der Erst- 
zulassimg zuzüglich der Kosten fiir Sonder aus stattung ehi- 
scliheßlich der Umsatzsteuer (1 Prozent-Regelung) benach- 
teiligt Elektro- und extern aufladbare Hybridelektrofahr- 
zeuge, weil deren Listenpreis derzeit höher ist als der Listen- 
preis von Kr a Mahrzeugen, die ausschließlich mit einem 
Veibrennimgsmotor angetrieben werden. 

Die Nutzung von Elektro- und extern aufladbaren Hybrid- 
elektrofahrzeugen wird als eine wesentliche Maßnalune zm 
Reduktion des CO Aus Stoßes angesehen. Die Verbreitung 
solcher Kr a Mahrzeuge soll daher durch den Ansatz des hö- 
heren Listenpreises nicht behindert werden, weil gerade 
Dienstv^a genflotten ein wichtiges potenzielles Maiktseg- 
ment fiu’ solche Elektrofahrzeuge darstellen. Die Ändeiung 
dient dem Abbau der zurzeit bestehenden steuerlichen Wett- 
bewerbsnachteile fiu’ diese KraMaluzeuge gegenübei' ver- 
gleichbaren Kraftfahrzeugen mit Verbrennungsmotor. 

Elektrofalu’zeuge sind Kraftfaluzeuge, die ausschließlich 
durch Elektromotoren angetrieben werden, die ganz odei' 
überwiegend aus mechanischen oder elektrochemischen 
Energiespeicheni gespeist werden. Brennstoffzellenfahr- 
zeuge sind El ekti’o fahr zeuge. Hybridelektrofahrzeuge sind 
Kraftfahrzeuge i. S . von Artikel 3 Nunmier 15 der Richtlinie 
des Emopäischen Parlaments und des Rates vom 5. Septem- 
ber 2007 zur Schaffimg eines Ralunens für die Genehmigung 
von Krahfaluzeugen mid Kraftfahrzeuganhängem sowie 
von Systemen, Bauteilen imd selbständigen technischen Ein- 
heiten fiir diese Fahrzeuge (2007/46/EG vgl. ABI. L 263 
vom 09.10.20075 S. 1)- Regelmigsgegenstand der Vorschrift 
sind nm- Elektrofahrzeuge und Hybridelektrofahrzeuge, de- 
ren mechanische oder- elektrochemische Speicher extern auf- 
ladbar sind. 


Die bisherige Systematik zm- Bewertung der Entnahme für- 
die private Nutzung eines betrieblichen KraMaluzeugs nach 
der 1 Prozent-Regelimg bleibt erhalten. Der Listenpreis als 
Bemessungsgnmdlage wird mii die in diesem enthaltenen 
Kosten für das Batteriesystem gemindert. Zm- Ver einfachung 
der Er-mittlung dieser Kosten werden diese hi pauschaler 
Höhe angesetzt. Dabei soll ftir bis zmn 31. Dezember 2013 
angeschaffie Elektro- oder Hybridelektrofahrzeuge der Bnit- 
tohstenpreis i. H. von 500 Euro pro kVdi Speicherkapazität 
der Batterie geiiiindert werden. Durch diese Mindenmg des 
Listenpreises wmd die Besteuerung der privaten Nutzmig ei- 
nes Elektro- oder Hybridelektrofahizeugs mit einem Kraft- 
fahrzeug mit Verbreiuimigsmotor gleichgestellt. Der Betrag 
iiihidert sich fiir in den Folgejaluen angeschaffie Kr afif ahr- 
zeuge jährlich um 50 Emo pro kWh Speicherkapazität der 
Batterie. Dmch die Mindermig whd sicher-gestellt, dass sich 
die mit fortsclu eitender teclmischer Entwickhmg mid Über- 
gang zur Serienproduktion von Elektro- imd Hybridelektro- 
fahrzeugen reduzierenden Kosten für- die Batteriesystenie in 
einer reduzierten Mhidenmg des Listenpreises wiederfinden. 
Ehre ungerechtfertigte Begünstigimg dieser KraMahrzeuge 
wird so verhindert. 

Um eine Übeikompensation des Nachteilsausgleichs zu ver- 
hindern, whd der pauschale Abzug auf eine Batteriekapazi- 
tät von höchstens 20 kWh beschränkt; für- bis zimi 31. De- 
zember 2013 augeschafffe Elektro- oder Hybridelektrofahr- 
zeuge ergibt sich danach eine maximale Mindermig des 
Bnittolistenpreises i. H. von 10 000 Emo. Der Höchstbeti-ag 
reduziert sich in den Folgejahren jährlich imi 500 Euro. Die 
Ausgangsgr öße von 20 kWh Batter-iekapazität wird dabei 
nicht fortgeführt; Ziel ist es, zukünftig die mit einer Erhö- 
himg der Batteriekapazität einliergehende Erhöhimg der 
Reichweite von ElektrokraMaluzeugen nicht zu beschrän- 
ken. 

Die Mhideiung des Listenpreises ist nm- darui gerechtfertigt, 
wenn dieser dmch die aridere Antriebstechnologie gegen- 
über einem KraMaluzeug nut Verbrennungsmotor tatsäch- 
lich erhöht ist. Es w^erden bereits Elektro- und Hybridelek- 
trofaluzeuge angeboten, bei denen das Kr a Mahrzeug ange- 
schafft wird, der Akkumulator liingegen nm gegen ein zu- 
sätzliches Entgelt überlassen wird, hi diesem Fall bedarf es 
keiner Mindenmg des Listenpreises fiir die Ber echnung der 
Entnalune. 

Die Regehmg wird zeitlich beschränkt auf den Er-v^^erb von 
Elektro- mid Hybridelektrofaluzeugen, die bis zum 31. De- 
zember 2022 angeschafft werden. Sie gilt ab dem Zeitpmikt 
des hikrafitr etens des Gesetzes auch fiir Elektio- imd Hybrid- 
elektrofahrzeuge, die bereits im Betriebsveraiögen vorhan- 
den sind und für- die eine Entnalime oder ein geldwerter- Vor- 
teil zu versteuern ist. Die Nemegehmg ist vorbehaltlich der 
Notifrzienmg nach Artikel 13 Absatz 4 des vorliegenden 
Ändenmgsgesetzes erstmals fiir den Veranlagimgszeit- 
raurn 2013 anzuwenden, vgl. § 52 Absatz 1 EStG in der- Fas- 
sung des Artikels 2 Nummer 14 Buchstabe a des vorüegeri- 
den Ändenmgsgesetzes. Die Vorschrift soll spätestens nach 
Ablauf von fiinf Jahren evaluiert vrerden, mn zu prüfen, ob 
sie auf Grund der zu eiwurtenden sclmell voranschreitenden 
technischen Entwdckhmg in diesem Sektor weiter erforder- 
lich imd ob sie dem Grunde mid der Höhe nach weiterhin ge- 
rechtfertigt ist. 
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Über den - weiterhin bestehenden - Verweis in § 8 Absatz 2 
Satz 2 EStG findet die Regelung auch Anwendung bei Ar- 
beitnehmern. Dies gilt sowohl fiir die Ennittlung des geld- 
werten Vorteils aus der Überlassung eines betrieblichen 
Kiaftfahrzeiigs zm- privaten Nutzung als auch hi den Fällen 
des § 8 Absatz 2 Satz 3 EStG, wenn der Ar beitnehmer dieses 
Kiaftfahi’zeiig fiir Fahrten zv^dschen Wohnung und regel- 
mäßiger Arbeitsstätte nutzen kann. 

Zu Doppelbuchstabe bb 

§ 6 Absatz 1 Nimuner 4 Satz 3 

Die Entnahme für’ die private Krafifahrzeugnutzung ist nicht 
nach der 1 Prozent-Regelung zu bewerten, werui der Steuer- 
pflichtige die für’ das Krahfaluzeug insgesamt entstehenden 
ÄufA’^endungen und das Verhältnis der privaten zu den übri- 
gen Faluten durch die Fühnuig eines ordnungsgemäßen 
Fahrtenbuches nachweist, hi diesem Fall sind die tatsächlich 
auf die private Nutzung des Kraftfahrzeugs entfallenden 
Auf\\^endungen als Entnahme zu erfassen. 

Die höheren Anschaffurigskosteri eines Elektro- rmd Hybrid- 
elektrofahrzeugs erhöhen die insgesamt entstehenden Auf- 
wendungen für- das Krahfahrzeug (Gesamtkosten), weil z. B. 
die Absetzung fiir Abnutzung höher ist. Um die gleiche Wir- 
kimg zu erzielen wie bei Anwendung der 1 Prozent-Rege- 
lung, sind die auf die Anschaffung des Batteriesystems ent- 
fallenden Kosten bei der Ermittlung der Gesamtkosten aus- 
zuscheiden, d. h. die Absetzungen fiir Abnutzung sind ent- 
sprechend zu mindern oder ein zusätzlich gezahltes Entgelt 
für- den Akkumulator ist von den Gesamtkosten abzuziehen. 

Zn Buchstabe b 

§ 6 Absatz 7 

Bei der Regelung handelt es sich um ehre Klar s tellimg. Be- 
reits nach allgemeinen Grundsätzen der Gewhinennittlung 
sind die Regehmgen über die anschafflmgsnahen Herstel- 
lungskosten, die Entnalnnen und Einlagen bei der Gewinner- 
mitthmg durch Einnahmenüberschussrechnimg anzuweri- 
den, obwohl dies in § 6 Absatz 1 EStG nur ausdrücklich für’ 
die Beweitung von Whtschaffsgütem angewiesen w^ird, die 
nach § 4 Absatz 1 EStG oder nach § 5 EStG als Betriebsver- 
mögen anzusetzen sind. 

Zur Absichenmg der bestehenden Verwaltimgspraxis wird in 
§ 6 Absatz 7 EStG eine klar stellende Regelung aufgenom- 
meri. 

Zu Nummer 6 

§ 6b Absatz 5 und Absatz 8 Satz 1 

Die Äridenmgen sind ausschließlich redaktioneller Art. denn 
es handelt sich lediglich um die Beseitigimg eines Spracli- 
imd eines Verweisungsfelüers. 

Zu Nummer 7 
§ 7g Absatz 3 Satz 4 - neu - 

Nach § 7g Abs. 1 EStG haben Steuerpflichtige die Möghch- 
keit, fiir die künftige Arischaffimg oder Herstellung eines 
beweglichen Wirts chafisguts des Anlage vennögens einen 
Abzug von bis zu 40 Prozent der voraussichtlichen Anschaf- 
furigs- oder Herstellungskosten vorzunehmen (sog. Investi- 


tionsabzugsbetrag). Die Berücksichtigimg des Investitions- 
abzugsbetrags ist nach § 7g Abs. 3 Satz 1 EStG u. a. rück- 
gängig zu machen, wenn die geplante Investition tatsächlich 
nicht hinerhalb der folgenden drei Wirtschaftsjahre durchge- 
führt wird. 

Zur Frage, ob es sich bei der Rückgängigmachung des Inves- 
titionsabzugsbetrages aufgnmd der Aufgabe der Investiti- 
onsabsicht um ein rückw^irkendes Ereignis i. S. v. § 175 Ab- 
satz 1 Satz 1 Nunmier 2 AO handelt imd damit fiir die Ver- 
zinsung die Vorschrifi § 233a Absatz 2a AO maßgebend ist, 
bestehen in der Literatur und der Rechtsprechung imter- 
schiedliche Rechts auffassimgen. Die Firiarizv eiw^altung ver- 
tritt die Auffassung, dass sich die Berechnimg des Zinslaufes 
nach § 233 Absatz 2 AO richtet und dieser somit 1 5 Monate 
nach Ablauf des ursprünglichen Abzugs) alues beginnt. § 233 
Absatz 2a AO, der bestimmt, dass der Zirislauf erst 1 5 Mo- 
nate nach Ablauf des Kalenderjahrs, in dem das rückwir- 
kende Ereignis (d.h. die Aufgabe der Investitionsabsicht) 
eingetreten ist, beginnt, soll nicht zur’ Anwendimg konmien. 
Diese Ansicht verhindert, dass eine Verzinsung des steuerli- 
chen Vorteils aus dem ursprünghchen Abzug unterbleibt. 

Die Ändemng dient der gesetzüchen Festschreibung dieser 
Verwaltimgsauffassimg. Die Regelung dient zudem der 
Übersichtlichkeit der Vorschrifi, da § 7a Absatz 4 Satz 4 
EStG fiir den vergleichbaren Sachverhalt des Verstoßes ge- 
gen bestimmte Nutzimgs- imd Verbleibens fristen bei der hi- 
anspnichnahme eines Investitionsabzugsbetrages bereits 
jetzt ausdrücklich ehre Anwendimg des § 233 Absatz 2a AO 
ausschließt. 

Zu Nummer 8 
§ 8 Absatz 2 Satz 4 

Es handelt sich imi eine Folgeändeiimg zur Ändeiimg des 
§ 6 Absatz 1 Nummer 4 Satz 3 EStG. Führt der Arbeitneh- 
mer ein Fahtlenbuch, sollen die gleichen Rechtsfolgen ein- 
treten wie bei Steuerpflichtigen mit Gewinneinkünfien. 

Zu Nummer 9 
Zu Buchstabe a 

§ 10 Absatz 1 Niuiimer 3 Buchstabe a Satz 1 und 3 

Bei dem eingefiigten Satzteil handelt es sich um eine ledig- 
lich klars teil ende Ergänzimg. Die Einfügung unters tieicht 
noch eimiial, dass nur jene Beiträge fiir eine Absichenmg im 
Krankheitsfall als Sonderausgaben abziehbar sind, die zu 
Leistimgen füluen. auf die der Steuerpflichtige einen An- 
spruch hat. Die zuvor in Satz 3 für’ den Bereich der privaten 
Krankenversichenrng nonnierte Anfordenmg ist über die 
Ehifiigung in Satz 1 mit abgedeckt und kormte daher gestri- 
chen werden. 

Zu Buchstabe b 

§ 10 Absatz 2 Satz 1 Nunmier 2 

Mit der Anfordenmg, dass der Sonderausgabenabzug nur’ 
darm in Betracht kommt, werm die Beiträge an Versiche- 
rungsimternehmen geleistet werden, die das Versichenmgs- 
geschäfi im Inland betreiben dürfen bzw^ denen die Erlaub- 
nis zum Geschäfisbetr’ieb im Inland erteüt ist, wird dem 
Schutz der Versicherten Reclmimg getragen. Werden die 
Beiträge an andere Ehirichtimgen geleistet, karm es sich bei 
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den Beiträgen im Sinne des § 10 Absatz 1 Nummer 3 Buch- 
stabe a EStG dalier nui- dann um Sonderausgaben handeln, 
wenn mit iluien ein andeiweitiger Anspruch auf Absichening 
im KraiiHieitsfall nach sozialiechtlichen Vorschriften oder 
ein der Bediilfe oder freien Heilfiusorge vergleichbaier An- 
spruch im Shuie des Versicherungsvertragsgesetzes en eicht 
wird. Der hi Nummer 2 Buchstabe a neu eingefiigte Satz er- 
möglicht den Sonderausgabenabzug bei Vorliegen der übri- 
gen Voraussetzungen auch fiir Beiträge zum Erwerb eines 
Basiskrankenveisicheinngsschutzes an ein Versichenmgs- 
unteinehmen oder ehie andere Einrichtimg außerhalb der 
Mitgliedstaaten der Euiopäischen Union oder' der Vertrags- 
staaten des Abkonmiens über den Euiopäischen Wirtschafts- 
raum. Auch weiui der Steueipflichtige wieder seinen Wolui- 
sitz noch seinen gewöhnlichen Aufenthalt im Inland hat, ist 
das Sozialrecht bzw. das Versicherungsvertragsrecht inso- 
w^eit Maßstab. Dies gilt entsprechend fiir die Beiträge zum 
Erw^erb eines Pflege vei sicheinngsschutzes im Sinne des § 10 
Absatz 1 Nimuner 3 Buchstabe b EStG. 

Aus rechts fonnlichen Gesichtspuiikten wwde im Übrigen 
die gesamte Nummer 2 neu gefasst. 

Zu Buchstabe c 

§ 10 Absatz 4b 

Diese Ändeiimg soll in Sonder fällen einen zutreffenden An- 
satz steuerft eier Erstattungen und Zuschüsse zu Beiträgen zu 
einer Renten-, Kianken- und/oder PflegeversicheiTing hi der 
Einkommensteuer\‘eranlagung gew^ähileisten. Es geht um 
Fallgestaltungen, hi denen nach den bislang geltenden Rege- 
lungen des Einkommensteueigesetzes eine elektronische 
Datenübeimittlung nicht vorgesehen ist. Die neuen Regelun- 
gen dienen der Sicherstellung einer zutreffenden Einkom- 
mensteueiveranlagung . 

Im Einzelnen zu dieser Ändenuig 

Erhält der Steuerpflichtige von diitter Seite steuerfreie Zu- 
schüsse, insbesondere zu Beiträgen zin AJterssicheiimg, zin 
Kiankenversichernng oder zur Pflegeversicheinng, mhideni 
diese die als Sonderausgaben (§10 Absatz 1 Nummer 2, 3 
imd 3a EStG) abziehbaren Vorsorgeaufv^endrmgen. 

Wird nachträglich festgestellt, dass beispielsv/eise eine Per- 
son nicht der Sozialversicherungspflicht unterliegt, kann 
dies die Erstattung von Sozialversichenmgsbeitiägen in er- 
heblicher Höhe zur’ Folge haben, was sich ebenfalls auf die 
Höhe der als Sonderausgaben abziehbaren Vorsorgeaufwen- 
dimgen auswffkt. 

Um sicherzustellen, dass die Zuschüsse und Erstattungen 
steuerlich zutreffend erfasst w^erden, sieht § 10 Absatz 4b 
EStG nimmehi' fiir die oben genannten Sachverhalte eine 
Mitteilungspflicht vor. Übennittehide Stelle sind danach Be- 
hörden im Siruie des § 6 Absatz 1 AO imd andere öffentliche 
Stellen, die einem Steuerpflichtigen fiir die von ihm geleiste- 
ten Beitl äge im Sinne des § 10 Absatz 1 Nimuner 2, 3 und 3a 
EStG steuerfieie Zuschüsse gew^ähren oder Vorsorgeaufwen- 
dimgen erstatten. Eine gr oße Gruppe stellen hierbei die Leis- 
tungsträger im Sinne des § 12 des Ersten Buches Sozialge- 
setzbuch dar. 

Die Mitteihmg über die geleisteten und zmückgeforderten 
steuerfieien Zuschüsse und Erstattimgen ist elektronisch 
über die zentrale Stelle (§81 EStG) nach amtlich vorge- 


schiiebenem Datensatz durch Datenfernübertragung vorzu- 
nehmen. Insow^eit wird auf ein bewälutes Verfaluen ziirück- 
gegriffen. Die Einzelheiten zur- Ehuichtung und zum Ablauf 
des elektronischen Verfahrens sind in der Alter svor- 
sorge-Diu’chfiihnmgsverordnimg geregelt die auch in den 
Übemiitthmgsverfahien nach § 10 Absatz 2a EStG als ent- 
sprechende Gnmdlage dient. 

Ergeben die überaiittelten Daten, dass die Steuer nicht rich- 
tig festgesetzt wvirde, ist der Steuerbescheid unabhängig 
vom Zeitpimkt der Datenübermittlung zu ändern. § 10 Ab- 
satz 4b EStG enthält in Satz 5 eine eigene Ändenmgsnorm. 
Dies gilt sow^ohl fift die erstmalige Datenübermittlung hn 
Verardagungszeitraimi wie auch fiir spätere Datenübemiitt- 
limgen, die deshalb riotv^^eridig geworden sind, weil die vor- 
herige Mitteilung fehlerhaft und daher zu stornieren oder zu 
berichtigen w^ar. 

Für eine eindeutige Zuordnung ist die Datenübermittlung 
imter Verblendung der jeweiligen Identifikationsnummer 
nach § 139b AO des Steuerpflichtigen vorzurielunen. Hier 
koriunt das bereits erprobte imd in anderen Verfalu en ehige- 
setzte maschinelle Anfiage verfahren zur Abfiage der steuer- 
lichen Identifikationsnunmier nach § 22a Absatz 2 EStG zur- 
Anwendung. 

Zu Nummer 10 
§ 10b Absatz 1 Satz 4 

hn Rahmen des Sonderausgaberiabzugs erfälut § 10b Ab- 
satz 1 Satz 4 EStG eine redaktionell notwendige Anpassung 
der Verb^eisung auf die Amtshilfer-ichtlinie. 

Zu Nummer 11 
§ 1 5 Absatz 4 Satz 2 imd Satz 7 

Nach § 1 5 Absatz 4 Satz 1 EStG dürfen Ver luste aus gew^erb- 
licher Tierzucht weder mit anderen Einkünften aus Geb^er- 
bebetrieb noch mit Einkünften aus arideren Einkunftsarten 
ausgeghchen w^erden. Stattdessen mindeni diese Verluste ge- 
mäß § 15 Absatz 4 Satz 2 EStG nach Maßgabe des § lOd 
EStG die Gew^inne, die der Steuerpflichtige in dem vorarige- 
gangenen imd in den Eolgejahr en aus gewerblicher Tierzucht 
erzielt (hat). 

Das Einanzgericht Düsseldorf hat mit Urteil vom 20. April 
2010 - 6 K 7145/08 K, F - entgegen der Verwaltungsauffas- 
sung entschieden, dass Verluste aus gewerblicher Tierzucht 
auch dann von den Gewmmeri der vorangegarigerieri Wirt- 
schaftsjahre oder der Folgejalu e abgezogen w^erden können, 
wenn sie nicht nach § lOd Absatz 4 EStG gesondert festge- 
stellt w^orden sind. Als Begründimg whd auf das BFH-Urteil 
vom 22. September 2005 (BStBl. II 2007, 158) verwiesen. 
Dort hatte der BFH für den w^ortgleichen § 23 Absatz 3 
Satz 9 EStG entschieden, dass dem seinerzeit geltenden 
Wortlaut der Vorschrift („nach Maßgabe des § lOd EStG“) 
keine Entscheidimg des Gesetzgebers fiir ein gesondertes 
Feststellungsverfahr en über noch ausgleichsfähige Verluste 
aus pr-ivaten Veräußerurigsgeschäften entnommen werden 
körme, auch nicht irii Wege teleologischer Auslegung. Eine 
solche positive Entscheidung des Gesetzgebers wäre aber 
Voraussetzimg für- die Berechtigimg eines Feststellungs Ver- 
fahrens. 
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Dem § 23 Absatz 3 Satz 8 EStG wuide deshalb ein zweiter 
Halbsatz „§ lOd Absatz 4 gilt entsprechend/' angefiigt. Eine 
solche Klarstellung ist auch fui- die Fälle der gewerblichen 
Tierzucht sowie die übiigen Fälle des § 15 Absatz 4 EStG er- 
forderlich. 

Zu Nummer 12 
§ 20 Absatz 4a Satz 7 - neu - 

Mit der Ergänziuig durch Satz 7 wild der Anwendungsbe- 
reich von § 20 Absatz 4a Satz 1 EStG auf Abspaltungen er- 
weitert. Dies entspricht der Zielsetzung, die Abgel timgsteuer 
fiu’ Steuerpflichtige und die Kieditinstitute als steuerabfüh- 
rende Stellen praktikabel auszugestalten. Durch die entspre- 
chende Anwendung von Satz 1 bei Abspaltungen von Kör- 
perschaften treten die Anteile an der übemehnienden Gesell- 
schah: anteilig an die Stelle der Anteile der übeltragenden 
Gesellschah:. Abweichend von den §§ 13 imd 15 UniwStG 
besteht kein Antrags erfordemis füi' die Fortfiihnmg der An- 
schafiungsko steil. Die Anschafhingskosten sind entspre- 
chend dem Umtauschverhältnis laut Spaltimgsveitrag oder 
-plan aufzuteilen. Sofern dieser nicht bekannt ist, ist entspre- 
chend der bisherigen Praxis das rechnerische Splittingver- 
hältnis maßgebend (vgl Sclu eiben des Bundesnihiisteiiimis 
der Finanzen (BMF) vom 9. Oktober 2012, BStBl I S. 953 
Rn. 101, 115). Die eihaltenen Anteile übernehmen den steu- 
erlichen Status der Anteile an der übertragenden Gesell- 
schah:. 

Zu Nummer 13 
Zu Buchstabe a 

§ 32 Absatz 4 Satz 1 Nunmier 2 Buchstabe d 

Mit der Aussetzung der allgemeinen Wehipflicht durch das 
WehiTechtsänderungsgesetz 2011 (BGBl. I S. 679) kann 
auch ein anderer Dienst im Ausland nicht mehi- als Ersatz- 
dienst fiir den Zisdldienst abgeleistet werden. § 5 des Bun- 
desfreiwilligendienstgesetzes fülut den anderen Dienst iin 
Ausland jedoch als Auslandsfieiwilhgendienst fort, da der 
Bunde sh eiwilligendienst nicht hn Ausland geleistet werden 
kann. Für die Berücksichtigung bei den Freibeträgen fiu 
Kinder und die Kindergeldberechtigung wird daher der in 
diesem Zusanmienhang stehende Verw^eis auf § 14b des Zi- 
\41dienstgesetzes duich den Veiw^eis auf § 5 des Bundesfiei- 
willigendienstge setze s ersetzt. Die fort geltende Berücksich- 
tigung des anderen Dienstes im Ausland ist vor dem Hinter- 
grund der weiterhin bestehenden qualitativen Standards ge- 
rechtfertigt. Dabei ist die obligatorische pädagogische 
Begleitimg, die in Fomi von Seminaren im hi- imd Ausland, 
Spraclikmsen und Rückkehrerseminaren geleistet wird, w^e- 
sentlicher Bestandteil der qualitativen Standards. 

Zu Buchstabe b 

§ 32 Absatz 4 Satz 2 

Die Ändeiung erfolgt, um die Föraiulieiung an § 12 Nimi- 
nier 5 EStG anzugleichen, der im Gesetz zm- Umsetzung der 
Beitreibungsrichtlinie sowie zur Ändeiung steuerlicher Vor- 
scluiften vom 7. Dezember 2011 (BGBl. I S. 2592) geändert 
worden ist. 

Zu Nummer 14 

§ 32b Absatz 2 Satz 1 Nunmier 2 Satz 2 Buchstabe c - neu — 


Die vorgesehene Ergänzung des § 32b Absatz 2 EStG dient 
der besseren Veiwiiklichung des mit dem Progressionsvor- 
behalts verfolgten Ziels der Besteueiung nach der wiitschaft- 
lichen Leistungsfähigkeit. 

Einkünfte, die - z. B. aufgrund eines Doppelbesteuenmgs- 
abkonimens - in Deutschland steuerft ei gestellt sind, whken 
sich über den sog. Piogressions Vorbehalt auf den persönli- 
chen Steuersatz des Steuerpflichtigen aus. Jedoch können die 
steuerpflichtigen inländischen Einkünfte maximal mit dem 
Spitzensteuersatz besteuert werden. Weiden bereits die in- 
ländischen steuerpflichtigen Einkünfte mit dem Spitzensteu- 
ersatz besteuert, wirken sich positive Progressionseinkünfte 
steuerlich nicht mehr aus. Aufgnmd dieser technischen Wir- 
kimgsweise des § 32b EStG ist es erforderhch, bei der Er- 
niitthmg des besonderen Steuersatzes nach § 32b Absatz 2 
EStG füi' dem Piogressions Vorbehalt imterliegende Gewin- 
neinkünfte die Anschaffuiigs- oder Herstellungskosten ftu 
Unilauft^ennögen nicht sofort zum Betriebsausgabenabzug 
zuzulassen. Den Ausgaben ftu den Erwerb der entsprechen- 
den Wirtschaftsgüter des Unilaufi^ermögens steht deren Wert 
gegenüber, so dass sich keine sofortige Minderuiig der wirt- 
schaftlichen Leistungsfälligkeit ergibt. Diese fiir den Emerb 
entstehenden Kosten können küiiftiig erst in dem Zeitpunkt 
gewinnmindernd beiücksichtigt werden, hi dem der Veräu- 
ßerungserlös vereinnahmt wurde oder die Wirtschaftsgüter 
entnommen winden. Duich diese zeitlich veisetzte Berück- 
sichtigung von Betliebsausgaben bei Progressions einkünf- 
ten whd insbesondere eneicht, dass sich die Gewinne aus 
dem Erwerb imd dem späteren Verkauf von Umlauft-eraiö- 
gen in dem Veranlagimgszeitraum, in dem sie erzielt weiden, 
im eifordeiiichen Maße durch Erhöhung des persönlichen 
Steueisatzes des Steueipfhchtigen steuerlich auswhken. Niu 
dadurch ist sichergestellt, dass auch bei ausländischen Ein- 
künften, die dem Progiessionsvorbehalt imterliegen, dei- 
Gnmdsatz der Besteuening nach der Leistungsfähigkeit - also 
die Besteuenmg der im Inland steueipflichtigen Einkünfte 
mit dem Steuersatz, der füi- das Weltehikoninien anzuwen- 
den wäre (vgl BFH-Urteil vom 12. Januar 2011, BStBl II 
S. 494) — eingehalten whd. 

Zu Nummer 15 
§ 32d Absatz 2 Niuiuner 4 

Die Ändenmg in Artikel 2 Nummer 3 Buchstabe b (§ 3 Nimi- 
mer 40 Buchstabe d) wird auch im Rahmen der Abgeltung- 
Steuer nachvollzogen. Der Abgeltimgsteuersatz von 25 Pro- 
zent konmit nur noch in den Fällen zm' Aiiwendimg, in denen 
die Zalilung bei der leistenden Köip er schaff das Einkonmien 
nicht gemhidert hat. Sofern die Zahlimg bei der leistenden 
Körperschaft als Betriebsausgabe berücksichtigt winde, 
imterliegen die Erträge behn Anteilseigner dem tariflichen 
Ehikommensteuersatz . 

Zu Nummer 16 

§ 33 Absatz 2 Satz 4 - neu - 

Der BFH hat nht Urteil vom 12.5.2011 (BStBl II 20 1 1 , 1 0 1 5) 
entschieden, dass Zivilprozesskosten als außeigewöhnliche 
Belastimgen nach § 33 EStG zu berücksichtigen sind, wenn 
der Steueipflichtige dailegen kann, dass die Rechtsveifol- 
gimg oder -verteidigimg eine hitu eichende Aussicht auf Er- 
folg bietet und nicht mutwillig ei-scheint. 
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Die generelle steuemiindeiiide Berücksichtigung von Pro- 
zesskosten entspricht nicht den sonst bei außergewöhnlichen 
Belastungen geltenden Ginndsätzen der Zwangsläufigkeit 
lind Aiißergewölmliclikeit. Es ist daher angezeigt, die An- 
wendbarkeit auf einen engen Rahmen zu beschränken. 

Zu Nummer 17 
Zu Buchstabe a 

§ 33a Absatz 1 Satz 4 

§ 33a Absatz 1 EStG regelt die steuerliche Berücksichtigung 
von UnterhaltsauEvendungen gegenüber gesetzlich iinter- 
haltsbeiechtigten Personen als außer gewölmhche Belastim- 
gen. Voraussetzung fiu' die hianspruchnahnie ist insbeson- 
dere, dass die unterhaltene Person kein oder imr ein geringes 
Vemiögen besitzt (§ 33a Absatz 1 Satz 4 EStG). Der Bun- 
desfinanzliof hat mit Urteil vom 30. Juni 2010 - VIR 35/ 
09 — entschieden, dass ehi angemessenes Hausgmndstück im 
Sinne des § 90 Absatz 2 Nummer 8 SGB XE entgegen der 
soziah echtlichen Verschonungsregelung und dei' bislang be- 
stehenden Verwaltungsauffassung (vgl. R33a.l Absatz 2 
Satz 4 Nmitmer 2 EStR 2008), bei der Ennittlung des eige- 
nen Vemiögen des Unteihaltsempfängers zu beiücksichtigen 
sei. 

Die Änderung erfolgt um klarzustellen, dass die im Sozial- 
recht geltende Verschonungsiegelung auch bei der Eimitt- 
lung des eigenen Vennögens eines Unterhalts empfängers im 
Steueirecht Anwendung finden soll. Damit bleibt ein ange- 
messenes Hausgrundstück im Sinne von § 90 Absatz 2 
Nummer 8 SGB XII außer Betracht, wenn der Unterhalts- 
empfänger das HaiisgmndsEick allein oder zusammen mit 
Angehörigen bewolmt, denen es nach seinem Tode weiter als 
Wohnung dienen soll. 

Zu Buchstsibe b 

§ 33 Absatz 1 Satz 8 - neu - 

Die auf der Regelung m § 32 Absatz 4 Satz 10 EStG bem- 
hende langjährige Verwaltungspraxis wird auf Gnmd der 
Sti’eichung des §32 Absatz 4 Satz 10 EStG im Steuer- 
vereinfachungsgesetz 2011 gesetzlich in § 33a EStG über- 
fiilut. 

Der Zeitpunkt Ende September fiu' die Festlegung des Um- 
rechnungskurses hat sich in der Veiw^altimgspraxis seit Jahr- 
zehnten bewälut. 

Zu Nummer 18 

§ 33b Absatz 6 Satz 5 

Gemäß § 33b Absatz 6 EStG kann ein Steuerpflichtigei' dann 
wegen außergewöhnlicher Belastungen, die dim diuch die 
Pflege einer nicht nur vorübergehend hilflosen Person er- 
wachsen, an Stelle einer Steuerei-mäßigung nach § 33 EStG 
einen Pauschbetrag in Höhe von 924 Euro hn Kalendeijahi' 
geltend machen (Pflege-Pauschbetrag), wenn er dafiir keine 
Einnalmien erhält. Voraussetzung ist jedoch bisher, dass der 
Steuerpflichtige die Pflege im Inland entweder hi sehiei' 
Wohnung oder in der Wolmung des Pflegebedüi’fiigen per- 
sönlich duichfiihrt (§ 33b Absatz 6 Satz 5 EStG). Ziel der 
Einfülunng des Pflege-Pauschbetrages mit dem Steuene- 
foimgesetz 1990 war es, „die häusliche Pflege zu stärken 


und die vielfältigen Belastimgen, die die persönhche Pflege 
eines Schwersipflegebedürfiigen mit sich bringt, in ange- 
messenem Rahmen steuerlich anzuerkennen“ (Bundestags- 
dincksache 11/2157). Der Pflege-Pauschbetrag in Höhe von 
924 Euro soll daher in er ster Linie die nicht bezifferbar en 
Aufw^endungen des Pflegenden firr die persönliche Pflege 
abdecken. 

Mit der Neuregelung wird der Anwendungsbereich des 
Pflege-Pauschbetrages auf die häusliche persönlich durchge- 
fülute Pflege im gesamten EU-/EWR- Ausland ausgeweitet 
und damit die Norai europarechtstauglich. Damit kann die 
persönliche Pflege nimmehr auch unabhängig vom Ort der 
Pflege steuerlich honoriert werden. 

Voraussetzung firr die Inanspruchnahme des Pflege-Pausch- 
betrags ist auch firr das EU/EWR- Ausland, dass die Hilflo- 
sigkeit der im Ausland pflegebedür ftigen Person nachgewie- 
sen wird. Für das Inland wird der Nachweis über die Vorlage 
eines Schw^erbehindertenausweises mit Merkzeichen „H“ 
oder Nachweis der Einstufting als Schwerstpflegebedürfti- 
ger in Pflegestufe EI nach dem SGB XI gefülut. Die Aner- 
kennung einer im Ausland festgesteUten Schwerbehinde- 
rung kann über ein im Schwerbehindertengesetz geregeltes 
Verfahren durch inländische deutsche Behörden herbeige- 
führt werden. 

Zu Nummer 19 
§ 35 Absatz 1 Satz 4 

§ 35 Absatz 1 Satz 4 EStG definiert für- Zwecke der Er-mitt- 
lurig des Ermäßigungshöchstbetrags gemäß § 35 Absatz 1 
Satz 2 EStG als „geminderte tarifliche Steuer-^' die tar-ifliche 
Steuer nach Abzug von Beträgen auf Grund der Anwendung 
zwischenstaatlicher Abkommen und nach Aruechnung der 
ausländischen Steuern nach § 34c Absatz 1 und 6 EStG und 
§ 12 AStG. § 34c Absatz 1 und 6 EStG güt gemäß § 34c Ab- 
satz 1 Satz 1 zw'^eiter Halbsatz EStG nicht ftir Einkünfte aus 
Kapitalvermögen, auf die § 32d Absatz 1 und 3 bis 6 EStG 
anzuv/enden ist, so dass ausländische Steuern hisow^eit bis- 
lang ausschließlich nach Maßgabe des § 32d Absatz 5 und 6 
Satz 2 EStG auf die Einkommensteuer angereclmet w^er den. 
Systematisch ist jedw^ede Anreclmung ausländischer Steuern 
der Anw^eridimg des § 35 EStG - mit einer entsprechenden 
nachteiligen Auswirkung auf die Ermittlung des Ermäßi- 
gungshöchstbetrags i. S . d. § 35 Absatz 1 Satz 2 EStG - vor- 
zuziehen. Daher ist § 35 Absatz 1 Satz 4 EStG dahingehend 
zu ändern, dass auch die nach § 32d Absatz 6 Satz 2 EStG 
anger echnete ausländische Steuer in den Katalog der Minde- 
nmgsbeträge i. S. d. § 35 Absatz 1 Satz 4 EStG aufzunehmen 
ist. Es handelt sich um eine bislang nicht vorgenonmiene 
Folgeändening aus der EinfüluTing der Abgeltungsteuer. 

Zu Nummer 20 

§ 36 Absatz 5 Satz 1 

Eine redaktionell notv/ endige Anpassung der Verweisung 
auf die Amtshilferichthnie w^ird auch an § 36 Absatz 5 Satz 1 
EStG vorgenommen. 

Zu Nummer 21 

§ 39 Absatz 9 Satz 1 
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Es handelt sich um eine redaktionelle Änderung des Geset- 
zestextes in Zusanmienhang mit den elektronischen Lohn- 
steiierabzugsnierkmalen (ELSTAM). 

Zu Nummer 22 

§ 39a Absatz 1 Satz 2 bis 5 - neu — 

Duich die Neuiegelung des § 39a Absatz 1 EStG kann der 
Arbeitnehmer beantragen, dass ein im Lohnsteuerabzugsver- 
faluen zu berücksichtigender Er eibetrag nach Satz 2 fiir zwei 
Kalendeijahre statt für ein Kalenderjahr gilt. 

Die längere Geltungsdauer eines Freibetrags fiihil: zu einer 
Verfahrens Vereinfachung füi’ den Arbeitnehmer und auch fiir 
die Finanzv erwaltung, weil der Arbeitneluner nicht mein 
jälu’lich den Antrag auf Loluisteuer-Ennäßigimg beim Fi- 
nanzamt zu stellen braucht. 

Es soll auch in den Fällen der zweijährigen Geltiingsdauei' 
eines Freibetiags die derzeitige vereinfachte Beantragung ei- 
nes Freibetrags für das Folgejaln möglich sein. Bei der ver- 
einfachten Beantragung kann das Finanzamt unter der Vor- 
aussetzung, dass die Verhältnisse des Arbeitnehmers im We- 
sentlichen gleich geblieben sind, auf nähere Angaben des 
Arbeitnehmers verzichten. Für einen Freibetrag mit zweijäh- 
riger Geltungsdauer bedeutet dies, dass nach Ablauf der 
ZTÄ^eijährigen Geltungsdauer des Freibetiags für die darauf 
folgenden zwei Jahre die w^eitere Berücksichtigung des Frei- 
betrags im Lohnsteuerabzugsverfahren mit einem verein- 
fachten Antrag auf Lohns teuer-Ennäßigung beantragt w^er- 
den kann. Auch bei dieser vereinfachten Beanhagung gilt für- 
den Arbeitnehmer die gesetzliche Veipflichtung, bei Verän- 
derungen zu seinen Ungunsten die Höhe des Freibetrags än- 
dern zu lassen. 

Die Eintragung eines Freibetrags bei den elektronischen 
Lohnsteuerabzugsmerkmalen (EL St AM) steht unter dem 
Vorbehalt der Nachprühmg, und der Aibeitnehmer ist grund- 
sätzlich nach § 46 Absatz 2 Nunmier 4 EStG verpflichtet, 
eine Einkonmiens teuer erkläning beim Finanzamt abzuge- 
ben. 

Da der Arbeitneluner im Falle der Ändenmg der tatsächh- 
chen Verhältnisse zu seinen Gunsten den Freibetrag ändern 
lassen kann, ist er nicht fiir den gesamten Zw^eijahreszeit- 
raurn gebunden. Ändern sich die Verhältnisse des Arbeitneh- 
mers zu seinen Ungimsten, ist er gesetzlich verpflichtet, den 
Freibetrag ändern zu lassen. Eine Änderung innerhalb des 
Geltimgszeitraurns eines Freibetrags kann sich zum Beispiel 
ergeben bei Arbeitgeberw^echsel, w^enn sich die Entfernung 
zur Arbeits- oder Tätigkeitsstätte w^esenthch erhöht oder' ver- 
ringert oder eine doppelte Haushalts fiihnmg begründet w'iid 
oder w^egfällt. 

hn Übrigen w'hd die mehrjährige Geltungsdauer der Freibe- 
träge für behinderte Menschen und Hinterbliebene beibehal- 
ten. 

Für die Berecluiungen im Loluisteuer ermäßigungsverfahr en 
nach Absatz 2 gilt weiterhin ehre jährliche Betrachtungs- 
w'^eise. 

Zu Nummer 23 

§ 39f Absatz 1 Satz 1 


Es handelt sich um eine redaktionelle Änderung des Geset- 
zestextes in Zusammenhang mit den elektronischen Lolui- 
steuerabzugsmerknialen (ELSTAM). 

Zu Nummer 24 

§ 40 Absatz 2 Satz 1 Nunmier 5 

Entsprechend der Änderung des § 3 Nunmier 45 EStG durch 
das Gesetz ziu: Ändenmg des Gemeindefmanzrefomigeset- 
zes imd von steuerlichen Vorscluiften vom 8. Mai 2012 
(BGBl. I S. 1030) wird auch fiir die Pauschalbesteueiung 
von Sachzuw^endimgen des Arbeitgebers der Begriff „Perso- 
nalcomputer “■ durch den allgemeineren Begr iff „Da tenverar- 
beitimgsgeräf “■ ersetzt (Folgeänderung). 

Zu Nummer 25 
Zu Buchstabe a 

§ 40a Absatz 6 Satz ü 4, 5 imd 6 

Es handelt sich um redaktionelle Folgeändenmgen und An- 
passungen an die Änderung des § 2 8i des Vierten Buches So- 
zialgesetzbuch (SGB IV) durch das Dritte Gesetz zur' Ände- 
rung des Vrerten Buches Sozialgesetzbuch und anderer Ge- 
setze vom 5. August 2010 (BGBl. I S. 1127). 

§ 28i SGB IV bestimmt nuiunehr die Deutsche Rentenversi- 
cherung Knappschafi-Bahn-See als bundesweit zuständige 
Ernzugsstelle fiir die Sozialabgaben aus den Arbeitsentgel- 
ten fiir ger-higfügige Beschäffigungsverhältnisse. Weil die 
Deutsche Rentenversichernmg Knappschafi-Balm-See auch 
die einheitliche Pauschsteuer einzieht, sind die steuen echth- 
chen Regelungen entsprechend anzupassen. 

Zu Buchstabe b 

§ 40a Absatz 6 Satz 3 

Der Arbeitgeber karm für das Arbeitsentgelt aus einer ge- 
ringfiigigen Bescliäfiigung im Sirme des SGB IV die Lolm- 
steuer mit einem einheitlichen Pauschsteuersatz in Höhe von 
insgesamt 2 Prozent des Arbeitsentgelts erheben (§ 40a Ab- 
satz 2 EStG). 

Diese einheitliche Pauschs teuer ist zusammen mit den Bei- 
trägen ziu' gesetzlichen Sozialver sicherung an die Deutsche 
Rentenversichenmg Knappschafi-Bahn-See zu entrichten. 
Die Deutsche Rentenversicherung Knappschaft-Balm- See 
vereinnahmt die einheitliche Pauschs teuer sowie die Bei- 
träge, leitet diese an die zuständigen Stellen w^eiter', über- 
w^acht die Zahlungseingänge und bearbeitet e\tl. Meldimgs- 
imd Zahlrmgsrückstände. 

Für die zu erhebende einheitliche Pauschsteuer gelten - wie 
für' aridere Steuerarten - grundsätzlich die allgemeinen Ver- 
faluens Vorschriften der Abgabenordnimg. Hiervuri abwei- 
chend sind ZIU' Arbeitserleichtermig für die Anmeldung, Ab- 
fiilmmg imd Vollstreckimg der einheitlichen Pauschsteuer 
die sozialrechtlichen Regehmgen anzuw'^enden (§ 40a Ab- 
satz 6 Satz 3 EStG). Der Bimdesr echnimgshof hat in seinen 
Bemerkungen zur Haushalts- imd Wirtschaffsfiiluung des 
Bundes vom 15. November 2010 (Bundestagsdrucksache 
17/3650) vorgeschlagen, fiir das Erhebungs verfahren der 
einheitlichen Pauschsteuer die soziah echtüchen Verfahrens- 
vorschriften umfassend anzuwerideri. Es sei sein aufwändig, 
w'^enn die Minijob -Zentrale steuerTechtliche imd soziahecht- 
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liehe Verfalnensvorscbiiheii nebeneinander anziiwendeo 
habe. 

Mit dieser Ändeiimg wird der Vorschlag des Bundesrech- 
niingshofs aufgegriffen. Nunmehr sollen im Bereich der ge- 
rmgfiigigen Beschäftigung und der eioheitlichen Pausch- 
steuer (§ 40a Absatz 2 EStG) auch füi- die Erhebung von 
Säiinuiiszuschlägen, Malmgebüluen sowie fiir das Mahnver- 
faluen die sozialrechtlichen Regelungen anzuwenden sein. 
Insoweit führt diese Ändening zu einem effizienten rmd ein- 
fachen Verfahren bei der Deutschen Rentenversicheiung 
Knapp schaft-Bahn-S ee . 

Zu Nummer 26 
Zu Buchstabe a 

§ 42d Absatz 6 Satz 1 

Es handelt es sich um eine notw^endige Anpassung, mit der 
die hl § 1 Absatz 1 Satz 1 des Aibeitnehmeilib erlas simgsge- 
setzes (AÜG) erfolgte Erw^eitenrng des Verleiherkreises hn 
Steueirecht nachvollzogen wird. 

Soweit einem Diitten (Entleihei) Arbeitnehmer zur Arbeits- 
leistung überlassen werden, haftet er giimdsätzlich neben 
dem Aibeitgeber der Leiliarbeitnehmer fiir die Einbehaltung 
imd Abfiihnmg der Lohnsteuer. § 42d Absatz 6 Satz 1 EStG 
stellt insoweit auf die nach § 1 Absatz 1 Satz 1 AÜG ge- 
werbsmäßige Arbeitnehmerüberlassung ab. Duich das Erste 
Gesetz zui- Ändeiung des Arbeitnehmeiliberlassungsgeset- 
zes - Verliindenmg von Missbrauch der Arbeitnehmeriiber- 
lassimg - vom 28. April 2011 (BGBl. I S. 642) ist § 1 Ab- 
satz 1 Satz 1 AÜG mit Wirkimg ab dem 1. Dezember 2011 
geändert worden. Darin galt bislang die Erlaubnispflicht fiii- 
eine Aibeitnehmeilib erlassimg ausschließlich fiii- Verleiher, 
die LeUiarbeitneluner gewerbsmäßig an Dritte (Entleiher) 
zur Aibeitsleistung überlassen wollten. Der Anwendimgsbe- 
reich dei- Leiliaibeitsrichtlinie ist aber mm eiweitert und er- 
fasst natürliche imdjuiistische Personen, die eine wiitschafi- 
liche Tätigkeit ausüben, unabhängig davon, ob sie Erw^erbs- 
zw^ecke verfolgen oder nicht. Daher stellt § 1 Absatz 1 Satz 1 
AÜG numiiehr darauf ab, ob eine wmtschaftliche Tätigkeit 
ausgeübt wild. Auf die Geweih sniäßigkeit der Aiheitnehme- 
rüberiassung im Sinne des Gewerberechts kommt es fiii' die 
Erlaubnispflicht der Arbeitnehmerüberlassrmg nicht mein' 
an. Aus Gründen der Gleichbehandhmg soll dei' erw’^eiterte 
Verleiherkreis m die Steuer liehen Regehmgen einbezogen 
werden. 

Zu Buchstabe b 

§ 42d Absatz 6 Satz 2 

Es handelt sich um eine redaktionelle Fol ge ändeiung. 

Zu Nummer 27 
§ 42g - neu - 
Allgemein 

Die Lohnsteuer ist neben der LFmsatzsteuer die wichtigste 
Einnalunequelle des Staates . Hier sind wiiksame Piüfimgs- 
iiistrmnente von besonderer Bedeutimg. Die Lohn- 
steuer-Nachschau schaffi fiii' eine Piüfimg ohne vorherige 
Ankündigimg eine Rechts giundla ge. Insbesondere bei ge- 
meinsamen Prüfungen von Zoll- imd Finanzv^erw'^altimg fehlt 
bisher eine sichere Rechtsgnmdlage, weil auch im Rahmen 


der Amtshilfe weder Beamte der Zollverw^altung noch Be- 
amte der Finanzv-erw'^altimgen befugt sind, unangekündigt 
die Erfüllung lohnsteuenechthcher Pflichten zu piüfen. Mit 
der Einfiigimg des neuen § 42g EStG wird ehre gesicherte 
Rechtsgnmdlage fiir eine schnelle und effektive Prüfimg 
diu’ch die Fhianzämter geschaffen. Damit wird auch die Be- 
teiligimg von Lohns teuer- Außenpiüfem an E insätzen der Fi- 
nanzkontrolle Schwarzarbeit erleichtert. 

hn Einzelnen 

Aufgnmd des Gesetzes zur Bekämpfiing der Schwarzarbeit 
(SchwarzArbG) vom 23. Juli 2004 (BGBl. I S. 1842) winde 
in der Zollverwaltung der Arbeitsbereich Finanzkontrolle 
Schwarzai'beit mit dem Ziel der Bekamp fimg von Schwarz- 
arbeit und illegaler Beschäftigung eingerichtet. Nach § 2 Ab- 
satz 1 Satz 2 SchwarzArbG obliegt die Piüfimg der Ei'fiü- 
lung steuerlicher Pflichten den zuständigen Landesfmanzbe- 
hörden. Die Behörden der Zollverw^altung sind gi'undsätzlich 
nicht ziu: Prüfimg der Erfüllung steuerlicher Pflichten be- 
rechtigt. Ergeben sich jedoch bei der Duichfiihnmg von Auf- 
gaben der Zollverwaltung Anlialtspunkte fiir Verstöße u. a. 
gegen das Steuerrecht, haben die Behörden der Zollverwal- 
tung gemäß § 6 Absatz 3 Satz 1 Nunmier 4 SchwarzArbG 
dariiber die zuständige Landes fhianzbehörde zu untemch- 
ten. Hierzu gehören auch Feststellimgen zm' Auftraggeber-, 
Arbeitgebei- oder Arbeitnehmereigenschaft. Nui' hinsicht- 
lich dieser Mitteilungspflicht sind die Behörden der Zollver- 
waltung nach § 2 Absatz 1 Satz 4 SchwarzAibG berechtigt 
zu prüfen, ob Anhaltspunkte da fiir b estehen, dass Steuer- 
pflichtige den sich aus den Dienst- oder Werkleistimgen er- 
gebenden steuerlichen Pflichten, wie z. B. der Anmeldung 
imd Abfiihiimg von Lohnsteuein, nicht nachgekonunen sind. 

Die Beachtung lohnsteueiTechtlicher Pflichten whd regel- 
mäßig in Zusammenai'beit der Prüfer der Bundeszollverwal- 
tung mit Lohnsteuer- Außenpiüfem der Landessteueiverwal- 
tuiigen kontrolliert. Rechtsgnmdlage hieifiir sind die Rege- 
lungen über die Lohnsteuer-Außenpiüfimg (§ 42f EStG). 
Eine Außenprüfimg muss nach § 197 AO rechtzeitig vor 
Prüfimgsbeginn angekündigt werden. Eitie derartige Ankün- 
digimg gibt steiienmelu'lichen Unteinehmen jedoch die Zeit, 
Vorkehnmgen zu treffen, um gegenüber den Steueibehörden 
einen noimalen Geschäfisbetrieb vorziitäuschen oder den 
Geschäftsbetrieb einzustellen. Die Steuerbehörden sind nach 
geltendem Recht (§ 42 f EStG i. V. mit den §§ 193 bis 207 
AO) nicht in dem notwendigen Maße in der Lage, sich spon- 
tan ein zuverlässiges Bild über ein Unternehmen zu machen. 
Eine wirksame Bekäinpfimg von Schw^arzarbeit und die 
Feststellung von Scheinarbeits Verhältnissen macht die 
Keimtnis der tatsächlichen Sachverhalte im Unteinehmen er- 
forderlich. Das Finanzamt muss in die Lage versetzt w^eiden, 
sich insbesondere einen Eindnick über die räiimlichen Ver- 
hältnisse, das tatsächlich eingesetzte Personal und den übli- 
chen Geschäftsbetrieb zu verschaffen. Dies dient auch der 
Veimeidimg von Wettbewerbsverzenungen auf dem Ai b eit- 
nehmersektor. Die Steuerbehörden sind auch außerhalb von 
Kontrollen der Zollbehörden zur Duichfiihrmig einer Lolm- 
steuer-Nachschau befiigt. 

Die allgemeine Nachschau ist keine Prüfung im Siime der 
§§ 193 ff. AO. Sie dient der zeitnahen kmsorischen Kon- 
trolle, die die Außenpriifimg nicht verdrängen soU. Vertiefte 
Emiittlungen sind weiteihhi einer Außenpiüftmg Vorbehal- 
ten, Die von der allgemeinen Nachschau betroffenen Perso- 
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neu haben - wie dies bereits heute für den Bereich der Zölle 
lind Veibrauchsteuem der Fall ist - die iin Gesetzentwurf ge- 
nannten Unterlagen vorziilegen. Insbesondere um Erkennt- 
nisse der Nachschau nicht zu gefährden, ist ein nahtloser 
Übergang von dei' allgemeinen Nachschau zu einer Außen- 
pmhmg zu ennöglichen, wie es fiir den Zoll und die Ver- 
brauchs teuem bereits vorgesehen ist. Geben die getroffenen 
Feststellungen hierzu Anlass, kann von der allgemeinen 
Nachschau zu ehier Außenpiliflmg übergegangen werden, hi 
diesem Fall ist in dem schriftlichen Hrnw^eis der Piüflmgs- 
umfang festzulegen. 

Zu Nummer 28 

§ 43 Absatz 1 Satz 1 Nunmier la und 2 Satz 4 — neu - 

Die Neuregehmg beinhaltet eine verfahrensmäßige Umstel- 
lung des Einbehaltes von Kapitalertragsteuer auf Zinsen von 
Gewinnobligationen, WandelanleUien sowie Genussrechten 
mit Eigen- oder Fremdkapitalcharakter. Diuch das OGAW- 
rV-UmsG vom 22. Juni 2011 (BGBl. I S. 1126) wunde die 
Steuerabzugsveipflichtung auf Di\idenden rnläridischei' 
sainmel- und streifbandverwahrter Aktien von der Aktienge- 
sellschaft auf die depotfiihrende Stelle verlagert. Durch die 
Neuregelung folgt der Steuerabzug bei Kapitaleilrägen iin 
Shuie des § 43 Absatz 1 Satz 1 Nummer 1 imd 2 EStG dieser 
Systematik. Die nach bisheriger Rechtslage vorgesehene Er- 
stattung der diu’cli den Schuldner abgefiihifen Steuer hi den 
Fällen des § 44b Absatz 6 EStG entfällt. Liegen die Voraus- 
setzungen einer Beffeiimg vom Kapitaleilragsteuerabzug 
vor, kann zudem das depotfiihrende Institut vom Steuerab- 
zug Abstand nehmen. Die Abstandnahme vereinfacht das 
Vei fahren des Steuerabzugs, brhigt fiir Anleger und Steuer- 
abzugsveipflichtete Liquiditätsvoiteile imd leistet damit ei- 
nen Beitrag zum Biuokratieabbau. 

Zu Nummer 29 
Zu Buchstsibe si 
Zu Doppelbuchstsibe aa 

§ 43b Absatz 2 Satz 1 

§ 43b Absatz 2 Satz 1 EStG w^ird redaktionell an die Neufas- 
simg der Mutter-Tochter-Richtlinie angepasst. 

Zu Doppelbuchstabe bb 

§ 43b Absatz 2 Satz 3 

§ 43b Absatz 2 Satz 3 EStG w^ird redaktionell an die Neufas- 
simg der Mutter-Tochter-Richtlinie angepasst. 

Zu Buchstabe b 

§ 43b Absatz 3 — aufgehoben — 

Es handelt sich um eine redaktionelle Ändenmg. Absatz 3 
war letztmalig auf Ausschüttungen anwendbar, die vor dem 
1 . Januar 2009 zugeflossen sind. 

Zu Nummer 30 

§ 44 Absatz la - neu — 

Die Regelung vermeidet Veianlagungsfälle w^enn Aktien 
über eine ausländische Stelle hi zeitlicher Nähe zum Aus- 
schüttungsteimin erworben werden. Ist der Verkäufer zur- 
Liefenmg ehier Aktie ehischließlich Dividendenanspruch 


(, cum Dividende“) verpflichtet, liefert dem Erwrerber 
aber nur eine Aktie „ex Dividende“, hat er zum Ausgleich 
eine Kompensationszahlung an den Käufer der Aktie zu leis- 
ten, die nach § 20 Absatz 1 Nimuner 1 Satz 4 EStG steuer- 
pflichtig ist. 

hn Inland ist auf ehre Kompensatioriszahlurig in gleicher- 
weise Kapitalertragsteuer- zu erheben und abzufüluen whe 
bei einer „echten“ Dividendenzalilung. Eine ausländische 
Stelle karui jedoch nicht durch deutsche Steuergesetze zum 
Ehibehalt der Kapitalertragsteuer verpflichtet w^erden. Es hat 
sich jedoch gezeigt, dass viele ausländische Stellen hn Inte- 
resse du er Kunden bereit sind, die auf ehre Kornpensations- 
zalilung entfallende Kapitalertragsteuer auf freiwilliger- Ba- 
sis einzubehalten imd abzufirhreri. Sofern es sich bei den 
Kunden um deutsche Privatarileger handelt, karm durch die- 
sen freiw^illigeri Steuereinbehalt eine Verarilagungspflicht für- 
diese Kornpensationszahlimg vennieden w^erden. 

Technisch wud dieser Steuer ehibehalt so abgewickelt, dass 
das ausländische depotfüluende Kredithistitut des Leeiv-er- 
käufers auf Gnmdlage seiner allgemeinen Geschäffsbediri- 
gimgen den Leerverkäufer nht einer Kompensationszalilung 
in Höhe der Bnittodividende belastet. Diese Kompensations- 
zahlung wird an das ausländische depotfüluende Kr edithisti- 
tut des Käufers w^eitergeleitet, das auf Basis seiner allgemei- 
nen Geschäftsbedingimgen einen Steuereinbehalt vomimmt, 
so dass der Käufer nur ehie Gutschrift in Höhe der Nettodi- 
\idende erhält. Das ausländische depotfirhrende Institut des 
Käufers leitet die einbehaltene Steuer an ehre hiländische 
Weitpapiersammeibank w^eiter. Diese fülut die Steuer an die 
deutsche Finanzv-erw^altimg ab 

Zu Nummer 31 

§44a 

Die Vorschiifi regelt die Erweiterung der Abstandnahme 
vom Abzug der Kapitalertragsteuer auf weitere Kapitaler- 
träge. Bei Kapitalerträgen im Shuie des § 43 Absatz 1 Satz 1 
Nunuiier 1 imd 2 EStG — hisbesondere Gew^hmausschütturi- 
gen bei GmbHs und nicht börsermotierten Aktiengesell- 
schaften sowie nicht verbrieften Genussrechten — wird die 
Kapitaleitragsteuer nach geltender Rechtslage vom Schuld- 
ner der Kapitalerträge einbehalten und abgefirhrt. Gläubiger 
der Kapitaleiti-äge, die nicht zur Einkommensteuer ver anlagt 
w^erden (sog. NV-Fälle) oder bei denen die Ehikommen- 
oder Körperschaftsteuer auf Dauer niedriger ist als m Gestalt 
der Kapitalertragsteuei' (sog. Dauerüberzahler), können 
beim Bimdeszentralamt fiir Steuern nach § 44b Absatz 1 
EStG die Erstattimg der vom Schuldner ehibehaltenen Kapi- 
talertragsteuei- beantragen. Werden die Wirtschafts güter 
durch ein inländisches Kr edit- oder Finanzdienstleistungsm- 
stitut verw^ahrt oder verwraltet, kaiui dieses dem Gläubiger 
der Kapitalerträge imter den Voraussetzungen des § 44b 
Absatz 6 EStG die embehaltene und abgefülute Steuer erstat- 
ten. Neben der Erstattung hn Einzelanti-agsverfahren whd 
einbehaltene Kapitaleitragsteuer- auch über das Sanunelan- 
trags verfahren nach § 45b EStG erstattet. Dies betrifft insbe- 
sondere Ai-beitnehmerbeteiliguiigen, wrerm eine Kapitalge- 
sellschaft ihren Arbeitnelunem über Mitarbeiterbetei- 
ligimgsmodelle Anteile am Unternehmen überlässt. Beide 
Erstattungsverfahren werden durch die Erwreitenmg der Ab- 
standnahme vom Steuerabzug abgelöst. Dies sichert den Be- 
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tioffeneii Liquiditäts vorteile uiid dei- btuokratische AufÄ^and 
der Erstattung embehaltener Kapitalertragsteuer entfällt. 

Zu Buchstfibe » 

§ 44a Absatz 1 

Duich die Äiidenuig wird die Abstandnahme vom Steuerab- 
zug bei unbeschränkt Steuerpflichtigen auf Kapitalerträge 
im Sirme des § 43 Absatz 1 Satz 1 Nunmier 1 und 2 EStG er- 
weitert. Außer in NV-F allen ist der Steuerabzug auch dann 
nicht vorzunebnieii, wenn und soweit die Kapitalerträge ei- 
nen nach amtlich vorgesclmebenem Muster erteilten Frei- 
stellungsauftrag nicht übersteigen. Damit entfallt insbeson- 
dere für' die Inhaber von nicht verbrieften Genussrechten zu- 
künftig die Notw^endigkeit trotz vorliegender NV-Bescheini- 
giuig zur Erstattiuig der abgeführten Kapitalertrag Steuer eine 
Veranlagung der Kapitaleitiäge vorzimehnien. Gleiches gilt, 
wetm die Kapitalerträge den Sparer-Pauschbetrag nicht 
übersteigen. Auch bei Erträgen aus der Beteiligung an Ge- 
sellschaften mit besclu’änktei’ HaÜiuig oder nicht börsenno- 
tieiten Aktiengesellschaften ist zukünftig bei Vorlage eines 
Freistellungsauftrages oder einer Nichrt^eranlagungsbe- 
scheinigung vom Steueiabzug Abstand zu nehmen. 

Bei Beteiligungen von Mitarbeitern an Kapitalgesellschaften 
entfällt die Notwendigkeit eines Sammelantragsveifahrens, 
da im Falle einer NichU-eranlagungsbescheinigung bereits 
vom Steuerabzug Abstand zu nehmen ist. Gleiches gilt, 
wenn Arbeitnehmer einen Freistellungsauftiag zur Abstand- 
nahme vom Steuerabzug erteilen. Dem zum Steuerabzug 
Veipflichteten obliegen die Meldepflichten nach § 45d Ab- 
satz 1 EStG unter den dort genannten Voraussetzungen. 

Bei Gewinnausschüttungen von - insbesondere kleineren ~ 
GmbHs soll keine Abstandnahme vom Steuerabzug im Falle 
eines gestellten Freistellungsauftrags erfolgen, da dies zu zu- 
sätzlichem Verw^altungsaufft^and auf Seiten der Gesellschaf- 
ten ftihren würde. 

Satz 1 enthält außerdem die Bestimmung über die Steuerab- 
standnahme füi’ die Fälle, m denen ein Freistellungsauftiag 
gestellt mirde. Diese Bestimmung entspricht der bisher gel- 
tenden Regehuig des § 44a Absatz 1 Nummer 1 EStG. 

Die Sätze 2 und 3 konkretisieren — wie bei der bisherigen 
Nomi füi’ die Erstattungen auf Giund von Sammelanträgen 
in § 45b Absatz 2 Satz 2 luid 3 EStG - den Begriff der Ar- 
beitnehmer sowie der begünstigten Anteile. 

Satz 4 beinhaltet die bereits im Gesetzentwurf der Bimdesre- 
gieiung enthaltene Bestimmiuig zur Steuerabstandnahme, 
wemi vom Gläubiger der Kapitaleitiäge eine NV-Bescheini- 
giuig vorgelegt wird. 

Zu Buchstabe b 

§ 44a Absatz 2 Satz 1 

Ab satz 2 Satz 1 enthält Folgeändeningen auf Grund der Än- 
deiinig der Systematik in Absatz 1 . 

Zu Buchstabe c 

§ 44a Absatz 5 Satz 1 

Duich die Änderung ist bei Dauerüberzahlein als Gläubiger 
keine Kapitalertragsteuer duich den Schuldner einzubehal- 
ten und abzufiihren, wenn Kapitaleiträge im Sinne des § 43 


Absatz 1 Satz 1 Nimtmer 1 imd 2 EStG ausgeschüttet wer- 
den. Das nach geltender Rechtslage zui- Erstattung der Kapi- 
taleitragsteuer vorgesehene Einzelantiags verfahren beim 
Bundeszentralamt für Steuern entfällt. 

Zu deu Buchstaben d bis g 

§ 44a Absatz 7 Satz 1 bis 4, Absatz 8 Satz 1 und 2, Absatz 9 
Satz 2, Absatz 10 Satz 1 Nummer 3 und 4 

Es handelt sich um redaktionelle Ändeiungen zui' Regelung 
des Steuerabzugs bei Kapitalerträgen im Sinne der § 43 Ab- 
satz 1 Satz 1 Niuiimer 1 und 2 sowie § 50d Absatz 1 EStG. 

Zu Nummer 32 
Zu Buchstabe a 

§ 44b Absatz 1 bis 4 — aufgehoben - 

Durch die Neui egehmg der Abstaiidnalime vom Steuerabzug 
in § 44a EStG ist die Entlastung vom Steuerabzug durch das 
Bundeszentralamt fiir Steuern im Einzelantragsverfaluen 
nicht mein' erforderlich. Die Absätze 1 bis 4 werden aufge- 
hoben. 

Zu Buchstabe b 
Zu Doppelbuchstabe aa 

§ 44b Absatz 6 Satz 1 Nunmier 3 

Es handelt sich um eine redaktionelle Anpassung der Ver- 
weisung infolge der Ändenmg der Regelungen zui- Abstand- 
nahme vom Steuerabzug. 

Zu Doppelbuchstabe bb 

§ 44b Absatz 6 Satz 1 Nunmier 4 

Es handelt sich um eine redaktionelle Anpassung der Ver- 
weisung infolge der Ändenmg der Regelungen zm- Abstand- 
nahme vom Steuerabzug. 

Zu Buchstabe c 

§ 44b Absatz 7 — neu - 

Bei Kapitaleitiägen, die eine Gesamthandsgemeinschaft im 
Siime des § 44b Absatz 7 EStG erzielt, konmit eine Abstand- 
nahme vom Steuerabzug nicht in Betracht, da die Erträge zu- 
nächst an die Gememschaft als solche fließen imd eine Auf- 
teihmg der Erträge auf die Mitglieder der Gesamthand erst 
im Rahmen der einheitlichen und gesonderten Feststellung 
erfolgt. Wären die Mitglieder im Siime des § 44a Absatz 7 
oder 8 EStG dagegen Gläubiger der Kapitalerträge könnte 
vom Steuerabzug Abstand genommen werden. Nach bishe- 
riger Rechtslage koimte die Gesamthandsgemeinschaft des- 
halb ftir ihre Mitglieder nach § 45b Absatz 2a EStG Sammel- 
anträge auf volle oder teilweise Erstattung b eim Bundeszen- 
tralamt für Steuern stellen, hii Rahmen dei- gesonderten und 
einheitlichen Feststelhmg der Einkünfte liegen den Feststel- 
lungsfinanzämtem bereits die füi- die Erstattung notwendi- 
gen Unterlagen vor. Auf dieser Giundlage kaim auch dort die 
Ershittung der Kapitalertragsteuer durchgefiihrt werden. Es 
entfallt daduich die Notwendigkeit der Durchfüluung eines 
anschheßenden Erstattungsverfaluens beim Bundeszentral- 
amt füi- Steuern. Neben der Entlastung des Bundeszentral- 
amtes ftir Steuern im Sammelantragsverfalu enhat die Erstat- 
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timg durch das Feststellungsfinanzamt auch ehieii Liqiii- 
ditäts vorteil fiir die Steiieipflkhtigeo zur Folge. 

Zu Nummer 33 

§ 45a Absatz 2 Satz 1 

Die Ändenuig präzisiert in Verbindung mit der Änderung hi 
Nunniier 30 (§44 Absatz la Satz 1) hi systematischer Hm- 
sicht die Haftiuigsregehuigen bei der Ausstellung von Steu- 
erbeschemi gungen. 

Mit der Verpflichtung zur’ Erstellung der Steuerbeschehii- 
giuig hl § 45a Absatz 2 Satz 1 EStG wird klar ge stellt, dass 
die Haftiuigsregehuigen des § 45a Absatz 7 EStG auch für' 
diese nun in § 45a Absatz 2 EStG ver orteten Steuerbeschei- 
nigurigeri gr eifen. Irii Übrigen whd die Regelung gegenüber 
der bisherigen Fassung neu strukturiert und klarer gefasst. 

Zu Nummer 34 
§ 45b — aufgehoben - 

Dur ch die Erweiterung der Abstandnahme vom Steuerabzug 
in § 44a EStG ist die Entlastung vom Steuerabzug bei Mitar- 
beiterbeteiligurigsmodellen durch das Bundeszentralamt für- 
Steuern nicht mein erforderlich. Bei Gesaaithandsgemein- 
schahen hii Sirnie des § 45b Absatz 2a EStG erfolgt die Er- 
stattung gemäß § 44b Absatz 7 EStG zukünftig dinch das 
Feststellungsfinanzamt. Auch in diesen Fällen entfällt das 
Sarinnelantragsverfaluen. Daher whd die Vorschrift aufge- 
hoben. 

Zu Nummer 35 

§ 45d Absatz 1 Satz 1 

Es handelt sich um ehie redaktionelle Änderung auf Grund 
des Wegfalls des Ehizel- imd Sanmielantragsver fahr ens und 
der Erbreiterung der Abstandnalnnemöglichkeiten beim Ka- 
pitalertragsteuerabzug . 

Zu Nummer 36 
Zu Buchstabe a 

§ 50d Absatz 1 Satz 1 1 - neu - 

§ 50d Absatz 1 Satz 1 1 - neu - EStG regelt den Fall, dass 
zb^ar ein Anspruch auf völlige oder teilweise Erstattung der 
Kapitalertrags- und Abzugsteuer auf Grund eines Abkorii- 
tiieris zur Veraieidiuig der Doppelbesteuenmg (DBA) be- 
steht, der Erstattiuigsarispruch jedoch infolge der firr Besteu- 
erungszbrecke unterschiedlichen Qualifikation des Gläubi- 
gers (,4iybride“ Gesellschaftsfomien) der Kapitalerträge 
bzbr. Vergütungen durch die beteiligten Vertragsstaaten ins 
Leere läuft. 

Vorbehaltlich der in der Anlage zum BMF -Schreiben vom 
16. April 2010 (BStBl I S. 3 54) genannten Sonderregelungen 
folgt die Neuregelung den Grundsätzen des OECD- Muster- 
konunentars (vgl Nummer 5 zu Artikel 1 des OECD-Mus- 
terkonmientars). Denn es entspricht dem Sinn und Zweck 
der DBA, dass der Quellenstaat die Entlastung von Kapital- 
ertrag- imd Abzugsteueni der Person gewährt, der die Ein- 
künfte nach dem Steuenecht des anderen Staates zugerech- 
net werden. Der nach § 5 Od Absatz 1 Satz 2 EStG bestehende 
Anspnich eines Gesellschafters einer hybriden Gesellschaft 
auf Entlastung geht für- Zwecke seiner Geltendmachung auf 


die hybride Gesellschaft über, und zb^ar auch in den Fällen, 
in denen der Gesellschafter in einem arideren Staat als dem 
Quellenstaat oder dem Sitz- bzw. Geschäftsleitungsstaat ei- 
ner ausländischen Gesellschafi ansässig ist. 

Die Neur egelimg berührt nicht das Recht zur- Teilnahme am 
Freistellimgsverfahr en nach § 50d Absatz 2 EStG. Ist eine 
Person erstattungsberechtigt, kann sie unter den Voraus set- 
ziuigen des § 50d Absatz 2 EStG auch am Freistellungsver- 
faluen teihielunen. 

Zu Buchstabe b 

§ 50d Absatz 9 Satz 3 

Hintergrund der Einführung der Regelungen des § 50d Ab- 
satz 8 imd Absatz 9 EStG war die Verhinderung unversteuer- 
ter („weißef ') Einkünffe bei grenzüberschreitenden Betäti- 
gimgen. 

Nach § 50d Absatz 8 EStG muss Deutscliland auf Arbeits- 
lölme die nach dem emschlägigen Doppelbesteuenmgsab- 
kommen arigeordnete Freistelhmgsmethode nur' anwenden, 
wenn die Besteuenmg im anderen Staat nachgewiesen wird 
oder der andere Staat auf sehi Besteuermigsrecht verzichtet 
hat. § 50d Absatz 9 EStG ermöghcht Deutschland imter be- 
stimmten Voraussetzungen, im Falle der Freistellungsme- 
thode die grenzüb erschieitenden Einkünffe dermoch zu be- 
steuern, werm sie anderenfalls unbesteuert blieben. 

Nach Auffassung der Finanzv^erb^altung körmen beide Vor- 
schriften nebeneinander angewendet werden. Der BFH hat 
mit Urteil vom 11. Januar 2012-IR27/11 Imigegen ent- 
schieden, dass Absatz 8 die speziellere Vorscluift im Verhält- 
nis zu Absatz 9 Satz 1 Nimtmer 2 ist. Damit bleibt ftir die 
Anwendung des § 50d Absatz 9 Satz 1 Nunmier 2 EStG im 
Falle von Einkünften aus nichtselbständiger Arbeit kein 
Raum. Absatz 8 geht vor; sind dessen Voraussetzimgen nicht 
erfüllt, d. h. karm Deutscliland nach dieser Vorscluift den Ar- 
beitslohn nicht besteuern, karm das Besteuenmgsrecht nach 
Auffassimg des BFH auch nicht aus Absatz 9 Satz 1 Nummer 
2 abgeleitet w^erden. Im Ergebnis fülut diese Auffassung 
dazu, dass Arbeitslöhne, die im arideren Staat nicht besteuert 
werden, die Voraus setzmigen des Absatzes 8 aber nicht er- 
füllt sind, imbesteuert bleiben. Dies entspricht nicht der ge- 
setzgeberischen hitention. Dmcli § 50d Absatz 9 Satz 3 
EStG — neu — werden die Eimiialbesteuermig sichergestellt 
imd Steueimhidereinnalimen vermieden. 

Zu Buchstabe c 

§ 50d Absatz 10 

§ 5 Od Absatz 10 EStG ist durch das Jahr essteuergesetz 2009 
vom 19. Dezember 2008 (BGBl. S. 2794) in das EStG emge- 
fügt worden. Damit reagierte der Gesetzgeber auf das 
BFH-Urteil vom 1 7. Oktober 2007 - 1 R 5/06 - (BStBl 2009 
II S. 356). Der BFH hatte eritscliieden, dass auf Dariehens- 
zinsen, die eine inländische Personengesellschaft an iluen in 
den USA ansässigen Gesellschafter zalüt, Artikel 11 (Zin- 
sen) DBA-USA imd nicht Artikel 7 (Gewerbliche Gewhme) 
DBA-USA anzuwenden sei. Artikel 11 DBA-USA vreise 
dem Quellenstaat kein Besteuenmgsrecht zu, und zi^^ar auch 
nicht aufgnmd des Betriebsstättenvorbehalts (Artikel 1 1 Ab- 
satz 3); derm das Darlehen sei nicht Vermögen der Persorieri- 
geseUschaft (Betriebsstätte). 
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Ausweislich der Gesetzesoiaterialien zu dem im Rahmen des 
Jaluessteuergesetzes 2009 in das EStG eingefiigten § 50d 
Absatz 10 EStG (Bundestagsdnicksache 16/1 11 OS) sollte es 
nach Auffassung des Gesetzgebers dabei bleiben, dass Ver- 
gütungen kn Sinne des § 15 Absatz 1 Satz 1 Nummer 2 
Satz 1 zTft^eiter Halbsatz und Niunmer 3 zw^eiter Halbsatz 
EStG, die eine inländische Personengesellscbaft an ihie aus- 
ländischen Gesellschafter zahlt, als Teil des Gewinns der 
Personengesellschaft besteuert werden können, weil die Be- 
handlung dieser Vergütiuigen als gewerbliche Einkünfte ein 
tragender Grundsatz der Besteueiung der Mituntemehmer- 
schaften kn deutschen SteueiTecht ist und dies zur Gleichbe- 
handlung von Einzeluntenielunen rmd Mituntemehmer- 
schaften führt. 

Der BFH hat allerdkigs durch Urteil vom 8. September 2010 
— IR 74/09 - entschieden, dass auch rmter der Geltung des 
§ 50d Absatz 10 EStG Gewinne eines Unternehmens emes 
Vertrags staats im anderen Staat nur insoweit besteuert wer- 
den köruien, als sie einer dort gelegenen Betriebs statte zuzu- 
ordrieri sind. Damit läuft die Konektiu im JStG 2009 ins 
Leere. Durch die Änderung der Vorschrift soll eure entspre- 
chende Klarstellung des gesetzgeberischen Willens erfolgen. 

Ist em Gesellscbafter in einem DBA- Staat ansässig, kann der 
küändiscben Besteuermig der Sondervergütung als Unter- 
nehmens gew^inn ekle andere Besteuening im Ansässigkeits- 
staat des Gesellschafters, z. B. als Zinsen oder Lizenzgebüh- 
ren, gegenüb ersteben. Wendet dieser Staat auf die Sonder- 
vergütung die entsprechende Vorschrift des DBA an, steht 
dun überwiegend das aussclüießliche Besteuerungsrecht an 
den Ekikünften zu. Soweit sich für- Deutschland aufgrund 
des Betriebsstättenvorbehalts des DBA kein Besteuenings- 
recbt ergibt, wud anerkannt, dass das jeweilige DBA dem 
Ansässigkeitsstaat keine Verpflichtung auf erlegt, die Dop- 
pelbesteuerung zu beseitigen - entv/eder durch Freistellung 
der Einkünfte von der Besteuermig oder diuch Anrechnung 
der deutschen Steuer. Deshalb wkd jetzt vorgesehen, die 
Doppelbesteuermig ki der Weise zu beseitigen, dass eine an- 
teilig auf die betreflenden Ekikünfte entfallende auslän- 
dische Steuer bis zm’ Höhe der anteiligen, auf die Sonder- 
vergütmigen entfaUenden inländischen Einkonunen- oder' 
Körper scbaftsteuer angereclniet wkd. 

Zu Nummer 37 

§ 50i — neu — 

Zur Venneidmig der Aufdeckmig stiller Reserven bei einem 
Wegzug ms Ausland (§ 6 AStG), bei einer Umstrukturiening 
(§20 UmwStG) oder bekii Ausscbluss oder eurer Beschräri- 
kimg des Besteuenmgsrecbts bkisicbtlich des Gew^inns aus 
der Veräußetmig eines Wirtscbaftsguts nach § 4 Absatz 1 
Satz 3 luid 4 EStG sind Anteile an Kapitalgesellschaften und 
andere Wktschafts guter ki der Vergangenheit häiifrg auf eure 
gewerblich geprägte Personengesellscbaft im Sinne des § 15 
Absatz 3 Nummer 2 EStG überlragen worden (t 3 /piscber- 
weise auf ekie GmbH & Co. KG) Nach dem bisherigen 
Rechts Verständnis der Finanz^mwaltimg, der sich ki den 
konkreten Euizelfällen die Beteiligten ausdrücklich oder- 
konkludent angeschlossen haben, war auf die Einkünfte ge- 
werblich geprägter Persoriengesellschaften der DBA- Artikel 
über die Untemebmens gewinne (Artikel 7 OECD-MA) an- 
zuwenden. Verfiigte die Gesellschaft über eine inländiscbe 
Betriebsstätte, blieben die Wirtscbaftsgüter einscbließlicb 


der Anteile weiterhin im Inland steuer\^erstr-ickt, so dass kn 
Fall der späteren Veräußening der Wktschaftsgüter oder Ai- 
teile (einschließlich der Veräußerung des Mituntemehmer- 
anteils) diuch den im Ausland ansässigen Steuerpflichtigen 
der Veräußerungs gewinn imemgeschränkt besteuert werden 
konnte, weil das jeweils arizuvrendende DBA regelmäßig 
Artikel 13 Absatz 2 OECD-MA entspricht. Auch die laufen- 
den Einkünfte, z. B. die auf die Aiteile gezahlten Dividen- 
den, konnten uneingeschränkt besteuert werden. 

Auf der Grundlage dieses bisherigen Rechts Verständnisses 
haben die Finanzbehörderi wegziehenden (oder bei Um- 
stnikturierungen kn Ausland ansässigen) Steuerpflichtigen 
auf Antrag verbindliche Auskünfte dahkigebend erteilt, das s 
zw^ar die in den Wktschaftsgütem oder Alteilen enthaltenen 
stillen Reserven zunächst rkcbt besteuert w^erden, dafür- je- 
doch kn Fall der späteren Veräußerung oder Entnalime der 
tatsächhche Veräußerungs gewinn in Deutschland zu ver- 
steuern ist. Grundlage war- regelmäßig auch die Zusage aus- 
ländischer Finanzbebörden, die das deutsche Besteuenings- 
recbt kl Bezug auf den späteren Veräußenuigsgewkui aus- 
drückhch bestätigt haben. 

Der BFH hat durch Urteil vom 28. April 2010-IR81/09 — 
abweichend von dem bisherigeri Rechtsverständrks der Fi- 
nanzT-^erwaltimg entschieden, dass auf die Ekikünfte gewerb- 
lich geprägter Personengesellschaften kn Sinne des § 1 5 Ab- 
satz 3 Nununer 2 EStG nicht die jeweiligen DB A-Vorsclmf- 
ten über die Unternebmensgewmuie (Artikel 7, Atikel 13 
Absatz 2 OECD-MA), sondern die anderen Veiteilungsarti- 
kel des DBA für die jeweihgen Einkünfte anzuwenden sind. 
Die Folge dieser Recbtsprecbung ist, dass im Fall der späte- 
ren Veräußening oder Entnalune der auf ekie gew^erblich ge- 
prägte Personengesellscbaft übertragenen Wktschafts güter 
oder Anteile dmcb den mittleiw^eile im Ausland ansässigen 
Steuerpflichtigen nicht der- dem Artikel 13 Absatz 2 
OECD-MA entsprechende DBA- Artikel (= Betriebsstätteii- 
prinzip, Besteuening ki Deutschland) anzuwenden ist, son- 
dern kn Regelfall der dem Artikel 13 Absatz 5 OECD-MA 
entsprechende DBA- Atikel (= Wohnsitzpi-inzip, Besteue- 
nmg kn Ausland). Entsprechende Rechtsfolgen ergeben sich 
auch für Fälle der Betriebsaufspaltung (BFH-Uiteü vom 
25. Mai 2011 - IR95/10-). 

Zur Verhindening erheblicher Steuerausfälle ki Milliarden- 
höhe wkd ekie Regelung gescbaften, die die Besteueiung 
späterer Veräußeiungs gewinne in den Fällen eimöglicht, ki 
denen aufgrund des bisheiigen Rechtsverständrks s es der 
Finanz\"en\^altimg im Zeitpmikt des Wegzugs ins Ausland, 
einer Umstniktiuieiung oder Überfühiung von Wirtschafts- 
gütem oder Anteilen auf die Besteueiung verzichtet wmde. 
Aus dem gleichen Grund ist es gerechtfertigt, dass die Ein- 
künfte aus den überfiibrten Wirtscbaftsgütein oder Anteilen 
auch insoweit besteuert werden köiuien, als das DBA deren 
Besteuenmg einscbränkt. 

Zu Nummer 38 
Zu Buchstabe a 
Zu Doppelbuchstabe aa 

§ 51a Absatz 2c Nummer- 3 Satz 1 

Die Identifikationsnummer dient der eindeutigen Identifika- 
tion einer natür heben Person. Für jede natürliche Person 
existiert nur- eine dieser elfstelligen Niunmein. Die gesetzh- 
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che Regelung hi § 51a Absatz 2c Satz 1 Niiminer 3 EStG 
sieht bisher kehie besondere Aiifragebeiechtigung vor. Ziu- 
Verbesseiimg der Verfahr eiis Sicherheit niuss vom Kh chen- 
steuerabzugsverpflichteten niiniiielu- hn Anfiragedatensatz 
neben der Identifikationsnunmier auch das Geburtsdatum 
der abgefiagten Person angeben weiden. Insoweit entspricht 
das Verfahren der gesetzlichen Vorgaben bei der Abfrage der- 
Arbeitgeber im Lohnsteuerabzugs verfahren, bei dem die 
Angabe des Geburtsdatums des Arbeitnehmers im Anfrage- 
datensatz des Arbeitgebers ebenfalls gesetzlich vorgeschiie- 
ben ist. 

Das zusätzlich zur Identifikationsnumnier übennittelte Ge- 
burtsdatum erleichtert dailiber hinaus mit Hilfe einer Quali- 
tätssichermig m der Datenverarbeitung die Erkennung von 
manuellen Eingabefehleni und felilerhafter Datenverarbei- 
tung auf Seiten der Kirchensteuerabzugs verpflichteten. Die 
Angabe des Geburtsdatums im Anfragedatensatz des Kapi- 
talertrags teuer abzugs verpflichteten veimuidert daher das Ri- 
siko von luizutreffenden Antw^ortdatensätzen. Gleichzeitig 
erhöht die Angabe des Geburtsdatums die Verfahrens Sicher- 
heit, denn die Kenntnis über ehr weiteres personenbezogenes 
Merkmal ist ein Indiz fiir die konkr ete Berechtigung des Kir- 
chensteuerabzugsveipflichteten, fiir den betroffenen Steuer- 
pflichtigen persönliche Daten abzufiragen. 

Zn Doppelbuchstabe bb 

§ 5 la Absatz 2c Nummer 3 Satz 3 - neu - 

Die Anlassabfrage stand technisch bedingt bisher nin Versi- 
cheiTuigen offen. Banken hatten ein Khchensteueimerkmal, 
das sie in der Regelabfrage stichtagsbezogen erhalten haben, 
im gesamten Folgejaln zu verwenden. Unter jährige Ände- 
rmigeii, wie Khchenein- luid -austritte oder auch der Wech- 
sel des Kreditinstituts bzw^ die Kircheiizugehöiigkeit von 
Neukunden bheben hi dem b ehe ff enden Jahr imbeilicksich- 
tigt imd wwden er st bei der nächsten Regelabffage erfasst. 
Die Anlass ab frage fiir alle Kircheiisteuerabzugsveipflichte- 
teii erlaubt es insbesondere den Kreditinstituten, den aktuel- 
len Religionsstatus des Kimderi auch auf seinen Wunsch hin 
zu erhalten. Das erleichtert den Vollzug des Kirchensteuer- 
abzugs für alle Beteiligten, da die Korrektur wegen unzutref- 
fend abgefüluter Kirchensteuer über das Veranlagimgsver- 
falnen entfällt. 

Zu Doppelbuchstabe cc 

§ 5 la Absatz 2c Nummer 3 Satz 6 bis 8 - neu - 

Nach § 30 Absatz 2 Nummer 2 AO ist eine Offenbanmg von 
Steuer dateri zulässig, soweit sie dmch Gesetz ausdrücklich 
zugelasseri ist. Die Offenbanmg der Dateri zin Religionszu- 
gehörigkeit an die Kirchensteuer abzugs verpflichteten ist 
gern. § 51a Absatz 2c Nummer 3 und Absatz 2e EStG be- 
grenzt durch das Wider spmchsr echt der bei der anfragenden 
Stelle geftihrlen Personen. Sollten Religionsmerkmale trotz 
des hii Sperwermerk erklärten gegenteiligen Willens des Be- 
rechtigten an Dritte offenbart werden, karm darin ein Verstoß 
gegen das Steuergeheimnis liegen. 

§ 51a Absatz 2c Nmimier 3 Satz 1 und 3 EStG stellt auf die 
gespeicherten Merkmale imd Erklänmgen zum 3 1 . August 
eines Jahres (Regelabffage) bzw^ zum Zeitpunkt der Anfrage 
(Anlas sabffage) ab. Anhäge sind aber nin darm technisch 
imd organisatorisch von der Verwalhmg verarbeitbar, wenn 


die betreffende Information rechtzeitig vor den Stichtagen 
der Regel- imd Anlassabfrage eingehen. Ein Zeitraum von 
zwQi Monaten stellt die Verarbeitimg der- eingegarigenen 
Speiiveraierke sicher, so dass für- die Regelanfrage nur- die 
Speiien für- den aktuellen Veranlagimgszeitraum Whkung 
entfalten, die bis zum Aiissclüusstennin 30. Juni eingehen. 
Speiien, die irmerhalb des nachfolgenden Zweimoriatszeit- 
raurnes eingehen, entfalten erst für- das Folgejahr Uire Wir- 
kimg. 

Hintergrund ist, dass darm wermkmz vor dem jälulichen Ab- 
ffagezeitraurn bzw. vor Anfragen im Anlass verfaluen eine 
Vielzahl von Spenveraierken im Bundeszeritralamt fiir Steu- 
ern eingehen, deren Er fassung imd Verarbeitung möglicher- 
weise technisch imd organisatorisch nicht sicher gestellt wer- 
den karm. Da sich die Auflagen der Kirchensteuerabzugs ver- 
pflichteten auf alle 80 Millionen Bürger beziehen, ist der 
Umfang der eingehenden Sperrrv^ennerke kaum kalkulierbar-. 
Erklären nur 1 Prozent aller Bürger bzw. 1 Prozent der Mit- 
glieder der st euererheb enden Religionsgemeinschaften ei- 
nen Sper-r\^ennerk, müssten 800 000 bzw. 500 000 Spenver- 
iiierke in einem imter Umständen sehr kmzen Zeitraum ver- 
arbeitet imd, soweit nicht r ein automatisiert möglich, manu- 
ell geprüft werden. Wären im günstigsten Fall lediglich 
ca. zehn Prozent der Spenv-emieike manuell zu bearbeiten, 
müssten für diese 80 000 bzw. 50 000 Anträge geschätzte 
47 bzw^ 30 Arbeitskräfte fiir zwei Monate eingesetzt wer den 
(1 AK = 50 Fälle/Tag; 201 Jahresarbeitstage). Angesichts 
der Unwägbarkeiten zur Anzahl und maschineller Verarbei- 
timgsfähigkeit der Sper-r\^ennerke ist es ebenso denkbar, dass 
ein weit höherer Personalbedarf erforderhch sein körmte. 
Daher ist ehre gesetzliche Frist er forderlich, die es der Ver- 
waltung ermögücht, auf nicht planbare Eirigangszahlen noch 
reagieren zu körmen. Bei einer Frist von imter zwei Monaten 
wären die Reaktionszeiten für- die Verwaltimg derart kurz- 
fi-istig, dass ehre bedarfsgerechte Personalsteuenmg organi- 
satorisch nahezu ausgeschlossen ist. Das Verfahren körmte 
weder zeit- noch fristgerecht betr-ieberi werden. Für die Ari- 
lassabfiage gilt der Zweimonatszeitraum entsprechend, so 
dass die Sperre zwei Monate vor dem Auszahlungster-niin 
z. B. eines Versicherungsvertrages eingelegt werden muss, 
imi berücksichtigt werden zu körmen. Nur- mit diesen Vor läu- 
fer! kann das Datenschutzinteresse sichergestellt w^eiden. 

Das Bundeszeritralamt für Steuern muss damit die Spenv^er- 
iiierke bei der Beantui^ortimg der Anfr agen der Kapitalertrag- 
steuerabzugsverpflichteten berücksichtigen, die bis zu den 
Ausschlusstemiinen für- die Regel- bzw. Anlassabfrage vor- 
liegen. Spenv-eraierke, die die Steuerpflichtigen nach dem 
Ausschlusstemiin veranlassen, sind fiir diese Abfrage un- 
wirksam. Die Offenbarung der Informationen an die Kapital- 
ertragsteuerabzugs verpflichteten entgegen dem nach dem 
Ausschlusstemiin erklärten Willen der Steuerpflichtigen 
fülut zu keiner Verletzimg des Steuergeheimnisses. 

Zu Buchstabe b 
Zu Doppelbuchstabe aa 

§ 5 la Absatz 2e Satz 1 

Die gesetzüche Verpflichtung, Spenvemierke ausschließlich 
auf einem amtlich vorgeschriebenen, scanfähigem Fonnular 
beim Bimdeszentralamt fiir Steuern einzm eicheri, erleichtert 
Steuerpflichtigen und Verw'^altimg die Steuenmg der- Ab- 
läufe. Für Büi’gertnnen imd Bürger ist der- Vordruck eine 
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„Checkliste“. Die fiir die Speixe erforderlichen Daten wer- 
den strukturiert erfasst. Damit kann die Vei-waltimg die er- 
hobene hiforaiation schneller und effizienter erfassen. Der 
Vordruck soll im hitemetauhrritt des BZ St zum Ausdiiick be- 
reitgestellt und bei Kirchensteuerabzugsverpflichteten und 
Finanzämtern ausgelegt werden. 

Zu Doppelbuchstsibe bb 

§ 5 la Absatz 2e Satz 3 bis 5 

Das durch das Beitreibungsrichtlinien-Uaisetzungsgesetz 
geregelte Verfahren zum automationsgestützten Kirchen- 
steuerabzug auf Kapitaleitragsteuer enthält die Möglichkeit 
eines Sperr\-eniierks. Veranlasst der Kirchensteuerpflichtige 
einen Spem- eimerk, darui luitemchtet das Bundeszentralamt 
fiu’ Steuern das Wohnsitzfmanzamt, das dann fiir die zutref- 
fende Erhebung der Kii’chensteuer auf die abgeltend besteu- 
erten Kapitalerträge sorgen muss. Der Sperr\- eimerk wild 
imabhängig davon an das Finanzamt übennittelt, ob der 
Steueipflichtige überhaupt Kapitaleiträge erzielt. 

Die eingefiigte Ergäiizimg stellt fiir den Kiichensteuerpflich- 
tigen klar, dass einerseits eine Verpflichtimg zur Abgabe 
einer Steuererklänmg nur fiir diejenigen Veraiüagimgszeit- 
räume besteht, hi denen fiii- Um auch tatsächlich Kapital- 
ertragsteuer erhoben und abgefiihii: worden ist, d. h. die 
Kapitalerträge oberhalb des Sparerfieibetrags liegen. Neu 
geregelt wmd, dass das Fhiaiizamt nicht von dem gesetzten 
Spenveraierk Kenntnis erhält, sondern vom Abmf des 
Spenvemierks in dem Kalenderjahr nebst Namen und An- 
scluift des abmfenden Kirchensteuerabzugsverpflichteten. 
Mit Hilfe dieser Information kann das Fmanzamt effizient 
sicherstellen, dass die vom Kiichensteuerpfhchtigen vorge- 
legten Steuerbescheinigungen vollständig sind bzw^ erfor- 
derlichenfalls bei dem jeweiligen Khchensteuerabzugsver- 
pflichteten eine Auskmih gemäß § 93 Absatz 1 AO ein- 
holen. Dadurch werden Büiger imd Verw^altung von zusätz- 
licher Beleg\^orlage und aufwendiger Nachweisfühiimg 
entlastet. 

Zu Nummer 39 
Zu Buchstabe a 

§ 52 Absatz 1 

Mit der Änderung wird die allgemeine Anwendungsrege- 
lung in § 52 Absatz 1 EStG mit hikrafttieten am Tag nach 
der Verkündung des vorliegenden Äjidenmgsgesetzes fort- 
gescluieben. Damit sind die Änderungen des Ehikommen- 
steuerge setze s durch dieses Gesetz, die ebenfalls am Tag 
nach der Verkündung des vorliegenden Ändenmgsgesetzes 
in Kraft treten, erstmals anzuwenden fiir den Veranlagimgs- 
zeitraum 2013 bzw^ fiir laufenden Arbeitslohn, der fiir einen 
nach dem 31. Dezember 2012 endenden Lolmzahlimgszeit- 
raum gezahlt whd, und fin sonstige Bezüge, die nach dem 
3 1 . Dezember 2012 zufließen. 

Zu Buchstabe b 

§ 52 Absatz 4d Satz 4 imd Satz 5 

Die Änderung des § 3 Nunmier 40 d Satz 2 ist erstmals für- 
den Veranlagimgszeitraimi 2013 anzuwenden. Bei einem 
vom Kalenderjahr abweichenden Wirtschaftsjahr- gilt die 
Äridenmg erstmals fiir den Veranlagimgszeitraimi, hi dem 


das Wiitschaftsjahi- endet, das nach dem 3 1 . Dezember 2012 
begonnen hat. 

Zu Buchstabe c 

§ 52 Absatz 4g - neu — 

Die Steueipflicht gilt fiir die neben dem Wehrsold nach § 2 
Absatz 1 Wehrsoldgesetz gezahlten Bezüge des freiwilligen 
Welu’dienstes fiir Diensts erhältnisse, die nach dem 31. De- 
zember 2012 beginnen. 

Das Taschengeld nach dem Bundes freiwilligeridienstges et- 
zes w^ird nach der allgeiiieineri Ariwendimgsregehmg in § 52 
Absatz 1 EStG ab dem Kalenderjahr 2013 steuerfrei gestellt. 

Zu Buchstabe d 

§ 52 Absatz 4h 

Durch die Einfiigimg des neuen § 52 Absatz 4g EStG, der die 
Anw^endimgsregelimg zu § 3 Nunmier 5 EStG enthält, wird 
der bisherige Absatz 4g, der die Anwendungsregehmg zu § 3 
Nunmier 45 enthält, zum neuen Ab satz 4h. 

Zu Buchstabe e 

§ 52 Absatz 16 Satz 11 

Die Neiuegehmg des § 6 Absatz 1 Nimimer 4 Satz 2 und 3 
EStG (Bemessungsgruridlage fiir die Anwendung der 
1 Prozent-Regelung oder Falutenbuclunetiiode) ist fiii- Elek- 
tro- und Hybndeleküofahrzeuge anzuwenden, die vor dem 
1 . Janiiai- 2023 angeschaffi vrerden. Die Neuregehmg ist vor- 
behaltlich der Notifizierung nach Artikel 13 Absatz 4 des 
vorliegenden Ändenmgsgesetzes erstmals fiir den Veranla- 
gimgszeitraum 2013 anzuwenden, vgl. § 52 Absatz 1 EStG 
i. d. Fassimg des vorhegenden Ändenmgsgesetzes. Gleiches 
gilt über den Veiw^eis auf § 6 Absatz 1 Nunmier 4 Satz 2 
imd 3 EStG auch fiii- die Änderungen in § 4 Absatz 5 Satz 1 
Nunmier 6 Satz 3 und § 8 Absatz 2 Satz 4 EStG. 

Zu deu Buchstaben f und g 

§ 52 Absatz 24a 

Es handelt sich um eine redaktionelle Gesetzesändening. 
Durch das Bürgerentlastungsgesetz Kiankenversichening 
vom 16. Juli 2009 (BGBl. I S. 1959) v^urde der bisherige 
§ 52 Absatz 24b EStG aufgrund eines redaktionellen Verse- 
hens (auch) zu § 52 Absatz 24a EStG. Die Regehmgen wer- 
den nuiunehr olme inhaltliche Änderung in einem Ab- 
satz 24a zusammengefasst. 

Zu Buchstabe h 

§ 52 Absatz 24b 

Aufgnmd des notwendigen zeitlichen Vorlaufs zur hnple- 
mentienmg des elektronischen Verfaluens auf Seiten der 
Finanzs^erw'^altimg und der- übemiittehiden Stellen, ist die 
Mitteilungsverpflichtimg erstmals fiir den Veranlagimgszeit- 
raum2015 vorgesehen. (Vergleiche hierzu auch die allge- 
meine Begründimg zu Artikel 2 Nimimer 9 Buchstabe c — 
(§ 10 Absatz 4b)). 

Zu Buchstabe i 

§ 52 Absatz 32b Satz 2 
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Nach dem neuen Satz 2 sind die Ändeiimgen von § 15 
Absatz 4 Satz 2 und 7 EStG in allen Fällen anzuwenden, in 
denen die Festsetzungsfirist am Tag nach der Verkündung des 
vorliegenden Änderungsgesetzes noch nicht abgelaufen ist. 

Zu Buchstabe j 

§ 52Absatz40 Satz 10-neu- 

Mit der Aussetziuig der allgemeinen Wehrpflicht durch das 
Wehnechtsänderungsgesetz 2011 (BGBl. I S. 679) kami eine 
Verlängemng der Berücksichtigung von Kindern nach § 32 
Absatz 5 nur noch erfolgen, weiui der gesetzliche Gnmd- 
w^ehr- oder Zivildienst vor dem Zeitpunkt der Aussetzung 
der allgemeinen Wehipflicht (1 . Juli 2011) angetreten wurde. 
Bei Khidein die als Arbeitsuchende gemeldet sind bzw^ bei 
Kindern hi Bemfsausbildung tieten die Auswiikungen der 
Verlängemng erst nach Vollendung des 21. bzw. 25. Lebens - 
jalues ein. Bei einem Grundwehrdienstleistenden, der zum 
Zeitpunkt der Aussetzimg der allgemehien Wehrpflicht das 
1 8. Lebensjalu vollendet hat und vor dem 1 . Juli 2011 seinen 
Wehrdienst angetreten hat, wird der Beilicksichtigimgszeit- 
raum über das 25. Lebensjahr hinaus, ggf bis ziuii Jahr 2018, 
tun sechs Monate verlängeit, wenn er sich in Benifsausbil- 
dimg befmdet. Entsprechendes gilt für den Zivildienst und 
die Tätigkeit als Entwicklimgshelfei-, 

Zu Buchstabe k 

§ 52 Absatz 43a Satz 1 1 - neu - 

Nach dem neuen § 52 Absatz 43a Satz 11 EStG ist die Ände- 
rung des § 32b Absatz 2 EStG erstmals für Wirtschaftsgüter 
anzuw^enden, die nach dem Tag des Gesetzesbeschlusses 
über den Ent^virf eines Jahressteuergesetzes 2013 (Bimdes- 
tagsdnicksache 1 7/ 1 0000) in der Fassung der Beschlussemp- 
felilung des Finanzausschusses (Biuidestagsdmcksache 17/ 
11190) angeschafit, hergesteUt oder in das Betriebsvermö- 
gen eingelegt werden. 

Zu Buchstabe 1 

§ 52 Absatz 45 

Die Neufassung des § 32d Absatz 2 Nummer 4 gilt füi' Be- 
züge imd Einnahmen, die nach dem 3 1 . Dezember 2012 zu- 
fließen. 

Zu Buchstabe m 

§ 52 Absatz 46 

Die Klarstellung, dass die hn Soziahecht geltende Verscho- 
nimgsregehmg auch bei der Eraiittlimg des eigenen Veraiö- 
gens eines Unterhalts empfängers im Steuerrecht Anw^en- 
dimg finden soll, sowie die Festlegung des Umrechnimgs- 
kiirses gilt in allen Fällen, in denen die Ehikommensteuer 
noch nicht bestandskräftig veranlagt ist. 

Zu Buchstabe u 

§ 52 Absatz 50h - neu — 

Die in § 39a Absatz 1 Satz 3 - neu — EStG geregelte Mög- 
lichkeit, im Lohnsteueremiäßigungsverfahren einen Freibe- 
trag mit zw^eijähriger Geltimgsdauer zu bilden, kann autonia- 
tionstechnisch nicht - wie zunächst geplant - zum 1 . Ja- 
nuar 2014 imigesetzt w^erden. Diese Möglichkeit wird nun 
als weitei e Ausbaustufe nach dem erfolgi eichen Einsatz des 


Verfahiens der elektronischen Loluisteuerabziigsmerkmale 
vorgesehen. Es wmd davon aus gegangen, dass diese Ausbau- 
stufe spätestens ab dem Kalenderjahi’ 2015 zui- Verftigung 
steht. Bis dahhi legt diese Anwenduiigsregelung die abw’^ei- 
chende Veifahiens weise fest, wonach ein Freibetrag im 
Lohnsteuereimäßigimgsverfaluen nur füi- die Dauer eines 
Kalendeijahies gebildet werden kaiui. Daraus folgt, dass die 
hl § 39a Absatz 1 Satz 5 — neu — EStG festgeschriebene Ver- 
pflichtung des Arbeitnehmers, Ändenmgen zu seinen Un- 
gimsten dem Finanzamt anzuzeigen, ebenso noch nicht an- 
zuw^enden ist. 

Bei Pauschbeträgen füi' behinderte Menschen und Hinter- 
bliebene bleibt es bei der melujähiigen Gültigkeit. 

Zu Buchstabe o 

§ 52 Absatz 55a 

Die Ändemng des § 43b EStG sowie die geänderte Anlage 2 
sind erstmals auf Ausschüttungen anzuw^enden, die nach 
dem 31. Dezember 2011 zufließen. 

Zu Buchstabe p 

§ 52 Absatz 55c und 55d — aufgehoben - 

Die Regehmg des § 52 Absatz 55c EStG winde in § 43b Ab- 
satz 2 Satz 1 EStG übernommen. Wegen dei- Aufhebung von 
§ 43b Absatz 3 EStG kann auch § 52 Absatz 55d EStG auf- 
gehoben w^ erden. 

Zu Buchstabe q 
Zu Doppelbuchstabe aa 

§ 52 Absatz 59a Satz 7 - neu - 

Die Ändeiung des § 5 Od Absatz 1 EStG ist erstmals auf Zah- 
lungen anzuwenden, die am Tag nach der Verkündung dieses 
Gesetzes zufließen. 

Zu Doppelbuchstabe bb 

§ 52 Absatz 59a Satz 9 imd 10 - neu - 

Die Regehmg in § 50d Absatz 9 Satz 3 ist in allen offenen 
Fällen anzuw^enden. Das Verbot der Rückwffkung greift 
nicht, da kein schutzwürdiges Veitrauen auf den Bestand des 
geltenden Rechts fiir vergangene Zeiträume entstanden w^ai’. 
Die Veiw^altimgsauffassung wan im BMF-Schieiben vom 
12. November 2008 (BStBl I 2008, 988) klar zum Ausdiuck 
gekonunen. Auch hi Bezug auf das o.g. gegenteilige 
BFH-Urteil konnte kein schutzwiirdiges Veitiauen entste- 
hen. Es handelt sich insow^eit nicht um gefestigte, langjäh- 
rige Rechtsprechimg. 

Die Ändenmg in § 50d Absatz 10 ist in allen Fällen anzu- 
w^enden, in denen die Einkommen- oder Köiperschaftsteuer 
noch nicht bestandski äftig festgesetzt ist. Soweit es damit im 
Einzeffall zu einer echten Rückwmkmig hi Foim der nach- 
träglichen Ab ändenmg einer bereits ehigetretenen Rechts- 
folge zu Lasten des Steueipflichtigen konmien sollte, ist 
diese ausnahmsw^eise zulässig. Denn das Verbot der Rück- 
wmkung gieift nicht, w^enn sich schutzwiirdiges Vertrauen 
auf den Bestand des geltenden Rechts füi- vergangene Zeit- 
räume nicht bilden konnte, etw^a w^ed die Rechtslage unklar 
w^ar (vgl. BVerfGE 126, 369 [393/394] m. w^. N.). Ein schutz- 
würdiges Veitrauen auf die im Urteil des BFH vom 8. Sep- 
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tember 2010 — IR74/09- festgestellteii Rechtswiikimgeo 
des § 50d Absatz 10 EStG konnte angesichts der klar’ zum 
Ausdruck gebrachten gesetzgeberischen Zielsetzung (Bun- 
desiatsdiucksache 16/1 11 OS) ini Zeitraum bis zum Urteil 
nicht bestehen. Gleiches gilt füi- Zeiträume ab dem Bekannt- 
werden des Urteils, da ein Vertrauen auf eine bestimmte 
Rechtslage aufgnuid höchstrichterlicher Rechtsprechung 
allenfalls bei — liier nicht vorliegender — gefestigter lang- 
jäluiger Rechtsprechiuig entstehen kami (vgl. BVerfGE 126, 
369 [395]). 

Zu Buchstabe r 

§ 52 Absatz 59d - neu - 

Die Einfiigung des § 50i EStG verletzt keine Vertrauenstat- 
bestände, denn die Steuerpflichtigen sind, wie die Gestaltun- 
gen klar zeigen, selbst davon aus gegangen, dass sie die Be- 
steuenmg der stillen Reseiv-en im Zeitpimkt des Wegzuges, 
der Umstiukturierung oder des vermeintlichen Ausschlusses 
oder der veraieintlichen Beschränkimg des Besteuenings- 
rechts hinsichtlich des Gewinns aus der Veräußenmg eines 
Wirtschaftsguts zimächst vermeiden köiuien imd dafiir die 
deutsche Besteueinng im späteren Veräußerungsfall und 
ebenso die uneingeschränkte deutsche Besteuerung der lau- 
fenden Einkünfte hinziuielunen haben. 

Die zeitliche Anwendungsregelung beschränkt sich entspre- 
chend dieses Ziels auf „Altfälle“. 

Zu Buchstabe s 

§ 52 Absatz 59e und 59f 

Durch die Einfügung des neuen § 52 Absatz 59d EStG, der 
die Anwendungsregelung zu § 50i EStG enthält, wird der 
bisherige Absatz 59d zum neuen Absatz 59e und der bishe- 
rige Absatz 59e zum neuen Absatz 59f. 

Zu Nummer 40 
Zu Buchstabe a 

§ 52a Absatz 10 Satz 12 - neu - 

§ 52a Absatz 10 Satz 12 - neu - EStG macht deutlich, dass 
die Bestinunung ziu’ steuerneutralen Abspaltung in den Fäl- 
len der Abgeltimgsteuer bereits firr Abspaltungen im Jaln 
2012 Anwendung findet. Damit wild bereits firr laufende 
Vorgänge eine Antragsstelhmg im Veranlagrmgs verfahren 
venniederi. 

Zu Buchstabe b 

§ 52a Absatz 16c - neu - Satz 1 

Die Änderung des § 43 Absatz 1 EStG ist erstmals auf Kapi- 
taleifräge anzuweriden. die nach dem 3 1 . Dezember 2012 zu- 
fließeri. 

§ 52a Absatz 16c - neu — Satz 2 

Die Äridenmg des § 44 Absatz la EStG ist erstmals auf Ka- 
pitalerträge arizuw enden, die nach dem 31. Dezember 2012 
zufließeri. 

§ 52a Absatz 16c - neu — Satz 3 

Die Änderung des § 44a Absatz 1, 5, 7, 8 imd 10 EStG ist 
erstmals auf Kapitalerträge arizuwenden, die nach dem 
3 1 . Dezember 2012 zufließeri. 


§ 52a Absatz 16c - neu — Satz 4 

§ 44b Absatz 1 bis 4 imd § 45b EStG sind letztmals anzuweri- 
den auf Kapitalerträge, die dem Gläubiger vor dem 1 . Januar 
2013 zufheßen. 

§ 52a Absatz 16c - neu - Satz 5 

Der neue § 52a Absatz 16c Satz 5 EStG ist eine infolge der 
Ergänzung des § 45a Absatz 2 EStG notwendige Anpassung 
der zeitlichen Anwendimgsregelimg. 

§ 52a Absatz 16c - neu - Satz 6 

Die Äudenmg des § 45d Absatz 1 EStG ist er stmals auf Ka- 
pitalerträge anzuwenden, die nach dem 31. Dezember 2012 
zufheßen. 

§ 52a Absatz 16d - neu - 

Der neue § 44b Absatz 7 EStG ist erstmals auf Kapitalerträge 
arizuwenden, die nach dem 3 1 . Dezember 2012 zufließen. 

Zu Buchstabe c 

§ 52a Absatz 18 Satz 2 

Die Annahme von Sperwennerken, die Authentifrzierung 
von Abzugsverpfiichteten, die Abfrage von Steuer-Identifi- 
kationsnummern imd die Bereitstellung des Kirchensteuer- 
merkmals sind komplexe Verfaluen mit Bezug zm- Daten- 
bank der Steueridentifikationsnummer nach § 139b AO. Die 
Herausgabe von Khchensteueimerkmalen auf Abruf bedingt 
eine hmreichende Test- und Pilotierungsphase, die sicher- 
stellt, dass ausschließlich Berechtigte die abgefiragte hifor- 
mation erhalten. Die hierfür erforderlichen Vbrlaufzeiten be- 
dingen einen Anwendungszeitraum nach dem 3 1 . Dezem- 
ber 2014. 

Zu Nummer 41 

§ 52b -neu - 
Allgemein 

§ 52b EStG beinhaltet die Vorschrifieri zur Einfiihnmg des 
Verfahrens der' elektronischen Lolmsteuerabzugsmerkmale 
(ELStAM-Ver fahreri) sowie ftir den sich bis dahin ergeben- 
den (Übergangs-)Zeitraum. Zugleich werden die Regelun- 
gen an die aktuellen Abläufe der Finanz\^erwaltimg zur Ein- 
fülmmg des EL St AM -Verfahrens angepasst. Ferner w^erden 
Einzelheiten zur w^eiteren Anwendung der Lolms teuerkar- 
ten 2010 sowie der von den Finanzämtern ausgestellten Be- 
scheinigimgen für' den Lohnsteuerabzug (Papien^erfahren) 
im Kalenderjahr 2013 geregelt. 

Eine Neufassimg des § 52b EStG ist erforderlich, weil diese 
Vorsclu'ift diu'ch Artikel 25 Absatz 5 des Gesetzes ziu Um- 
setzimg der Beitreibirngsrichtlinie sowie zur Ändermig steu- 
erlicher Vorschriften (Beitreibimgsrichtlinie-Umsetzimgsge- 
setz) vom 7. Dezember 2011 (BGBl. I S. 2592) ab dem 1 . Ja- 
nuar 2013 aufgehoben worden ist. Die Finanzv^en^'^altung 
wendet den neuen § 52b EStG, der das Verehren für alle Be- 
teiligten vereinfacht, bereits im Vorgriff auf die vor hegende 
gesetzliche Regelung an. 

Entgegen den fiüheren Überlegungen mit einem raschen 
Einstieg sämthcher Arbeitgeber in das EL St AM- Verfallen 
ist ein einjähriger' Einführungszeitraum vorgesehen, hn Rah- 
men einer BiUigkeitsregehmg wurde durch BMF- Schreiben 
vom 19. Dezember 2012 die verpfiichtende Nutzung des 
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Arbeitgeberabnifs ab deoi 1. Januar 2013 mit einem Ein- 
fülmmgszeitraum bis zimi 31. Dezember 2013 festgelegt 
Damit wild den Aibeitgebem ein längerer Umstellungszeit- 
raum auf das ELStAM-Verfaluen angeboteo. Mit dieser 
Regelung sollen auch eventuelle technische und organisato- 
rische Piobleme, die bei einem gleichzeitigen Einstieg aller 
Arbeitgeber zu einem festen Temiin entstehen könnten, ver- 
mieden werden. 

Um die Arbeitgeber insbesondere bei Bereitstellung fehler- 
hafter EL St AM dui’ch die Finanz\er\\^altung nicht über 
Gebühr zu belasten, begleitet und unterstützt die Finanz\-er- 
waltimg den tecluiischen Umstieg der Arbeitgeber auf das 
ELStAM-Verfahren. 

Nachfolgend werden die Ändeinngen imd Ergänzungen des 
§ 52b EStG im Vei-gleich zu der bis ziuii 3 1 . Dezember 2012 
gültigen Eassung bescluieben. 

Zu Absatz 1 

Dui’ch redaktionelle Anpassungen des Gesetzestextes wild 
klargestellt, dass im Übeigangszeitraum bis zur erstmaligen 
Anwendung der ELStAM durch den Arbeitgeber entweder 
die Lohnsteuerkarte 2010 oder eine vom Finanzamt ausge- 
stellte Bescheinigung für den Lohnsteuerabzug mit den je- 
weils eingetragenen Loluisteuerabzugsmerkmalen für den 
Steuerabzug vom Arbeitslohn maßgebend ist. Hierduich 
werden die fiir die Weitergeltung der Lohnsteuerkarte 2010 
vorgesehenen Vorscluiften klarstellend fiu- die die Lohnsteu- 
erkalte 2010 ersetzende Bescheiiügimg für den Lohnsteuer- 
abzug ergänzt. Das Finanzamt stellt eine Bescheinigung füi- 
den Loluisteuerabziig insbesondere dann aus, wenn eine 
Lohnsteuerkarte 2010 nicht vorliegt (z. B. bei erstmaligem 
Beschäftigimgsbeginn in 2012 oder 2013). 

Den Aibeitgebem wird im EiiiRihningszeitraum fireigestellt 
werden, ab wann sie das neue ELStAM-Verfahien anwen- 
den. Weil der Aibeitgeber die Anwendung der erstmals ab- 
gemfenen ELStAM bis zu sechs Monate aufschieben kann 
(Absatz 5a Satz 7 und 8 — neu — ), dürfen die vorgelegten 
Lohnsteuerkarten 2010 sowie die Bescheinigimgen fiir den 
Lohnsteuerabzug erst nach Ablauf des auf den Einfiihnings- 
zeitraums folgenden Kalenderjahres vernichtet werden. 
Diese Folgen regelt der neu gefasste Satz 4. Der Arbeitgeber 
hat diese Unterlagen auszuhändigen, wenn der Arbeitneh- 
mer das Dienstverhältnis im Einfülmmgszeitraum beendet. 

Zu Absatz 2 

Dui’ch redaktionelle Anpassungen des Gesetzestextes wild 
die Zuständigkeit der Finanzämter um den Aufgabenbereich 
der Ausstellung und Ändening von Bescheinigimgen ßxr den 
Lohnsteuerabzug klarstellend eigänzt. Ziuii anderen wild er- 
gänzend geregelt, dass der Arbeitnehmer e^dl. Ändeinngen 
der Lohnsteuerabzugsmerkmale auch daim mitzuteilen hat, 
wenn sie von den Emtragungen in der vom Finanzamt aus- 
gestellten Bescheinigung fiir den Lohnsteuerabzug abwei- 
chen. 

Zu Absatz 3 

Duich redaktionelle Anpassungen des Gesetzestextes wer- 
den die vom Finanzamt im Übergangszeitraum auszustel- 
lende Bescheiiügimg als , Bescheinigung fiir den Lohnsteu- 


erabzug*' imd die weiter zu veiwendende Lohnsteuer- 
kalte 2010 eindeutig bezeiclmet. 

Zu Absatz 4 

Unverändeite Übernahme der bis zimi 31. Dezember 2012 
gültigen Fassung. 

Zu Absatz 5 
Sätze 1 bis 4 

hn geänderten Satz 1 wird das Kalenderjahr 2013 als frühes- 
tes Anwendungsjalu’ für die ELStAM bestinunt. Weil der 
Einsatz des neuen ELStAM-Veifahrens fiir die Beteiligten 
(Finanziverwaltimg, Hersteller von Lolm- und Abrechnimgs- 
progianunen sowie Arbeitgeber) eine sein große Aufgabe 
ist, schaffi: der neue Satz 2 der Finanzvverwvaltimg die gesetz- 
liche Gnmdlage fiir eine gestreckte Einfiihnmg des Verfah- 
rens (sog. Einfiihnmgs Zeitraum). Hierduich soll insbeson- 
dere den Arbeitgebern eine längere Umstellungszeit auf das 
elektronische Verfahren angeboten werden. So kann den sein 
lielfältigen betrieblichen Verfahrensabläufen Rechnimg ge- 
tragen werden. Im Interesse emer möglichst weiüg aufwän- 
digen Verfahrensumstellung ist davon auszugehen, dass der 
Einfühnmgszeitraum ein Kalender jalu umfassen wild. Die 
Einfiihnmg des ELStAM-Verfalu ens iimerhalb eines länge- 
ren Zeitraimis liegt auch im Interesse der Finanzv^erw^altung. 
Hierduich können ggf. Sclnvachstellen des elektrorüschen 
Verfahi ens erkaimt imd behoben werden. 

Der Arbeitgeber ist nicht verpflichtet, das neue ELStAM- 
Veifahren unmittelbar- nach dem Starttennin einzusetzen. 
Vielmehr hat er oder sein Vertreter (§ 39e Absatz 4 Satz 6 
EStG) die gebildeten ELStAM im Einfülu-ungszeitraum ab- 
ziuufen imd giimdsätzhch fiir die auf den Abnifzeitpimkt 
folgende nächste Lohnabreclmimg anzuwenden (zu den 
Ausnahmen von dieser Regelung siehe Absatz 5a Satz 7 
imd 8 - neu-). 

Sätze 5 imd 6 

Um eine pro granungesteuerte Bildung der Lolmsteuei klasse 
zu eraiöglichen, hat der Aibeitgeber oder sein Vertreter nach 
dem Starttei-nün die beschäftigten Arbeitneluner fiir den Ein- 
satz des ELStAM-Verfaluens in der ELStAM-Datenbank an- 
zimielden. Dabei ist auch anzugeben, ob es sich imi ein erstes 
oder ein weiteres Dienstverhältnis des Arbeitneluners han- 
delt. Einzelheiten hierfür regeln die neuen Sätze 5 und 6. Da- 
nach dai’f sich wäluend des Einfiihnmgszeitraimis als „ers- 
ter"' Arbeitgeber niu deijeiüge aiunelden, dem die Lohnsteu- 
erkarte 2010 oder eine vom Finanzamt ausgestellte Beschei- 
nigimg fiii- den Lohnsteuerabzug des Aibeitnehmei s mit der 
Steuerklasse I — V vorliegt bzw^. in den Fällen des Absatzes 1 
Satz 5 Vorgelegen hat. Liegt die Lohnsteuerkalte 2010 oder 
eine Bescheinigimg fiir den Lohnsteuerabzug mit der Steuer- 
klasse VI vor, hat sich der Aibeitgeber als weiterer- Arbeitge- 
ber anzumelden. 

Zu Absatz 5a 

Der neue Absatz 5a ergänzt die Vorschrifien zur Einfiiluimg 
des ELStAM-Verfahiens. 

Sätze 1 imd 2 

Der Arbeitgeber hat nach eistmaliger Anwendung der 
ELStAM die Vorschriften des neuen ELStAM-Veifahrens 
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(Regelverfalneii) aiizuweiideii uiid nicht mein’ die fiir den 
Übergaiigszeitraum bestinmiten Regelungen. Folglich ist 
eine erneute Anwendung der auf der Lohnsteuerkarte 2010 
mid auf der vom Finanzamt ausgestellten Papierbescheini- 
gimg ausgewiesenen Lohnsteuerabzugsmerkmale grund- 
sätzlich nicht mehr möglich (zu den Ausnahmen siehe 
Sätze 7 und 8 - neu -). hn hiteresse einer eindeutigen Ver- 
falnensweise ist eme solche grundsätzliche Regehmg erfor- 
derlich. Sie gilt insbesondere dann, wenn ein späterer Abmf 
oder eine spätere Anwendung der ELStAM aufgrund techni- 
scher Störungen nicht möglich ist. In diesen Fällen sind die 
Regelungen des § 39c EStG (Einbehaltung der Lohnsteuer 
ohne Lohnsteuerabzugsmerkmale) anzuwenden. 

Scheitert allerdings der erstmalige elektronische Abnif der 
ELStAM während des Einfiihnmgszeitraums aufgnmd tech- 
nischer Probleme, kann der Arbeitgeber bis zum vorletzten 
Lohnzahlungszeitraiim des Einfülnungszeitraums weiterhin 
das Papien^er fahren anwenden. Bis zu diesem Lohnzah- 
lungszeitraiim hat der Arbeitgeber die Regehmgen des § 39c 
Absatz 1 EStG (Dreimonats firist für Lohnsteuereinbehalt 
ohne ELStAM) nicht zu beachten. 

Sätze 3 bis 6 

Bei Ehifüluung des ELStAM- Verfahrens bzw. dem erstmah- 
gem Abruf der ELStAM durch den Arbeitgeber karui nicht 
ausgeschlossen werden, dass die Finanzv^eiwaltung für den 
Arbeitnehmer materiell uruichtige ELStAM bereitstellt. Ein 
Grund hier fiir köiuien unzutreffende Meldedaten sein. Weil 
die Finanzämter in der ELStAM-Datenbank gespeicherte 
Meldedaten nicht ändern köiuien, muss das Finanzamt in 
diesen Fällen auf Antrag des Arbeitnehmers ehre Ersatzbe- 
scheinigimg (Besondere Bescheinigimg für- den Lohnsteuer- 
abzug) mit den zutreffenden Lohnsteuerabzugsmerkmalen 
ausstellen. Ebenso sind etwaige Änderungen einzutragen 
(§39 Absatz 1 Satz 2 EStG). Die Gültigkeitsdauer einer sol- 
chen Besonderen Bescheinigung ist auf längstens zwei Ka- 
lendeijalue zu begrenzen. Um in diesen Fällen eine Anwen- 
dimg der unzutreffenden ELStAM auszuschließen, hat das 
Finanzamt den Arheitgeberabnif in der ELStAM-Datenbank 
zunächst zu sperren. Ist der Datenbestand in der ELStAM- 
Datenbank geändert worden und können die ELStAM folg- 
lich zutreffend elektronisch gebildet werden, z. B. nach Da- 
tenberichtigung durch die Meldebehörde, hat das Finanzamt 
die Abnifsperre auffuheben, sodass der’ Arbeitgeber die zu- 
treffenden ELStAM abrufen kann, hi die Besondere Be- 
scheinigung fiir den Lohnsteuerabzug soll ein Hinweis aiif- 
genoiiunen werden, dass der Arbeitnehmer eine Änderung 
seiner persönlichen Verhältnisse dem Finanzamt niitzuteilen 
hat. 

Wird der Konektinbedarf wegen unzutreffender’ Meldedaten 
vor dem erstmaligen Arbeitgeberabiuf festgestellt (z. B. im 
Lohnsteuerennäßigungsverfaluen), kaiui das Finanzamt den 
maßgebenden Arbeitgeber nicht zw^eifelsfiei bestimmen, 
weshalb die Ausstellimg einer arbeitgeberbezogenen Beson- 
deren Bescheinigimg fiir den Lolmsteuerabzug nicht mög- 
lich ist. Folglich darf der Arbeitgeber die Lohnsteuerabzugs- 
merkniale dieser Besonderen Bescheinigung nur darm an- 
wenden. wenn dun der’ Arbeitnehmer die Lohnsteuer- 
karte 2010 oder eine Bescheinigimg für’ den 
Lohnsteuerabzug fiir jeweils das erste Dienstverhältnis vor- 
gelegt hat. 


Weil die Besondere Bescheinigung fiir den Lohnsteuerabzug 
nicht nur für’ den jeweiligen Arbeitgeber ausgestellt wild, 
darf sie der Arbeitgeber erst nach Ablauf duer Gültigkeit 
(des Kalendeijahi es) vernichten. Der’ Ar beitgeber hat die Be- 
sondere Bescheinigung fiir den Lohnsteuerabzug dem Ar- 
beitnehmer auszuhändigen, weiui das Dienstverhältnis vor 
Ablauf ihier Gültigkeit endet. Das Finanzamt muss die Be- 
sondere Bescheinigung fiir den Lohnsteueiabzug nicht zu- 
rückfordein (z. B. w^enn die zutreffenden ELStAM des Ar- 
beitnehmers für’ den elektronischen Abruf durch den Arbeit- 
geber’ bereitgestellt w^erden). 

Sätze 7 und 8 

Diese Regehmgen sollen die Eirifiihnmg des ELStAM- Ver- 
fahrens erleichtern. Deshalb erhält der Ar beitgeber die Mög- 
lichkeit, auf eine sofortige Anw^endmig der abgenifenen 
ELStAM zu verzichten. Statt dessen kann er die Lohnsteuer- 
erhebung im Einfiihnmgszeitraimi fiir die Dauer von sechs 
Kalendermonaten w^eiter nach den Merkmalen der Lohnsteu- 
erkarte 2010 oder einer vom Finanzamt ausgestellten Be- 
scheinigung fiir den Lohnsteuerabzug 2011, 2012 oder 2013 
bzw. nach den im Lolmkonto aufgezeiclmeten Lohnsteuerab- 
zugsmerkmalen durchfiilu en. Ebenso kaim der Arbeitgeber 
verfahren, w^enn er die ELStAM des Arbeitnehmer s im Ein- 
fiihrungszeitraum erstmals und nur’ eirunalig angew^andt hat. 
Auch hl diesem Fall ist ehie Rückkehr zum Papien-verfalu en 
möghch. 

hl diesem besonderen Zeitraum karm der Arbeitgeber bei- 
spielsw^eise die Funktions Fälligkeit der ehigesetzten Lolmab- 
rechnungsprogramme absichern. Ferner’ ermöglicht diese 
Regelung, dass der Arbeitgeber dem Arbeitneluner die abge- 
tufenen ELStAM zm’ Überprüfung vorab mitteilen kann. Ein 
solches Verfahren körmte ggf insbesonder e Rückfiagen der 
Arbeitnehmer bei den Finanzämtern vermeiden. 

Ein w^eiterer Anw^endungsfall ist irisbesondere darm gege- 
ben, werm die unmittelbare Anwendung der er stmals abge- 
tufenen ELStAM durch den Arbeitgeber zu einem vom Pa- 
pienverfahren abw^eichenderi Lolmsteuerabzug fiihrt. Auch 
in diesem Fall soll für’ den Arbeitgeber die fieiwillige Mög- 
lichkeit eröffnet w^erden, mit Zustimmung des Arbeitneh- 
mers den Lohnsteuerabzug nach den Merkmalen der bisheri- 
gen Papierbescheinigimg (Lohnkonto) längstens fiir die 
Dauer von sechs Kalendermonaten durchzufüluen zu kön- 
nen. Nach Vorlage der Besonderen Beschehiigung fiir den 
Lohnsteuerabzug (bei unzutreffenden Meldedaten) oder 
nach Eingang einer sog. Ändenmgsnütteilung zum Abruf 
der vom Firianzamt korrigierten ELStAM hat der Arbeitge- 
ber diese Merkmale arizuw'enderi. Spätestens nach Ablauf 
von sechs Kalendemionaten hat der Arbeitgeber die (erst- 
mals) abgenifenen ELStAM anzuw^enden, w'eim der Arbeit- 
nehmer keine Besondere Bescheinigung fiir den Lohnsteuer- 
abzug vorgelegt hat oder keine sog. Änderungsmitteilung 
zimi Abmf vom Finanzamt konigierter ELStAM ehigeht, 
z. B. w^eil die (erstmals) bereitgesteUten ELStAM zutreffend 
sind. 

In sämtlichen Fällen besteht fiir den Arbeitgeber keine Rück- 
rechnungsverpflichtimg auf den 1. Januar 2013 bzw. fiir ei- 
nen Zeitraum, fiir den er die Regehmgen der neuen Sätze 7 
und 8 angewandt hat. 

Für eine solch verzögerte Anw^endimg der abgenifenen 
ELStAM bzw^ deren voiüb ergehenden Nichtanw’^endimg ist 
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die Zustimiiiimg des Aibeitnehiiieis erforderlich. Der Ar- 
beitgeber ist nicht verpflichtet, eine solche betriebsmterne 
Abstinmiimg lohnsteuerlich zu dokimieotieren; es sind keine 
Aufzeichnungen iin Loluikonto erforderlich. 

Zu den Absätzen 6 bis S (aufgehoben) 

Mit dem Gesetz zui’ Umsetziuig der Beitreibungsrichtlinie 
sowie zui’ Änderung steuerlicher Vorschriften (Beiti eibungs- 
richtlinie-Unisetziuigsgesetz) vom 7. Dezember 2011 
(BGBl. I S. 2592) mirden die lohnsteuerlichen Regelungen 
iin Einkoiiunensteuergesetz ab dem Kalenderjahr 2012 auf 
das neue ELStAM-Verfaluen umgestellt (Regel verfahren). 
Dabei vuuden die bereits zur Einfilhnrng des ELStAM-Ver- 
faluens benötigten Regehmgen der Absätze 6 bis 8 fiir das 
Regelverfahren übeiiioinmen. Um eine Wiedeihohmg der 
Regelungen zu venneiden, werden die Absätze 6 bis 8 ge- 
strichen. Hierdui’ch wird die bisherige kompakte Bescluei- 
bimg der bis zum Start des EL St AM- Verfahrens maßgeben- 
den Regehmgen in § 52b EStG zugunsten eines verkürzten 
Gesetzestextes aufgegeben. 

Zu Absatz 9 

Die derzeitigen Regehmgen zm- hiforaiation der Arbeitneh- 
mer über die automatisiert gebildeten ELStAM körmen ent- 
fallen, weil die Arbeitnehmer bereits im Kalenderjahr 2011 
ein Mitteilungssclu eiberi erhalten haben. Die dadiuch aufge- 
zeigten Ergebnisse haben zu einer Verbesserung imd Aktua- 
lisienmg der zunächst an die ELStAM-Datenbank übemiit- 
telteri Datenbestände gefiihrt. Weil das Mitteilimgsschreiben 
somit seinen Zweck erfiillt hat, karm auf ein weiteres Mittei- 
limgs schr eiben verzichtet werden. 

hl Absatz 9 soll eine Verfaluensvorschrih zm- Durchführung 
einer Einkommens teuerveranlagmig eingefügt werden. Aiif- 
grimd des Übergangs- imd Emfiihnmgszeitraimis für das 
ELStAM- Verfahren in den Kalenderjahren 20 11 bis 2013 
karm ein stets ordnungsgemäßer Einsatz der Lohnsteuer- 
karte 2010 und der vorn Finanzamt ausgestellten Bescheini- 
gimg für’ den Lolmsteuerabzug nicht sichergestellt werden. 

Zum ehren werden Arbeitneluner ihrer Verpflichtimg, die 
Lohnsteuerabzugsmerkmale zu ihren Ungimsten ändern zu 
lassen, nicht stets nachgekoiiunen sein. Dabei muss nicht hi 
allen Fällen eine geplante Steuen^erkürzung vorliegen. So 
körmen z. B. Arbeitnehmer die Vereinfaclnmgsregelungen 
hn Über-gangszeitraimi falsch verstanden haben. Oder sie ha- 
ben auf einen Steuerklassenwechsel verzichtet, weil die da- 
durch zu gering embehaltene Lohnsteuer in etw^a der- Erspar- 
rhs dmch ehren neuen Freibetrag entsprach, auf dessen Ein- 
tragung hn Gegenzug verzichtet worden ist. 

hisbesondere hi diesen genannten Fällen soll der Finanz\-er- 
walhmg fiir die Jahre des Übergangs- imd Einfiihnmgszeit- 
raums ehre eigenständige Verfahrensvorschrifi zm Diircli- 
füluung einer Einkommensteueiveranlagung zm Verfügung 
stehen. Hierdmch können ggf zu gei-hig erhobene Lohnsteu- 
erbeträge nachgefordert werden. 

Zu Nummer 42 

§ 65 Absatz 1 Satz 3 

hl § 65 Absatz 1 Satz 3 EStG wild eine redaktionell notwen- 
dige Anpassung der Veiweisung vor genommen. 


Zudem beiücksichtigt die Ändenmg, dass nach Artikel 1 des 
Veitrags über die Emopäische Union (EUV) hi der Fassung 
des Vertrags von Lissabon die Emopäische Uiüon als 
Rechtsnachfolgerin an die Stelle der Europäischen Gemein- 
schafi getreten ist. 

Zu Nummer 43 

§ 3 Numniei- 40 Satz 4, § 10 Absatz 2 Satz 1 Nmiimer 2 
Buchstabe a und § 43a Absatz 2 Satz 5 

Die Ändenmgen beilicksichtigen, dass nach Artikel 1 des 
Veitrags über die Emopäische Union (EUV) in der Fassimg 
des Vertrags von Lissabon die Emopäische Union als 
Rechtsnachfolgerul an die Stelle der Europäischen Gemem- 
schaft getreten ist. 

Zu Nummer 44 

Anlage 2 (zu § 43 b) 

Anlage 2 wud an die Neufassimg der Mutter-Tochter-Richt- 
linie angepasst. 

Zu Artikel 3 (Ändenmg des Köiperschaftsteuer- 
gesetzes) 

Zu Nummer 1 
Zu Buchstabe a 

§ 8b Absatz 1 Satz 2 

Wegen der so genannten hybriden Fhianziermig whd auf die 
Begründimg zu Artikel 2 Nimuner 3 Buchstabe b (Änderung 
zu § 3 Nr. 40 Buchst, d EStG) verv^hesen. 

Zu Buchstabe b 

§ 8b Absatz 9 

§ 8b Absatz 9 KStG whd redaktionell an die Neufassung der 
Muttei-Tochter-Richtlinie angepa s st . 

Zu Buchstabe c 

§ 8b Absatz 10 

Die Wertpapierleihe wud genutzt, um insbesondei e bei Ban- 
ken imd Versicherungen an sich steuerpflichtige Erträge aus 
Anteilen an Kapital ge sellschafien auf andere Steuerpflich- 
tige zu verlagern, bei denen die Erträge steuerfiei verein- 
nahmt werden körmen. Die Steuerersparrhs wird über eine 
Konipensa tionszahlimg geteilt. Das bisherige Recht schränkt 
solche Gestaltimgen ein imd untersagt den Betriebsausga- 
benabzug fiir die Leiligebülu, allerdings nur, wenn der Ver- 
leiher eine Körperschaft ist. 

Um darüber hinausgehende Gestaltimgen künftig zu imter- 
binden, whd der Anwendungsbereich der steuerlichen 
Gnmdsätze der Weitpapierleihe hisbesondere auf Persorieri- 
geseUschaften als Verleiher aus geweitet. 

Zu Nummer 2 

§ 9 Absatz 1 Nimuner 2 Satz 4 

In § 9 Absatz 1 Nummer 2 Satz 4 KStG whd eine redaktio- 
nell notwendige Anpassmig der Ven^^eismig auf die Arntsliü- 
fer-ichtlinie vorgenonunen. 
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Zu Nummer 3 
§ 26 Absatz 2 

§ 26 Absatz 2 übeniiiiuiit die Regelung in § 50d Absatz 10 
des Einkooiinensteuergesetzes füi- Körperschaften entspre- 
chend. 

Iin Übrigen wild auf die Begründung zu Aitikel 2 Nimi- 
mer 36 Buchstabe c (Änderung zu § 50d Absatz 10 EStG) 
verwiesen. 

Zu Nummer 4 
Zu Buchstabe a 
Zu Doppelbuchstabe aa 

§ 34 Absatz 7 Satz 10 

§ 34 Absatz 7 Satz 10 KStG whd redaktionell an die Neufas- 
sung der Mutter-Tochter-Richtlinie angepasst. 

Zu Doppelbuchstabe bb 

§ 34 Absatz 7 Satz 1 Iff - neu - 

§ 34 Absatz 7 Satz Uff regelt, dass die Änderungen des § 8b 
Absatz 1 Satz 2 KStG erstmals ftir den Veranlagungszeit- 
raum 2013 anzuwenden ist; bei abweichendem Whfschafts- 
jalu wird auf das Wirtschaftsjahr, das nach dem 3 1 . Dezem- 
ber 2012 begomien hat, abgestellt. 

Die Änderung des § 8b Absatz 10 Satz 1 bis 5 und 7 bis 11 
KStG ist eistmals ftir nach dem 3 1 . Dezember 2012 übeilas- 
sene Anteile anzuwenden. 

Absatz 10 Satz 6 ist auf alle offenen Fälle anzuwenden. 

Zu Buchstabe b 

§ 34 Absatz 8a Satz 7 - neu - 

§ 34 Absatz 8a KStG wird um einen Satz 7 ergänzt. Darin 
wird festgelegt, dass die redaktionelle Änderung des § 9 Ab- 
satz 1 Nuiiuner 2 Satz 4 KStG erstmals ftir den Veranla- 
gimgszeitiaum 2013 anzuwenden ist. 

Zu Buchstabe c 

§ 34 Absatz 10b Satz 3 

Durch Artikel 2 des Gesetzes vorn 8. Dezember 2010 
(BGBl. I S. 1 768) - Jahressteuergesetz 2010 - ist in § 34 Ab- 
satz 10b Satz 3 KStG eine bis 2013 befristete Übergangsre- 
geliuig zur Auflösung von Rückstelhmgen für’ Beitragsrück- 
erstattimgen (RfB) eirigeführt worden. War hierftir zuvor auf 
die Zuftihnmg innerhalb des am Bilanzstichtag endenden 
Wirt Schaft sjalues luid der zw^ei vorangegangenen Wirt- 
schaftsjahre abzustelleri, so ist nach geltenden Recht auf die 
Zuftilmmgeri irmeihalb des am Bilanzstichtag endenden 
Wirtschaftsjalues imd der vier vorangegangenen Witt- 
schaftsjahre abzustelleri. 

Die Übergangsregehmg dient dazu zu verhindern, dass Un- 
ternehmen in Zeiten aktuell niedriger Zinsen auf den Kapi- 
tahiiärkten ihre aufsichtsrechtlich auch als Sicherheitspuffer’ 
dienende RfB auflös en müssen. Die Entwickhmgen an den 
Kapitalmärkten lassen erkermen, dass sich die Verhältnisse, 
wie sie im Zeitpimkt der Schaffung der in 2013 auslaufenden 


Übergangsregelung bestanden haben, nicht wesentüch ver- 
ändert haben. Vor dem Hmtergrmid einer vreiterliin gebote- 
nen Abwägung der Interessen von Uritemelunen imd Ver si- 
cherten wird die Übergangsregehmg numiiehr bis zum Ver- 
anlagungszeitraum 2015 verlängert. 

Zu Nummer 5 

§ 5 Absatz 2 Nimuner 2 imd § 32 Absatz 4 Satz 1 

Die Ändenmgen berlicksichtigeri, dass nach Artikel 2 des 
Vertrags von Lissabon Artikel 48 des Vertrags zm’ Gründimg 
der Europäischen Gemeinschaft durch Artikel 54 des Ver- 
trags über die Arbeitsw^eise der Emopäischen Union ersetzt 
mir de. 

Zu Nummer 6 

§ 8b Absatz 7 Satz 3, § 21a Absatz 2 und § 26 Absatz 6 
Satz 10 

Die Ändenmgen berlicksichtigeri, dass nach Artikel 1 des 
Vertrags über die Eiuopäische Union (EUV) in der Fassimg 
des Vertrags von Lissabon die Europäische Union als 
Rechtsnachfolgerin an die Stelle der Europäischen Gemein- 
schaft getreten ist. 

Zu Artikel 4 (Ändenmg des Gewerbesteiier- 
gesetzes) 

Zu Nummer 1 
Zu Buchstabe a 

§ 9 Nummer 5 Satz 4 

hl § 9 Nimuner 5 Satz 4 GewStG wird eine redaktionell not- 
wendige Anpassimg der Ven^^eisuiig auf die Anitshilfericht- 
linie vorgenornmen. 

Zu Buchstabe b 

§ 9 Nunuiiei’ 7 Satz 1 

§ 9 Nummer 7 Satz 1 GewStG wird redaktionell an die Neu- 
fassimg der Mutter-Tochter-Richtlinie angepasst. 

Zu Nummer 2 
§ 29 Absatz 1 Nimuner 2 

Die Regelimg sieht die Ausdelmimg der seit dem Erhebimgs- 
zeitrauni 2009 bei der Zerlegimg des Gewerbesteuermess- 
betrags von Windkiaftanlagenbetreibem bestehenden Son- 
denegelimg auf die Energie er zeugimg aus solarer Strah- 
limgsenergie im Siiuie des § 3 Nummer 3 EEG (eineuerbai e 
Energien) vor. Die allgemeine Beschränkimg auf Gewerbe- 
treibende, die ausschheßhch Anlagen zur Energieerzeugung 
aus Windenergie imd solarer Strahlungsenergie betreiben, 
veimeidet Verw^erftmgen bei den kommunalen Messbetrags- 
anteilen im Falle von Unternehmen, die neben diesen Anla- 
gen noch andere betriebliche Tätigkeiten ausüben (z. B. Un- 
ternehmen mit industrieller Fertigung und einer Solaranlage 
auf einem Fabrikdach). 

Die Sondeixegelungen der §§ 30 ff. GewStG bleiben von den 
vorstehenden Ausfühiimgen imberülut. 
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Zu Nummer 3 

§ 35c Absatz 1 Nmiuiier 2 Buchstabe f 

Duich Artikel 2 des Gesetzes zm- Umsetzung aufsichtsi echt- 
Ikher Vorsclmften der Zahluiigsdienstrichtlinie (Zahlungs- 
dieiisteumsetzungsgesetz) vom 25. Juni 2009 (BGBl. I 
S. 1506) mirde § 1 Absatz la Satz 2 Nummer 6 und 8 des 
Kieditv^esengesetzes aufgehoben. Die betreffenden Unter- 
nehmen finden den Vorgaben der Zahlimgsdiensterichtlinie 
folgend als Zalilimgsinstitute den aufsichtsrechthchen Be- 
stinunimgen eines Zahlimgsdiensteaufsichtsgesetzes (ZAG) 
luitem^orfen (§ 1 Absatz 1 Nimuner 5 i. V. m. Absatz 2 
Nummer 2 Buchstabe c und Nummer 6 ZAG). Die Regelung 
stellt eine redaktionelle Folgeändenmg dar, die sicherstellen 
soll, dass sich die bereits bestehende Ennächtigung ziu 
Schafflmg einer Sonderregehuig beim Verzicht auf die ge- 
werbesteuerliche Hinzurecluiung bestinmiter Finanzienings- 
auffvendimgen auch auf die genaimten Zahlimgsdienste er- 
streckt. 

Zu Nummer 4 
Zu Buchstabe a 

§ 36 Absatz 8b Satz 5 - neu - 

Der neue § 36 Absatz 8b Satz 5 GewStG regelt, dass die Än- 
derung des § 9 Nununer 5 Satz 4 GewStG erstmals fiir den 
Veianlagungszeitraimi 2013 anzuwenden ist. 

Zu Buchstabe b 

§ 36 Absatz 9d - neu — 

Zur zeitweisen Vermeidung ggf. eintretender Verteilungsef- 
fekte im derzeitigen Gewerbesteueraufkonunen wird be- 
stinunt, dass die Ausdeluiung der Sonden egelung auf solar e 
Stiahlungsenergie fiir eine Übergangszeit von 10 Jahr en (Er- 
hebimgszeiträume 2013 bis 2022) zunächst niu fiir Neuanla- 
gen Anwendung findet. Die Regelung stellt somit sicher, 
dass den beteihgten Konununen bei Betiieben mit bestehen- 
den Anlagen zur Eriergiegewinnung mittels solarer Strah- 
lurigsenei^ie (Altanlagen) ein ausreichender Zeitralunen ziu 
Verfiigiuig steht, sich irn Einzelfall auf die sich ändernde 
Rechtslage einzustellen. Darüber hinaus ist sichergestellt, 
dass die fiir den Bereich der Windkrafianlagenbetreiber seit 
2009 bestehende Sonden egelung vreiterhin in der geltenden 
Fassung anzuwenden ist. Das mit der Übergangsregelung 
einliergehende Erfordernis der Unterscheidung von Neuari- 
lagen luid Altarilagen macht die Auffeilung des einheitlichen 
Gewerbe steuemiessbehags anhand eines geeigneten Maß- 
stabs, erforderlich. Die Regelung bestinunt, dass die Auftei- 
lung nach den jeweiligen Verhältnissen des maßgebenden 
Sachanlagevennögens arizuwenden ist. Damit knüpft der' 
Gesetzgeber beuuisst an eine Größe an, die er auch in § 29 
Absatz 1 Nummer 2 GewStG verwendet hzw. die auch in 
Zerlegungsfälleri nach §§30 oder 33 Absatz 1 Gew^StG seit 
Jalu'zehnten relevant ist. 

Zu Buchstabe c 
Zu Doppelbuchstabe aa 

§ 36 Absatz 10a Satz 3 - neu - 

Der neue § 36 Absatz 10a Satz 3 GewStG regelt, dass die 
Ändening des § 35c Absatz 1 Nummer 2 Buchstabe f 
GewStG erstmals für' den Erhebungszeitraum 2009 anzu- 
wenden ist. 


Zu Doppelbuchstabe bb 

§ 36 Absatz 10a Satz 4 - neu - 

Die Vorschr-ift wird redaktionell angepasst. 

Zu Artikel 5 (Ändenmg der Gewerbesteuer- 
Diu'chfiilirungsverordniing) 

Zu Nummer 1 
§ 19 Absatz 4 

Auf die Begründrmg zu Artikel 4 Nunmier 3 (§ 35c 
Gew^StG) w^ird verwiesen. Die Regelung ist erforderlich, da- 
mit die bislang in § 1 Absatz la Satz 2 Nummer 6 und 8 des 
Kreditw^esengesetzes a. F. genannten Untemelimen weiter- 
hin die Sonderregelung des § 19 GewStDV beanspr'uchen 
können, sov/eit die dortigen Voraussetzungen erfiillt sind. 

Zu Nummer 2 

§ 36 Absatz 3 

Die Regehmgen des Gesetzes zur Umsetzung aufsichtsrecht- 
licher Vorschriften der Zalüungsdienstr-ichtliriie sind am 
3 1 . Oktober 2009 in Kr aft getreten. Die Ändernngen in § 35c 
GewStG zur- Sondenegelung für' Zahlungsdienste sind erst- 
mals für den Erhebungszeitraimi 2009 arizuwenden. 

Zu Artikel 6 (Ändenmg des Außensteuergesetzes) 

Zu Nummer 1 

Die Änderungen des § 1 des Außensteuergesetzes (AStG) 
und insbesondere die Regelung des neuen Absatz 5 haben 
den Zweck, die Besteuening grenzübersclueitender Vor- 
gänge im Hinblick auf die Gewinnabgrerizung bzw. Gewirui- 
verteilung klar und für' alle hivestitiorisaltemativeri (Kapital- 
gesellschaften, Personengesellschafterl, Betriebsstätten) ein- 
heitlich zu regeln. Dazu ist es vor allem erforderlich, den 
neuen Artikel 7 des OECD-Musterabkonmiens 2010 
(OECD: Organisation for Economic Cooperation and Deve- 
lopment) und dessen Musterkommentienuig (vom Rat der 
OECD am 22 . Juli 2010 verabscliiedet und veröffentlicht) in- 
haltlich hl hinerstaatliches Recht umzusetzen. Damit folgt 
Deutschland den internationalen Bemüliurigen, die bisher 
weitgehend unehilieitliche Praxis der internationalen Be- 
triebsstättenbesteueiTing auf einen einheitlichen Standard 
(Fremdvei'gleichsginndsatz) zu bringen. Deutschland folgt 
damit auch dem OECD-Betriebsstättenbericht 2010 (eben- 
falls vom Rat der OECD am 22. Juli 2010 verabschiedet und 
veröffentlicht), der auf einer redaktionellen Überarbeitung 
des OECD-Betriebsstättenberichts 2008 beruht und an die 
überarbeiteten OEC D-Venechniuigspreisgrunds ätze in der 
Fassung vom 22. Juli 2010 angepasst v^uude. Der OECD-Be- 
triebsstättenbericht 2010 enthält die interna tiorial eritv^dckel- 
ten Grundsätze (Authorised OECD Approach) zur Anwen- 
dung des Fremdver'gleichsgmndsatzes auf die Aufteüung der 
Gewinne zwischen Betr-iebsstätte und Unternehmen. 

Um den Fr'emdvergleichsgmndsatz in diesem Sinne auf in- 
ternationale Betriebsstättenfalle ariw^enden und auch belas- 
tende Rechtsfolgen darauf stützen zu körmeri, reichen die 
Doppelbesteuerungsabkonmien (DBA) nicht aus, vreil sie 
nach allgernemer Rechtsauffassung keine eigenständigen 
Besteueningsr echte begründen, sondern niu’ den Zweck ha- 
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beii, innerstaatliche Besteueningsiechte der Staaten für- be- 
stiiimite Einkunfirsqnellen zu begrenzen, luii Doppelbesteue- 
rungen zu venneiden. Durch die Gesetzesändeinng weiden 
fui- die Anwendung des Fremdveigleichsgi'undsatzes klaie, 
an internationale Giimdsätze angepasste, innerstaatliche Re- 
gelungen geschaffen. Bisher bestanden lediglich teilw^eise 
ausdilickliche, gesetzliche Regelungen, vor allem in § 4 Ab- 
satz 1 Satz 3 und 4 des Einkonimensteuergesetzes (EStG) 
imd § 12 Absatz 1 des Köiperschaftsteueigesetzes (KStG). 

Von den OECD -Regelungen sind nur Betriebs statten (ein- 
scliließlich Niederlassungen) betroffen, die ein rechtlich rm- 
selb ständiger Bestandteil eines Unternehmens sind und 
keine selbständigen Rechtsträger darstellen (sog. einfache 
Betriebsstätten). Die OE CD -Re gelungen beüeffen nicht Be- 
teiligungen an einer Personengesellschaff oder Mitimtemeh- 
merschaft, die innerstaatlich imd abkommensrechtlich eben- 
falls als Betriebsstättenfälle gelten, da den Gesellschaftern 
die Betriebsstätten ihrer Gesellschaft anteilig zugerechnet 
werden (sog. transparente Besteuerung). Anders als ehi Un- 
ternehmen im Verhältnis zu seiner rechtlich unselbständigen 
Betriebsstätte katui z. B. ein Gesellschaftei' mit seiner Perso- 
nengesellschaff - so wie mit einei' Kapitalgesellschaft - zi- 
Glrechtlich wirksame Verträge abschließen. Der neue Ab- 
satz 5 betrifft deshalb niu rechtlich unselbständige Betriebs- 
stätten, unabhängig von der Rechtsform des Unternehmens. 

Die Geschäftsbeziehung einer Personengesellschaft oder 
Mitiuitemehmerschaft zu ihrem Gesellschafter oder Mitim- 
temehmer wird dagegen nicht von Absatz 5 sondern vom 
neuen Satz 2 in Absatz 1 erfasst, da sich in diesen Fällen - so 
wie bei nahestehenden Kapitalgesellschaften - selbständige 
Rechtsträger gegenüber stehen. Dadurch werden diese Ge- 
schäftsbeziehiuigen den Geschäftsbeziehungen von Kapital- 
gesellschaften hinsichtlich der Einkünfteabgrenzung gleich- 
gestellt. Dies fülut zu einer Klarstellung und Veiehifachung, 
da bisher zweifelliaft war, ob luid in welchem Umfang inso- 
weit die Besteuerungsgi'undsätze fiii’ einfache Betriebsstät- 
ten anzuwenden sind. 

Tatbestands voraus Setzung für die Anw^endrmg des Fremd- 
vergleichsgrundsatzes nach § 1 Absatz 1 AStG ist u. a., dass 
eine Geschäftsbeziehiuig mit ehier nahestehenden Person 
vorliegt. Nach dem bisherigen § 1 Absatz 5 AStG sind Ge- 
schäftsbeziehimgen schuldiechtliche Beziehungen, denen 
keine gesellschafts vertragliche Regelung zugrunde liegt. Da 
zwischen einem Untemelunen imd seiner rechtlich unselb- 
ständigen Betriebsstätte im Sinne des § 12 der Abgabenord- 
nimg (AO) keine schuldrechtlichen Beziehimgen möglich 
sind, fehlte es schon an dieser Tatbestandsvoraussetzimg, um 
die Aufteilung der Einkünfte zwischen einem Unternehmen 
imd seiner Betriebsstätte nach § 1 Absatz 1 AStG korrigiei en 
zu köimen. Dmch den neuen § 1 Absatz 5 AStG w^erden der- 
artige Fälle internationaler Betriebsstätten ausdrücklich in 
den Anw^endungsbereich des § 1 AStG einbezogen. 

Zn Buchstfibe £i 

§ 1 Absatz 1 Satz 2 - neu - 

hl § 1 Absatz 1 Satz 2 AStG wmd die Regelung aufgenom- 
men, dass der Fremdvergleichsgi'undsatz unmittelbar ftu 
Personengesellschaften imd Mitimtemehmerschaften selbst 
gilt. Nach langjähriger deutscher Verv/altungsauffassung 
(z. B. Tz. 1.4.3 des Artwendungssclueibens zum AStG vom 


14. Mai 2004 - IV B 4 - S 1340 - 1 1/04 - BStBl I Sonder- 
nimuner 1/2004) ist § 1 Absatz 1 AStG auch auf grenzüb er- 
schieitende Geschäftsbeziehungen anzuwenden, an denen 
Personengesellschaften beteiligt sind. Insovreit ist eine aus- 
dilickhche gesetzliche Regelung erforderlich, imi mögliche 
rechtliche Unklarheiten zu vermeiden, ob § 1 AStG wirksam 
ist für Sachverhalte, an denen Personengesellschaften oder 
Mitimtemehmerschaften (siehe § 15 Absatz 1 Satz 1 Num- 
mer 2, § 13 Absatz 7 und § 1 S Absatz 4 Satz 2 EStG) beteiligt 
sind. Betroffen sind Personengesellschaften und Mitimter- 
nehmerschaften, die Einkünfte nach § 13, § 15 oder § 18 
EStG erzielen, aber auch Personengesellschaften, die keine 
Mitimtemehmerschaften sein köimen, w^eil sie z. B. aus- 
schließlich Einkünfte nach § 21 EStG erzielen. 

Personengesellschaften imd Mitimtemehmerschaften sind 
zw^ar ftu die Einkommen- bzv^^. Körperschaftsteuer selbst 
keine Steueipflichtigen. Allerdings sind die Gesellschafter 
mit ihrem Anteil am Gewmm der Personengesellschaft oder 
Mitimtemehmerschaft im Regelfall nach dem EStG oder 
dem KStG steueipflichtig. hn Ergebnis w^erden die Betiiebs- 
stätten ehier Personengesellschaft oder Mitimtemehmer- 
schaft den Gesellschaftern bzw^. Mitmitemelunem anteilig 
als eigene Betiiebsstätten zugerechnet, obw^olil Personenge- 
sellschaften imd Mituntemehmerschaften im Regelfall zivil- 
rechtlich eigenständige Rechtsträger sind. Dies entspffcht 
auch dem abkonunensrechtlichen Verständnis. 

Durch Satz 2 werden Personengesellschaften und Mitimter- 
nehmerschaften ftu Zw^ecke des § 1 AStG den Kapitalgesell- 
schaften bei der Einkünfteemüttlung gleichgestellt. Mit die- 
ser Regehmg nimmt das Gesetz die ständige Rechtsprechung 
des Bundesfinanzhofes (BFH) auf, nach der Personengesell- 
schaften und Mi timtemeluner schäften selbständige Gewin- 
nermittlungs Subjekte sind. Aus diesem Gnmd ist es sachge- 
recht, Personengesellschaften und Mitimtemelunerschaften 
den Kapitalgesellschaften gleichzustellen. 

Darüber hinaus regelt Satz 2 ausdrücklich, dass Personenge- 
sellschaften imd Mitimtemehmerschaften auch naheste- 
hende Personen im Sinne des § 1 Absatz 1 AStG sein kön- 
nen, w^enn sie die Voraussetzimgen des § 1 Absatz 2 AStG er- 
füllen (so schon BMF -Schreiben vom 23. Febmar 1983, 
BStBl IS. 218, Tz. 1.3. 2. 2). 

Zu Buchstabe b 
Zu Doppelbuchstabe aa 

§ 1 Absatz 3 Satz 5 

Es handelt sich imi eine redaktionelle Folgeändenmg. Da in 
Absatz 1 ein neuer Satz 2 eingefiigt w^ird, wmd die Zitiienmg 
entsprechend angepasst. 

Zu Doppelbuchstabe bb 

§ 1 Absatz 3 Satz 6 

Es handelt es sich um eine technische Klarstellung. Für die 
Bestinunimg des Mindestpreises fiir den Leistenden imd des 
Höchstpreises fiir den Leistimgsempfänger ist es im hypo- 
thetischen Ffemdvergleich betnebswirtschafilich notwen- 
dig, fimktions- und risikoadäquate Kapitalisieirrngszinssätze 
zubeilicksichtigen. Dies ist bisher ausdrücklich nui- in Satz 9 
enthalten, gilt aber allgemein. 
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Zu Doppelbuchstfibe cc 

§ 1 Absatz 3 Satz 9 

Es handelt sich mii eine redaktionelle Folgeändenuig zm- 
oben genannten Ändenmg des § 1 Absatz 3 Satz 6 AStG, Der 
in Satz 9 gestrichene Satzteil wäre nach der technischen Er- 
gänzung von Satz 6 eine uiuiötige Wiedeihohing. 

Zu Doppelbuchstabe dd 

§ 1 Absatz 3 Satz 13 - aufgehoben 

Der bisherige Satz 13 des Absatzes 3 wud ziuii neuen Ab- 
satz 6 lind ist daher m Absatz 3 aufzuheben. 

Zu Buchstabe c 

§ 1 Absatz 4 — aufgehoben 

Der bisherige § 1 Absatz 4 AStG wird aufgehoben, da er füi' 
Fälle von Verletzungen erhöhter Mitv^^rrkungspflichten keine 
praktische Bedeutung mein hat. Der Regelungsinhalt ist in 
den aUgenieinen Schätzungsregeln des § 162 der Abgaben- 
ordnung (AO) enthalten; zu beachten ist insbesondere § 162 
Absatz 3 AO . 

Zu Buchstabe d 

§ 1 Absatz 4 - neu — 

hl Absatz 4 wild dei- Begriff dei- Geschäftsbeziehung für den 
Anwendungsbereich des § 1 AStG neu definiert. Dies ist vor 
allem erforderlich, um auch die Beüiebsstättenfälle des 
neuen Absatzes 5 zu ei fass en, 

Satz 1 

hl Satz 1 wird der Begriff „schuldiechtliche Beziehung^' 
diu’cli den Begriff „whtschafirlichei- Vorgang“ ersetzt, da in 
den Fällen des neu gefassten Absatzes 5 (Verhältnis zwi- 
schen eineni Unternehmen und seiner Betiiebsstätte) schuld- 
rechtliche Beziehungen nicht möglich sind. Aber auch in 
diesen Fällen sind wirtschaftliche Vorgänge festzustellen, 
die ordentliche und gewissenhafte Geschäftsleiter voneinan- 
der unabhängiger Untemelunen (Fremdvergleich) schon aus 
Giünden der Rechtsklarheit imd Rechtssicherheit als schuld- 
rechtliche Beziehimg aus gestaltet hätten. Der Begriff „wmt- 
schaftlicher Vorgang“ umfasst alle rechtlichen Beziehimgen 
imd tatsäclilichen Handlungen. 

Darüber hinaus macht Satz 1 deutlich, dass eine Geschäfts- 
beziehung sowohl aus einem Geschäftsvorfall als auch aus 
melueren wirtschaftlich zusammenhängenden Geschäfts- 
vorfällen zwischen dem Steuerpflichtigen imd der naheste- 
henden Person bestehen kann. Unabhängig davon, dass Ver- 
rechnungspreise gnmdsätzlich auf einen Geschäfts Vorfall 
bezogen zu prüfen sind, kann es nach dem Fremdvergleichs- 
grundsatz notv^^endig sein, den Pr eis fiir einen Geschäftsvor- 
fall unter Eiubeziehung anderer Geschäftsvorfalle zu besthn- 
tiieri (z. B. imter Einbeziehimg von Geschäftsvorfallen aus 
anderen Wirtschaftsjahren), wenn voneinander unabhängige 
ordentliche imd gewissenhafte Geschäftsleiter unter ver- 
gleichbaren Umständen ebenso verfahren wären. 

Satz 1 regelt in der Nummer 2, dass auch wirtschaftliche 
Vorgänge zwischen ehietii Unternehmen imd seiner in einem 
anderen Staat gelegenen Betriebs stätte als Geschäftsbezie- 
himgen im Sinne des § 1 AStG anzusehen sind. Da in diesen 


Fällen aus Rechtsgründen (eine Betriebsstätte besitzt als un- 
selbständiger Teil eines Unternehmens keine Rechtsfähig- 
keit) keine whksame schuldr echtüche Vereinbanmg abge- 
schlossen worden sein kann („hi-sich-GeschäfU), ist irii Re- 
gelfall Satz 2 anzuwenden. Vorgänge zwischen einem Unter- 
nehmen imd seiner Betriebsstätte werden gesetzhch als 
„anzunehmende schuldrechtliche Beziehungen“ definierl 
(international wird von dealings gesprochen — OECD). Die 
Regelimg gilt fiir inländische Unternehmen mit ausländi- 
schen Betriebs Stätten imd fiu ausländische Unternehmen mit 
inländischen Betriebsstätten. 

Satz 2 

Satz 2 stellt klar, dass Geschäfisbeziehungen olme oder ohne 
nachweisbare schuldr echtliche Vereinbarungen so behandelt 
werden, als ob dmeri - wie im Regelfall zwischen voneinan- 
der unabhängigen Personen üblich — schuldrechtliche Ver- 
einbanmgen zugnmde lägen. Die gesetzliche Vermutung 
karm jedoch vom Steuerpflichtigen im Einzel fall widerlegt 
werden. 

Zu Buchstabe e 

§ 1 Absatz 5 imd 6 - neu 
Absatz 5 - neu ~ 

Allgemeines 

Absatz 5 regelt hi Übereinstimmimg mit den Überlegungen 
der OECD "(Authorised OECD-Approach) die Grundsätze, 
nach denen der internatiorial anerkannte Fremdvergleichs- 
grundsatz sowohl auf die Aufteilung der Gewitme zwischen 
einem inländischen Unternehmen und seiner ausländischen 
Betiiebsstätte als auch auf die Ennittlung der Einkünfte einer 
inländischen Betriebsstätte eines ausländischen Uritemeh- 
mens anzuwenden ist. 

Die Behandhmg einer rechtlich unselbständigen Betiiebs- 
stätte (§12 AO) als fiktiv eigenständiges und unabhängiges 
Unternehmen imd die entsprechende Anwendung der Ver- 
rechnungspreisgnmdsätze karm dazu fiihreri, dass eine Be- 
triebsstätte beispielsweise 

1. Gewirme erzielt, obwolil das Untemelimen insgesamt 
Verluste hinnehmeri muss (sogar darm, wenn das Uriter- 
rielunen ins ge samt nie einen Gewinn erzielt), oder 

2. Verluste hinnehmeri muss, auch wenn das Untemehmen 
insgesamt Gewinne erzielt. 

Der Ansatz von Fremdvergleichspreisen auf Gnmd anzmieh- 
iiiender schuldrechtlicher Beziehungen (dealings) zwischen 
dem Unternehmen imd seiner fiktiv rechtlich selbständigen 
Betriebsstätte karm auch dazu fiihreri, dass es zu Abweichun- 
gen der Siminie der Einzelergebnisse verschiedener Be- 
triebsstätten vom Gesamtergebnis des Unternehmens 
koriunt. Solche Abweichimgeri entstehen dadurch, dass steu- 
erhch auf Grund der angesetzten Preise stüle Reseiv^en auf- 
gedeckt werden, die das Unternehmen insgesamt bilanziell 
noch nicht realisiert hat . Die Abweichungen gleichen sich al- 
lerdings über mehrere Veranlagungszeiträume hinweg aus, 
z. B. werm die innerbetriebliche Gewinnrealisierung, die 
steuerlich zu erhöhten fiktiven Anschafftmgskosten fiihrt, 
später tatsächlich im Außenverhältnis des Unternehmens 
stattfindet oder wenn die hmerbetriebliche Realisierung in 
späteren Jahren durch erhöhte Abschreibungen (wegen der 


Deutscher Bundestag - 17. Wahlperiode 


-85- 


Drucksache 17/13033 


erhöhten fiktiven Anschaffungskosten) kompensiert wird. 
Um diese Effekte zumindest zu mildem, whd die Anwend- 
barkeit des § 4g EStG insoweit nicht eingeschränkt (§1 Ab- 
satz 5 Satz 6 AStG). 

Bei der Anwendung des Freiiidvergleichsgnindsatzes zwi- 
schen rechtlich selbständigen Unternehmen ist in erster Li- 
nie von den schuldrechtlichen Vereinbaningen auszugehen, 
die zv^dschen duien abgeschlossen w^orden sind. Da solche 
Vereinbainngen in Betrieb Stättenfällen rechtlich nicht mög- 
lich sind, können entsprechende Aufzeichnungen über die 
wirtschaftlichen Vorgänge zusammen mit anderen Unterla- 
gen, wie z. B. Protokollen, intemen Anweisungen, Bu- 
chimgsbelegen und Zeiclmungsberechtigungen als Ersatz 
anerkarmt werden. Solche Aufzeichnungen sind schon bis- 
her nach § 90 Absatz 3 AO fiir die Sachverhalts- und Ange- 
messenheitsdokumentation zu erstellen und auf Verlangen 
vorzulegen. 

Zur Sichenmg des deutschen S teuer aufkonunens und zin 
Vermeidung luibesteuerter („weißer*') Einkünfte ist eine ein- 
deutige Rechtsgmndlage erforderlich, die eine vollständige 
imd verbindliche innerstaatliche Umsetzung des OECD-Be- 
triebs Stättenberichts 2010 emiöglicht. Deshalb soll diese 
Rechtsgrundlage grimdsätzlich Vonang vor den DB As ha- 
ben, die dem bisherigen Artikel 7 des OECD-Musterabkom- 
meris (OECD-MA) oder dem Artikel 7 des Musterabkom- 
meris der Ver einten Nationen (VN-MA) entsprechen. Nur so 
ist es möglich, im Bereich der Besteuenmg internationaler 
Betriebsstättenfälle durch weitere Konkretisiemng und Prä- 
zisiemng des im DBA vereinbarten Fremdvergleichsgnmd- 
satzes zu klaren und eindeutigen Regelimgen für- die inner- 
staatüche Praxis zu kommen. 

Soweit dadiuch internationale Besteuenmgskonflikte entste- 
hen, z. B. Wed der aridere Staat einer von der deutschen Re- 
gelung abweichenden Auslegung des Fremdvergleichs- 
gnmdsatzes folgt und sich insoweit auf das jeweils geltende 
DBA bemh, das eine Regelung enthält, die dem bisherigen 
Artikel 7 OECD-MA oder dem Artikel 7 VN-MA entspricht, 
gilt § 1 Absatz 5 Satz 8 AStG. Diese Regelung wahrt einer- 
seits die auf dem Abkommen benüienden Besteuenings- 
rechte des anderen Staats und venneidet andererseits Dop- 
pelbesteuerung in Fällen, in denen es sonst auf Gnmd der 
Neuregelung zu einer’ einseitigen Anwendung der Grimd- 
sätze des OE CD -Betriebsstättenberichts 2010 diuch 
Deutschland kommen könnte. § 1 Absatz 5 Satz 8 AStG er- 
möglicht so auf völkenechtskonfonne Weise eine mit dem 
jeweiligen DBA überemstinmiende Anwendung des Fretiid- 
vergleichsgruridsatzes durch die Vertragsstaaten. 

Satz 1 

Satz 1 regelt die Anwendung des Frerndvergleichsgr-undsat- 
zes im Sinne des § 1 AStG auf Geschäftsbeziehimgen im 
Shme des § 1 Absatz 4 Satz 1 Nununer 2 AStG, d. h. auf an- 
zunehmende schuldrechtliche Beziehungen zwischen einem 
Unteinelunenund dessen rechtlich unselbständiger Beti-iebs- 
stätte (§12 AO), z. B. 

1. fiir iinbesclu’änkt Steuerpflichtige, deren ausländische 
Betr-iebsstätterieinkünfte nach einem DBA freizustellen 


sind, oder bei denen ausländische Steuern auf ausländi- 
sche BetriebsstätteneinküiiRe arizmechnen sind, oder 

2. für beschränkt Steuerpflichtige, deren inländische Be- 
trieb sstättenehikünfite gemindert w^erden. 

Der Begriff „Unternehmen“ im Shme des Satzes 1 umfasst 
unabhängi g von der Rechts form sow^olil die gewerblichen 
Unternehmen als auch die selbständig Tätigen. Die Rege- 
hmg in Satz 1 umfasst sow^olil hiländische Unternehmen mit 
duen ausländischen Betriebsstätten (Aufteilung der Em- 
künffe) als auch ausländische Uritenielirnen mit duen inlän- 
dischen Betriebsstätten (Ermittlung der Einkünfte). Auch die 
Geschäftsbeziehimgen ehier Personengesellschaft oder einer 
Mitimtemehmerschaft im Sinne des § 1 Absatz 1 Satz 2 
AStG zu duen jeweiligen Betriebs Stätten in anderen Staaten 
w^erden erfasst. Absatz 5 ist jedoch nicht auf Personengesell- 
schaften anzuw^erideri, die zw^ar eigenständige Rechtsträger 
sind, aber Einkünfite nach § 21 EStG erzielen, derm eine sol- 
che Personenges eil schaff kann selbst daim nicht über eine 
Betriebsstätte im Shme des § 12 AO verfugen, w^enn die 
sacldichen Voraussetzimgen fiir eine feste Ehuichtung gege- 
ben sind. 

Satz 2 

Satz 2 ordnet an, dass eine Betr-iebsstätte für- die Anw^endung 
des Ffemdvergleichsgnmdsatzes als eigenständiges imd im- 
abhängiges Unternehmen zu fingieren ist (Selbständigkeits- 
fiktion). Diese Fiktion bedeutet, dass die - rechtlich unselb- 
ständige - Betriebsstätte fiir die Aufieüung bzw^ Er-mittlung 
der Einkünfie wde ein selbständiger Rechtsträger behandelt 
w^hd, d. h. WTie ein unabhängiges Unternehmen hn Verhältnis 
zu dem Unternehmen, dessen Betriebsstätte sie ist. 

Es kann erforderhch sein, die Selbständigkeitsfiktion ehizu- 
sclu’änken, um internationale Besteuenmgskonflikte oder 
Besteuenmgslücken zu vermeiden: Nach dem OECD-Be- 
tnebsstättenbencht kaim der Umstand, dass ehie Beti-iebs- 
stätte rechtlich und tatsächlich nm- ein unselbständigei’ Teil 
des Unternehmens ist, auch fiir die Anwendung des Fremd- 
vergleichsgnmdsatzes nicht vollständig negiert werden. Ent- 
sprechend der Selbständigkeitsfiktion der OECD gilt z. B., 
dass 

1 . eine Betriebsstätte stets das gleiche Kreditrating besitzt 
wie das Unternehmen, dessen Betrieb sstätte sie ist, und 

2. ein ,JZ)ailehensverhältnis“ zwischen dem Unternehmen 
imd semer Betriebsstätte nur mit Emschränkimgen als an- 
zimehmende schuldi echtliche Beziehimg (dealing) aner- 
kaimt w^ird. 

Entsprechende Einschränkmigen sollen in ehier Rechts ver- 
ordnimg, die auf dem neuen § 1 Absatz 6 AStG beruht, ver- 
bhidlich geregelt werden. 

Satz 3 

Satz 3 regelt, dass zur Aufteilung bzw^. zur Ennittlung der 
Einkünfte in einem ersten Schritt entsprechend dem 
OECD-Betriebsstättenbericht festzusteUen ist, w’^elche Funk- 
tionen die Betriebsstätte im Verhältnis zum restlichen Unter- 
nehmen durch du- Personal (Personalfuiiktionen - people 
fimctions) tatsächlich ausübt. Davon ausgehend wild be- 
stimmt, w^elche Veimögensw'^erte und w^elche Chancen und 
Risiken der Betriebsstätte zuzuordnen sind. Daraus resultiert 
u. a. auch, w^elches Eigenkapital der Betriebsstätte (Dota- 
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tionskapital) zuzuordnen ist, iind entsprechend, welches 
Fremdkapital mit welchem Zinsanfwand der Betriiebsstätte 
ziiziiordiien ist. Nui- so ist es möglich, für eine rechtlich un- 
selbständige Betriebsstätte eine steuerliche Nebemechnung 
zu erstellen, die fiir die Gewinnauheilung bzw. Gewinner- 
mitthing in Betriebsstättenfällen inhalthch der Bilanz eines 
eigenständigen Untemelimens entspricht. 

Satz 4 

Nach Satz 4 können auf der Grundlage der Zuordnung nach 
Satz 3 in einem zweiten Schritt fiir Geschäftsvorfalle zwi- 
schen einem Untemehmenund seiner rechtlich unselbständi- 
gen Betriebsstätte bzv^^ zwischen zwei rechtlich unselbstän- 
digen Betriebsstätten eines Unternehmens grundsätzlich 
schuldrechtliche Beziehimgen jeder Art unterstellt werden. 
Auf diese anzunehmenden schuldi echtlichen Beziehungen 
(dealings) sind die Grundsätze der OECD-Veirechnimgs- 
preisleitlinien anzuw^enden, so dass der Besteuenmg Ver- 
rechnungspreise zugrunde gelegt w^erden, die dem Fremd- 
vergleichsgrundsatz entsprechen. 

Die Voraussetzungen für die Anerkerunmg anzunehmender 
schuldrechtlicher Beziehungen sollen in einer Rechtsverord- 
nung, fiir die Absatz 6 die Eruiächtigungsgnmdlage enthält, 
in Über einstimmimg mit dem OECD -Betriebsstättenbericht 
näher bestimmt werden. Es ist darauf hinzuw^eisen, dass es 
für- die Fiktion schuldr echtlicher Beziehungen zwischen dem 
Untemelunen und seiner Betriebs stätte entscheidend auf tat- 
säclüiche Ereignisse imd auf die Funktionen ankommt, die 
von dem Personal, das dem Unternehmen bzw. der Betriebs- 
stätte zuzuordnen ist, aus geübt w^erden. Demgegenüber 
koiiunt es für- die Abgienzimg der Ehikünfte zwischen nahe- 
stehenden Personen nach inteniationaler Auffassung im Re- 
gelfall entscheidend auf die rechtsw^irksam abgeschlossenen 
Verträge an. 

Satz 5 

Der ständige Verti eter ist innerstaatlich gesondert in § 13 AO 
geregelt, w^ährend im Abkommensrecht die Regehmg zum 
abhängigen Vertreter ein Unter fall der Betriebsstättendefmi- 
tion ist (siehe Artikel 5 Absatz 5 OECD-MA). Aus diesem 
Grund bezieht Satz 5 ausdrücklich den ständigen Vertieter' 
ein, um Um mit der Betriebsstätte (§12 AO) gleichzustellen. 

Satz 6 

Satz 6 stellt klar, dass es in Fällen, in denen nebeneinander 
sowuhl die Voraussetzmigen des § 1 Absatz 5 AStG als auch 
des § 4 Absatz 1 Satz 3 EStG oder des § 12 Absatz 1 KStG 
erfiillt sind, bei der Anw^endung des § 4g EStG bleibt, sow^eit 
die Vorschrifien des § 4 Absatz 1 Satz 3 EStG oder des § 12 
Absatz 1 KStG vonangig anzuw^enden sind. Die Vergünsti- 
gimg des § 4g EStG soll nicht auf Gnmd des § 1 Absatz 1 
Satz 1 und 4 - neu - AS tG entfallen. 

Satz 7 

Auf Geschäfrsbeziehimgen zwischen einem Gesellschafter 
imd seiner Personengesellschaft oder zwischen einem Mit- 
imteinehmer imd seiner Mitunternehmerschaft ist § 1 Ab- 
satz 1 AStG anzuw^enden. Dies imifasst auch Gesellschafter, 
die nach § 15 Absatz 1 Satz 1 Nummer 2 Satz 2 EStG mittel- 
bar beteiligt sind. 


Satz 7 schließt die Anwendung des Absatzes 5 auf diese 
Fälle aus. Dies ist erforderhch, weil die Beteiligimg an einer 
Personengesellschaft oder Mitimtenielunerschaft abkom- 
mensrechtlich im Regelfall so behandelt wmd, als würen die 
Betr-iebsstätten der Personengesellschaft oder Mitimtenieh- 
merschaft anteilig Betriebsstätten der Gesellschafter bzw. 
der Mitunteinehmei'. Es wäre nicht sachgerecht, auf zivil- 
rechtlich anerkannte Veitragsbeziehungen, wie sie vor allem 
zwischen Gesellschaftern und Uiren Personengesellschaften 
bestehen, Absatz 5 anzuw^enden, da dieser Absatz von anzu- 
nehmenden schuldiechtlichen Beziehimgen ausgeht. 

Außerdem beziehen sich die grundlegenden Arbeiten der 
OECD (OECD -Betriebsstättenbericht) ausschließlich auf 
anzimelunende schuldrechtliche Beziehungen zu rechtlich 
unselbständigen Betriebs Stätten (Absatz 5), jedoch nicht auf 
zivihechthch anerkannte Vertragsbeziehungen. Diese wer- 
den in Absatz 1 geregelt. 

Satz 8 

Entstehen internationale Besteuermigskonflikte, w^eil mit 
dem betreffenden Staat ein DBA abgeschlossen wwde, das 
keine Regelung entsprechend Artikel 7 OECD-MA 2010 
enthält und 

1 . w^endet der andere Staat beispielsweise das jeweils gel- 
tende DBA entsprechend der Konunentieiung der OECD 
zu Artikel 7 OECD-MA 2008 an oder 

2. ist der andere Staat kein Mitgliedstaat der OECD und legt 
er seiner Besteuerung ein Ver ständnis zu Grunde, das ei- 
ner international anerkaimten Kommentierung (OECD, 
VN) entspricht, 

räumt Satz 8 im konkr eten Einzelfall und imter den in Satz 8 
genaimten Voraussetzimgen dem jew’^eils mit dem ander en 
Staat abgeschlossenen DBA Vorrang vor den Sätzen 1 bis 7 
ein. Der Nachw^eis der Besteuerung kann im Regelfall durch 
Vorlage des entsprechenden ausländischen Steuerbescheids 
und ergänzender Unterlagen geführt werden. 

Durch Satz 8 wird einerseits sichergestellt, dass die nationale 
Besteuenmg grenzübersclueitender Betriebs stättenfälle 
nach einer einlieitlichen Regelung erfolgt. Andererseits kann 
Doppelbesteuenmg venniederi w^erden, w^eil in den geriarm- 
ten Fällen, abw^eichend von den Sätzen 1 bis 7, die Besteue- 
nmg nach den Bestimmimgen des jew^eiligeri DBA erfolgt. 
Auf diese Weise w'ir d vermieden, dass Deutschland seine in- 
nerstaatlichen Besteuerungsrechte einseitig zu Lasten des 
ander en Vertragsstaats ausw^eitet. 

Satz 8 ist nicht anzuw’^enden, sow^eit es zu Besteuenmgskori- 
flikten kommt, die nicht auf den rechtlichen Unterschieden 
zwischen § 1 Absatz 5 Satz 1 bis 7 AStG imd dem betreffen- 
den DBA beruhen, sondern auf einer unterscliiedlichen Aus- 
legung des jew^eils geltenden DBA durch Deutschland und 
den anderen Staat. Für diese Fälle enthalten die DBA w^irk- 
sarne Instrumente wde Verständigungs- und Schiedsverfah- 
ren, um Doppelbesteuerung zu vermeiden. 

Absatz 6 - neu — 

Der bisherige Satz 13 in Absatz 3 wüd gesondert als neuer 
Absatz 6 geführt, um klarzustelleri, dass die Verordnungs- 
ermächtigimg für alle Bereiche der Anwendung des Fremd- 
vergleichsgrundsatzes im Shme des § 1 AStG güt, also auch 
für- den neuen Absatz 5. hi einer Verordnimg körmeri dem- 
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nach auf der Grundlage des neuen Absatzes 6 — wie bereits 
bisher - Regelungen fiir Geschäfitsbeziehungen zwischen 
einem Steueipflichtigen und einer nahestehenden Person 
nach § 1 Absatz 1 imd 3 AStG (einschließlich Personenge- 
sellschaften und Mitunteinehnieischaften) getroffen werden, 
nun mehr aber auch fiir die Gewinnaufieilung bzw. Ge- 
wimiemiittlung m Betriebsstättenfällen (§ 1 Absatz 5 - neu - 
AStG). Dadiu’ch werden insbesondere Regelungen eraiög- 
licht, die auf den im OECD -Betriebsstättenbericht 2010 
enthaltenen, international anerkannten Grundsätzen fiir die 
Gewinnaufieilung bei Betriebsstätten (Authorised OECD 
Approach) basieren. Dies sichert deutsche Besteuerungs- 
rechte und veraieidet Besteuerungskonflikte. Zur sachge- 
rechten Anwendung des FrenidvergleichsgiTindsatzes ist es 
auf auf Grund der Verordnungseraiächtigung hi ehier 
Rechts Verordnung u. a. möglich, 

1. entsprechend den OECD-Gnuidsätzen die Aufstellung 
emer steuerlichen Hilfs- und Nebenrechnung fiir die in 
emem anderen Staat gelegene Betriebsstätte eines Untei- 
nelunens (sog. Betiiebsstättenbilanz) zu regeln, in der fih 
die Betriebs Stätte die Vennögenswerte, die Verbindlich- 
keiten und das Dotationskapital ausgewiesen werden, 

2. generell imd bezogen auf besthiunte Branchen (z. B. 
Banken, Versicheiimgen, Bau- und Montageuntemeh- 
men) zu regeln, wie auf der Grundlage der „Betriebsstät- 
tenbilanz“ unter Anwendung der- international anerkann- 
ten OECD-Verrechnungspreisleitlinien und unter Aner- 
kemiung anzunelunender schuldiechtlicher Beziehungen 
(dealings) der Anteil einer Betriebsstätte am Gewinn des 
Unternehmens, zu dem sie gehöit, zu bestimmen ist, und 

3. widerlegbare Vermutungen aufzustellen, um Beweis- 
schwierigkeiten zu vermeiden. 

Eine Rechtsverordnung fiir die genannten Zwecke ist sach- 
gerecht, da die Regelung von steuertechnischen Einzelheiten 
im Gesetz zu imifangreich wäre. Außerdem erlaubt eine 
Rechts Verordnung bei Bedarf kurzfiistigere Anpassungen an 
interna tiona 1 e Entwicklungen . 

Zu Nummer 2 

§ 2 Absatz 5 

Die erw^eitert besclnänkte Einkoimnensteuerpflicht erstreckt 
sich neben den inländischen Einkünften hn Shme des § 49 
EStG auf Einkünfte, die bei imbeschränkter Steuerpflicht 
nicht ausländische Einkünfte hii Shme des § 34d EStG sind 
(§2 Absatz 1 AStG). Auf diese Einkünfte ist der' Steuersatz 
anzuwenden, der bei imbeschränkter Steueip flicht anteilig 
auf diese Einkünfte entfallen würde (Absatz 5 Satz 1). 

Einkünfte aus Kapitalvermögen imterliegen seit 2009 gnmd- 
sätzlich dem gesonderten (linearen) Tarif des § 32d EStG, so- 
weit sie nicht imter § 20 Absatz 8 EStG fallen oder nach 
§ 32d Absatz 2 und 6 EStG davon ausgenonmien sind. 
Rechts systematisch kann für- Zwecke der erweitert be- 
sclnänkten Steuerpflicht nichts Anderes gelten. Nach Satz 1 
werden Einkünfte aus Kapitalvermögen, auf die der geson- 
derte Steuersatz des § 32d Absatz 1 EStG anzuwenden ist, 
ausdriicklich vom Progressions Vorbehalt ausgenommen. 

Satz 2 ordnet unverändert an, dass für Ehikünffe, die dem 
Steuerabzug nach § 50a EStG unterliegen, die Abgeltimgs- 
whkmig des § 50 Absatz 2 EStG nicht gilt. Diese Einkünfte 
imterliegen dem progressiven Steuersatz. Die Einkünfte aus 


Kapitalvermögen werden nicht mein erwälmt. Nach Satz 3 
bleibt § 43 Absatz 5 unberührt. Folge ist, dass die Abgel- 
tungswirkimg des Steuerabzugs vom Kapitalertrag auch hn 
Rahmen der erweitert beschränkten Steuerpfhcht erhalten 
bleibt, abgesehen von den hi der Vorschrift genarmteri Aus- 
nahmen. 

Zu Nummer 3 
Zu Buchstabe a 

§ 8 Absatz 2 Satz 1 

Nach § 8 Absatz 2 AStG imterbleibt die Hinzm echnimgsbe- 
steuenmg, werm nachgewiesen whd, dass die hiländisch be- 
hen schte ausländische Gesellschaft einer tatsächlichen w^ht- 
schaftlicheri Tätigkeit nachgeht und weitere Voraussetzun- 
gen — insbesondere das Bestehen eines zwhscheristaathchen 
Auskunffsanspruchs - erfiillt sind (Moti\test). Der Mothtest 
wird nimmehr irii Rahmen der Voraus setzmigen des § 8 Ab- 
satz 2 AStG auch fih Gesellschaften zugelassen, die nicht in- 
ländisch beherr scht sind, aber Einkünfte mit Kapitalanlage- 
charakter erzielen (§7 Absatz 6 AStG), um Konflikte mit der 
Rechtsprechimg des EuGH (siehe z. B. C- 196/04 Cadbury 
Schweppes) zu vermeiden. 

Zu Buchstabe b 

§ 8 Absatz 2 Satz 2 

Nach § 2 Absatz 2 EUAHiG gilt die Definition des Begriffes 
„Amtshilferichtlirüe“ auch fiir das Außensteuergesetz. § 8 
Absatz 2 Satz 2 AStG enthält die erforderüche Anpassung. 

Zu Nummer 4 

§15 

Allgemeines 

§ 1 5 AStG gr eiff bisher auf das Einkommen ausländischer 
Familienstiftungen imd vergleichbarer Rechtsträger zu, so- 
weit Bezugs- oder Anfallsberechtigte der unbeschränkt steu- 
erpflichtige Stifter oder seine imbesclnänkt steuerpflichtigen 
Angehörigen oder der en Abkömmlinge sind. Entsprechen- 
des gilt für Untemehriiensstiftungen. Das Einkommen der 
Stiftung wird dem Stifter oder den betreffenden Beziigs- 
oder Anfallsberechtigterl entsprechend ihrem Anteil zuge- 
rechnet, soweit nicht nach Absatz 6 davon abzusehen ist. 
Nach der Rechtsprechimg des Bundesfinanzhofs (Urteil vom 
5. November 1992, I R 39/92, BStBl II 1993 S. 388; Be- 
schluss vorn 8. April 2009, I B 223/08, BFH/NV 2009 
S. 1437) bezieht sich die Zurechnung nach dem Gesetzes- 
wortlaut auf das — nach den Vorschrifteri fth juristische Per- 
sonen ennittelte - Einkonmien der S tiftung, nicht auf die in 
ilun enthaltenen Einkünfte. Damit ist geklärt, dass das Eiri- 
kormnen der Stiftrmg dem Stifter' oder den Bezugs- oderAri- 
fallsberechtigten nicht so zugerechnet werden karm, als hät- 
ten sie es unmittelbar bezogen. 

Es ist sachgerecht, auf der' Grundlage dieser Rechtsprechung 
die Systematik der Vorschrift fortzueritwdckeln. Dazu sollen, 
vergleichbar § 10 AStG, nicht das Einkommen, sondern die 
Einkünfte auf der Ebene der Stiftmig gesondert festgestellt 
werden. Gleichzeitig sollen bei der Ennittlung der Einkünfte 
steuerliche Vergünstigungen oder Steuerbefteiimgen unbe- 
rücksichtigt bleiben, die sich allein aus der spezifischen Sys- 
tematik der Besteuenmg der Körper schaften ergeben, wie 
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dies insbesondere füi- Steuerbefreiungen nach § 8b Absatz 1 
lind 2 KStG gilt. Das entspricht dem Sinn und Zweck der Re- 
gelung, nämlich die gesamten Einkünfte der ausländischen 
Stiftung der inländischen Besteuerung zuzuftihren. Duich 
die systematische Ändeiung der Anknüpftmg an die Ein- 
künfte statt an das Einkonunen whd auch vennieden, dass 
ein negativer Gesamtbetrag der Einkünfte vortrags fähig ist, 
obwohl sich nach Zuiechnung des Betrages nach Absatz 1 
ein positiver Einkonmiensbetiag ergibt. Denn nach dem 
BFH-Urteil I R 39/92 ist das nach § 15 Absatz 1 AStG zuzu- 
rechnende Einkonunen nicht bei der Ennittlung des Gesamt- 
betrags der Einkünfte, sondern erst bei der Ennitthmg des 
Einkommens anzusetzen. 

Der zuziuecluiende Betrag wird den Einkünften aus Kapital- 
vennögen zugewiesen, soweit er nicht gemäß § 8 Absatz 2 
KStG als Einkünfte aus Gewerbebetrieb gilt hzw. gemäß 
§ 20 Absatz 8 EStG zu den Enikünften aus Land- imd Forst- 
wirtschaft, aus Gewerbebetrieb, selbständiger Arbeit oder 
aus Veraiietung und Verpachtung gehört. 

Geregelt whd außerdem, dass die Besteuenmgsgnindlagen 
in allen Fällen gesondert festziistellen sind. 

Darüber hinaus wird die Erfassung von Zwischeneinkünften 
sicbeigte stellt, die in Gesellschaften thesauriert werden, an 
denen eine ausländische Stiftung beteiligt ist. Es werden 
weiter auch die Fälle erfasst, in denen eine ausländische Fa- 
milienstifilung selbst Begünstigte einer anderen ausländi- 
schen Stiftung ist. 

Außerdem whd eine Regelung zur Vermeidung von Doppel- 
erfassungen aufgenoiiunen. 

Die vorgesehenen Änderungen beriihien nicht die Giund- 
konzeption der Vorschrift, nämlich die Ziuecbnung des Ein- 
konunens ausländiscber Stiftungen an unbeschiänkt steuer- 
pflichtige Stifter bzw. Begünstigte, 

Zu Buchstabe a 

§15 Absatz 1 Satz 1 

bl Absatz 1 wird das Wort „Ehikommen'" diuch das Wort 
„Ehikünfte“ ers etzt . Zurecluiungs ge genstand ist danht nicht 
melu das Einkonunen der Stiftung. Vielmehr sind die Ein- 
künfte der Stiftung fiir Zwecke der Ziuechnung gesondert 
festzustellen (§18 Absatz 4 AStG). Damit whd die Besteu- 
erungssystematik des § 1 5 AStG weiter an die der §§ 7 bis 14 
AStG angegbchen. Außerdem wird diuch Aufnalune des 
Ausdrucks „ausländische Fanhlienstiftung“ klargestellt, 
dass sich die Verwendung dieses Ausdrucks auf Familien- 
stiflungen hii Shuie des Absatzes 1 bezieht. Was Familien- 
stiflungen sind, ergibt sich aus Absatz 2. 

Zu Buchstabe b 

§ 1 5 Absatz 5 

Nach dem neu gefassten Absatz 5 können, wie bisher, Steu- 
ern der ausländischen Stiftung in entsprechender Anwen- 
dung des § 12 Absatz 1 und 2 AStG angerechnet werden. 
Ebenso wird § 12 Absatz 3 AStG fiir Steuein, die zu Lasten 
des Begünstigten auf nach Ab satz 1 1 befreite Zuwendungen 
erhoben werden, für- entsprechend anwendbar erklärt. Soweit 
auf die zuzm echnenden Einkünfte § 32d EStG anziiwenden 
ist, gilt ftir die Anrecluiung ausländischer Steuern § 32d Ab- 
satz 5 EStG. Die entsprechende Anwendung des § 5 AStG 


entfallt; sie ist auch auf Grund des neuen Absatzes 9 nicht 
mehr erforderlich. Die bisherige Anordnung der Nichtan- 
wendung des Vielten Teüs des Gesetzes entfällt, oluie dass 
sich daraus Folgerungen ergeben; denn die Zuiechnung der 
Einkünfte ausländiscber Faniilienstiftungen regelt § 15 
AStG abschließend. 

Zu Buchstabe c 

§ 1 5 Absatz 6 Nimuner 2 

Die Ändening des § 1 5 Absatz 6 Nummer 2 AStG erfolgt aus 
dem gleichen Grund wie die Ändening des § 8 Absatz 2 
Satz 2 AStG. 

Zu Buchstabe d 

§ 1 5 Absatz 7 bis 1 1 - neu - 

Absatz 7 

Die nach Absatz 1 zurecbnungspflichtigen Einkünfte der 
ausländischen Farnibenstiftiing sind nach den Vorschriften 
des Köiperschaftsteuergesetzes mid des Einkonunensteuer- 
gesetzes zu eraiittehi (§ 8 Absatz 1 KStG). Die entspre- 
chende Anwendung des § 10 Absatz 3 AStG bedeutet je- 
doch, dass bei der Ermittlung der Einkünfte besthmnte Steu- 
erbefreiungen nicht anzuwenden sind, z. B. die Steuerbefr ei- 
ungen nach § 8b Absatz 1 und 2 KStG. 

Satz 3 entspricht dem bisherigen Satz 2 in der Fassung des 
Gesetzes vom 19. Dezember 2008, BGBl. I S. 2794. 

Absatz 8 - neu ~ 

Nach Satz 1 gehören die zuzurecluienden Einkünfte zu den 
Einkünften aus Kapitalvermögen (§20 Absatz 1 Nununer 9 
EStG i. d. F. des Jahiessteuergesetzes 2010), soweit sie bei 
einer natür lichen Person als Zureclmungsverpflichtete nicht 
zu den Einkünften aus Land- und Forstwntscbaft, aus Ge- 
werbebetrieb, selbständiger Arbeit oder aus Vennietung und 
Verpachtung gehören (§20 Absatz 8 EStG) oder soweit sie 
nicht als Enikünfte aus Gewerbebetrieb gelten, weil der Zu- 
recbnungsverpflicbtete keine Körperschaft im Sinne des § 1 
Absatz 1 Nummer- 1 bis 3 KStG ist (§ 8 Absatz 2 KStG) . Auf 
Seiten des Ziuecbnungsverpflicbteten soll die Besteuerung 
der Enikünfte so erfolgen, wie sie bei immittelbaiem Bezug 
der Enikünfte durch den Stifter oder die Begünstigten erfol- 
gen würde. Daher sind § 8b Absatz 1 und 2 KStG, § 3 Nimi- 
mer 40 Satz 1 Buchstabe d und § 32d EStG auf die Einkünfte 
der Stiftimg ftir anw^eridbar erklärt, soweit sie anwendbar wü- 
ren, w^erui der unbeschränkt steuerpflicbtige Stifter oder die 
Begünstigten die Einkünfte umiiittelbar bezögen. 

Absatz 9 - neu - 

Durch den neuen Absatz 9 werden die Grundsätze der Hin- 
ziirecbniingsbesteuemng nach den §§ 7 bis 14 AStG für- § 15 
AStG fiir anwendbar erklärt. Ist eine ausländische Faniilieri- 
stiftiing an einer ausländischen Gesellscbaft im Sinne des § 7 
AStG beteiligt, sind der Stiftung die Einkünfte der Gesell- 
schaft zuzur echnen, für- die diese Gesellschaft nach § 8 AStG 
Zwischengesellschaft ist. Das gilt entsprechend fiir Gesell- 
schaften, an denen die ausländische Gesellschaft unmittelbar 
oder mittelbar beteiligt ist. Diucb diese Ergänzung soll die 
Mögüchkeit der Umgehung der Vorschriften über die Hinzu- 
recbnungsbesteuening durch Zwiscbenschaltung einer Stif- 
tung ausgeschlossen werden. 
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Werden Beti äge, die einer Stiftung bereits nach Absatz 9 zu- 
gerechnet worden sind, von einer ausländischen Gesellschaft 
aiisgeschüttet, sind sie von einer Zin echniing nach Absatz 1 
ausgeschlossen, uni eine doppelte Erfassung zu venneiden. 
Vom Steuerpflichtigen wird verlangt, dass er nachweist, dass 
ausgeschüttete Betiäge bereits nach Absatz 9 zugerechnet 
i^Tuden, uni die Ziuecluiung nach Absatz 1 zu venneiden. 
denn dies katui die Finanzbehörde regelmäßig nicht eigen- 
ständig feststellen. 

Die Anwendung der Giimdsätze der Hinzurecluiungsbesteu- 
erung gilt auch in Bezug auf andere ausländische Stiftungen 
im Siiuie des Absatzes 10, die Beteiligimgen an ausländi- 
schen Gesellschaften halten. 

Absatz 10 — neu- 
ist eine ausländische Faniilienstiftung allein oder zusanmien 
mit den Personen, die in den Absätzen 2 und 3 genaiuit sind, 
zu mein als der Hälfte unmittelbar oder mittelbar Bezugs- 
oder Anfallsberechtigte einer anderen ausländischen Stif- 
tung, sind deren Einkünfte der Fanülienstiftimg zuzurech- 
nen. Die Regelung soll verliindeni, dass der Zweck des § 15 
AStG nicht erreicht wird, weil Einkünfte hi einer anderen 
ausländischen Stiftung anfallen. Die Zurechnung entfällt, 
wenn die andere Stiftung Geschäftsleitimg oder Sitz in ei- 
nem Mitgliedstaat der Europäischen Union oder einem Ver- 
tragsstaat des EWR-Abkonunens hat und die weiteren Vor- 
aussetzimgen des Absatzes 6 gegeben sind. 

Werden Beträge, die ehiei- Faniilienstiftung bereits nach Ab- 
satz 10 zugeiechnet worden sind, von einer ausländischen 
Stiftung zugewendet, sind sie von einer Zurechnung nach 
Absatz 1 ausgeschlossen, um eine doppelte Erfassung zu 
venneiden. Vom Steuerpflichtigen whd verlangt, dass er 
nachweist, dass zugewendete Beträge bereits nach Absatz 10 
zugerechnet i^iuden, um die Zurechnung nach Absatz 1 zu 
vermeiden, denn dies kann die Finanzbehörde regelmäßig 
nicht eigenständig feststellen. 

Absatz 11 — neu — 

Absatz 11 regelt, dass Zuwendungen einer ausländischen 
Stiftung an den luibescluänkt steuerpflichtigen Stifter oder' 
die unbeschränkt steuerpflichtigen Bezugs- oder Anfallsbe- 
rechtigten nicht der Besteuerung unterliegen, wenn die zu- 
grunde liegenden Einkünfte bereits nach Absatz 1 zugerech- 
net worden sind. Dadurch soll eine doppelte Erfassung ver- 
mieden werden. Das entspricht schon der bisherigen Praxis 
nach Tz. 15.1.1 des Ariwendiuigsschreibens zum AStG vom 
14. Mai 2004 (BStBl I Sondeiiiurnmer 1). Vom Steuerpflich- 
tigen wird verlangt, dass er nachweist, dass die zugew^eride- 
teri Beträge bereits nach Absatz 1 zugereclmet worden sind, 
denn dies karui die Finanzbehörde regelmäßig nicht eigen- 
ständig feststellen. 

Zu Nummer 5 
§ 18 Absatz 4 

Absatz 4 sieht vor, dass die Besteuei-ungsgrundlagen fiir die 
Anwendung des § 15 AStG gesondert festzustellen sind, 
ebenso wie dies fiir die Anwendung der §§ 7 bis 14 AStG 
vorgeschiieben ist. Daduich wird verhindeit, dass fiii' die je- 
weiligen Bezugs- oder Anfallsberechtigten unterschiedliche 
steuerliche Ergebnisse eintreten. hi die gesonderte Feststel- 
lung sind außei'dem die Gewiimausschüttiingen im Sinne des 


Absatzes 9 Satz 2, Zuwendungen im Sinne des Absatzes 10 
Satz 2 sowie tatsächliche Zuwendungen im Sinne des Absat- 
zes 11 einzubeziehen. 

Zu Nummer 6 

§ 21 Absatz 20 - neu — 

§ 2 1 Absatz 20 — neu —AStG enthält die Regelungen zur zeit- 
lichen Anwendung der Ändenuigen. § 1 Absatz 1 Satz 2 ers- 
ter Halbsatz imd Absatz 3 bis 6 gilt erstmals fiir den Veran- 
lagungszeitraum 2013. § 1 Absatz 1 Satz 2 zv^^eiter Halbsatz 
ist auf alle noch nicht bestandskräftigen Veranlagiuigen an- 
zuwenden. Der zweite Halbsatz stellt klar, dass der Fremd- 
vergleichsgrundsatz auch fiii' Geschäftsbeziehungen gilt, an 
denen Peisonen-gesellschaften als nahestehende Personen 
beteiligt sind. Dies entspricht der schon seit Jaluen in 
BMF -Schreiben niedergelegten geltenden Verw^altungsauf- 
fassung und gewährleistet die Kontinuität der Veiw^altiuigs- 
praxis. Diuch die erstmalige Anwendung des § 1 Absatz 4 
und 5 AStG fiir Whtschaftsjahre, die nach dem 3 1 . Dezem- 
ber 2012 beginnen, soll sichergestellt werden, dass in Fällen 
vom Kalenderjahr abweichender Wirtschaftsjahre eine rück- 
wirkende Anwendung vennieden w4id. 

§21 Absatz 21 - neu — 

§ 2 1 Absatz 2 1 - neu - AStG enthält die Regelungen zur zeit- 
lichen Anwendung der Ändeiimgen des § 2 Absatz 5, § 8 
Absatz 2 und des § 15 Absatz 1, 5 bis 1 1 sowie des § 18 Ab- 
satz 4 AStG. Die Ändeiimg des § 2 Absatz 5 AStG gilt erst- 
mals fiir den Veranlagungszeitraum 2013. Die Änderung ist 
Folge der ab 2009 ehigefiihrten Abgeltungsteuer fiii' Ein- 
künfte aus Kapitalvennögen. Dalier kann sie auf Antrag des 
Steuerpflichtigen bereits ftii' Veranlagungszeiträume vor 
2013 angewandt werden, wenn sich dadurch ehre niedi-igei e 
Steuer ergibt. Die Ändemng des § 8 Absatz 2 AStG gilt erst- 
mals ftii' hhizmechnungsp nichtige Einkünfte, die in einem 
Wirtschaftsjahi' der ausländischen Gesellschaft (Zwischen- 
gesellschaft) entstanden sind, das nach dem 3 1 . Dezember 
2012 beginnt. Die Änderung des § 15 AStG gilt erstmals ftii' 
den Verardagungszeitraimi 2013. 

Zu Artikel 7 (Äiidemng der Gewiiuiaiifeeiclmimgs- 
verordnimg) 

§7 

Es handelt sich um eine redaktionelle Anpassung an die Än- 
denmgen, die mit dem vorliegenden Änderungsgesetz im 
Außensteuergesetz (AStG) vorgenommen werden. 

Die Neufassung des § 7 Gewinnabgr enzungsaufzeicliniuigs- 
verordnung (GAufzV) nimmt in den Niimmem 1 und 2 Be- 
zug auf die neuen gesetzlichen Regehuigen ftii' Betriebsstät- 
ten, die § 1 Absatz 5 — neu — AStG enthält, und in der Nimi- 
mer 3 auf die neue Regelung fiir Personengesellschaften und 
Mituntemehmerschaften hi § 1 Absatz 1 Satz 2 neu - AStG. 

Zu Artikel 8 (Ändenmg des luvestinentsteuer- 
gesetzes) 

Zu Nummer 1 

§ 7 Absatz 5 Satz 1 
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Auf Giimd des Wegfalls des § 44b Absatz 1 bis 4 EStG und 
der Vereisung auf die fiir Kapitaleiti äge iin Sinne des § 43 
Absatz 1 Satz 1 Nnmnier la EStG geltenden Vorschriften des 
EStG (hier: § 44a Absatz 10 EStG) in § 7 Absatz 3b letzter 
Satz ftivStG ist die Vorscluift redaktionell anzupassen. 

Zu Nummer 2 

§ 1 1 Absatz 2 Satz 4 

Wegen der Streichung des § 44b Absatz 1 bis 4 EStG und der 
Bezugnahme auf die in § 44b Absatz 1 Satz 2 EStG bezeich- 
nete NicliUeranlagiings-Bescheinignng ist eine entspre- 
chende redaktionelle Anpassung der Vorscluift vorzimeh- 
nien. Künftig wild anstelle der in § 44b Absatz 1 Satz 2 EStG 
bezeichneten Nichft eranlagungs-Bescheinigung auf die 
nach dem Einkommens teuer gesetz erforderliche NichU-er- 
anla gungs -B escheinigung vemüesen. 

Zu Nummer 3 

§ 17a Satz 2 

hl § 17a Satz 2 Investmentsteuergesetz wird eine redak- 
tionell notft^endige Anpassung der Vergreisung auf die Amts- 
hilfeiichtlinie vorgenonunen. 

Zu Nummer 4 

§ 1 S Absatz 22 - neu — 

Satz 1 enthält die Anwendungs Vorschrift fiir die redaktio- 
nelle Anpassung in § 7 Absatz 5 hivStG und in § 11 Absatz 2 
Satz 4 hivStG. Danach sind die geänderten Fassungen auf 
Kapitalerträge anzuwenden, die dem Gläubiger nach dem 
31. Dezembei- 2012 zufließen oder diesem als zugeflossen 
gelten. Satz 2 enthält die Anwendungs Vorschrift fiir die 
redaktionelle Anpassung in § 1 7a Satz 2 InvStG. Diese ist ab 
dem 1. Januar 2013 anzuwenden. 

Zu Artikel 9 (Äudenmg des Umwaiidliingssteuer- 
gesetzes) 

Zu Nummer 1 
§ 1 Absatz 2 Nuiiuner 1 

Die Änderung beilicksichtigt, dass nach Artikel 2 des Ver- 
trags von Lissabon Artikel 48 des Vertrags zur Gründung der 
Europäischen Gemeinschaft durch Artikel 54 des Vertrags 
über die Arbeitsweise der Eiuopäischen Uniori ersetzt 
^urde. 

Zu Nummer 2 

§ 2 Absatz 4 

Bei Verschmelzung einer Gewiruigesellschaft auf eine Ver- 
lustgesellschaft geht ein steuerlicher- Verlustvortrag der Ver- 
lustgesellschaft (= der übernehmende Rechtsträger) nicht 
unter. In jüngster- Zeit sind Gestaltungen bekannt geworden, 
die u. a. von Banken modellhaft betrieben werden und diese 
Regelrmg ausnutzeri. Ziel dieser- Gestaltungen ist es, die Be- 
steuening von Gewinnen bei Gesellschaften mit hohen stU- 
leri Reserven durch die Ven echnung mit steuerlichen Ver lus- 
ten einer arideren Gesellschaft zu vermeiden. Das Gestal- 
turigsmodell nutzt insbesondere die Mögüchkeit einer acht- 


monatigen steuerhchen Rückw^irkmig bei der Umwandlung 
oder Einbringung. 

Um solche Gestaltungen und die damit verbundenen massi- 
ven Steuerausfälle zu vermeiden, wird beim übernehmenden 
Rechtsträger eine Verreclmiuig seiner Verluste mit positiven 
Einkünften des übertragenden Rechtsträgers steuerüch nicht 
mehr zugelassen. Der übernehmende Rechtsträger hat die 
ihm zuziuechnenden positiven Einkünfte zu versteuern. Ist 
übernehmender Rechtsträger eine Persorierigesellschaft, gilt 
dies auch fiir einen Ausgleich oder eine Ven echnung bei den 
Gesellschaftern entsprechend. 

Sind übertragender Rechtsträger- rmd übernehmender 
Rechtsträger vor Ablauf des steuerlichen Übertr-agungsstich- 
tags verbiuidene Untemelunen im Shuie des § 271 HGB 
konunt die neue Verlusrt-errechmuigsbeschränkung hinge- 
gen nicht ziu Anwendung. 

Zu Nummer 3 
§ 27 Absatz 1 1 - neu - 

§ 2 Absatz 4 Satz 3 bis 5 UmwStG ist erstmals auf Umwand- 
lungen anzuwerideri, bei denen die Anmeldung zur Eintra- 
gung hl das maßgebende Register- nach dem 13. Dezember 
2012 (BescMussempfelilung des Veraiittlimgsausschusses 
zu dem Jahr essteuergesetz 2013) erfolgt. Für Einbringungen, 
deren Wirksamkeit keine Einü-agung in ein öftentliches Re- 
gister- voraussetzt, ist § 2 UmwStG erstmals anzuwenden, 
wenn das whtschaftliche Eigentimi an den eirigebrachten 
Wirtschaftsgütern nach dem 13. Dezember 2012 übergegan- 
gen ist. 

Zu Artikel 10 (Ändeiiing des Umsatzsteiiergesetzes) 

Zu Nummer 1 

Inhaltsübersicht 

Es handelt sich um eine redaktionelle Anpassung an die mit 
diesem Gesetz geänderte Überschrift von § 26 UStG. 

Zu Nummer 2 
Zu Buchstabe a 

§ 3a Absatz 2 Satz 3 

Bislang vuuden Leistungen, die der Art nach grnmdsätzlich 
unter die Ortsregelung des § 3a Absatz 2 UStG fallen, und an 
den nicht imtemeluneri sehen Bereich einer juristischen Per- 
son erbracht winden, die sowohl uritenielimerisch als auch 
nicht luiternehmerisch tätig ist, an dem Ort besteuert, an dem 
der leistende Unternehmer seinen Sitz oder eine Betriebs- 
stätte hat, von der aus der Umsatz tatsächlich erbracht wurde 
{§ 3a Absatz 1 UStG). Auf EU-Ebene koruite hizwischen 
Übereinstinmiimg bei der Festlegung des Leistiuigsortes bei 
Leistungen an den genannten Kreis von Leistungsempfäri- 
gem in Auslegung von Artikel 43 Nummer 1 und Artikel 44 
der Richtlinie 2006/112/EG in der seit dem 1. Januar 2010 
geltenden Fassung von Artikel 2 der Richtlinie 2008/8/EG 
en eicht werden: Danach richtet sich bei Leistungen an jur-is- 
tische Personen, die sowohl unternehmer-isch und darüber hi- 
naus auch nicht unternelunerisch tätig sind, der Leistungsort 
insgesamt nach ihrem Sitz (§ 3a Absatz 2 Satz 1 UStG)^ so- 
weit keine andere Ortsregelung vorgeht. Dies gilt sowohl 
beim Bezug fiir den uiitenielunerischen als auch für- den 
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nicht iintemehiiierischen Bereich. Etwas anderes gilt nui^ 
wenn der Bezug aiisschlielilich fiir den privaten Bedarf des 
Personals oder eines Gesellschafters erfolgt; hisoTveit be- 
stiiinnt sich der Leistungsort nach dem Sitz des leistenden 
Untemelmiers (§ 3a Absatz 1 UStG). Diese Regelungen wer- 
den iinionsweit einheitlich angewendet. 

Der bisherige Satz 3 wird entsprechend eigänzt. Die Neure- 
gelung entspricht Artikel 43 Nummer 2 rmd Artikel 44 der 
Richtlinie 2006/1 12/EG in der ab dem 1 . Januar 2010 gelten- 
den Fassung von Artikel 2 der Richtlinie 2008/8/EG. 

Zu Buchstabe b 

§ 3a Absatz 3 Nummer 2 Satz 3 luid 4 — neu — 

Die langfristige Vemiietung eines Sportbootes an Nichtun- 
temehmer unterliegt bislang der Umsatzbesteuemng am Sitz 
oder der Betriebs statte des leistenden Untemehmei s, wenn 
die Leistung von dieser tatsächlich erbracht wird (§ 3a Ab- 
satz 1 UStG). Mit Wirkung vom 1. Januar 2013 wird dieser 
Leistimgsort durch die Neufassung von § 3a Absatz 3 Nimi- 
mer 2 Satz 1 UStG an den Ort verlagert, an dem das Sport- 
boot dem Leishmgsempfäiiger zur Verfiigung gestellt whd, 
wenn dei- leistende Unternehmer an diesem Ort auch seinen 
Sitz oder eine Betriebs statte hat luid die Vermietungsleistun- 
gen dort erbringt. Dadiuch soll insovreit eine Besteuei-ung 
am Verbrauchsort erreicht werden. 

Die Neuregelung entspricht Aitdcel 56 Absatz 2 und 3 der 
Richtlinie 2006/1 12/EG hi der ab dem 1 . Januar 2013 gelten- 
den Fassung von Artikel 4 der Richtlinie 2008/8/EG. 

Zu Nummer 3 
Zu Buchstabe a 
Zu Doppelbuchstabe aa 
§ 4 Nummer 14 Buchstabe c 

Zur Anpassung an die Entwicklung im Bereich des Gesund- 
heitsw^esens soll die Steuerbefreiungsnorai des § 4 Niuii- 
mer 14 UStG, welche im Rahmen des Jahres Steuergesetzes 
2009 umfassend neu gefasst wvirde, in § 4 Niuiuner 14 Buch- 
stabe c UStG eiweiteit w* erden. 

Der bisherige Anw^endungsbereich des § 4 Nummer 14 
Buchstabe c UStG, w'onach Umsätze von Ehuichtungen 
i. S. des § 140b Absatz 1 SGB V steuerfrei sein köiuien, so- 
w^eit mit ihnen Verträge zur integrieiten Versorgung nach 
§ 140a SGB V bestehen, soll nuiunehr zusätzhch auch Ein- 
richtungen erfassen, mit denen Versorgungsveitläge nach 
§ 73b bzw. § 73c SGB V bestehen. 

Steuerfrei shid z. B. die Leistiuigen der Träger von Ehmcli- 
tungen, die eme nach den v. g. Vorschriften bestinunte Ver- 
sorgungsfoim aiibieteii mid denen im Ralimeii eines mit ei- 
ner Krankenkasse gesclüossenen Vertrages die vollständige 
bzw^ teilweise ambulante und/oder stationäre Versorgung der 
Mitglieder der Krankenkasse übertragen w'^hd. Mit der Über- 
nahme der Veisorgung von Patienten und dem „Einkauf 
von Behandlungsleistungen Diitter eibihigen die Einiich- 
tuiigen steuerfreie Leistungen, w^enn die beteiligten Leis- 
tungserbringer die jew^eiligen Heilbehandlungsleistungen 
immittelbar mit dem Träger abrechnen, hi diesen Fällen ist 
die Wahrnehmung von Managementaufgaben als unselb- 


ständiger Teil der Heilbehandlungsleistung des Trägers ge- 
genüber der jeweiligen Krankenkasse anzusehen. 

Sofern jedoch lediglich Steuenmgs-, Koordinienings- und/ 
oder Managementaufgaben von der Krankenkasse auf eine 
Eimichtung übertragen werden, handelt es sich hierbei um 
eine Auslagerung von Veiwaltimgsaufgaben. Diese Leistun- 
gen gegenüber der jew^eiligen Krankenkasse stellen w4e bis- 
her keine begünstigten Heilbehandhmgen dar und sind steu- 
erpflichtig. 

Zu Doppelbuchstabe bb 

§ 4 Nunmier 14 Buchstabe e - neu - 

Nach Artikel 132 Absatz 1 Buchstabe b und c der Richtlinie 
2006/1 12/EG des Rates vom 28. November 2006 über das 
gemeinsame Mehrwertsteueirsystem (Mehrw^ertsteuer-Sys- 
tenirichtlinie — Mw^StSystRL) sind , JCrankenliausbehandlun- 
gen und ärztliche Heilbehandhmgen'' sowie „Heilbehand- 
hmgen im Bereich der Humanmedizin“ von der Mehrw^ert- 
steuer zu befreien. 

Dienstleistungen, die ein unerlässlicher, fester und untreim- 
barer Bestandteil eines „Gesamfr^erfahrens“ sind und dessen 
einzelne Abschnitte sirmvollerw^eise nicht isoliert voneinan- 
der duichgefühit w^erden, sind nach der Rechtsprechung des 
Europäischen Gerichtshofs ebenfalls als Heilbehandhmgs- 
leistungen anzusehen (vgl EuGH-Urteil vom 18. November 
2010, C- 156/09). Dem folgend sind nach Auftassimg des 
Bundesfinanzhofs (BFH) auch Leistungen, die ein Arzt mit 
immittelbarem Bezug zu einer HeUbehandhmgstätigkeit er- 
bringt, damit u, a, andere Ärzte imd Krankenhäuser bei der 
Ausübimg ihrer Heilbehandlungstätigkeit die hierfiir beste- 
henden — medizinisch unerlässlichen und gesetzlich voi-ge- 
schriebenen — infektionshygienischen Anfordenmgen im 
Einzelfall erfüllen, als Heilbehandlimgsleistmigen anzuse- 
hen {vgl. BFH Urteil vom 18. August 2011, V R 27/10). 

Zur Umsetzimg dieses BFH-Urteils wmd § 4 Nummer 14 
Buchstabe e UStG eingefügt. Da nach dem Infektiorisschutz- 
gesetz auch selbständige Hygienefachkräfte derartige Leis- 
timgen erbringen können, sind sie in die Steuerbefreiung eiri- 
zubeziehen. 

Zu Buchstabe b 
Zu Doppelbuchstabe aa 
Zu Dreifachbuchstabe aaa 

§ 4 Nunmier 16 Satz 1 Buchstabe i 

Es handelt sich um eine redaktionelle Berichtigimg. Mit dem 
Gesetz ziu Neuordnung der Organisation der laridwritschaft- 
lichen Sozial versichenmg (LSV-NOG) wwde die in § 16 des 
Zw^eiten Gesetzes über die Krankenversicherung der Larid- 
w^iite enthaltene Regelung in Artikel 1 des LSV-NOG über- 
noiimien, olme dass der Verweis in § 4 angepasst wmrde. Mit 
der Ändenmg wird nunmeln die Verw'^eisriorm geändert und 
auf die inhaltsgleiche Regelung im Gesetz zur Eriichtimg der 
Sozialversicherung für Landwirtschaft, Forsten imd Garten- 
bau verwiesen. 

Zu Dreifachbuchstabe bbb 

§ 4 Nummer 16 Satz 1 Buchstabe j 
Redaktionelle Änderung. 


Drucksache 17/13033 


-92- 


Deutschei Bundestag - 17. Wahlperiode 


Zu Dreifaclibuclistsibe ccc 
§ 4 Nummer 16 Satz 1 Buchstabe k 

Duich das Jahres Steuergesetz 2009 ^iirde die Steuerbefiei- 
mig nach § 4 Nunmier 16 UStG neu gefasst. Die Regelung 
erfasst seit 1. Januar 2009 neben den Pflegeleistungen auch 
Betreuungsleistungen an köip erlich, geistig oder seehsch 
hilfsbedtii’ftige Personen. Unionsrechtliche Grundlage der 
Neuregelung ist Artikel 132 Absatz 1 Buchstabe g der Richt- 
linie 2006/ 112/EG des Rates über das gemeinsame Mehr- 
wert steueisystem (sog. Meluweitsteuer-Systenirichtlinie - 
MwStSystRL). Danach befreien die Mitgliedstaaten „eng 
mit der Sozialfihsorge und der sozialen Sicherheit verbun- 
dene Dienstleistungen und Lieferungen von Gegenständen, 
einschließlich derjenigen, die durch Altenheime, Einrichtun- 
gen des öffentlichen Rechts oder andere von dem betreffen- 
den Mitgliedstaat als Einrichtungen mit sozialem Charakter 
anerkarmte Eirmchtungen bewirkt werden“. 

Mit der Ergänzung werden riurunehr Ehuichtungen, denen 
die rechtliche Betreuung nach § 1896 BGB durch Betreu- 
ungsbeschluss übertragen mrrde, als begünstigte Einrichtun- 
gen anerkannt. Nach gefestigter Rechtsprechung des EuGH 
umfasst demnach der Begriff „Einrichtimgen“ i. S. des Arti- 
kel 132 Absatz 1 Buchstabe g MwStSystRL imabhängig von 
der Rechts- oder Organisationsform des Leistungserbringers 
sowohl natürliche als auch juristische Personen. 

Damit erfasst die Steuerbefi eiung künflig grundsätzlich auch 
die nach §§ 1896 ff BGB erbrachten Beü euungsleistungen, 
insbesondere solche, die von Vereinsbetreuem und Betreu- 
imgsver eineri, aber auch solche, die von Berufsbetreuem er- 
bracht werden. Leistmigen, die nach § 1 90 8i Absatz 1 Satz 1 
i. V. ni. § 1835 Absatz 3 BGB vergütet werden (Dienste, die 
zimi Gewerbe oder Benif des Betreuers gehören), fallen 
nicht unter die Steuerbefi eiung des § 4 Nununer 16 Satz 1 
Buchstabe k UStG, da es sich lüerbei nicht um Betreuimgs- 
leistimgen im eigentlichen Sinne handelt, z. B. wenn der Be- 
treuer als Rechtsanwalt den Betreuten hi emem Prozess ver- 
tritt, oder als Steuerberater die Steuererklänmg für- den Be- 
treuten arifeifigt. 

Zu Dreifachbuclistabe ddd 

§ 4 Nummer 16 Satz 1 Buchstabe 1 — neu — 

Der bisherige Buchstabe k der Vorscluifi: wird neuer Buch- 
stabe 1. hii Hinblick auf die weitere Verbreitimg der Anw^eri- 
dimg des Persönlichen Budgets (§17 SGB IX) erfolgt in § 4 
Nummer 16 Satz 1 Buchstabe — neu — UStG zudem eine 
Anpassimg der „Sozialgrenze“ von derzeit 40 Prozent auf 
25 Prozent. 

Zu Doppelbuchstabe bb 

§ 4 Nummer 16 Satz 2 

Redaktionelle Anpassung auf Grund des neu emgefiigten § 4 
Nummer 16 Satz 1 Buchstabe k UStG. 

Zu Buchstabe c 

§ 4 Nummer 19 Buchstabe a Satz 2 

Es handelt sich um ehre Folgeänderung aus der Schafhmg 
des histituts der emgeüagenen Lebenspartnerschafi. Nach 
§ 4 Nummer 19 Buchstabe a UStG sind die Umsätze der 
Blinden befreit, die nicht mehr als zwei Arbeitnehmer be- 


schäftigen. Nicht als Arbeitneluner gelten bislang der Elie- 
gatte, die minderjährigen Abkönmilinge, die Eltern des Blin- 
den imd die Lehrlinge. Durch die Änderung wird eneicht, 
dass auch em eingetragener Lebenspartner im Sinne des § 1 
Lebenspartnerschaftsgesetz nicht als Arbeitnehmer anzuse- 
hen ist. 

Zu Buchstabe d 

§ 4 Nunmier 20 Buchstabe a Satz 3 — neu — 

Nach geltendem § 4 Nummer 20 Buchstabe a UStG sind ne- 
ben den abschheßend aufgefüluten Umsätzen der Gebiets- 
körperschaften auch die Umsätze gleichartiger Einrichtun- 
gen anderer Unternehmer von der Umsatzsteuer befieit, 
wenn die zuständige Landesbehörde bescheinigt, dass sie die 
gleichen kulturellen Aiffgaben wie die in Satz 1 bezeicluie- 
ten Einrichtimgen erfiülen. 

Die Ergänzimg der Steuerbefieiimgsnorm des § 4 Num- 
mer 20 Buchstabe a UStG um die Leistungen der Btüuien- 
regisseure imd Bühnenchoreographen schafft numiiehr für' 
alle Seiten Rechtsklarheit. Die Steuerbefreiimg für' diese 
Leistungen ist geboten, da diese ftir die Iriszenienmg prä- 
gend und wesentlich sind, indem sie auf die Gestaltfindung 
der künstlerischen Dar stellung Einfluss nehmen. Die Thea- 
terauffirhrung wäre ohne den Büluienregisseur, der wie der 
Bühnenchoreograph — als Regisseur der Tänzer' - den Cha- 
rakter der Vorstellung m künstlerischer imd kreativer' Hin- 
sicht wesentlich prägt, nicht vorstellbar. 

Die Steuerbefreiimg ist auf an Tlieater, Oper-nhäuser' etc. er- 
brachte Umsätze von Bühnenregisseuren imd -Choreogra- 
phen beschränkt. Leistungen von Bülmeruegisseuren und 
-Choreographen an andere Leistungsempfänger sowie Leis- 
tungen z. B. selbständiger Filnuegisseure, Hörspiehegis- 
seur e und Femsehr egisseure sind nicht begünstigt. 

Über die Ergänzimg der Steuerbefreiungsnorm des § 4 Nimi- 
mer 20 UStG imi die Leistungen der' Büluienregisseur e und 
Bühnenchoreographen hinaus ergibt sich weder eine Ände- 
nmg der bisherigen Rechtslage noch ein Spielraum für' eine 
erweiternde Auslegimg auf w^eitere Beriifsgruppen. 

Zu Buchstabe e 

§ 4 Nunmier 25 Satz 3 Buchstabe c — neu — 

Durch das Jalu essteuergesetz 2008 uarrde die Steuerbefi ei- 
img nach § 4 Nunmier 25 UStG neu gefasst. Danach erfasst 
die Regelimg seit 1 . Januar 2008 sämtliche Leistimgen der 
Kinder- und Jugendhilfe, die nach den Vorscluiften des Ach- 
ten Buches Sozial ge setzbuch (SGB VIII) erbracht w^erden, 
imd damit eng verbimdene Leistungen. Unionsrechtliche 
Gnmdlage luei'fiir ist Artikel 132 Absatz 1 Buchstabe h 
MwStSystRL. Danach befreien die Mitgliedstaaten „eng mit 
der Kinder- imd Jugendbetreuung verbimdene Dienstleistun- 
gen imd Lieferungen von Gegenständen durch Eimichtim- 
gen des öffenthchen Rechts oder andere von dem betreffen- 
den Mitgliedstaat als Einrichtimgen mit sozialem Charakter 
anerkannte Eim-ichtungen“. 

hn Gleichklang mit der Einfiihrung des neuen § 4 
Nunmier 16 Satz 1 Buchstabe k UStG werden auch die Leis- 
tungen, die von Eim-ichtungen erbracht werden, die als Vor- 
münder nach § 1773 des Bürgerlichen Gesetzbuchs (BGB) 
oder als Ergänzungspfleger nach § 1909 BGB bestellt wor- 
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den sind, nach § 4 Nunmier 25 Satz 3 Buchstabe c UStG von 
der Umsatzsteuer befreit. Nach gefestigter Rechtsprechung 
des EuGH umfasst der Begiiff „Eimichtungen“ unabhängig 
von der Rechts- oder Organisationsform des Leistungser- 
bringers sowohl natüiliche als auch juristische Personen. 
Nach § 1773 BGB bestellte Vomiimder üben eine in ihrem 
Wesens gehalt den Betreuern gleichartige Tätigkeit aus. Die 
Steuerbefieiiuig ist aus Gründen der Gleichbehandlung (Ar- 
tikel 3 GG) daher auch auf Vomiimder zu erstrecken. Ab- 
weichimgen bestehen lediglich in den Modalitäten der Ver- 
gütung, die umsatzsteuerlich jedoch nicht beachtlich sind. 
Entscheidend ist die Gleichartigkeit der' erbrachten Leistim- 
gen. Da Vonnünder ihre Leistungen gegenüber' Minderjähri- 
gen erbririgeri, beniht die Steuerbefieiimg, abweichend von 
der fiir nach §§ 1896 ff BGB erbrachten Betreuurigsleistun- 
gen, auf der imionsrechtlichen Grundlage des Artikels 132 
Absatz 1 Buchstabe h MwStSystRL. 

Auch Ergänzungspfleger sind wegen der Vergleichbarkeit 
der Tätigkeit mit Vomiündern von der Umsatzsteuer zu be- 
ffeieri. 

Für alle Pflegschaften gelten gern. § 1915 BGB die Vor- 
sclu'iften über die Vormundschaft entsprechend; ftir die Ver- 
gütung findet sich eine SoriderTegelung fiir die Vergütung 
von Pflegern, deren Vergütung - bei nicht mittellosen Pfleg- 
lingen - nicht aus der Staatskasse gezahlt wird. 

Die Ergänzungspflegschaff nach § 1909 BGB dient wie die 
Vor-mimdschaft der Fürsorge für' Minderjähr-ige, wenn hi 
Teilbereichen hu e Angelegenheiten nicht von dem Sorgebe- 
rechtigten (Eltern oder Vormund) wahigenommen werden 
können. Dies kann sich vergleichbar dem Betreuungsrecht 
auf die Personen- oder Vennögenssorge oder einzelne Ange- 
legenheiten dieser Bereiche beziehen. Die sorgerechthche 
Zuständigkeit der Eltern oder des Voi-mimds bleibt dann in 
den übrigen Angelegenheiten bestehen. So kann Eltern bei 
Vernachlässigung des Kindes nur die Personensorge entzo- 
gen werden, füi' die ein Ergänzungspfiegei' bestellt wird. Die 
Vemiögenssorge bleibt daim bei den Eltern. Andererseits 
kann auch die Ergänzimgspflegschaff fiir Vemiögensangele- 
genheiten des Mhidei jährigen erforderlich sein, so insbes. in 
den Fällen des § 1909 Absatz 1 Satz 2 BGB i. V. mit § 1638 
Absatz 1 BGB. 

Keine vergleichbaren Tätigkeiten werden jedoch bei den 
weiteren Pflegschaften des BGB ausgeübt. Die Abwesen- 
heitspflegschaff (§ 1911 BGB) imd die Nachlasspflegschaft 
(§ 1960f BGB) sowie die Samnüungspflegschaft (§ 1914 
BGB) betreffen nur das Veraiögen. Die Pflegschaft fiir einen 
imbekarmten Beteiligten nach § 1 9 1 3 BGB whd in der Regel 
das Vemiögen betreffen, das gleiche gilt für' die Pflegschaft 
für' eine Leibesfrucht nach § 1 9 1 2 BGB. Der Hintergnmd der 
Wahmehmimg von sorgerechtsrelevanten Angelegenheiten 
schutzbedürftiger Minder jäluiger und mithin der spezifisch 
soziale Charakter entfallen in diesen Fällen. Für diese Tätig- 
keiten wird eine Umsatzsteuerbefreiimg deshalb nicht ge- 
währt. 

Auch Verfahrerispfleger/-b eistände üben keine den Betreu- 
ern oder Vomiündeni vergleichbare Tätigkeit aus, da sie 
lediglich in Gerichtsverfalu en auftreten imd dort die Interes- 
sen der betroffenen Person zur Geltung bringen, hn Ver- 
gleich zu diesen Personengnippen ist der Gegenstand der 
Leistimg begrenzter, z.B. nur' auf die Stelhmgnahme zm' 
Frage, wer das Sorgerecht erhalten soll. Eine imifassende 


Personen- oder Vennögenssorge wird nicht wahrgenonmien. 
In Familiensachen karm die SteUungnalune des Verfahrens- 
beistands gutachtenähnlichen Charakter haben. Eine durch 
den Gleichbehandlungsgnmdsatz verarilasste Urnsatzsteuer- 
befi eiung lässt sich hieraus nicht ableiteri. 

Es handelt sich auch nicht mii ehr eng mit der Sozia ffür sorge 
imd sozialen Sicherheit verbundene Leistimg, da eine Vertre- 
tung vor Gericht keine nach den SGB beschriebene Leistung 
darstellt. 

Zu Nummer 4 

§ 8 Absatz 2 Nimuner 1 

Mit der Ändenmg whd den Bemerkimgen des Buridesrech- 
nimgshofes ziu Haushalts- und Wirtschaftsfirhnmg 2009 
entsprochen. Der Bimdesrechnungshof hatte in seinen Be- 
merkimgen die Auffassung vertr eten, der in § 8 Absatz 2 
Nunmier 1 UStG geregelte Ausschluss von der Umsatzsteu- 
erbefreiung für' Vonmisätze in der Luftfahrt an Lufffahrturi- 
temehmer mit Ambulanzflügen müsse auch fiir inländische 
Luftfahrtunternehmeri gelten, die neben internationalem 
Lufiv erkehr auch grenzüberschreitende Krankentransporte 
mit Luftfahrzeugen diucliftihren. 

Die Neufassung der Vorsclmfi firhrt dazu, dass Lufffahrturi- 
temehmen, die (hi nicht imbedeutendem Umfang) rein inläri- 
dische Befördeinngen von kranken und verletzten Personen 
hn Sinne von § 4 Nimuner 17 Buchstabe b UStG ausfüluen, 
hinsichtlich ihr er Vorbezüge fiir das Unternehmen nicht bes- 
ser gestellt sind, als andere Unternehmen, die (nur) Beförde- 
inngen von kranken und verletzten Personen im Sirme von 
§ 4 Nummer 17 Buchstabe b UStG (z. B. mit Landfahrzeu- 
gen) ausfirhren. Andererseits werden Lufffalutmitemelunen, 
die neben der Befördeinng von gesunden Menschen auch 
grenzübersclueitende Befördenmgen von kranken imd ver- 
letzten Personen bewirken, hn Wettbewerb mit Lufffahrtun- 
temehmen, die keinerlei Befördenmgen von kranken und 
verletzten Personen erbi-higen, bzw^ im Wettbewerb mit hn 
Ausland ansässigen Luftfahrtimteinehmen (für' die nach Ab- 
sclmitt 8.2 Absatz 3 Satz 5 Umsatzsteuer-Anwendimgserlass 
davon ausgegangen whd, dass sie im Rahmen ihr es entgelt- 
lichen Luft\^erkehrs überwiegend internationalen Lufiv- er- 
kehr betreiben) nicht benachteiligt. 

Mit der Foraiulieiimg „nur in imbedeutendem Umfang“ whd 
verhindert, dass Unternehmen bereits dami von der' Aus- 
schlussi egelung betroffen w^ären, w^enn sie nur wenige hiläri- 
dische Ambulanzflüge ausgefirhrt haben. Dies entspräche 
nicht dem Shmimd Zweck der Vorschrift. Unter welchen Vo- 
raussetzungen Unternehmen , 4 n imbedeutendem Umfang“ 
auf das Inland beschränkte Befördenmgen nach § 4 Num- 
mer 17 Buchstabe b UStG ausfirhren, karm sich — jew^eils 
bezogen auf die Verhältnisse des Vorjahres — nach Umsatz- 
erlösen imd/oder nach der Gesamtzahl der Flüge des betrof- 
fenen Unternehmens entscheiden. 

Zu Nummer 5 
§ 12 Abs. 2 

Artikel 103 der Richtlinie 2006/112/EG des Rates vom 
28. November 2006 über das gemeinsame Mehrwertsteuer- 
system (ABI. EU Nr. L 347 S. 1, Mehrw^ertsteuei-System- 
richtlinie - MwStSystRL) gibt den Mitghedstaaten die Mög- 
lichkeit, Umsätze mit bestimmten Kunstgegenständen und 
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Saiimiluiigs Stücken (eiiischließlich Briefmarken) bei Vor lie- 
gen weiterer Voraussetzungen eraiäßigt zu bestenem. Die 
derzeit geltende Unisatzsteueremiäßigiing nach § 12 Ab- 
satz 2 Nunmier 1 und 2 i. V. mit den Niinnnem 49 Buch- 
stabe f, 53 und 54 der Anlage 2 zum Umsatzsteuergesetz ver- 
stößt gegen die verbindlichen Vorgaben des Unionsrechts, 
indem sie unemgescluänkt auf sämthche Umsätze imd die 
Vemiietiuig dieser Gegenstände anwendbar ist. Diese Uni- 
onsrechtswidi’igkeit betrifft insbesondere den geweiblichen 
Kunsthandel sowie die Vennietung von Kunstge genständen 
und Sammlungs stücken. Mit den vorgesehenen Ändeiungen 
wird die im Umsatzsteuergesetz enthaltene Steuerennäßi- 
giing fiu' Kunstgegenstände und Sanmilungsstücke auf das 
imionsrechtlich zulässige Maß beschränkt. Die Ändeiungen 
scliließen insbesondere die Liefenmgen von Sanunlimgs- 
stücken sowie die Vemiietimg von Saimnlimgsstücken und 
Kunstgegenständen von der Anwendimg des eraiäßigten 
Umsatzsteuersatzes aus. Diese Umsätze imterliegen künftig 
dem Regelsteuersatz. 

Zu Buchstabe a 

§ 12 Absatz 2 Niumner 1 

Die Ändenmg dient der Einfiihnmg spezieller Regelungen 
füi- Kunstgegenstände und Sammlungsstücke in § 12 
Absatz 2 Nimimer 12 und 13 UStG im Rahmen der 
unionsrechtlich zulässigen Umsetzimg des AitikeLs 103 
MwStSystRL. 

Zu Buchstabe b 

§ 12 Absatz 2 Niumner 2 

Die Veimietimg von Kunstgegenständen imd Sammlimgs- 
stücken whd von der Anwendung des ermäßigten Umsatz- 
steuersatzes ausgenonunen. 

Zu Buchstabe c 

§ 12 Absatz 2 Niumner 11 

Es handelt sich lediglich um eine redaktionelle Ändenmg. 

Zu Buchstabe d 

§ 12 Absatz 2 Niumner 12-neu- 

Die Vorschrift regelt die Anwendimg des ennäßigen Um- 
satzsteuersatzes auf die Einftihr von Kimstgegenständen und 
Saimnliuigs stücken . 

§ 12 Absatz 2 Niumner 13— neu — 

Die Vorschrift regelt die Anwendung des ennäßigten Um- 
satzsteuersatzes auf die Liefenmgen imd innei gemeinschaft- 
lichen Eiweibe von Kunstgegenständen. Die Umsatzsteuer- 
eimäßigung ist demnach auf die Liefenmgen imd innerge- 
meinschaftlichen Erwerbe von Kunstgegenständen anwend- 
bar, wenn dei- Gegenstand vom Urheber selbst bzw. seinem 
Rechtsnachfolger oder - bei Vorhegen weiterer Vorausset- 
zimgen — von einem Unternehmer gehefeit whd, der kein 
Wiedeiverkäufei- ist. Die Umsätze des gewerblichen Kunst- 
handels (z. B . Galeristen oder Kunsthändler) sind von der 
Umsatzsteuerennäßigung aus geschlos sen. 


Zu Nummer 6 
Zu Buchstabe a 

§ 13b Absatz 2 Nr. 5 Buchstabe a - neu - 

Redaktionelle Änderung. Duich die Einftigimg des neuen 
Buchstaben b in Absatz 2 Nimuner 5 wird die bisherige Re- 
gelung des § 13b Absatz 2 Nimuner 5 zu Buchstabe a. 

§ 13b Absatz 2 Nr. 5 Buchstabe b — neu — 

Nach der bisherigen Regelung des § 13b Absatz 5 Satz 1 hi 
Veibindimg mit Absatz 2 Nunmier 5 UStG gilt die Steuer- 
schuldnerschaft des Leistungsempfängers ftir Liefeiungen 
von Gas über das Erdgasnetz, von Elektrizität sowie von 
Wämie imd Kälte über ein Wämie- oder Kältenetz an einen 
anderen Unternehmer unter den Bedingungen des § 3 g 
UStG. Voraussetzimg ist, dass der liefernde Unternehmer hn 
Ausland ansässig ist. 

Diese Steuerschuldneischaft des Leistungsempfängers whd 
erweitert auf die entsprechenden Liefeiungen von Gas über 
das Eidgasnetz und von Elektrizität duich ehien hn Inland 
ansässigen Untemeluner an emen anderen Untemeluner, der 
selbst derartige Leistungen erbringt. 

Zweck dieser Emeitermig ist, Unisatzsteuerausfälle - insbe- 
sondere diu’ch Umsatz steuerbetiug - zu verhindern. Diese 
treten ein, weil bei den vorgenaimten Umsätzen nicht sicher- 
gestellt werden kann, dass diese von den liefernden Unter- 
nehmern vollständig hn allgemeinen Besteuenmgsverfalu en 
erfasst werden, bzw. der Fiskus den Steueranspiuch behn 
Liefernden reaüsieren kann: Wird bei den vorgenannten 
Leistimgen die Steuer dem Leistungsempfänger in Rech- 
nimg gesteht, kaim dieser die in Reclmung gestellte Steuer 
als Vorsteuer abziehen, während der leistende Unternehmer 
die hl Rechnung gestellte Steuer tatsäclihch nicht an das Fi- 
nanzamt abfühlt. Die Finanzämter können vielfach - in den 
meisten Fähen wegen Zahlungsunfähigkeit des liefeinden 
Unteinehmers - den Umsatzsteueranspnich nicht mein 
durchsetzen. Dies whd bei ehier Steuer Schuldner schaff des 
Leistimgsempfängeis vermieden. 

hl § 13b Absatz 1 Nimimer 5 Buchstabe b — neu — w^ird als 
Folgeändenmg zur Änderung des Absatzes 5 Sätze 3 und 4 
ein entsprechender Tatbestand eigänzt imd dafiir ehi von der 
Gnmdregel des § 13 UStG abweichender Steuerentstehimgs- 
zeitpimkt festgelegt. 

Zu Buchstabe b 

§ 13b Absatz 5 

§ 13b Absatz 5 w^ird neu gefasst imd um Regelungen zm' 
Steuerschuldverlagenmg bei Liefenmgen von Gas imd von 
Elektrizität inländischer Lieferanten ergänzt. 

§ 13b Absatz 5 Satz 1 UStG bleibt unverändert. Der bis- 
herige § 13b Absatz 5 Satz 2 Halbsatz 1 UStG wird neuer 
Satz 2 der Vorschrift. 

§ 13b Absatz 5 Satz 3 und 4 UStG werden neu aufgenom- 
men. Danach ist bei Liefeiungen von Gas über das Erdgas- 
netz imd von Elektrizität durch im Inland ansässige Unter- 
nehmer der Leistungsempfänger Steuerschuldneiv werm er 
selbst derartige Leistimgen erbihigt. Bei Liefenmgen von 
Erdgas verlagert sich die Steuerschuld, wenn der Leistimgs- 
empfanger selbst Erdgas liefert. Bei Liefenmgen von Elek- 


Deutscher Bundestag - 17. Wahlperiode 


-95- 


Drucksache 17/13033 


trizität verlagert sich die Steuerschuld, wenn sowohl der Lie- 
ferant als auch der Leistungseoipfänger Wiedeiverkäufer 
von Elektrizität im Sinne des § 3g UStG sind. Damit werden 
Betreiber von Photovoltaikanlagen, die nur in geringem Um- 
fang Elektrizität erzeugen und an Energieanbieter liefern, 
von der Regelung ausgenommen. Denn als Wiedeiverkäufer 
von Elektrizität im Siiuie des § 3g UStG sind Unternehmer 
anzusehen, deren Haupttätigkeit in Bezug auf den Eiw^eib 
von Elektrizität in deren Liefenuig besteht und deren eigener 
Verbrauch von Elektrizität von untergeordneter Bedeutiuig 
ist. Die Haupttätigkeit des Unternehmers in Bezug auf den 
Erw^erb von Elektrizität besteht dann in deren Liefeinng, 
wemi der Unternehmer mehr als die Hälfte der von ihm er- 
worbenen Menge weiteiveräußeit. Der eigene Elektrizitäts- 
verbrauch des Untenieluners ist daiui von luitergeordneter 
Bedeutung, wemi nicht iiielu als 5 Piozent der eiw^orbenen 
Menge zu eigenen (untenielunerischen oder nicht rmtemeh- 
iiierischen) Zwecken verw^endet wird. Maßgeblich sind die 
Verhältnisse im vorangegangenen Kalenderjalu. 

Der bisherige § 13b Absatz 5 Satz 2 Halbsatz 2 UStG wild 
neuer Satz 5 der Vorschrift. Die bisherigen Sätze 3 und 4 von 
§ 13b Absatz 5 UStG werden die neuen Sätze 6 und 7 der 
Vorschrift. 

Zu Buchstabe c 

§ 13b Absatz 6 Nimuner 2 

Die Umsatzsteuer fiu- Personenbefördeningen durch einen 
im Ausland ansässigen Unternehmer an einen Unternehmer 
schuldet gemäß § 13b Ab satz 5 Satz 1 in Verbindung mit Ab- 
satz 2 Nunmier 1 UStG ginndsätzlich der Leistungsempfän- 
ger. Dies hat zm- Folge, dass sich der ausländische leistende 
Untemeluner nicht fiir im Inland aus gefühlte Umsätze steu- 
erlich registrieren lassen muss. Die Regelung fiihrt jedoch zu 
Anwendungs Schwierigkeiten, wenn der Leistungsempfänger 
ebenfalls im Ausland ansässig ist. Denn dann muss sich jeder 
einzelne ausländische Leistungsempfanger meist nur füi- we- 
nige Beförderungsleistungen umsatzsteuenechtlich im hi- 
land erfassen lassen und Umsatzsteuer- Voranmeldungen 
bzw^ Steuererklärungen abgeben. Dies hat in der Praxis zu 
Melu’aufA'^and füi’ Unternehmer und die nach der Umsatz- 
steuerzuständigkeits Verordnung zential zuständigen Finanz- 
ämter gefiüut. Für die Personenbefbrdeinng mit Taxen gab 
es aus diesem Gmnd bereits eine Ausnahmeregelung in 
§ 1 3b Absatz 6 Nimuner 2 UStG. Diese wird nunmelu ausge- 
dehnt auf Personenbefördeningen mit motorbetriebenen 
Landfaluz engen im Sinne des § Ib Absatz 2 Satz 1 Niuii- 
mer 1 UStG. Damit muss sich der leistende Untemeluner im- 
abhängig davon, ob sein Leistiuigsempfänger im Inland oder 
im Ausland ansässig ist, in allen Fällen im hiland erfassen 
lassen. Dadurch wird die Melubelastimg vennieden. 

Zu Buchstabe d 

§ 13b Absatz 7 Satz 1 bis 3 - neu — 

Der Begriff des im Ausland ansässigen Unternehmers wild 
aus dem bisherigen § 13b Absatz 7 Satz 1 erster Halbsatz 
UStG inlialtlich in den neuen § 13b Absatz 7 Satz 1 UStG 
übemommen und an die EuGH -Rechtsprechung (Uiteil des 
EuGH vom 6. Oktober 2011, Rechtssache Stoppelkamp, 
C -421/10) angepasst. Danach ist ein Unternehmer auch dann 
im Ausland ansässig, wenn ei- dort den Sitz seiner whtschaft- 
lichen Tätigkeit, seine Geschäffsleitung oder eine feste Nie- 


derlassung und hn Inland nur einen Wohnsitz hat. Hat der 
Unternehmer aber weder den Sitz der wirtschaff liehen Tätig- 
keit, noch die Geschäffsleitung oder eine Betriebsstätte im 
Ausland, von wo aus die Umsätze ausgefiihrt worden sind, 
im Inland aber einen Wohnsitz, ist er im Inland ansässig. 

Der neue Satz 2 des § 13b Absatz 7 UStG übeininunt die 
Definition des im übrigen Gemeinschaffsgebiet ansässigen 
Unternehmers imd wild ebenfalls an die o. a. EuGH-Recht- 
sprechung angepasst. 

Außerdem w^ird § 13b Absatz 7 Satz 2 UStG neuer Satz 3 
der Vorschrift imd redaktionell an die Auslegung von Arti- 
kel 192a der Richtlinie 2006/112/EG durch Artikel 53 der 
Durchfülmmgs Verordnung (EU) Nr. 2S2/2011 des Rates 
vom 15. März 2011 zur Festlegung von Dmehftihrungsvor- 
schiiften zur Richtlinie 2006/1 12/EG über das gemeinsame 
Meluw^eitsteuersy Stern (ABI. EU 2011 Nr. L 77 vom 
23. März 2011, S. 1) angepasst. 

Zu Nummer 7 

Die Richtlinie 2010/45/EU des Rates vom 13. Juli 2010 zur- 
Ändening der Richtlinie 2006/1 12/EG über das gemeinsame 
Mehiweitsteuersystem hinsichtlich der- Recluiungsstelhings- 
vorschriffen (sog. Rechnungsstellungsrichtlinie) ist zum 
1 . Januar 20 1 3 hi allen Mitgliedstaaten verbindlich imizuset- 
zen. 

Zu Buchstabe a 

§ 14 Absatz 4 Satz 1 Nunmier 8, 9 imd Nummer 10 — neu — 

Die Erweiterung des Katalogs der Rechnimgsangaben nach 
§ 14 Absatz 4 UStG beruht auf Artikel 226 Nimimer 10a 
MwStSystRL. Nach Artikel 226 Nimimer 10a MwStSystRL 
ist in der Rechnung anzugeben, wenn der Leistimgsernpfän- 
ger mit einer Gutschriff über die erhaltende Leistimg abrech- 
net. 

Zu Buchstabe b 

§ 14 Absatz 7 - neu - 

Durch § 14 Absatz 7 UStG whd Artikel 219a Nummer 2 
MwStSystRL luiigesetzt. 

Artikel 219a Nummer 1 MwStSystRL regelt, dass sich das 
maßgeblich arizuwerideride Recht fiir die Rechnimgsstellung 
nach den Vorschriften des Mitgliedstaates richtet, in dem der 
Umsatz nach den Vorschrifteri der MwStSystRL ausgefiihrt 
whd. Diese Regehmg entspricht bereits § 14 Absatz 2 Satz 1 
UStG. Von diesem Gnmdsatz whd folgender Fall nach Arti- 
kel 219a Nununer 2 Buchstabe a MwStSystRL ausgenom- 
men: Der Unternehmer ist nicht im Mitgliedstaat ansässig, in 
dem der Umsatz ausgefiihrt wird, aber hi einem anderen Mit- 
gliedstaat imd die Meluw^ertsteuer whd von dem Leistimgs- 
empfanger geschuldet, hi diesem Fall imterliegt die Rech- 
nimgsstellung den Vorscluiffen des Mitgliedstaates, m dem 
der Unternehmer ansässig ist. Sofern kein Sitz oder feste 
Niederlassung vorhanden ist, gilt das Recht des Mitgüed- 
staates, in dem der Unternehmer- seinen Wohnsitz oder ge- 
wöhnlichen Aufenthalt hat. 

Zu Nummer 8 

Die Richtlinie 2010/45/EU des Rates vom 13. Juli 2010 zm- 
Ändenmg der Richtlinie 2006/1 12/EG über das gemeinsame 
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Meln-weitsteuersystein hinsichtlich der Rechnimgsstelliings- 
vorsclmhren (sog. Rechiiungsstellungsrichtlinie) ist zum 
1 . Januar 20 1 3 in allen Mitgliedstaaten verbindlich imizuset- 
zen. 

Zu Buchstfibe si 

§ 14a Absatz 1 

Die Neufassung des § 14a Absatz 1 UStG bemht auf Ar- 
tikel 219a Nimuner 2 Buchstabe a imd Artikel 222 
MwStSystRL. 

Nach Aitikel 222 Unterabsatz 1 MwStSystRL ist für imier- 
gemeinschaftliche Liefenuigen (§ 6a UStG) und fiir iiii hi- 
land steuerpflichtige Leistiuigen eines im übrigen Gemein- 
schaftsgebiet ansässigen Untenielimers (§ 13b Absatz 1 
UStG) spätestens am 1 5 . Tag des Monats, dei' auf den Monat 
folgt, in dem der Steueitatbestand eingetreten ist, eme Rech- 
nung auszustellen. 

Zu den Ausfiihrungen zu Artikel 219a Nummer 2 Buch- 
stabe a MwStSystRL siehe vorstehende Begründimg zu § 14 
Absatz 7 - neu - UStG. 

Zu Buchstsibe b 

§ 14a Absatz 3 Satz 1 und 2 

Die Ändening in § 14a Absatz 3 Satz 1 UStG setzt Arli- 
kel 222 MwStSystRL um. 

Zu den Ausfiihrungen zu Aitikel 222 MwStSystRL siehe 
vorstehende Begründung zu § 14a Absatz 1 UStG. 

§ 14a Absatz 3 Satz 2 UStG wmd lediglich redaktionell ge- 
ändert. 

Zu Buchstsibe c 

§ 14a Absatz 5 

Die Neufas simg des § 14a Absatz 5 UStG beniht auf Arti- 
kel 219a Nimuner 2 Buchstabe a imd Artikel 226 Niuii- 
mer 11a MwStSystRL. 

Nach Artikel 226 Nummer 11a Mw^StSystRL muss die Recli- 
nimg im Fall der Steuers chuldnerschafi des Leistungsemp- 
fängers die Angabe „ Steuerschuldners chaft des Leistimgs- 
empfängers*' entlialten. 

Zu den Ausfiihrungen zu Artikel 219a Nummer 2 Buch- 
stabe a MwStSystRL siehe vorstehende Begründimg zu § 14 
Absatz 7 - neu - UStG. 

Zu Buchstabe d 

§ 14a Absatz 6 Satz 1 

Duich § 14a Absatz 6 Satz 1 UStG wird Aifikel 226 Nimi- 
nier 13 imd 14 MwStSystRL umgesetzt. 

Nach Aitikel 226 Nunmier 13 und 14 MwStSystRL muss die 
Rechnung in Fällen der Besteuerung von Reiseleistungen 
imd der Differenzbesteuerung die Angabe „Sonderregelung 
für- Reisebüros“ bzw. „Gebrauchtgegenstände/Sondeirege- 
luiig“, „Kunstgegenstände/Sonderregehmg“ oder „Samm- 
lungsstücke und Antiquitäten/Sonden egelung“ enthalten. 


Zu Nummer 9 
Zu Buchstabe a 
Zu Doppelbuchstabe aa 

§ 1 5 Absatz 1 Satz 1 Nunmier 2 

Die bestehende nationale Regehmg nach § 15 Absatz 1 
Satz 1 Nunmier 2 UStG sieht vor, dass nur' die entrichtete 
Einftüinmisatzsteuer als Vorsteuer abzugs fähig ist. Der Ge- 
richtshof der Europäischen Union hat mit Urteil vom 
29. März 2012, C -4 14/ 10 (Societe Veleclair) entschieden, 
dass das Recht auf Abzug der Einfiihrumsatzsteuer nicht da- 
von abhängig gemacht werden kann, dass die Mehrw^ert- 
steuer zuvor tatsächlich gezalilt worden ist. Zur Umsetzung 
dieses EuGH -Urteils ist eine gesetzliche Ändenmg des § 15 
Absatz 1 Satz 1 Nimuner 2 UStG dahingehend erforderlich, 
dass die Einfuhiumsatzsteuer fiir Gegenstände, die fiir das 
Unternehmen nach § 1 Absatz 1 Nunmier 4 UStG eingefiihrt 
worden sind, bereits mit ihrer Entstehung abzugsfähig ist. 

Zu Doppelbuchstabe bb 

§ 1 5 Absatz 1 Satz 1 Nunmier 3 

Der Anspnich auf Vorsteuerabzug aus dem iiuiergemein- 
schaftlichen Eiwerb von Gegenständen füi- das Unternehmen 
ist nach § 15 Absatz 1 Satz 1 Nummer 3 UStG auf Ginnd des 
EuGH-Urteils vom 22. Aprü 2010, C-536/08 und C-539/08, 
auf die Fälle einzuschränken, in denen der iiuiergemein- 
schaftliche Eiwerb nach § 3d Satz 1 UStG in Deutschland 
bewmkt wird, da in Deutschland die Befordenmg oder Ver- 
sendung tatsächlich endet. Entsprechend hat der BFH mit 
seinen Urteilen vom 1 . September 2010 -V R 39/08 - (BStBl 
201 1 n S. 658) und vom 8. September 2010 - XI R 40/08 - 
(BStBl 2011 II S. 661) geurteilt. 

Die dargestellte Einschiänkung des Vorsteuerabzugs nach 
§ 1 5 Absatz 1 Satz 1 Nimuner 3 UStG erfolgt bereits auf 
Gnmd systematischer Auslegung des Umsatzsteuergesetzes 
imter Berücksichtigung der Rechtsprechung des EuGH und 
BFH. Die Einfiigung des zw^eiten Halbsatzes hat lediglich 
deklaratorischen Charakter und dient der Klarstellung. 

Zu Buchstabe b 

Zu deu Doppelbuchstabeu aa uud bb 

Nach dem Unionsiecht befieien die Mitgliedstaaten die 
Umsätze aus der Tätigkeit als Versicherungsmakler imd -Ver- 
treter gemäß Artikel 135 Absatz 1 Buchstabe a der MwSt- 
SystRL von der Mehrwertsteuer. Aitikel 169 Buchstabe c 
der Mw^S tSystRL räimit dem Steuerpflichtigen das Recht auf 
Vorsteuerabzug füi' die nach Aitikel 135 Absatz 1 Buch- 
stabe a bis f Mw^StSystRL befreiten Umsätze ein, wenn der 
Dienstlei stimgsempfänger außerhalb der Gemeinschaft an- 
sässig ist. Das Unionsrecht sieht somit füi- Umsätze der Ver- 
sicherungsmakler und -Vertreter an Empfänger im Drittland 
ein Vorsteueiabzugsrecht vor. 

Um diese gemeinschaftsrechtlichen Vorgaben im nationalen 
Recht vollständig umzusetzen, wmd sow^ohl § 15 Absatz 3 
Nummer 1 Buchstabe b als auch § 15 Absatz 3 Nimuner 2 
Buchstabe b um einen Verweis auf die nationalen Befiei- 
imgsvorschriften § 4 Nunmier 10 Buchstabe b und § 4 Nimi- 
mer 1 1 UStG ergänzt. 
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Zu Nummer 10 

Aufgrund der Änderung in § 15 Absatz 1 Satz 1 Nuiniiier 2 
UStG (siehe Artikel 9 Nummer 9 Buchstabe a Doppelbuch- 
stabe aa), wonach künftig die Ehiftihiunisatzsteuer ftii- 
Gegenstände, die füi- das Untemelimen nach § 1 Absatz 1 
Nunmier 4 UStG emgeftihrt worden sind, bereits mit Uner 
Entstehung abziigsfäbig ist, ist als Folgeändening § 16 Ab- 
satz 2 UStG Satz 3 luid 4 zu streichen. Dieser Vereinfa- 
chiing, dass die Einftiluunisatzsteuer in Fällen des ZaMungs- 
aufscbubs bereits ini Zeitpunkt des Entstehens als Vorsteuer 
abgezogen werden kann, bedarf es nicht mein'. 

Zu Nummer 11 
Zu Buchstabe a 

§ ISdSatz 1 

Es handelt sieb um eine redaktionelle Ändenmg des Verw^ei- 
ses auf das geltende Unionsrecht . 

Zu Buchstabe b 

§ 18dSatz2 

Es handelt sich um eine redaktionelle Folgeändeiung des 
Veiweises auf § 97 Abgabenordnung. 

Zu Nummer 12 
§ 25a Absatz 3 Satz 2 - neu - 

Die im Rahmen der Differenzbesteueiung anfallende Um- 
satzsteuer wird giundsätzlich nach dem Betrag bemessen, 
luii den der Verkaufspreis den Einkaufspreis eines Gegen- 
stands übersteigt (§ 25a Absatz 3 Satz 1 UStG). Nach einer 
Protokollerkläiung des Rates und der Kommission zm- 
Richtlnüe 94/5/EG des Rates vom 14. Febniar 1994, mit der 
die unionsrechtlichen Giundlagen für die Anwendung der 
Differenzbesteuenmg geschaffen A^unden, können die Mit- 
gliedstaaten m bestimmten Fällen vorsehen, dass die der Be- 
rechnung der Umsatzsteuer zugiunde zu legende Differenz 
mindestens 30 Prozent des Verkaufspreises beträgt (sog. 
Paiischa Iniarge) . 

Zwingende Voraussetzung fiu' die Anwendung der Pauscbal- 
mai’ge ist, dass sich der Einkaufspreis ftir den Kunstgegen- 
stand nicht genau ennitteln lässt oder dieser Emkaufspreis 
imbedeutend ist. Mit der Ändenmg wird von dieser Möglich- 
keit Gebrauch gemacht. Die Ändenmg soll somit Nachteile 
ausgl eichen, die dem gewerblichen KunsÜiandel diuch den 
Wegfall des ennäßigten Umsatzsteuersatzes auf die Liefe - 
nmg von Kimstgegenständen entstehen. Eine Schwächung 
des Kimststandorts Deutschland soll hierdiucb veimieden 
werden. Die Vorscluift entspricht einer in Frankreich gelten- 
den Regelung. 

Zu Nummer 13 
Zu Buchstabe a 
Überscluift § 26 

Es handelt sich imi eine redaktionelle Anpassung an den ge- 
änderten bilialt der Vorschrift. 

Buchstabe b 

§ 26 Absatz 4 


Artikel 151 Absatz 1 Unterabsatz 1 Buchstabe b der Richt- 
linie 2006/112/EG des Rates vom 28. November 2006 über 
das gemeinsame Mehiweitsteuersystem (ABI. L 347 vom 
11.12.2006, S. 1) in Verbindung mit Atikel 50 der Diircli- 
fiilmmgs Verordnung (EU) Nr. 282/2011 des Rates vom 
15. Mälz 2011 zm- Festlegung von Dmcbftihnmgsvorsclu-if- 
ten zm Richtlinie 2006/1 12/EG über das gemeinsame Mehr- 
wertsteuer System (ABI. L 77 vom 23.03.2011, S. 1) ermög- 
licht die Aierkennimg eines Konsortiums, das auf der 
Gnmdlage der V^erordnimg (EG) Nr. 723/2009 des Rates 
vom 25. Jimi 2009 über den gemeinschaftlichen Rechtsrah- 
men ftir ein Konsoitium ftir eine europäische Forsebungsm- 
fiastiuktm- (ABI. L 206 vom 08.08.2009, S. 1) durch einen 
Beschluss der Kommission gegilindet ^nude, als mtematio- 
nale Einrichtung durch den Aufnabmemitgliedstaat. Dmcb 
die Regelung erfolgt diese Anerkennimg, soweit Deutsch- 
land Aufnahmestaat ist. Die Grenzen mid Bednigmigen der 
Entlastimg der Konsortien von der Umsatzsteuer auf ilue 
Vorbezüge w^erden m emem Abkommen zwischen den Mit- 
gliedern gemäß Atikel 5 Absatz 1 Buchstabe d der Verord- 
nimg (EG) Nr. 723/2009 festgelegt. Die Regehmg ermög- 
licht die Ansiedhmg Europäischer Forscbungsinfiastniktm- 
Konsortien in Deutschland. 

In der Regehmg wird von der Möglichkeit Gebrauch ge- 
macht, die Entlastung der Konsortien von der Umsatzsteuer 
auf ihie Vorbezüge anstatt durch eine direkte Steuerbe- 
fi eimig der Umsätze an die Konsoitien dmch eine Vergütung 
- wie auch bei inteinationalen Organisationen mit Sitz in 
Deutschland - herbeizufüluen. Dies trägt den Bedenken des 
Bundesrates Rechnimg, der sich bereits mehrfach gegen eine 
diiekte Unisatzsteuerbefireiung ftir die Umsätze an Konsor- 
tien ausgesprochen hat. Im Übrigen entspricht die Regelung 
den auch füi- hitemationale Organisationen mit Sitz in 
Deutschland getrofienen Regelungen. 

Die Aufnahme einer Regehmg zur Entlastung der Konsor- 
tien ftir die nach § 13b Absatz 5 UStG geschuldete und von 
ihi- entnehtete Umsatzsteuer, ist notwendig, da diese Steuer 
in der Rechnimg nicht gesondert aus gewiesen wird. Bei 
Leistimgen an Konsortien mit satzungsgemäßem Sitz hi an- 
deren EU-Mitgliedstaaten findet vorrangig § 4 Nimimer 7 
Satz 1 Buchstabe d UStG Anwendung. Nur in den Fällen, hi 
denen diese Steuerbefieiimg nicht zur Aiwendimg kommt, 
weil der Liefergegenstand nicht hi das Gebiet des anderen 
EU-Mitgliedstaates befördert oder versendet wild, soll hi 
Anw^endimg von Atikel 5 1 Absatz 3 der Dmchftihnmgsver- 
ordnimg (EU) Nr. 282/2011 sichelgestellt w^eiden, dass bei 
Vorlage einer Bescheinigimg des Aufnahmemitgliedstaates 
eine Entlastimg des Konsortiums von der Umsatzsteuer auf 
seine Vorbezüge diu ch eine Veigütung sichergestellt w^erden 
kann. 

Nummer 14 

§ 26b Absatz 1 

Es handelt sich um eine redaktionelle Änderung des Geset- 
zesven^^eises hi § 26b Absatz 1 Umsatzsteueigesetz. 

Nummer 15 

§ 27a Absatz 2 Satz 2 

Es handelt sich um eine redaktionelle Änderung des Verwei- 
ses auf das geltende Unionsrecht. 
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Nummer 16 

§ 1 Absatz 2a Satz 1, § 4 Satz 1 Nummer 3 Buchstabe a Dop- 
pelbuchstabe bb Satz 1, § 13b Absatz 7 Satz 1 

Die Äudeningeii berücksichtigen, dass nach Artikel 1 des 
Veitrags über die Europäische Union (EUV) hi der Fassung 
des Vertrags von Lissabon die Europäische Union als 
Rechtsnachfolgerin an die Stelle der Europäischen Gemein- 
scliaü getreten ist. 

Nummer 17 

§ 5 Absatz 2 Nimuner 8 Satz 1 und 2, Absatz 3 rmd § 1 1 Ab- 
satz 5 

Die Ändemngen berücksichtigen, dass nach den Aitrkeln 1 
und 13 des Vertrags über die Europäische Union (EUV) in 
der Fassung des Veitrags von Lissabon die Euiopäische 
Union als Rechtsnachfolgerin an die Stelle der Euiopäischen 
Gemeinschaft getreten ist und die Konmiission der Europä- 
ischen Gemeinschaften nuiunehr als Eruopäische Konunis- 
sion bezeicluiet wird. 

Zu ArtUtel 11 (Ändenmg der Abgabenordnung) 

Zu Nummer 1 

Es handelt sich imi eine redaktionelle FolgeändeiTing zui- 
Süeichung des § 275 AO (vgl. Begitindung zu Artikel 1 1 
Nummer 23). 

Zu Nummer 2 
§ 6 Absatz 2 Nimuner 8 

Es handelt sich imi eine redaktionelle Folgeändeiung und 
Anpassimg an die Ändenmg des § 28i Viertes Buch Sozial- 
gesetzbuch duich das Diitte Gesetz ziu' Ändenmg des Vier- 
ten Buches Sozialgesetzbuch imd anderei’ Gesetze vom 
5. August 2010 (BGBl. I S. 1127). § 28i Viertes Buch So- 
zialgesetzbuch bestimmt nimmelu die Deutsche Rentenver- 
sichenmg Knappschaft-Bahn- See als bimdesweit zuständige 
Einzugs stelle fiir die Sozialabgaben aus den Arbeitsentgel- 
ten für geringfügige Beschäftigimgs Verhältnisse. Weil die 
Deutsche Rentenversichenmg Knappschaft-Balui-See auch 
die ehdieitliche Pauschsteuer einzieht, ist die steuenecht- 
liche Regelung entsprechend anzupassen. 

Zu Nummer 3 

§ 30 Absatz 6 Satz 4 

Die Gesetzes ändenmg erfolgt auf Gnmd des im Rahmen des 
Haushaltsbegleitgesetzes 2011 in Kiaft getretenen Lufh-er- 
kehrsteueigesetzes. Wie das Gesetz selbst bedarf auch eine 
Rechtsverordnung nicht der Zustinunimg des Bimdesrates. 
Die Ausnahme von der Zustinmiimgspflicht ist in der Ver- 
ordnungsemiächtigimg festzulegen. Da die Veiwaltirngs- 
kompetenz füi- die Versichenmgsteuer imd die Veiwaltirngs- 
imd Eltragskompetenz der KraMahizeugsteuer zwischen- 
zeitlich auf den Bimd übergegangen sind, bedüifen Rechts- 
verordnimgen insoweit gleichfalls nicht der Zustimmung des 
Bundesrates. 


Zu Nummer 4 
Zu Buchstabe a 

§ 53 Nummer 2 Satz 1 

Durch das Gesetz zur Ermittlung von Regelbedarfen und zm- 
Ändenmg des Zw^eiten und Zwölften Buches Sozialgesetz- 
buch vom 24. März 2011 winde das bisherige System aus 
Eckregelsatz füi' einen Haushaltsvorstand und einem abge- 
leiteten Regel Satzanteil fiir Haushaltsangehörige dui ch die 
Regelbedarfs stufen nach der Anlage zu § 28 SGB Xn er- 
setzt. Danach erhalten Alleinlebende und Allemerziehende 
einen Regelsatz in Höhe der Regelbedarfsstufe 1. Füluen 
zw^ei eiw^achsene Leistimgsberechtigte als Ehegatten oder hi 
eheälmlicher oder leb enspartnerschafis ähnlicher Gemehi- 
schaft einen Haushalt, so erhalten beide einen Regelsatz in 
Höhe der Regelbedarfs stufe 2. Da § 53 Nimuner 2 AO auf 
das Zw^ölfte Buch Sozialgesetzbuch verweist und den Haus- 
haltsvorstand ausdiücklich nennt, ist der Gesetzestext anzu- 
passen imd der Veiw^eis auf den Haushalts vor stand zu shei- 
chen. 

Zu Buchstabe b 

§ 53 Nummer 2 Satz 4 

Auch hier ist der Begriff des Haushaltsvorstandes zu strei- 
chen und die Ge setze sfoimulienmg anzupassen. Mafigeblich 
fiii- die Beuiteilimg der w^irtschaftlichen Hilfebedürftigkeit 
sind die Bezüge aller Haushaltsangehörigen. 

Zu Nummer 5 
§ 68 Nummer 5 

Durch Einfiihiung des Sozialgesetzbuch (SGB) — Achtes 
Buch (Vin) - Kinder- imd Jugendhilfe - (Artikel 1 des Ge- 
setzes vom 26. Juni 1990, BGBl. I S. 1163), das das Gesetz 
fift Jugendw^ohlfahit ersetzte, änderten sich die Bezeicluiun- 
gen in der Kinder- und Jugendlülfe. Die Begrifflichkeiten 
„Eimichtungen der Erziehungshilfe“ imd „fi eiwillige Erzie- 
himgshilfe“ wanden von der Foniiulieiiing „Ehuichtungen 
über Tag und Nacht (Heimerziehung) oder sonstigen betreu- 
ten Wohnfomien“ abgelöst. Da im Zw^eckbetriebskatalog des 
§ 68 Nimuner 5 AO auf Ehuichtungen nach dem Gesetz fift 
Jugendivohlfahrt verwiesen wrhd, ist dieser Veiw^eis an die 
Begrifflichkeiten des SGB VHI anzupassen. 

Zu Nummer 6 
Zu Buchstabe a 

§ 87a Absatz 5 Satz 1 

Es handelt sich imi eine redaktionelle Folgeändeiung zui' 
Ändenmg des § 97 AO (vgl. Begitindung zu Artikel 1 1 Num- 
mer 10 Buchstabe c). 

Zu Buchstabe b 

§ 87a Absatz 6 Satz 3 

Vgl. Begitindung zur Ändenmg von § 30 Absatz 6 Satz 4 AO 
(Aifikel 1 1 Nimuner 3). 

Zu Nummer 7 

§ 88 Absatz 3 Satz 2 

Vgl. Begitindung zur Ändenmg von § 30 Absatz 6 Satz 4 AO 
(Aifikel 1 1 Nimuner 3). 
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Zu Nummer 8 

§ 89 Absatz 2 Satz 5 - neu - 

Nachdem die Verwaltung der Veisicheningsteuer auf den 
Bund übergegangen ist, bedarf die Rechtsverordnung nach 
§ 89 Absatz 2 Satz 4 AO nach dem neuen Satz 5 künftig 
nicht mein der Zustinmiung des Bundesrates, soweit sie Ver- 
sichenmgsteuer betrifft. 

Zu Nummer 9 

§ 90 Absatz 3 Satz 7 

Es handelt sich um eine redaktionelle Folgeändernng ziu 
Ändenmg des § 97 AO (vgl. Begründung zu Artikel 1 1 Num- 
mer 10 Buchstabe c). 

Zu Nummer 10 

§97 

Die Beteiligten sind nach § 90 Absatz 1 Satz 1 AO ziu Mit- 
wirkung bei der Eraiittlung des steuereiheblichen Sachver- 
halts verpflichtet. Sie kommen iluer Mitv^^irkungspflicht ins- 
besondere dadurch nach, dass sie die für- die Besteuenmg er- 
heblichen Tatsachen vollständig und wahrheitsgemäß offen 
legen imd die ihnen bekaruiten Beweismittel angeben und 
auf Anfordenuig der Finanzbehör de vorlegen. Die Finanzbe- 
hörde kann von diesen Personen, aber auch von Dritten (z. B . 
Geschäftspartner, Kreditinstitute) die Vorlage von Büchern, 
Aufzeichnungen, Geschäftspapieren imd anderen Urkunden 
zur Einsicht und Prüfung verlangen (§97 Absatz 1 Satz 1 
AO). Im Vorlage ersuchen ist dabei anzugeben, ob die Ur- 
kiuiden fiir die Besteuerung des zur Vorlage Aufgeforderten 
selbst oder für- die Besteuerung eines Dritten benötigt wer- 
den (§ 97 Absatz 1 Satz 2 AO). 

Die Vorlage von Urkiuiden soll nach geltendem Recht aber 
grundsätzlich erst darui verlangt werden, werui der Vorlage- 
pflichtige keine Auskunft erteilt hat, wenn seine Auskunft 
luiziu eichend ist oder wenn Bedenken gegen die Richtigkeit 
der Auskimft bestehen (§97 Absatz 2 Satz 1 AO). Die Ur- 
kimdenvorlage kann aber auch dann verlangt werden, soweit 
der Beteiligte eine steuerliche Vergünstigimg geltend macht 
(z. B. Sonderausgaben, Sonderabschreibrmgen), wenn die 
Firiarizbehörde beim Beteiligten keine Außenprüfimg durch- 
füluen will oder werui sie wegen der erheblichen steuer- 
lichen Auswirkungen eine baldige Klänmg des Sachverhalts 
für- geboten hält (§97 Absatz 2 Satz 2 AO). 

Der Bimdesfinanzhof (BFH) hat in seinem Urteil vom 
24. Februar 2010 - n R57/08 - (BStBl II 2011 S. 5) die Auf- 
fassimg vertreten, ein Finanzamt dürfe im Besteuenmgsver- 
faluen eines Bankkunden von einem Kr editinstitut auf der 
Gnmdlage des § 97 AO im Regelfall erst dann die Vorlage 
von Kontoauszügen verlangen, wenn die Bank eine nach 
§ 93 AO zuvor geforderte Auskunft über das Konto nicht er- 
teilt hat, wenn die Auskunft unzureichend ist oder Bedenken 
gegen ihre Richtigkeit bestehen. Danach ist ein isoliertes 
Vorlageverlangen über Kontoauszüge zu einem genau be- 
stiiiunten Konto ohne vorheriges Auskunftsersuchen grund- 
sätzlich nicht melu zulässig. Dies hat zur Folge, dass eine Fi- 
nanzbehörde im Regelfall auch darm zuerst ein Auskunftser- 
suchen nach § 93 Absatz 1 AO gegenüber dem Kr editinstitut 
stellen muss, werui ihr die Konto- oder Depotbeziehung be- 
reits bekannt ist und sie lediglich Kontoauszüge oder ähnh- 


che Dokiuiiente einsehen wiU. Dieses Ver fahren ist unnötig 
verwaltimgsaufwändig . 

Mit der Änderung des § 97 AO sollen Auskunft s ersuchen 
nach § 93 Absatz 1 AO und Vorlageverlangen nach § 97 AO 
als gleichwertige Eimittlungsinstnmiente eirigestuft weiden. 
Die Finanzbehörde muss aber- weiterliin im Einzelfall ent- 
scheiden, ob luid inwieweit ein Aufklänmgsbedaif besteht 
und inwiew^eit daiui die Anfordenmg von Urkiuiden vom Be- 
teiligten oder von Dritten erforderlich ist. Die Finanzbehörde 
hat bei der Emiessensentscheidung, w^elches Beweismittel 
sie im Einzelfall einsetz en will, zudem auch den Verhältnis- 
mäßigkeitsgnmdsatz zu beachten, weshalb die mit dem je- 
weiligen Eraiitthmgsinsti'unient fiir den Betroffenen verbun- 
denen Belastungen in die Auswahlentscheidung einfließen. 

Zu Buchstabe a 

§ 97 Absatz 1 

Die Formulienmg des neuen § 97 Absatz 1 Satz 1 AO wird 
an § 93 Absatz 1 Satz 1 AO angeglichen. Die Beteiligten und 
andere Personen (Diitte) haben der Finanzbehörde danach 
auf Verlangen Bücher, Aufzeichnimgen, Geschäftspapiere 
imd anderen Urkunden ziu Einsicht imd Prüftmg vorzulegen. 
Die Entscheidung, ob die Vorlage von Urkmiden vom Betei- 
ligten oder einem Dritten gefordert wird, ist von der- Finanz- 
behörde weiterhin nach den Umständen des Einzelfalls zu 
treffen. 

Der neue Satz 2 hi § 97 Absatz 1 AO ist sprachlich an den 
neuen Satz 1 angepasst, inhaltliche Ändenmgen ergeben sich 
nicht. 

hn neuen Satz 3 des § 97 Absatz 1 AO whd die Verweisung 
auf die Regelung in § 93 Absatz 1 Satz 3 AO eiw^eitert. Dritte 
sollen damit erst dann zm- Vorlage von Urkunden angehalten 
werden, wenn die Sachverhaltsaufklänmg durch die Betei- 
ligten nicht zum Ziel führt oder keinen Erfolg verspricht. 
Dies entspricht dem datenschutzrechtlichen Grundsatz, Da- 
ten im Regelfall zuer st beim Betroffenen zu erheben. 

Zu Buchstabe b 

§ 97 Absatz 2 - aufgehoben — 

Durch die mit der Aufliebimg des § 97 Absatz 2 AO bewir kte 
Gleichstellung von Vorlage verlangen imd Auskunftsersuchen 
bzw. kombhiierten Auskmifts- und Vorlage ersuchen werden 
Streitigkeiten zwischen den Firianzbehörden und dem Aus- 
kimfts erteilenden über die Art der Ermitthmgen —Auskunfts- 
ersuchen nach § 93 Absatz 1 AO oder Vorlageverlangen nach 
§ 97 AO - vermieden. Die Systematik des § 97 AO ent- 
spricht damit künftig der- vergleichbaren Regehmg in der Fi- 
nanzgerichtsordnung (vgl. § 85 Satz 2 FGO). 

Zudem kann durch ein Voriageverlarigen — ohne den dur ch 
die Rechtsprechimg bedingten „Umweg'' über ein Aus- 
kunft sersuchen — die sofortige Vorlage von Unterlagen er- 
reicht werden. Über die Zweckmäßigkeit eines Auskmifts- 
ersuchens oder aber eines Voriageveriarigens kann im Eiri- 
zelfall flexibel imd zielgerichtet entscliieden und der- Sach- 
verhalt somit schneller und effektiver ermittelt werden. Die 
Ge setze sändenmg wud gerade in den Fällen zu einer Verfah- 
rensbeschleunigimg führen, hi denen der Vorlage von Ur- 
kimden (Kontoauszüge, Schecks o. Ä.) ein höherer Infor-ma- 
tions- und Beweiswert zukonmit als einer Auskimftsertei- 
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luiig nach § 93 Absatz 1 AO. Insbesondere können Vorlage- 
verlangen an Banken deutlich konfliktfieiei bearbeitet 
werden, wenn sie nicht nüt dem Vorwurf vennehitlich unzu- 
reichender oder sogar falscher AuskurLftserteilung begründet 
werden müssen. 

Zu Buchstübe c 

§ 97 Absatz 3 

Der bisherige Absatz 3 wird nach Aufhebrmg des bisherigen 
Absatzes 2 znni neuen Absatz 2. Damit sind redaktionelle 
Anpassimgen in §§ 87a, 90, 200 rmd 208 AO (Artikel 11 
Nummer 6, 9, 19 imd 20), § 18d UStG (Artikel 10 Num- 
mer 11 Buchstabe b) sowie §§76 und 85 FGO (Artikel 23) 
verbunden. 

Zu Nummer 11 

§ 107 Satz 1 und 2 

Werden Auskunftspflichtige oder Sachverständige, die nicht 
Beteiligte oder fiir Beteiligte auskiuiftspflichtig sind, von der 
Firiarizbehörde im Besteuerurigsverfahren zu Beweiszwe- 
cken herangezogen, erhalten sie nach § 107 AO auf Anhag 
eine Entschädigung oder Vergütung. Die Entschädigung 
oder Vergütung bestinmit sich in entsprechender Anwen- 
dimg des Justiz^^ergütungs- und Entschädigimgsgesetzes 
(JVEG). § 107 AO gilt in allen Abschnitten des Besteue- 
lurigsverfaluens einsclüießlich des Außenprüflmgs-, Erhe- 
bimgs-, Vollstreckungs- und Einspruchsverfahrens. 

Die Ergänzung des Satzes 1 erw^eitert die gesetzhche Ent- 
schädigungspflicht auf die Vorlagepflichtigen nach § 97 AO. 
Die Ergänzung des Satzes 2 stellt klar, dass - wie bereits 
nach geltendem Recht bei Auskunftsersuchen — kein Ent- 
schädigungsanspruch besteht, wenn eine Person die Vorlage- 
pflicht fiir den Beteiligten, z. B. als gesetzlicher Vertreter des 
Steuerpflichtigen, zu erfiülen hat. 

Zu Nummer 12 
Zu Buchstabe a 

§ 117 Absatz 2 

Die Änderung des ersten Satzteils berücksichtigt, dass nach 
Artikel 1 des Vertrags über die Europäische Union (EUV) in 
der Fassung des Vertrags von Lissabon die Eiuopäische 
Union als Rechtsnachfolgerin an die Stelle der Eiuopäischen 
Gemeinschaft getreten ist. hii zweiten Satzteil wird die 
Rechtsgrundlage des § 117 Absatz 2 AO für' den zw^schen- 
staatlicheri hifonnationsaustausch notwendig redaktionell 
angepasst imd verw^eist fortan auf das EU- Amtshilfegesetz. 

Zu Buchstabe b 

§ 1 17 Absatz 4 Satz 3 

Seit dem erstmaligen InkraÜtreten des EG-Amtshilfe-Geset- 
zes hat sich das europäische Umfeld erheblich verändeit. 
Aus den vor über' 30 Jahren abgeschotteten Binnengrenzen 
ist nunmelu' ein grenzüberschreitender europäischer Binnen- 
markt geworden, in dem sich nicht nur Waren und Dienst- 
leistung, sondern auch Personen hei bewegen. Die Grenz- 
überschreitung ist zur Alltäglichkeit geworden. Diuch die 
Zunahme der Mobilität der Steuerpflichtigen und der grenz- 
überschreitenden Transaktionen, als auch durch die Interna - 


tionalisiening der Finanzinstnmiente wird es immer' schwie- 
riger, mit den herkömmlichen Mittehi die Steuern ordnimgs- 
gemäß festzusetzen. Da solche Schwierigkeiten auch den 
Steuerbetrug imd die Steuerhinterziehung begünstigen kön- 
nen ist es no^endig, dass die Mitgliedstaaten effektiv Zu- 
sammenarbeiten. hifonnationen müssen insbesondere für' 
eine korrekte Steuer festsetzung nicht mehr nin iruierhalb des 
deutschen Hoheitsgebietes zügig beschaff werden, sondern 
auch von den arideren Mitgliedstaaten. Dieses Erfordernis 
spiegelt sich insbesondere in Artikel 7 der Amtshilfericht- 
linie wrder, in dem Fristen fiir die Bearbeitung eirigefiihrt 
werden. 

Auf Gnmd dieser geänderten Rahmenbedirigurigeri ist es 
sachhch gerechtfertigt, die numiiehr aktualisierten Amtshil- 
feregehmgen im EU-Amtsliilfegesetz in den Kreis der Aus- 
nahmetatbestände des § 117 Absatz 4 Satz 3, 2. Halbsatz AO 
aufzunehmen. Diucli die Eirifiigung in § 1 17 Absatz 4 Satz 3, 
2. Halb Satz AO whd von der zwingenden Anhönmg b eim 
Rechts- imd Amtshilfeverkeln von Steuern die von den Lari- 
desfinanzbehörden verw^altet werden Abstand genonmien. 
Hiennit w^ird ein Gleichlauf bei der Anhörung in Fällen er- 
reicht, in denen die Umsatzsteuer betioffen ist. 

Statt der zwingenden Anhörung greift die Ausgarigsregelung 
des § 117 Absatz 4 Satz 3, erster Halbsatz AO . Danach gilt 
bei der Übermitthmg von Informationen imd Unterlagen für' 
den inländischen Beteiligten § 91 AO entsprechend. Dem- 
nach soll der Beteiligte arigehört werden. Das erfordert in 
jedem Einzelfall eine eigene Ermessensentscheidung der 
Finanzbehörde. Bei dieser Entscheidung hat die Finariz- 
behörde die berechtigten Interessen des Beteiligten zu be- 
rücksichtigen. Bestehen Zweifel, ob die berechtigten Interes- 
sen des Beteiligten berücksichtigt wurden, ist er anzuhören. 
Eine Ausnahme von der hier kodifizierten Anliörungsrege- 
lurig stellt die automatische Übermitthmg von hiformationen 
nach § 7 EU- Amtshilfegesetz dar. hi diesen Fällen ist eine 
Anhönmg nicht erforderhch (§ 7 Absatz 2 EUAHiG). 

Darüber hinaus sieht das EU- Amtshilfegesetz zum Schutz 
des Steuerpflichtigen auch Ablehnimgsmöghchkeiten vor. 
Es ist beispielsw^eise möglich die Erteihmg von hifomiatio- 
nen abzulehnen, w^erm ein Handels-, Gew^erbe- oder Benifs- 
geheimnis oder ein Geschäfts verfahren preis gegeben würde 
(§4 Absatz 3 Nummer 2 EUAHiG). 

Zu Nummer 13 

§ 139 Absatz 2 Satz 2 

Vgl. Begründimg zur Äridenmg von § 30 Absatz 6 Satz 4 AO 
(Artikel 11 Nimuner 3). 

Zu Nummer 14 

§ 141 Absatz 1 Satz 4 — aufgehoben - 

Für einen buchfiihrungspflichtigen larid- und forstwirt- 
schafilichen Betrieb gelten die allgemeinen Bewertungs- 
grundsätze des Handels- bzw. Steuenechts. Danach hat die 
Bewer-timg des stehenden Holzes als nicht abnutzbares An- 
lagevermögen nach § 6 Absatz 1 Nimimer 2 EStG grundsätz- 
lich mit den Anschaffimgs- imd Herstelhmgskosten zu er fol- 
gen. Ein Gewinn ist erst bei Veräußerung oder Entnahme des 
Holzes ggf nach dem Einsclilag imd der Aufbereitimg aus- 
zuw^eisen. Ein Wahhecht besteht insow^eit nicht. 
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Für Wirtschaftsjahre, die vor dem 3 1 . Dezeniber 199S ende- 
ten, konnten Land- und Forst^'^irte auch den höheren Teil- 
wert ansetzen, wenn das den Giunds ätzen ordnungsgemäßer 
BuchfiihiTuig entsprach. Diese Bew^ertimgsmöglichkeit ist 
mit dem Steuerentlastungsgesetz 1999/2000/2002 mit Wir- 
kung fiir Wirtschaftsjahre, die nach dem 3 1 . Dezember 1998 
enden, abgeschafft worden. 

Die jährliche Bestandsaufnalune braucht sich daher aus steu- 
erlichen Gilinden nicht auf das stehende Holz zu erstrecken. 
Da sich dies bereits aus den allgemeinen Bewertimgsvor- 
scluiften ergibt, bedarf es keiner zusätzlichen Regelung hi 
§ 141 Absatz 1 Satz 4 AO. 

Zu Nummer 15 
§ 1 50 Absatz 6 Satz 7 

Vgl. Begründung zui’ Änderung von § 30 Absatz 6 Satz 4 AO 
(Artikel 11 Nummer 3). 

Zu Nummer 16 
§ 1 52 Absatz 5 — aufgehoben — 

Dmch das Steuerbereinigungsgesetz 1986 vom 19. Dezem- 
ber 1985 (BGBl. I S. 2436) war in § 152 Absatz 5 Satz 1 AO 
eine ErVmächtigung fiir das Bundesministerium der Fhian- 
zen geschaffen worden, mit Zusthnmimg des Bimdesrates 
allgemeine Verw^altungsvorscluiften zum Verspätimgszu- 
sclilag zu eVrlassen. Da sich kehl entsprechendes Rege- 
lungsbedürftiis ergeben hat, soll Absatz 5 zur Recht sberehii- 
giing aufgehoben weiden. 

Zu Nummer 17 
§ 1 56 Absatz 1 Satz 2 

Vgl. Begründung zur- Änderung von § 30 Absatz 6 Satz 4 AO 
(Artikel 1 1 Niuiuner 3). 

Zu Nummer 18 
§171 Absatz 15 -neu- 

Der Bundesfinanzhof hat mit Urteil vom 13. Dezember 2011 
— ER 26/10 — entscliieden, dass in Fällen, in denen em Steu- 
erentrichturigspflichtiger Versicheiungsteuer fiir Rechnung 
emes Dritten arizumelden und zu entrichten hat, der Ablauf 
der Festsetzurigsfrist gegenüber dem Steuer schuldner diuch 
eine Außeriprüftmg behn S teuer entrichtimgspflichtigen 
nicht nach § 171 Absatz 4 Satz 1 AO gehemmt wird. Die 
Rechts auffassimg des BFH hat zur' Folge, dass die Gefahr be- 
steht, dass die Versichenmgss teuer und aridere im Abzugs- 
verfahren erhobene Steuern betreffende Außenprüftmgen 
oder andere verjähnmgshemmende Umstände i. S. des § 171 
AO bei Steuerentiichturigspflichtigen ins Leere laufen, so- 
fern sich die Ablaufliemmimg nicht ausnahmsweise (auch) 
auf die Festsetzurigsfrist beim Steuerschuldner ausw^irkt. 

Die Ergänzimg des § 171 AO soll bev/hken, dass sich verjäh- 
rungshenmiende Umstände i. S. des § 171 AO bei Steuer ent- 
richtungspflichtigen ebenso auf die Festsetzungsfiist des 
Steuerschuldners aus wirken, sodass z. B. der Erlass eines 
Ha flurigsbe scheide s bis ziuii Ablauf der fiir den Steuer ent- 
richturigspflichtigen geltenden Festsetzungsftist zulässig 
bleibt. Hierdiu’ch wird sichergestellt, dass ein Steuerentrich- 
timgspflichtiger sich der Haftung nicht allein dadurch entzie- 
hen kann, dass er den Abschluss einer die jeweilige Steuer- 


betreffenden Außenprüfung bis zum Eintr-itt der Festset- 
zimgsverjährung beim Steuerschuldner hinaus zögert. 

Zu Nummer 19 
§ 200 Absatz 1 Satz 4 

Es handelt sich um eine redaktionelle Folgeäriderung auf 
Grund der Er setzung von § 97 Absatz 2 AO (vgl. Artikel 1 1 
Nunmier 10 Buchstabe b und c). 

Zu Nummer 20 

§ 208 Absatz 1 Satz 3 

Es handelt sich um redaktionelle Folgeänderungen auf 
Grund der Er setzung von § 97 Absatz 2 AO (vgl. Artikel 1 1 
Nunmier 10 Buchstabe b und c). 

Zu Nummer 21 
§ 224 Absatz 2 Niuiirner 2 

Bereits im Jahr 2002 A^urde von der Deutschen Post AG die 
Mögliclikeit der Zahlung durch Postanweisimg abgeschafff . 
Durch die redaktionelle Änderung wird diesem Umstand 
nunmehr Rechnung getragen. 

Zu Nummer 22 

§ 259 Satz 2 - aufgehoben - 

Gemäß § 259 Satz 1 AO soll der Vollsüeckungsschuldner in 
der Regel vor Begirm der Vollstreckung mit einer Zahlimgs- 
fi-ist von einer Woche gemahnt werden. Dieses Malmverfah- 
ren wird hl der Praxis hi einem automatisierten Verfallen 
von den Finanzbehörden selbst durchgefiihrt. Die Möglich- 
keit der Mahnung diuch einen Postnachnahmeauftrag spielt 
im Besteuenmgs ver fahren der Finanzbehörden daher keiner- 
lei praktische Rolle. Mangels praktischer Relevanz imd vor- 
dem Hmtergrund von Normeriklarheit und Nonnenkontrolle 
ist der Satz 2 daher zu streichen. 

Zu Nummer 23 
§ 275 - aiffgehoben - 

En Rahmen der Aufteilung einer Gesamtschuld (§ 268 ff 
AO) regelt § 275 AO die Abnmdimg des aufzuteilerideri (Ge- 
samt-)Betrages sowie die Auf- und Abrundung der erreclme- 
ten aufgeteilten (Teil-)Beträge. Die auf- imd abgenmdeten 
(Teil-)Betr-äge müssen zusammen den aufzuteilenden (Ge- 
samt-)Betrag ergeben. 

Ursprünghch war die Rimdimgsregehmg des § 275 AO als 
Ver-waltirngsvereinfachimg gedacht. Im Zeitalter der Auto- 
mation sind centgenaue Bereclmimgen jedoch problemlos 
möghch, so dass die Vorschrift überholt ist und sogar zu 
Melirarbeit fülirt. 

So müssen die aiffzuteil enden Beträge mehrfach genmdet 
imd die verbleibenden Beträge erlassen werden, was zu per- 
soneller Mehiarbeit in den VoUstreckungs stellen fiihrt. Die- 
ser Mehraufwand karm duich die Streichung des § 275 AO 
reduziert werden, was ehien Beitrag zm- Rechtsberehiigung 
imd zugleich zum Büiokratieabbau darstellt. 

Zu Nummer 24 

§288 

§ 288 AO vollzieht in der Abgabenordnung nach, was § 759 
ZPO hl der Zwangs vollstreckimg nach der- Zivüprozessord- 
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Illing hinsichtlich der Zuziehung von Zeugen iin Vollstre- 
ckungsverfahien regelt. Mithin sind die Vorschriften inhalt- 
lich identisch. Diuch die Anpassung des § 288 AO an die 
Ändening des § 759 ZPO (vgl. Aitikel 22) wild der bereits 
bestehende Gleichklang der Vorscluiften beibehalten und ein 
Auseinanderdriften der Verfaluens Vorschriften ftu die 
Zwangsvollstreckung nach der Abgabenordnung und dei" Zi- 
\ilprozessordnung verhindert. 

Zu Nummer 25 

§ 337 Absatz 2 Satz 2 - aufgehoben - 

Es handelt sich imi eine redaktionelle Folgeändeiung auf 
Gmnd der Aufliebung des § 259 Satz 2 AO (vgl Begilindung 
zu Artikel 1 1 Nunmier 22). 

Zu Nummer 26 

§ 363 Absatz 2 Satz 2 erstei’ Halbsatz 

Die Ändening berücksichtigt, dass nach Artikel 13 Absatz 1 
des Vertrags über die Euiopäische Union (EUV) m der Fas- 
sung des Vertrags von Lissabon der EuGH nunmehr als Ge- 
richtshof der Europäischen Union bezeichnet wdrd. Fenier 
wird nunnielu auch nn Wortlaut der Vorschrift deutlich, dass 
die Benifung auf em Verfahren, das bei dem Euiopäiscben 
Gerichtshof fiir Menscheiu echte (der kein Organ der Eiuo- 
päiscben Union ist) anhängig ist, kehre Verfahi ensruhe nach 
§ 363 Absatz 2 Satz 2 AO bewmken kann. Eine Ändening der 
Rechtslage üitt lüerduicb nicht ein (vgl. Urteil des Nieder- 
sächsischen Finanzgerichts vom 16. November 2011 - 3 K 
269/11 -). 

Zu Nummer 27 
§ 382 Absatz 1 und 4 

Die Änderungen berücksichtigen, dass nach den Artikeln 1 
und 13 des Vertrags über die Europäische Union (EUV) in 
der Fassung des Vertrags von Lissabon die Eiiropäiscbe 
Union als Rechtsnachfolgerin an die Stelle der Eur opäiscben 
Gemeinschaft getreten ist und die Konmiission der Europä- 
ischen Gernehiscbaften riurunebr als Europäische Konuihs- 
sion bezeicluiet wmd. 

Zu Nummer 28 

§ 1 Absatz 1, Absatz 3 Satz 1, § 165 Absatz 1 Satz 2 Nimi- 
mer 3, § 172 Absatz 3 Satz 1, § 367 Absatz 2b Satz 1, § 379 
Absatz 1 Satz 2 und 3 sowde § 382 Absatz 1 Nummer 1 

Die Ändeningen berücksichtigen, dass nach Artikel 1 des 
Vertrags über die Europäische Union (EUV) in der Fassimg 
des Vertrags von Lissabon die Europäische Union als 
Recbtsnacbfolgeriri an die Stelle der Europäiscben Gemein- 
schaft getreten ist. Ferner wird durch die Ändenmgen nach- 
vollzogen, dass nach Artikel 13 Absatz 1 des Vertrags über 
die Europäische Union (EUV) in der Fassung des Vertrags 
von Lis sabon der Europäische Gerichtshof (EuGH) nunmehr- 
als Gerichtshof der Eur opäiscben Union bezeichnet wmd. 

Zu Artikel 12 (Ändening des Einfiihrungsgesetzes 
mv Abgabenordnung) 

Artikel 97 § 10 Absatz 1 1 - neu — 

Die Vorschrift entliält die Ariwendungsregelung zu § 171 
Absatz 15 AO - neu — (Artikel 1 1 Nummer 1 8). 


Zu Artikel 13 (Ändening des Steuerberatungs- 
gesetzes) 

Zu Nummer 1 
Inhaltsübersicht 

Es handelt sich imi eine redaktionelle Anpassiuig der Inhalts- 
übersicht. 

Zu Nummer 2 
§ 1 Nunmier 1 

Die Ändenmg berücksichtigt, dass nach Artikel 1 des Ver- 
trags über- die Europäische Union (EUV) m der Fassung des 
Vertrags von Lissabon die Europäische Union als Rechts - 
nachfolgerin an die Stelle der Europäischen Gememscbaft 
getreten ist. 

Zu Nummer 3 
§ 4 Nunmier 11 Satz 4 

Es handelt sich imi eme redaktionelle Folgeändeiung auf 
Gnmd der Neuregelimg der Kinderbetreuimgskosten im Em- 
koaunensteuerg[e setz . 

Zu Nummer 4 

§ 37 Absatz 3 Satz 1 Nunmier 5 

Die Änderung berücksichtigt, dass nach Artikel 1 des Ver- 
trags über die Europäische Union (EUV) m der Fassung des 
Vertrags von Lissabon die Europäische Union als Rechts - 
nachfolgerin an die Stelle der Europäischen Gememscbaft 
getreten ist. 

Zu Nummer 5 

§ 164c -neu - 

bn Steuerberatungsgesetz wmd an melueren Stellen Bezug 
auf den gehobenen oder den höheren Dienst der Fhiaiiz\-er- 
w^altung genommen, bi letzter Zeit wnirden durch Dienst- 
recbtsi e formen in einigen Bimdesl ändern die Laufbahngrup- 
pen geändert, so dass die Bezeichnungen gehobener imd hö- 
herer Dienst nicht mehr zur Anwendung kommen. 

Durch die im neuen § 164c enthaltene klare Defniition der 
Begriffe soll weiterhin eure bundesw^eit ehilieitliche Haridha- 
bimg gew^äbrleistet w^ erden. 

Zu Artikel 14 (Ändenmg des Feuerschutzsteiier- 
gesetzes) 

Zu Nummer 1 
§ 5 Absatz 2 

Die Ändenmgen berücksichtigen, dass nach Artikel 1 des 
Vertrags über die Europäische Union (EUV) in der Fassimg 
des Vertrags von Lissabon die Europäische Union als 
Rechtsnacbfolgerin an die Stelle der Europäiscben Geinem- 
schaft getreten ist. 

Zu Nummer 2 
Zu Buchstabe a 

§ 8 Absatz 1 Nimuner 1 

Die mit der Regelimg eingeräimite Option, die Feuerscbutz- 
steueranmeldimg elektronisch abzugeben, dient der Moder- 
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nisienuig uiid Vereinfachung des Verfahrens, hn Hinblick 
auf die Anmeldung der Versicherungsteuer wird künftig 
ebenfalls Entsprechendes gelten. 

Zu Buchstabe b 
Zu Doppelbuchstabe aa 

§ 8 Absatz 2 Satz 2 

hn Interesse des Bürokratieabbaus wird außerdem der maß- 
gebliche Betrag fiu’ eine vierteljährliche Anmeldung der 
Feuerschutzsteuer verdoppelt. Dies verringert den Eifiü- 
lungsaußA^and fiir Verwaltung imd Wirtschaft und entlastet 
insbesondere kleinere Versichenmgsrmtemelnnen. hn Übri- 
gen wird auch mit dieser Maßnahme eine fiir den Bereich der 
Vei sicheiimgsteuer vorgesehene entsprechende Regelung im 
F euer Schutzs teuer gesetz nachvollzogen. 

Zu Doppelbuchstabe bb 

§ 8 Absatz 2 Satz 3 - neu - 

Ebenfalls der Auftvandsmindeiimg dient die Regelung im 
neuen Satz 3 der Vorscluift: Die Ehifiihning einer Betrags- 
grenze von 400 Eiu’o fiir Kleinsts^ersicherer ermöglicht die- 
sen die Abgabe einer Feuer schutzsteueranmeldung nur ein- 
tiial pro Jahr. Auch in diesem Fall ist eine inhaltlich ähnhche 
Regelung fiir den Bereich der Versicheningsteuer geplant. 

Zu ArtUtel 15 (Ändenmg des Btindeskmdergeld- 
gesetzes) 

Zu Nummer 1 
Zu Buchstabe a 

§ 2 Absatz 2 Satz 1 Nunmier 2 Buchstabe d 

Die Ändenmg in § 32 Absatz 4 Satz 1 Nummer- 2 Buchsta- 
be d EStG wird inlialtsgleich fiir das BKGG übernommen. 

Zu Buchstabe b 

§ 2 Absatz 2 Satz 2 

Die Ändenmg in § 32 Absatz 4 Satz 2 EStG wud inhalts- 
gleich für- das BKGG übernonunen. 

Zu Nummer 2 

§ 20 Absatz 9 - neu - 

Die Ändenmgen zur Anwendungsregehmg in § 52 Absatz 40 
EStG werden inhaltsgleich fiir das BKGG übernommen. 

Zu Artiltel 16 (Ändenmg des Gesetzes über Steuer- 
statistiken) 

Zu Nummer 1 

§ 2 Absatz 2 Satz 2 , Absatz 3 Satz 2 - neu - Absatz 6 Satz 3 
- neu - 

Die Steuer-Statistiken bilden eine wichtige Infor-niations- 
gruridlage für- Politik, Wissenschaft und Gesellschaft; gleich- 
zeitig werden sie für- fiskalpolitische Aufgaben herangezo- 
gen. Von den obersten Finanzbehörden des Bundes imd der 
L ander werden die Steuerstatistiken vor aUeni ziur Gesetzes- 
folgenabschätzimg genutzt. Die zeitnahe Erfassimg wichti- 


ger steuerstatistischer Daten ist dafür- von grundlegender Be- 
deutung, 

Zur Verbesserung der steuerstatistischeri Datenbasis - insbe- 
sondere für- Aufgabenstellungen des Bimdesmhtister-iimis 
der Finanzen imd der obersten Finanzbehörden der- Länder — 
lÄurde deshalb mit dem Jahressteuergesetz 2008 ehre grund- 
legende Refonn der Steuerstatistiken eirigeleitet. Für- die Sta- 
tistiken zu den Personengesellschafieri imd Gernemschafien 
sowie die Erbschafi- imd Schenkimgsteuer Statistik winde 
damit eine jährliche Periodizität festgelegt. Darüber hinaus 
mrrde rieben der bislang bereits jährlich dur chgefirhrten Um- 
satzsteuerstatistik der Voramiieldimgen mit der Umsatzsteu- 
erstatistik der Veranlagungen eine neue Statistik eirigefirhrt. 
Gleichzeitig wurde die Lohnsteuer Zerlegung von der Perio- 
dizität der Einkonnnensteuerstatistik entkoppelt und auf eine 
jährliche Periodizität umgestellt. Dagegen sind zm- Einkom- 
men-, Körperschaft- imd Gewerbesteuer- dr eijährliche Buri- 
desstatistiken gesetzlich angeordnet; daneben ist dem Statis- 
tischen Bundesamt die jäluliche Aufbereitimg von Daten zm- 
Einkornmen-, Körperschaft- und Gewerbesteuer übertragen 
worden, die im Rahmen des automatisierten Besteuenmgs- 
verfahrens bei den Länderfmanzi^erwaltimgen anfalleri (Ge- 
schäftsstatistiken nach §§ 2a bis 2c StStatG). 

Die parallele Aufbereitung von Bundes- und Geschäftsstatis- 
tiken zm- Einkommen-, Körperschaft- und Gewerbesteuer- 
führt jedoch zu Kohärenzproblemen imd Effizienzi^erhisten 
in der Steuerstatistik, Durch die Gesetzesändernng werden 
die dr eijährlichen Bundesstatistiken dmch jährhche Bimdes- 
statistiken ersetzt; die jälulichen Geschäftsstatistiken zm- 
Einkornmen-, Körperschaft- imd Gew^erbesteuer- werden ein- 
gestellt. Die jährüchen Bmides Statistiken zm- Einkommen- 
steuer werden ab 2012, zur Körperschaftsteuer- ab 2014 und 
zur Gewerbesteuer ab 201 1 durchgefirhrt; entsprechend wer- 
den die Geschäftsstatistiken fiir die Veranlagimgsjahre 2011, 
2012 bzw^ 2009 letztmals abgewickelt. Es entsteht eine imi- 
fassende steuerstatistische Datenbasis, die im Rahmen des 
im Aufbau befindlichen steuer-statistischen Gesamtsystems 
den Bedar f der Nutzer an aktuellen imd flexibel ausw^ertba- 
reri hifonnationen erfiillt. 

Die Einfülmmg der jährlichen Periodizität fiir die Einkom- 
men-, Körperschaft- und Gewerbesteuerstatistik stellt die 
konsequente imd zielkorifomie Fortfiihnmg des mit dem 
Jaluesst euer ge setz 2008 (Artikel 18) begormenen Prozesses 
zur Schaffimg eines integrierten steuer-statistischen Gesamt- 
systems auf der Gnmdlage dezentraler Steuer Statistiken dar-. 
Dies liegt mi gleichgelagerten Interesse des Bmides mid der 
Länder mid hat folgende Konsequenzen: 

— Die in fiskalpolitischer- Hinsicht bedeutsamen Steuer sta- 
tistikeri werden zukünftig wieder zur Gänze nach einlieit- 
lichen Gnmdsätzen gemäß der in der amtlichen Statistik 
zwischen Bmid mid Ländern praktizierten föderalen Ar- 
beitsteihmg (Methodenzuständigkeit: Bimd; Durchfüli- 
rnngszuständigkeit: Länder) erstellt; damit werden paral- 
lele Aufbereitungen venniederi. 

- Dem Inforaiationsbedarf des Bundes, der Länder und der 
Wissenschaft (Hochschulen, Forschimgsiustitute), der 
u. a. aus der Quantifiziernng mid Bemteihmg der Aus- 
whkungen von Steuerrechtsändernngen im Hinblick auf 
die konjunktmelle Entwicklung sowie die öftentlichen 
Haushalte resultiert, -wild durch die Bereitstelhmg aktuel- 
ler und belastbarer Daten hi einem größer en Maße als bis- 
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her entsprochen. Bund und Ländern können bereits vor 
Absclüuss der Plausibihsienmg der Bunde sstMistiken 
Daten zur Vei fiigung gestellt werden. 

- Es ist eine hohe Datenqualität, vomebnilich auf regiona- 
ler Ebene, gewährleistet. Dies ist in der räunilichen Nähe 
der statistischen Ämter der Länder zu den Steuerpflichti- 
gen begründet (Kenntnis regionaler und fachlicher Gege- 
benlieiten). Gleichzeitig werden Datenlücken, die bei den 
Geschäflsstatistiken (insbesondere bei der Eiiikoinnien- 
s teuer Statistik) systeinnnnianent sind, geschlossen. 

— Die Verteilungsrechnung der Volkswirtschaftlichen Ge- 
sanitrechnimgen kaiui auf aktuellere Daten der Einkom- 
men- imd Körperschaflsteuer zurückgieifen. 

Zu Nummer 2 

§ 2a Absatz 1 Satz 2 imd Absatz 2 Satz 1 

Hinsichtlich der zeitlichen Begrenzung der jährlichen Ge- 
schäftsstatistik zur Einkonmiensteuer wud auf die Begrim- 
dimg zu Artikel löNimuner 1 vemdesen. 

Mit der jährlichen Geschäftsstatistik zur Einkommensteuer 
ist die statistische Aufbereitung der staatlich geförderten ka- 
pitalgedeckten Alters Vorsorge (,3j^ester-Rente“) veibunden, 
die auf zwei untersclüedlichen Komponenten beruht: Zula- 
genfördenmg und steuerüche Fördenmg. Für die statistische 
Aufbereitung der Inanspmchnahme der Zulagen erhält das 
Statistische Biuidesamt nach § 5 Nummer 2 StStatG in Ver- 
bindung mit § 6 Absatz 1 StStatG Zulagendaten von der Zen- 
tralen Zulagenstelle füi- Alters vermögen (ZfA) bei der Deut- 
schen Rentenversicherung Bund, die steuerüche Fördeirmg 
wird auf der Gnmdlage der übennittelten Daten des BMF in 
der Ehikomniensteuerstatistik dargesteUt. Die Daten beider 
Quellen werden beim Statistischen Bimdesamt auf Indivi- 
dualebene ziisammengeftihrt und aus gewertet. 

Die Zusammenftihnuig beim Statistischen Bimdesamt ist aus 
methodischen Gründen schwierig. Die ZiA ist auf Gmnd 
entsprechender Datenliefemngen diuch die Anbieter von 
zertifizierten Alters Vorsorgeverträgen mittleiw^eile in dei' 
Lage, die Gesamtfördermig der „Riester-Rente“ zu erfassen 
imd ausziiwerten. Um die noü\^endige statistische Aufberei- 
tung der Angaben über die Gesamtfordernng nach § 10a oder 
Abschnitt XI des Einkonunensteuergesetzes übei' das Veran- 
lagimgsjalu’ 2010 hinaus sicherzustellen, trägt das Bimdes- 
ministerium der Finanzen dafiir Sorge, dass die bisher vom 
Statistischen Bundesamt duich die Zusanunenfühinng pro- 
duzierten Daten spätestens ab dem Veianlagimgsjahr 2011 
jährlich von der ZfA erfasst imd entsprechende Auswertun- 
gen erstellt werden. 

Die bisher vom Statistischen Bundesamt erstellten Statisti- 
ken zur Riester-Rente werden somit künftig durch entspre- 
chende statistische Auswertungen der ZfÄ eisetzt und den 
zuständigen Bundesbehörden BMF imd BMAS vorgelegt. 
Dies brhigt eine Verbesserung der statistischen Qualität mit 
sich, weil die Ausweitungen künftig auf einer umfassenden 
Datenquelle basieren. 

Im Rahmen der Ehikomniensteuerstatistik sind Aufbereitun- 
gen und Auswertungen zm- steuerüchen Fördening der 
„Riester-Rente“ weiteihin möglich. 


Zu Nummer 3 
§ 2b Absatz 1 Satz 2 

Hinsichtlich der zeitlichen Begrenzung der jährlichen Ge- 
schäftsstatistik zm- Köip er Schaft- imd Gew^erbesteuer wild 
auf die Begründimg zu Artikel 16 Nimimer 1 veiwiesen. 

Zu Nummer 4 

§ 6 Absatz 1 Satz 1 

Da § 3 des Gesetzes über Steuer Statistiken aufgehoben wor- 
den ist, kann der entsprechende Veiw^eis in § 6 Absatz 1 ent- 
fallen. 

Zu Nummer 5 

§ 7 Absatz 7 Buchstabe g imd h — neu — 

hl Absatz 7 ist geregelt, ab welchem Jahr die Absätze 1 bis 6b 
erstmals füi- die Überaiitthmg von Angaben aus den hi Ab- 
satz 7 genaimten Bundesstatistiken gelten. Die bisher fehlen- 
den Bimdes Statistiken zur Gewerbesteuer sowie zm- Erb- 
schaft- imd Schenkimgsteuer werden ergänzend aufgenom- 
men. 

Zu Nummer 6 
Zu Buchstabe a 

§ 7a Absatz 2a - neu ~ 

Wichtige Untersuchungen zu Steuen-echtsänderungen im 
Bereich der Einkommensteuer lassen sich niu durch die 
Analyse von im Längsschnitt zusanmiengeftihrten Daten 
dmchführen. Die Bimdesstatistik zur Einkonmiensteuer war 
bisher ftir diesen Zweck imgeeignet da sie nur im dreijährh- 
chen Turnus dmchgeftihrt winde. Auf Grmid der Häufigkeit 
von Steuenechtsändenmgen ist eine jährliche Betrachtung 
bei Längsschnittimtersuchmigen notwendig. Das „Taxpayer- 
panel“ winde daher mit der jälulichen Statistik zm- Einkom- 
mensteuer (Geschäftsstatistik) nach § 2a StStatG aufgebaut. 
Die jährliche Geschäftsstatistik wird mit Ablauf des Veran- 
lagungsjalues 2011 eingestellt. Mit dem Übergang zu ehier 
jährlichen Bimdesstatistik ab dem Veianlagmigsjahr 2012 ist 
zu regeln, dass die im Längsschnitt zusammengeftihrten Ein- 
zeldaten aus der jährlichen Geschäfts Statistik mit den Einzel- 
daten aus der jährlichen Bundesstatistik zusammengeftihrt 
werden dürfen, um einen Bnich in der zeitlichen Darstellung 
der Verläufe zu verhindein. Da die Bmides Statistik die Fmik- 
tion der jälulichen Einkommensteuers tatistik übei-nimmt, ist 
das „Taxpayerpanel“ mit diesen Daten fortzuftihren. 

Zu Buchstabe b 

§ 7a Absatz 3 Satz 1 

In Absatz 3 handelt es sich mii eine Folgeändermig zu Ab- 
satz 2a. 

Zu Artikel 17 (Ändening des FinanzveTOaltungs- 
gesetzes) 

Zu Nummer 1 
Zu Buchstabe a 

§ 5 Absatz 1 Nimuner 9 

Es handelt sich um eine redaktionelle Ändermig des Verwei- 
ses auf das geltende Unionsrecht. 


Deutscher Bundestag - 17. Wahlperiode 


-105- 


Drucksache 17/13033 


Zu Buchstfibe b 

§ 5 Absatz 1 Nmiuner 10 

Es handelt sich luii eine rem redaktionelle Ändening. Die 
geltende Regelung sieht die Eiteiliing einer Bescheinigung 
nach Artikel 15 Nn 10 der Sechsten Richtlinie 77/388/EWG 
des Rates vom 17. Mai 1977 (ABI. EG Nr. L 145 S. 1) in der 
ab 1. Januar 1993 geltenden Fassung vor. Ab 1. Januar 2007 
ist die Bescheinigmig nach Aitikel 151 der Richtlhiie 2006/ 
1 12/EG des Rates vom 28. November 2006 über' das gemein- 
same Mehrw^ertsteuersystem (ABI. EU Nr. L 347 S. 1) zu er- 
teilen. 

Zu Buchstabe c 

§ 5 Absatz 1 Nr. 18 Buchstabe a 

Es handelt sich um eine Folgeändenmg ziu' Anpassung des 
§ 10 Absatz 4b EStG (Artikel 2 Nummer 9 Buchstabe c). 

Zu Buchstabe d 

§ 5 Absatz 1 Nununer 20 

Es handelt sich um redaktionelle Folgeändeningen und An- 
passungen an die Ändening des § 28i Vieltes Buch Sozialge- 
setzbuch diuch das Dritte Gesetz zur Ändeiung des Vierten 
Buches Sozialgesetzbuch und anderer Gesetze vom 5. Au- 
gust 2010 (BGBl. I S. 1127). § 28i Vieltes Buch Sozialge- 
setzbuch bestinunt nunmehr die Deutsche Rentenversiche- 
rung Knappschahi-Balui-See als bundesweit zuständige Ein- 
zugsstelle fiii- die Sozialabgaben aus den Arbeitsentgelten fiu- 
geringfiigige Beschäftigungs Verhältnisse. Weil die Deutsche 
Rentenversichenmg Knappschaft-Bahn- See auch die ein- 
heitliche Pauschsteuer ehizieht, sind die steueiTechtlichen 
Regelungen entsprechend anzupassen. 

Zu Buchstabe e 
§ 5 Absatz 1 Nmiuner 2 1 

Es handelt sich um eine redaktionelle Ändenmg des Verwei- 
ses auf das geltende Unionsrecht. 

Zu Nummer 2 
Zu Buchstabe a 

§ 12 Absatz 2 

Mit der Ändenmg wird das Finanzs^ei'waltimgsgesetz luii die 
sich bereits aktuell aus § 3 Absatz 1 Lufceikehrst euer ge setz 
ergebende sacliliche Zuständigkeit der Hauptzollämter füi' 
die Dui’chfiihrung des Lufcerkehrsteuergesetzes ergänzt. 
Diese deklaratorische Ergänzmig tritt am Tag nach der Ver- 
kündimg in Kraft. 

Zu Buchstabe b 

§ 12 Absatz 4- neu — 

Aus den zukünftigen Ven^^altungsstniktiuen resultieren un- 
ter anderem geänderte Konmimiikationswege von und zu 
den Zulassmigsbehörden. Anstatt neue Kommunikations- 
wege zu schaffen, werden die bewähiten Kommunikations- 
wege der Zulassmigsbehörden ziuii Kiaftfahrt-Bundesamt 
genutzt. Die derzeit praktizierte Übermittlung der Daten für- 
die Kiaftfahrzeugsteuer an die Länder über gesonderte Kom- 
muriikationswege wird zukünftig entfallen. Dies fiihit zu ei- 


ner eihebhchen Vereinfachung für- die Zulassungsbehörden, 
die nur- noch den bereits bestehenden KonmiuriikationsiÄ^eg 
zimi Kr a ft fahrt-Bundesamt pflegen müssen. Die Vergabe des 
Auftrages zm- Erstellimg des zukünftigen IT-Verfahrens ist 
im Dezember- 2011 erfolgt. 

Um die effektive Übernahme der Verwaltung der Kraftfahr- 
zeugsteuer dmch die Zollverw^altimg sicherzustellen, ist eine 
Pilotienmg vorgesehen, bei der msbesondere die arigepasste 
Datenübertragung von den Zulas sungs stellen über das Kraft- 
falut-Bimdesamt getestet whd. Hierdurch soll sichergestellt 
werden, dass eventuelle Probleme noch vor Beendigung der 
Organledie behoben werden köruien. Datenübermittlungen 
sind außerdem bereits zum Aufbau des Dateribestarides bei 
der Zollverw^altimg erforderlich, um zum Stichtag der Ver- 
waltungsüb emalune arbeitsfähig zu sein. 

Zu den genannten Zwecken sollen die Hauptzollämter dur ch 
eine Ändenmg der Fahrzeugzulassurigs Verordnung zur Da- 
tenübermitthmg von und zu den Zulassurigsbehörderi er- 
mächtigt w^erden. Voraus setzmig hierfür- ist die Regelung der 
sachhchen Zuständigkeit im vorliegenden Entwairf Die Da- 
tenliefenmgen an die Länder aufgrund des § 36 Fahrzeugzu- 
lassimgsverordnimg bleiben hiervon imberülut, um die Ver- 
waltung der Kraflfahr-zeugsteuer im Wege der- Organleihe 
diu’ch die Landesfinanzbehörden zu gewährleisten. 

Darüber hinaus ergibt sich die Notwendigkeit einer Rege- 
lung der Zuständigkeit der Hauptzollämter vor Ende der 
Organleilie. Technisch ist es nicht möglich, sämtliche zu den 
über 56 Mio. von der Kraftfalu-zeugsteuer erfassten Fahrzeu- 
gen imd Anhängern gespeicherten Daten in einem einzigen 
Schritt von den Ländern zu übernehmen. Erforderhch ist 
daher ehre schrittweise Übernahme des Datenbestandes der 
Finanzämter. Parallel zur- Übernahme des Dateribestarides 
muss die schrittweise Üb emalune der Verwaltung der Kraft- 
faluzeugsteuer von den einzelnen Ländern durch die Haupt- 
zollämter erfolgen. Die Regelungen zur Organleihe nach 
§ 1 8a Finanz\^erw^altungsgesetz bleiben hiervon unberührt. 

Die Ändenmg tritt am Tag nach der Verkündung dieses Ge- 
setzes in Kraft (Artikel 31 Absatz 3) imd whd zum 1. Juli 
2014 wieder aufgehoben (Artikel 17 Nimmier 3 Buchstabe b 
imd Artikel 3 1 Absatz 8) . 

Zu Nummer 3 
Zu Buchstabe a 

§ 12 Absatz 2 

Mit dem Ende der Organleihe soll die Verw^alturig der Kraft- 
faluzeugsteuer vollständig auf die Zollver-waltimg überge- 
hen. Die Zuständigkeiten der Hauptzollämter als örtliche Be- 
hörden werden hierzu um die Kraftfahrzeugsteuer ergänzt. 

Die Ändenmg tritt am 1 . Juli 2014 in Kraft. 

Zu Buchstabe b 

§ 12 Absatz 4 — aufgehoben - 

Die Regehmg, zur Ermöglichimg der ordnungsgemäften 
Übernahme der Kraftfaluzeugsteuer Datenübennittlungen 
an die Zollverw^altimg vorzimehmen, wird mit dem Über- 
gang der Verwaltimg der Kraftfahrzeugsteuer auf die Zoll- 
verwaltimg entbehrlich imd soll aufgehoben werden. 

Die Ändenmg tr-itt am 1 . Juli 2014 hi Kraft. 
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Zu Nummer 4 

§ IS 

Als Folgeändemiig zum vollständigen Übergang der Verwal- 
tung der Kraftfaluzeugsteuer auf die ZoUveiwaltung kann 
die bislieiige klarstellende Regelung entfallen, nach der die 
HauptzoUäniter und ihre Dienststellen bei dei' Veiw^altung 
der Kiaftfahrzeugsteuer nach Maßgabe der ßxr diese Steuern 
geltenden Vorscluiften niit\\drken. Die bislang im Rahmen 
der Mitvviikung wahr genonunenen Aufgaben sind ab diesem 
Zeitpunkt Teil der originären Aufgaben der Hauptzollämter. 
Die verbleibende Regehmg zur Mitwiikung der Hauptzoll- 
äniter bei der Verwaltimg der Umsatzsteuer wird entspre- 
chend neu gefasst. 

Die Ändenmg tritt am 1. Juli 2014 in Kraft. 

Zu Nummer 5 
§ 1 8a — aufgehoben - 

Mit dem Übergang der Verwaltimg der Kiaftfahrzeugsteuer 
auf die Zollveiwaltimg endet die Organleihe. Die gesetzlich 
bis zum 30. Juni 2014 befristete Sondeiregelung zur Verwal- 
tung der Kraftfaluzeugsteuer duich Organleihe kann damit 
entfallen. 

Die Ändenmg tritt am 1. Juli 2014 hi Kraft. 

Zu Nummer 6 
§ 21 Absatz 5 

Es handelt sich um redaktionelle Folgeändenmgen und An- 
passungen an die Ändenmg des § 28i Viertes Buch Sozialge- 
setzbuch diu’ch das Dritte Gesetz zur Änderung des Vierten 
Buches Sozialgesetzbuch und anderer Gesetze vom 5. Au- 
gust 2010 (BGBl. I S. 1127). § 28i Vieltes Buch Sozialge- 
setzbuch bestinunt nimmehr die Deutsche Rentenversiche- 
nmg Knappscha fr-Balm- See als bundesweit zuständige Ein- 
zugsstelle fiii- die Sozialabgaben aus den Arbeitsentgelten füi- 
geringftigige Beschäfiigimgs Verhältnisse. Weil die Deutsche 
Rentenversichenmg Knappschaft-Bahn- See auch die ehi- 
heitliche Pauschsteuer ehizieht, sind die steueiTechtlichen 
Regelungen entsprechend anzupassen. 

Zu Artikel 18 (Ändenmg des Fünften Vennögens- 
bildungsgesetzes) 

Allgemeines zum neuen Verfallen der eleküonischen Ver- 
mögensbildimgsb escheinigimg 

Mit dem Steuerbüiokratieabbaugesetz vom 20. Dezember 
2008 (BGBl. I S. 2850) mirde m § 15 Absatz 1 Satz 2 bis 5 
— neu — des Füiifren Veimögensbildimgsgesetzes 
(5. VennBG) eine Regehmg aufgenonunen, nach der das 
Bimdesministeriimi der Emanzen nüt Zustiiimiimg des Bim- 
desrates eme Rechtsverordnung erlassen kann, die die elek- 
tronische Übemiitthmg der Beschemigung nach § 15 Ab- 
satz 1 Satz 1 des 5. VennBG (Anlage VL) vorschieibt. Der 
Ersatz der Anlage VL durch eine elektronische Veimögens- 
bildimgsbescheinigimg ist Voraussetzung fiii- die papierlose 
S teuer erklänmg. Sie stellt damit einen wichtigen Baustein 
des Gesamtkonzepts zm- Modemisieiimg des Besteuenmgs- 
verfahrens dar (s. auch Einzelbegründimg in der Bimdesiats- 
drucksache 547/08 vom 8. August 2008). Duich LT- gestützte 
Veifahren (eGovermiient) sollen unnötige Bürokratiekosten 


fiii- Unternehmen imd Büigei- abgebaut und die Veiw'^altung 
moderner, leistungsfähiger und effizienter weiden. Ziel ist 
auch, Arbeitnehmern ein vorausgefiilltes Einkonmiensteuer- 
foimular in elektionischer Fonn als Dienstleistung dei- Steu- 
eiv^erw^altimg bereitzustellen (vorausgefiillte Steuererklä- 
rung — VaSt). Um diesen Ser\4ce fiir die Bürger so nutzer- 
fieundlich wie möglich zu gestalten, indem möglichst viele 
Daten voraus gefiillt werden, benötigt die Steueiverwaltung 
die Daten der Anlage VL in elektronischer Fonn. 

Mit der Ändenmg des Fünften Veimögensbildungsgesetzes 
imd der Verordnimg zur Durchfülmmg des Fünften Vermö- 
gensbildungsgesetzes (VennBDV 1994) durch dieses Ände- 
nmgsgesetz wird die Datenübennittlung der ftir die Fest- 
setzimg imd Auszahlimg einer Arbeitnelimer-Sparzulage er- 
forderlichen Angaben geregelt. An Stelle der Anlage VL (in 
Papierfoim) tritt niumiehr die elektronische Veimögensbil- 
dimgsbescheinigimg. Dabei werden in Anlehnung an die 
Regelimgen hn Einkommensteuergesetz — EStG — (siehe 
z. B. § 10 Absatz 2 in Verbindung mit Absatz 2a und § 10a 
Absatz 2a in Verbindung mit Absatz 5 EStG) die Vorgaben 
füi' den Nachweis der vermögenswirksamen Leistungen ge- 
genüber der Finanzv-eiw^altimg und fiir die Gewährung der 
Arbeitnehmer- Sparzulage im Fünften Veimögensbildungs- 
gesetz imd nicht in der entsprechenden Veiordnimg veran- 
kert. Nach dem Steuerbüiokratieabbaugesetz wai- dies noch 
andeis vorgesehen. Die erforderlichen Regelungen weiden 
so rechtssicher im Gesetz verankert. 

Zu Nummer 1 

§ 3 Absatz 1 Satz 1 Nunmier 1 

Die Ändenmg von § 3 Absatz 1 Satz 1 Nimimer 1 des 
5. VennBG macht es möglich, dass veimögenswiiksame 
Leistimgen auch zugunsten des nicht dauernd getrennt leben- 
den Lebenspaitners angelegt werden können. 

Zu Nummer 2 
Zu Buchstsibe £i 
§ 4 Absatz 4 Nimimer 1 

Nach der Ändenmg ist eine vorzeitige Verfügung über ver- 
mögenswirksame Leistungen aus einem Spaivertrag im 
Siime des § 4 Absatz 1 des 5. VemiBG imter anderem auch 
dann unschädlich, wenn der von dem Arbeitnehmer nicht 
dauernd getrennt lebende Lebenspartner nach Vertragsab- 
schluss gestorben oder völlig eiw^erbsunfähig geworden ist. 
Bisher galt dies nur im Zusanmienhang mit dem nicht dau- 
ernd getreimt lebenden Ehegatten. 

Zu Buchstabe b 

§ 4 Absatz 4 Nimuner 2 

Die Vorschrift gilt künftig auch bei Begründimg einer Le- 
benspaitnerschaft. 

Zu Buchstabe c 

§ 4 Absatz 4 Nimuner 4 erster Halbsatz 

Die Ändenmgen stellen sicher, dass auch daim spaizulage- 
nunschädhch verftigt werden kaim, wenn der Lebenspaitner 
des Arbeitnehmers an einer Weiterbildungsmaßnalune teil- 
nimmt. Bisher war hier nm der Ehegatte des Arbeitnehmers 
genannt. 
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Zu Nummer 3 

§ S Absatz 5 Satz 1 

Es handelt sich mii Folgeändeningeii zu den Äiideiimgen in 
§ 3 Absatz 1 Satz 1 Nunmier 1 des 5. VennBG und die An- 
passung des Veweises auf das Wohnungsbau-Präinienge- 

setz. 

Zu Nummer 4 
Zu Buchstabe a 

§13 Absatz 1 Satz 1 Satzteil vor Nummer 1 

Eine Aibeitnehniei-Spaizulage kann von der Einanzv erwal- 
tuiig nur gewährt werden, wenn der Arbeitnehmer der Fi- 
nanzv^eiw^altiuig die fiir die Festsetzung imd Auszahlung er- 
forderlichen Angaben niitteilt. Bishei' genügt der Arbeitneh- 
mer der Beibrmgiuigsobliegenheit, wenn er die veimögens- 
wirksanien Leistungen durch die Bescheinigung nach § 15 
Absatz 1 des 5. VeraiBG (Anlage VL) nachweist (§14 Ab- 
satz 4 Satz 3 des 5. VemiBG). Künftig genügt der Arbeitneh- 
mer dieser Obliegenheit, indem er in die Übennittlung dei' 
erforderhchen Daten vom Unternehmen, Institut oder dem 
§ 3 Absatz 3 des 5. VennBG genannte Gläubiger mittels 
elektronischei- Vermögensbildungsbescheinigung emwilligt 
imd seine Identifikationsnimimer (§ 139b der Abgabenord- 
nung - AO -) mitteilt. Damit entfällt die Vorlage der Anlage 
VL in Papierfomi. Dei- Aufw^and auf Seiten des Aibeitneh- 
mers zur Erlangung der Aibeitnehmer-Sparzulage als auch 
der Aufwand fiir die Verw^altung whd auf ein Minimum re- 
duziert. 

Zu Buchstabe b 

§ 13 Absatz 1 Satz 1 Nunmier 1 und 2 
Es handelt sich um redaktionelle Ändeiungen. 

Zu Nummer 5 
Zu Buchstabe a 

§ 14 Absatz 4 Satz 3 — aufgehoben - 

Die Aufliebung des Satzes 3 steht im Zusanmienhang mit dei' 
Einfülmmg der elektronischen Vemiögensbildimgsbeschei- 
nigung. Die Vorlage der Anlage VL in Papierfomi ist dann 
nicht mehr Voraussetzung füi' die Festsetzimg einer Arbeit- 
nehmer- Sparzulage . 

Zu Buchstabe b 

Allgemeines zu § 14 Absatz 5 und 6 

Mit dem Büigerentlastimgsgesetz Kiankenversichemng 
vom 16. Juli 2009 (BGBl. IS. 1959) wurde die zweijährige 
Antra gsfri st für die Arbeitnehmer- Sparzulage gestrichen, 
Anträge können seitdem bis zum Ablauf der - gnmdsätzlich 
sdeijäluigen - Festsetzungsfirist nach § 169 AO wirksam ge- 
stellt werden. Da die Arbeitneluner- Sparzulage niu auf An- 
trag festzusetzen ist, gilt die Anlaufhemmung des § 170 Ab- 
satz 2 Satz 1 Nunmier 1 AO nicht (vgl. BFH-Urteil vom 
14. April 2011 -VI R 53/10 - BStBl II S. 746). Allerdings 
begründet ein vor Fristablauf gestellter Antrag auf eine Ar- 
beitnehmer- Sparzulage ggf. eine Ablaufhemmung der Fest- 
setzungsfiist nach § 1 71 Absatz 3 AO. 


Mit Änderungen von § 14 Absatz 5 und 6 des 5. VemiBG 
diu’ch dieses Ändenmgsgesetz werden bisher unteibliebene 
verfahiensrechtliche Folgeändermigen zu Gunsten der Ar- 
beitnehmer nachgeholt. 

§ 14 Absatz 5 

§ 14 Absatz 5 Satz 1 des 5. VemiBG soll bewirken, dass eine 
Ablelmimg der Festsetzimg einer Arbeitnehmer- Sparzulage 
wegen Überschi eitung der EhikomniensgierLzen des § 13 
Absatz 1 des 5 . VennBG aufzuheben und statt dessen mm 
nachträglich die Aibeitnehmer-Sparzulage festzusetzen ist, 
wenn sich aus der geänderten Einkonmiens teuer festsetzung 
erstmals ergibt, dass die Ehikommensgienzen nicht über- 
schiitten sind. Diese Regehmg ist an § 35b Absatz 1 Satz 1 
des Gewerbesteuergesetzes (GewStG) angelehnt. Der Ein- 
kommensteuerbescheid whd dadurch nicht zum Gmndla- 
genbescheid füi' die Festsetzmig der Aibeitnehmei-Sparzula- 
gen im Sinne des § 175 Absatz 1 Satz 1 Nunmier 1 AO, whkt 
zu Gunsten der Aibeitnehmer aber im Ergebnis ebenso. Die 
Nachhohmg der Festsetzmig der Arbeitnehmer- Sparzulage 
ist von Amts wegen (grmidsätzlich verbmiden mit der Ände- 
nmg der Einkommensteuerfestsetzimg) vorzmielnnen. Ein 
erneuter Antrag auf Festsetzmig der Arbeitneluner- Sparzu- 
lage ist daher entbehi lich. 

Damit die Nachhohmg der Festsetzmig der Arbeitneh- 
mer- Sparzulage nicht am Eintritt der Festsetzimgsveijäluung 
scheitelt, soll § 14 Absatz 5 Satz 2 des 5. VennBG den Ab- 
lauf der Festsetzungsfiist der Arbeitneluner- Sparzulage füi- 
den Zeitraum von einem Jahr ab Bekanntgabe des geänder- 
ten Einkommensteuerbescheides hemmen. Dies betrifft sol- 
che Fälle, hl denen die maßgebliche Ändeiung der Ehikom- 
mensteuei festsetzung im letzten Jalu der Festsetzungsfiist 
der Arbeitnehmer- Sparzulage oder eist nach Ablauf dieser 
Frist erfolgt. Diese an § 171 Absatz 10 Satz 1 AO angelehnte 
Regelung begründet ehie bereichsspezifische Ablaufliem- 
mmig der Festsetzimgsfiist. Die Frist von ehieni Jalu ist da- 
bei als ausreichend anzusehen, da die Folgeändeiung bei der 
Arbeitnehmer- Sparzulage von Amts wegen nht der Ände- 
nmg der Ehikommensteueifestsetzung verbmiden v/erden 
soll. 

Hatte der Aibeitnehmer bis zum Erlass des geänderten Ein- 
koiiunensteuerbescheids hi der Annahme, die Ehikomniens- 
grenzen des § 13 Absatz 1 des 5 . VermBG überschritten zu 
haben, kehie Arbeitneluner- Sparzulage beantragt oder 
mirde über einen solchen Antrag bis zum Erlass des geän- 
derten Einkoiiunensteuerbescheids noch nicht entschieden, 
soll die Ablaufliemmmig nach § 14 Absatz 5 Satz 2 des 
5. VennBG nach Satz 3 der Vorschrift entsprechend gelten. 
Dies hat ziu Folge, dass bis zum Ablauf der entsprechend 
verlängerten Festsetzungsfirist nachträglich die Arbeitneh- 
mer- Sparzulage beantragt mid festgesetzt werden kann. 

Stand schon vor Ergehen des geänderten Einkonunensteuer- 
bescheids fest, dass die Einkommens gienzen nicht über- 
schiitten wiuden, verlängert sich die Festsetzungsfirist nicht; 
in diesen Fällen kann nur iiuierhalb der regulären Festset- 
zimgsfirist von vier Jahi eii ein Antrag auf Festsetzung der Ar- 
beitnehmer- Sparzulage gestellt werden. 

§ 14 Absatz 6 

Mit einer Verlängenmg der Festsetzungsfirist mn bis zu ei- 
nem Jahr nach Bekanntgabe der Mitteilung über die Ände- 
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nuig des Prämieiianspmchs wird eiTeicht, dass der Arbeit- 
nehiiier bei fehlerhafter Beantragiing einer Wohniingsbau- 
prämie für- veimögenswiiksaiiie Leistlingen - wie schon bis- 
her - ein Jaln nach Bekaimtgabe der Mitteilung über die 
Ändening des Präinienanspmchs Zeit hat, die Arbeitneh- 
mer- Sparzulage erstmalig zu beantragen. 

Zu Nummer 6 
Zu Buchstabe a 
Überscluift § 15 

Die Überscluift wird redaktionell angepasst. 

Zu Buchstabe b 
Zu Doppelbuchstabe aa 
Zu Dreifachbuchstabe aaa 

§ 1 5 Absatz 1 Satz 1 Satzteil vor Nununer 1 

Die elektronische Veimögensbildungsbescheinigung ersetzt 
die Anlage VL in Papier fonn. Sie ist spätestens bis zum 
28. Februar des der Anlage der vemiögenswirksamen Leis- 
tungen folgenden Kalenderjahres zu übermitteln. 

Ehre Übennittlung bis zum 28. Febniar trägt den Interessen 
der Anbieter, Untenielunen, Institute etc. (Vbrbereitungsar- 
beiten fiir die Datenübermittlung nach Ablauf des Kalender- 
jalues der Anlage der- vermögenswirksamen Leistungen) und 
den Interessen der Arbeitneluner (Abgabe und Bearbeitung 
der Einkonmiensteuererkläning beim bzw. durch das Wohn- 
sitzfmanzamt) Rechnung. Eine Übermittlung bis zum 
28. Febniar läuür u. a. auch konform mit der Übennittlung 
der elektronischen Lolmsteuerbescheinigung (§ 41b Absatz 1 
Satz 2 EStG) und der Daten zu den Kranken- und Pflegever- 
sicheningsbeiträgen (§10 Absatz 2a EStG) sowie den Al- 
tersvorsorgebeiträgen (§ 10a Absatz 5 EStG). 

Die elektronische Vermögensbildungsbescheinigung ist auf 
elektronischem Weg nach Maßgabe der Steuerdaten-Über- 
mitthingsverordnung an die Finanz\-ei'waltung zu überaiit- 
tehi. Diese Daten sind dann nach einem entsprechenden An- 
trag des Arbeitnehmers Grundlage fiir die Festsetzung und 
Auszahlung der Arbeitnehmer- Sparzulage. 

Voraussetzung für die Gewährung der Arbeitneluner- Spar- 
zulage ist, dass der Arbeitnehmer gegenüber dem Mittei- 
lurigsp tüchtigen in die Datenübennittlung eingewilligt und 
dun seine Identifikationsnummer (§ 139b AO) niitgeteilt hat . 
Der Arbeitnehmer soll selbst bestinuiien können, ob die ihn 
betreffenden Daten an die FirianzverA^altung überaiittelt 
werden. Dem Recht auf infonnelle Selbstbestimmung des 
Arbeitnehmers wird dadurch Rechnung getragen. 

Werden die erforderlichen Daten tiotz der vorliegenden Ein- 
willigung nicht übennittelt, katm der Aibeitnehmer den 
Nachweis vennögenswirksam angelegter Leistungen in an- 
derer Weise erbringen. Dies ist geboten, wenn die Daten- 
übeimittlung vom Mitteilungspflichtigen z. B, aus techni- 
schen Gründen in elektronischer Foim ausgeblieben ist oder 
die elektionische Übemüttlimg eine unbillige Härte darstel- 
len ^lirde. Letzteres ist insbesondere bei kleinen Arbeitge- 
bem, bei denen die vemiögenswitksamen Leistungen im Un- 
ternehmen angelegt werden, der Fall. Füi’ eine geringe An- 
zahl von Arbeitnelunem muss kein System der Übennittlung 
der elektronischen Vermögensbildungsbescheinigung einge- 


richtet werden. Erfolgt trotz einer giundsätzüchen Einwilh- 
giing keine Datenübennittlung, weil der Aibeitnehmer seine 
Identifikationsnummer nicht mitgeteilt hat, ist ein Nachweis 
vennögenswirksam angelegter Leistungen in anderer Weise 
nicht möglich. 

Zu DreifRchbuclistabe bbb 
§ 1 5 Absatz 1 Satz 1 Nununer 1 — neu — 

Nach Nununer 1 hat der Mitteilungspflichtige den Namen, 
den Vornamen, das Geburtsdatum, die Anschrifr und die 
Identifikationsnummer (§ 139b AO) des Arbeitnehmers zu 
übennittehi. Diese Daten enthält bereits die bisherige Anlage 
VL. Durch die elektronische Übermittlung erweitert sich der 
Umfang der der Finanz\ erwaltung niitgeteilten Daten nicht. 

Zu DreifRchbucbstabe ccc 

§ 1 5 Absatz 1 Satz 1 Nununer 2 bis 4 - neu - 

Es handelt sich um eine redaktionelle Eolgeändenuig aus der 
Einfiigung der neuen Nununer 1 vor der bisherigen Num- 
mer 1 . 

Zu Doppelbuchstabe bb 

§ 1 5 Absatz 1 Satz 2 bis 8 - neu — 

Die Sätze 2 bis 6 enthalten die zeitlichen Vorgaben zur Ein- 
wilhgiuig in die Datenübermittlung, die Regelung zu den 
Fällen, in denen vom Vorliegen einer Einwilligung ausge- 
gangen werden kann, sowie die Regelungen zur Fortgeltung 
und zum Widenuf dieser Einwilligung. Die Regelungen leh- 
nen sich an die bereits bestehenden Regelungen in § 10 Ab- 
satz 2a hl Verbindung mit § 52 Absatz 24 Satz 2 EStG sowie 
§ 10a Absatz 2a EStG an. 

Satz 3 bestimmt, dass der Arbeitneluner dem Mitteilungs- 
Pflichtigen die Identifikationsnimimer mitzuteilen hat, da 
dem Anbieter, Unternehmen, Institut etc. die Identifikations- 
nununer regeünäßig nicht bekamit ist. Die Übermittlung der 
Identifikationsnummei' mit der elektronischen Veimögens- 
bildungsbescheinigimg ist erforderlich, damit iiuierhalb der 
Finanzv^erw^altimg die eingehenden Daten entsprechend zu- 
geordnet werden köiuien und somit die Festsetzung der Ar- 
beitnehmer- Sparzulage vom zuständigen Sachbearbeiter 
vorgenonunen w^erden kann. 

Satz 4 regelt, dass die erforderliche Einwilligung des Arbeit- 
nehmers ziu' Datenübeinüttlung als erteilt gilt, w^eiui derMit- 
teihmgspflichtige den Arbeitneluner scluiftlich daiüber in- 
fomüert, dass vom Vorliegen ehier Einwilügung ausgegan- 
gen wild, wenn der Aibeitnehmer dem nach Erhalt dieser 
scluiftlichen hifonnation nicht iiuierhalb einer Frist von vier 
Wochen widerspricht. Dieses Verfahren vermeidet unnöti- 
gen bür okiati sehen AuRvand. Dem Recht auf infonnelle 
Selbstbesthnniung des Arbeitneluner s whd gleichw^olil 
Rechnung getragen. 

Satz 7 bestimmt, dass der Arbeitnehmer über den Inhalt der 
Datenübeinüttlung zu unterrichten ist. Dem Infoimationsbe- 
düi’fius des Arbeitnehmers wird dadurch Rechnung getra- 
gen. Die Untemchtung kann z. B. in einem oluieliin erstell- 
ten Jahi eskontoauszug, einer entsprechenden Jahresbeschei- 
nigung etc. geschehen. 

Satz 8 bestinunt, bis zu w'^elchem Zeitpunkt dei- Mitteilungs- 
pflichtige die Daten an die Finanz^^eiwaltiuig zu übennittehi 
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hat, wenn die Einwilligung nach Ablauf des Kalenderjahres 
der Anlage der vemiögens wirksamen Leistungen, jedoch in- 
nerhalb der Zweijahresfrist nach Satz 2 abgegeben wild. 

Zu Nummer 7 
§ 1 7 Ab Satz 1 3 - neu — 

§ 1 7 Absatz 13 - neu— des 5. VeraiBG regelt, dass § 3 Absatz 
1 Satz 1 Nunmier 1, § 4 Absatz 4 Niuinner 1 , 2 und 4 sowie 
§ 8 Absatz 5 Satz 1 des 5 . VemiBG in der diuch dieses Ge- 
setz geändeiten Fassung erstmals anzuwenden sind fiir ver- 
mögenswirksame Leistimgen die nach dem 31. Dezember 
2012 angelegt werden beziehungsweise fiir Verfiigungen, 
die nach diesem Zeitpimkt getioffen werden. Die Regelung 
stellt nicht auf den Zeitpunkt des Vertragsabschlusses ab, 
weil auch Alt\^erträge im Sinne des Anlegerinteresses von 
den Ändenmgen profitieren sollen. 

§ 1 7 Absatz 14 - neu - 

Derzeit ist noch offen, wann die praktischen Vorbei eitungen 
fiu’ die Überaiittlung der elektronischen Veimögensbil- 
dimgsbescheinigung abgeschlossen sein werden. Deshalb 
wird in Satz 1 geregelt, dass der Zeitpunkt der erstmaligen 
Anwendung der geändeiten Vorschriften im Zusammenhang 
mit der elektronischen Veimögensbildimgsbescheinigung 
diu’cli ein im Bundes steuerblatt zu veiöffentüchendes 
Schreiben mitzuteilen ist. Der Zeitpunkt wird so zu wählen 
sein, dass dem Arbeitnehmer ausi eichend Zeit verbleibt, der 
Datenübemiittlung nach § 1 5 Absatz 1 Satz 1 des 5. VeraiBG 
zuzustimmen. Bis zimi Zeitpunkt der erstmahgen Daten- 
übeimittlung gelten über Satz 2 die derzeit bestehenden Re- 
gelungen fort, d. h. die Anlage VL ist von den Anbietern, 
Untemelimen, histitiiten etc. in Papierforai zu erteilen. 

Zu ArtUtel 19 (Ändenmg der Verordnung zur 
Diu'chfiüuiing des Fünften 
Vemiögensbildnngsgesetzes) 

Zu Nummer 1 

Bei § 2 Absatz 2 Satz 1 handelt es sich um eine redaktionelle 
Anpassimg wegen der Aufliebung von § 5 Absatz 1 des 
5. VennBG und des Nachrückens der folgenden Absätze . 

Zu Nummer 2 
Zu Buchstabe a 

Die Überscliiift zu § 5 wird redaktionell angepasst. 

Zu Buchstabe b 

§ 5 Absatz 1 der Verordnimg zur Dmchftihnmg des Fünften 
Veimögensbildimgsgesetzes (VeimBDV 1994) und damit 
die Vorgaben füi' die Anlage VL (in Papierfoim) werden auf- 
gehoben. Die Aufliebimg steht im Zusammenhang mit der 
Einfülmmg der elektronischen Vermögensbildimgsbeschei- 
nigung (§§13 imd 14 Absatz 4 sowie § 15 des 5. VeraiBG in 
der Fassung dieses Änderungsgesetzes). 

Zu Buchstabe c 

Bei § 5 Absatz 1 bis 4 - neu - handelt es sich um redaktio- 
nelle Ändenmgen (Naclulicken der Absätze). 


Zu Buchstabe d 

§ 5 Absatz 1 Satz 1 - neu - 

Es handelt sich um eine redaktionelle Folgeänderung. 

Zu Buchstabe e 

§ 5 Absatz 2 - neu - 

Es handelt sich um eine redaktionelle Folgeändenmg. 

Zu Buchstabe f 

§ 5 Absatz 3 Satz 1 — neu — 

Es handelt sich um eine redaktionelle Folgeändenmg. 

Zu Buchstabe g 

§ 5 Absatz 4 - neu - 

Es handelt sich um eine redaktionelle Folgeändenmg. 

Zu Nummer 3 
§ 7 Absatz 1 Nimtmer 3 

Es handelt sich um eine redaktionelle Folgeändenmg. 

Zu Nummer 4 

Derzeit ist noch offen, wann die praktischen Vorbei eitungen 
fiu- die Übennittlung der elektronischen Vemiögensbil- 
dimgsbescheinigung abgeschlossen sein weiden; siehe §§13 
imd 14 Absatz 4, §§ 15 imd 17 Absatz 14 des 5. VeraiBG in 
der Fassung dieses Ändeiungsgesetzes imd die entspre- 
chende Gesetz esbegiündung. Deshalb wird in § 1 1 Absatz 1 
Satz 2 — neu - VeraiBDV 1994 geregelt, dass der Zeitpunkt 
der erstmahgen Anwendung der Folgeändenmgen in der 
Verordnimg zur Durchfülming des Fünften Vermögensbil- 
dimgsgesetzes diuch ein im Bimdes steuerblatt zu veröffent- 
lichendes Schreiben mitzuteilen ist. Bis zum Zeitpuiikt der 
erstmaligen Datenübennittlung nach § 15 Absatz 1 des 
5. VennBG gelten über § 11 Absatz 1 Satz 3 — neu - 
VeraiBDV 1994 die derzeit bestehenden Regelungen zur 
Anlage VL m Papierforai fort. 

Zu Artikel 20 (ÄJidenmg des Beweitungsgesetzes) 

Zu Nummer 1 

Mit der Anftigimg des § 48a Satzes 3 wird klargestellt, wel- 
che Fälle der Gesetzgeber im Rahmen des Gesetzes zur Än- 
denmg bew^eitimgsiechtlicher Vorschriften vom 27. Juli 
1971 (BGBl. I S. 1157) mit der speziellen Regelimg des 
§ 48a BewG erfassen w^oUte. Mit der Regelung wird auf das 
Urteil des BFH vom 6. Oktober 2010 (Aktenzeichen II R 73/ 
09) reagiert und die langjährige Veiwaltungspraxis rechtlich 
abgesichert. 

Zu Nummer 2 

Die Anwendungsregelung des § 205 Absatz 4 - neu - trägt 
dem Stichtagsprinzip des Bewertungsgesetzes Rechnung. 
Der Zeitpunkt der materiell-rechtlichen Ändeirmg wild auf 
den 1. Januar 2013 bestinunt. 
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Zu Artikel 21 (Änderung des EU-Beitreibungs- 
gesetzes) 

§ 1 Absatz 3 Nmiuner 1 

§ 1 Absatz 2 Nummer 4 EU-Ämtshüfegesetz 
schließt aus dem Äuweudimgsbe- 
reieh uiebt nur die Plliehtbeiträge 
zur Soziaiversicherung aus, son- 
dern sämtliche Abgaben für den 
Bereich der sozialen Sicheruug im 
weitereu Sinne. Da iu § 1 Absatz 3 
Nummer 1 des EU-Beitreibungsge- 
setzes bisher uur die Pllichtbeiträge 
zur Soziaiversicherung ausge- 
schlossen siud, soll durch die nun- 
mehr vorgeuommene Fassung die 
Rechtslage vereinheitlicht werden. 
Durch die korrespoudiereude Än- 
derung ist sichergestellt, dass der 
Bereich der sozialen Sicheruug im 
weiteren Sinne auch aus dem Gel- 
tungsbereich dieses Gesetzes ausge- 
schlossen wü'd. 

Zu Artikel 22 (Äiideiimg der Zivilprozessordnung) 

§759 

Die Änderung des § 759 ZPO entspricht der vorgesehenen 
sprachlichen Anpassung des § SS5 Absatz 2 ZPO an den 
Wortlaut des § 178 Absatz 1 ZPO. Der Kieis deijenigen Per- 
sonen, die bei Vollstreckungshandlungen des Gerichtsvoll- 
ziehers in der Wohniuig des Schuldners als Zeugen herange- 
zogen werden können, soll im Übrigen auf einen anwesen- 
den eiwachsenen ständigen Mitbewohner eiweiteit werden. 
Bereits fiir die Ersatzzustelhuig (§178 Absatz 1 Niuiuner 1 
ZPO) hat der Gesetzgeber bei der Refonn des Zustellungs- 
rechts anerkannt, dass das Merkmal des genieinsamen Zu- 
sainnienwohnens ein besonderes Vertrauensverhältnis doku- 
mentiert (vgl. Bundestagsdnicksache 14/45 54 ^ S. 20). Dieses 
Vertrauensverhältnis rechtfertigt in vergleichbarer' Weise wie 
bei der Familienzugehörigkeit die Hinzuziehung als Zeuge. 

Zu Artikel 23 (Äridenmg der Finanz gerichtsordnung) 

§ 76 Absatz 1 Satz 4 imd § 85 Satz 2 

Es handelt sich um redaktionelle Folgeänderungen auf 
Gnmd der Er setzung von § 97 Absatz 2 AO (vgl. Artikel 1 1 
Nummer 10 Buchstabe b und c). 

Zu Artikel 24 (Andenmg der Funktionsverlage- 
rungsverordniuig) 

Bei § 1 Absatz 4 und § 3 Absatz 2 Satz 3 handelt es sich um 
eine redaktionelle Anpassung an die Änderungen, die mit 
dem vorliegenden Ändernngsgesetz im Außensteuer ge setz 
(AStG) vorgenonmienen werden. Da in § 1 Absatz 1 AStG 
ein neuer- Satz 2 eingefiigt wird, wird die Zitier-ung entspre- 
chend angepasst. 


Zu Artikel 25 (Andenmg des Zerlegimgsgesetzes) 

§ 1 Absatz 3a 

Mit der Ergänzung des § 1 Absatz 3 a Zer IG wird klargestellt, 
dass die Kapitaleilragsteuer auf Ausschüttungen von Wert- 
papieren im Sinne des § 43 Absatz 1 Satz 1 Nimtmer 2 Satz 4 
EStG von dem Land, in dem das Betrieb sstättenfirianzamt 
der auszahlenden Stelle hegt, an das Land abzufirhren ist, in 
welchem sich der Ort der Leitung des ausschüttenden 
Schuldners befmdet. 

Zu Artikel 26 (Äudenmg des Grunderwerbsteuer- 
gesetzes) 

Zu Nummer 1 
Zu Buchstabe a 

§ 1 Absatz 3a - neu - 

hl der Gnmderw’^erbsteuer fiihreri Gestaltiuigen bei großen 
hnmobilientransaktionen nach vorsichtiger Schätzung zu 
jährlichen Steuerausfällen von mehreren 100 Mio. Euro. Das 
Aufkommen aus der Grunderw^erbsteuer' muss damit immer 
stärker- von den „kleinen“ Leuten getragen werden (z. B. 
beim Erwerb eines Eigenheims) . Denn fiir Eigenlieimen^^er- 
ber lohnen sich die komplexen Gestaltungsmodelle von gro- 
ßen himiobilieninvestoren aufgrund der Beratimgs- und 
Stniktiukosten in der Re gel nicht. Zudem hab en viele Länder 
in den letzten Jahren die Sätze bei der Gnmderwerbsteuer 
von 3,5 Prozent auf 4,5 Prozent oder 5 Prozent erhöht. Dies 
erhöht die Anreize für- Gestaltimgeri imd damit die Steuer- 
ausfälle zusätzlich. 

Mit der Neur egelimg sollen hisbesondere Erwerbsvorgänge 
mit sog. Real E state Transfer Tax-B locker- Strnkturen 
(RETT-Blocker) der Besteuenmg unterworfen werden. 
Ohne die Beteihgimg eines RETT-Blockers würde ein der 
Gnmdeiw^erbsteuer' imterliegender Tatbestand verwmklicht. 
RETT-Blocker zielen darauf ab, bei einem Rechtsträger- 
wechsel die gnmderw^erb steuerrechtliche Zuordnimg eines 
inländischen Gnmdstücks durch Zwischenschaltung einer 
Gesellschaft, an der ein Fremder wirtschaftlich nicht oder 
nur geringfiigig beteiligt ist, zu verliindem. Entsprechend 
der Systematik des Grunderw^erb Steuerrechts wird dem 
Rechtsträger aufgrund der Neur egelung das Gr-undstück fik- 
tiv auch dann zugereclmet, werm dessen wirtschaftliche Be- 
teiligimg an der Gesellschaft mit einem inländischen Grund- 
stück mindestens 95 vom Himdert beträgt. Auf die Berück- 
sichtigung von subjektiven Beweggründen wurde - wde 
auch bei den weiteren Tatbeständen des Grunderw^erbsteuer- 
rechts — verzichtet. Der Anwendungsbereich der Absätze 2a 
imd 3 des § 1 des Grunderw^erbsteuergesetzes (GrEStG) 
bleibt imberührt. 

Mit der- Einfiihnmg der wirtschaftlichen Beteiligung stellt 
die neue Regelung auf die immittelbare oder/imd mittelbar e 
Beteiligung am Kapital oder am Vennögen einer' Gesell- 
schaft ab. Damit gilt nicht die sachenrechtliche Betrach- 
tungsweise. Vielmehr sind alle Beteiügimgeri am Kapital 
oder am Vermögen einer Gesellschaft rechtsfor-nmeutral an- 
teilig zu berücksichtigen. Bei mittelbarer Beteihgimg ist die 
Beteiligung am Kapital oder am Vennögen aufgnmd der vor- 
gesehenen Multiplikation „ditrclizmechnen“. Die unmittel- 
baren imd mittelbaren Beteiügurigeri eines Rechtsträgers an 
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der Gesellschaft niit mläiidischem Gnmdstück werden fiii- 
die Emiittluiig der maßgeblichen whtschaMicheii Beteili- 
gung ziisainnieiigerechnet. Hat dinch einen Rechtsvorgang 
im Shme des Absatzes 3 ehi Rechtsträger insgesamt eine 
wirtschaftliche Beteiligung von mindestens 95 vom Hundert 
erstmals inne, greift die neue Regelung ein, soweit diu ch den 
Rechts Vorgang ehie Besteiieinng nach Absatz 2 a oder Ab- 
satz 3 nicht hl Betracht kommt. 

Zu Buchstabe b 

§ 1 Absatz 6 Satz 1 

Es handelt sich um eine Folgeändeiimg zur Einftihning des 
neuen Steuertatbestandes § 1 Absatz 3a GrEStG. 

Zu Nummer 2 
Zu Buchstabe a 

§ 4 Nummern 4 bis 8 

hl der Bundesrepublik Deutschland ist die demo graphische 
Entwicklung von einer foitschreitenden Alteiiing imd ehiem 
Rückgang der Bevölkerung geprägt. Diese Entwicklung ist 
besonders in den neuen Ländern ausgeprägt, aber auch die al- 
ten Länder sind langfristig gesehen von Uu’ betroffen, da sich 
du Geburtendefizit inmier weniger durch NettowandeiTings- 
gewhuie ausgleichen lässt. Ein wichtiges histnmient, um bei 
ziulickgehender Bevölkenmg und rückläufigen Einnahmen 
leistimgsfähige Veiwaltungseinheiten zu erhalten, sind Zu- 
sammenschlüsse von konimimalen Gebietskörperschaften 
luid die Aufhebung der Kreisfreiheit von Gemeinden. 

Bei Zusammensclilüssen von Kommunen und bei Einkiei- 
sungen gehen t 5 TDischerweise konununale Grundstücke oder 
konununale Gesellschaftsanteile an Unternehmen, die ihr er- 
seits über Giiindeigentum verfugen, auf eine andere oder 
eine neu gebildete Kommune über. In zahheichen diesei- 
Fallkonstellationen kommt es dabei zu einem nach § 1 Ab- 
satz 1 Nuiiuner 1 luid 3 Gninderwerbst euer ge setz (GiEStG) 
bzw^ nach § 1 Absatz 3 GrEStG steuerbaren Vorgang. 

§ 4 Nummer 1 GrEStG hatte urspiünglich den Erw^erb eines 
Gmndstücks duich eine Körperschaft des öffentlichen 
Rechts aus Anlass des Übergangs von Aufgaben oder von 
Grenzändeningen von der Besteuening ausgenonmien. 
Duich Artikel 15 Nummer 2 Steuerentlastungsgesetz 1999/ 
2000/2002 vom 24. Mäiz 1999 (BGBl. I S. 402) mTrde diese 
Freistellung einerseits auf juristische Personen des öffent- 
lichen Rechts emciteit, andererseits aber davon abhängig 
gemacht, dass das Gnmdstück , glicht überwiegend einem 
Betrieb gewerblicher Art dient''. Bei konmnmalen Zusam- 
menschlüssen imd Gmndstücksübertragimgen infolge von 
Einkreisungen fällt daher seither inmier dann Gnmderw erb- 
steuer an, wenn von dem Rechtsträgerwcchsel Gmndstücke 
betroffen sind, die dem gewerblich genutzten kommunalen 
Veimögen zugeordnet sind. Außerdem kann bei einem kom- 
munalen Zusanmienschluss oder einer Einkieisung der 
Übergang bzw. die Vereinigung von Anteilen, die die betei- 
ligten Konununen an Unternehmen in Privatrechtsform ha- 
ben, gern. § 1 Absatz 3 GrEStG einen grundeiwerb steuer- 
pflichtigen Vorgang darstellen, wenn diese Unternehmen 
über Grundeigentum verftigen. Auch diese Fallkonstellation 
ist von der Befreiung in § 4 Niunmei- 1 GrEStG nicht erfasst, 
hisbesondere bei Konmiunen mit Wohnimgsimtemehmen 


kann die bei der neuen oder aufnehmenden Konmiune anfal- 
lende Grunderwerbsteuer daher- die mittel- bis laiigfiristig zu 
erzielenden Einsparungen übersteigen. Diese steuenechth- 
chen Rahmenbedingimgen stellen demzufolge ehi spürbares 
Henminis für- notwendige imd an und ftir sich wirtschaftlich 
sinnvolle Gemeindezusanunensclüüsse sowie Ehikieisuii- 
gen dar-. 

Es wnd eine weitere Ausnahme von der Besteuenmg in § 4 
als Nummer 4 eingeftigt. Die Regehmg gilt nur für- Zusam- 
menschlüsse von konmiunalen Gebietsköiperschaften und 
bei Einkreisungen. Bei Zusanmienschlüssen konununaler 
Gebietsköiperschaften handelt es sich zum ehieii um den 
Fall der Eingliedenmg einer konununalen Gebietskörper- 
schaft. Die aufiielunende kommunale Gebietskörperschaft 
tritt in diesem Fall die Gesamtiechtsnachfolge der als 
Rechtsträger untergehenden beitietenden kommunalen Ge- 
bietsköiperschaft an. Zum anderen handelt es sich um den 
Fall der Veremigimg kommunaler Gebietskörperschaften, 
bei dem die neu gebildete konununale Gebietskörperschaft 
Gesamtrechtsnachfolger der an der Verehiigimg teilnehmen- 
den konununalen Gebietskörperschaften wmd. Durch die 
Regelung wird zum einen eine Ausnahme von der Besteue- 
lung hinsichtlich derjenigen Gnmdenverbsteueitatbe stände 
eingeftilul, die bei Zusanmienschlüssen kommunaler Ge- 
bietsköiperschaften „uiunittelbar" aufgnmd der Gesamt- 
rechtsnachfolge, die duich den Zusanmienschluss ausgelöst 
w^hd, eintreten. Zum anderen w^erden die steuerbaren Rechts- 
geschäfte, die aus Anlass der Aufliebimg dei- Kieisfreiheit 
vorgenommen werden, von der Grundeiweib Steuer befi eit. 

Die neue Regelung ist daher einerseits enger als die beste- 
hende Ausnahme von dei- Besteueiung in § 4 Nummei- 1. 
Diese gilt nämlich ftir den Enverb ehies Gnmdstücks duich 
eine juristische Person des öffentlichen Rechts imd erfasst 
die Fallkonstellation, dass das Grundstück aus Anlass von 
Grenzändeiungen oder der Übeitragung von öffentlich- 
rechtlichen Aufgaben von einer juristischen Person auf die 
andere übergeht bzw. rechtsgeschäftüch übertragen wild. 
Andererseits ist die neue Regelung w^eiter gehend, w^eil sie 
auch für die von der Freistellung in § 4 Nummer 1 ausge- 
schlossen Gnmdstücke kommunaler Gebietskörperschaften, 
die einem Betrieb gew’^erblicher Art dienen, gilt. Sie erfasst 
darüber hinaus auch Fälle der Besteueiung des Grundeigen- 
tums von kommimalen Gesellschaften, die bei einem kom- 
mimalen Zusaimnenscliluss durch die Rechtsnachfolge in 
die Gesellschaftsanteile sowie im Falle der Aufliebimg der 
Kreis fr eüieit diuch die Übertragung der Gesellschaftsanteile 
nach § 1 Absatz 3 aus gelöst w^erden. Bei der vorgeschlage- 
nen Regehmg handelt es sich um eine Befieiungsvorschrift, 
die die gnmdsätzliche Steuerbarkeit nach dem Gnmderw^erb- 
st euer ge setz nicht berührt. Demzufolge ist kerne flankie- 
rende Maßnahme auf dem Gebiet des Umsatzsteuenechts 
erfordeilich. Die Befreiimg soll zudem nicht nur für- gesetz- 
liche Zusammenschlüsse gelten, sondern auch ftir solche, die 
durch Vertrag vollzogen w^erden. 

Zu Buchstabe b 

Die Regelungen in den Nunmiem 5 bis 8 sind durch Zeitab- 
lauf gegenstandslos geworden. 

Sie w^erden deshalb aus Gründen der- Rechtsbereinigung auf- 
gehoben. 
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Zu Buchstfibe c 

Es handelt sich um eine Folgeäiideiung duich die Regelung 
in Buclishibe b. 

Zu den Nummern 3 und 4 

§ 6a Satz 1 und § 8 Absatz 2 Satz 1 Niminier 3 

Es handelt sich um Eolgeändeningen zur Einführung des 
neuen Steuertatbestandes § 1 Absatz 3a GrEStG. 

Zu Nummer 5 
§ 13 Nummer 7 - neu — 

Es handelt sich um eine Folgeändeinng zur Einfiihnmg des 
neuen Steuertatbestandes § 1 Absatz 3a GrEStG. Steuer- 
schuldner bei der Vem^irkMchimg des Besteuenmgstatbe- 
standes ist der Rechtstiägen der die wirtschaftliche Beteili- 
gimg erwiibt. 

Zu den Nummern 6 und 7 

§16 Absatz 5 und § 17 Absatz 3 Satz 1 Nimuner 2 

Es handelt sich um Folgeändenuigen zur Einfühnmg des 
neuen Steuertatbestandes § 1 Absatz 3a GiEStG. 

Zu Nummer 8 
Zu Buchstabe a 

§ 19 Absatz 1 Satz 1 Nunmier 7a -neu - 

Es handelt sich um eine Folgeändemng zur Einfiihnmg des 
neuen Steuertatbestandes § 1 Absatz 3a GrEStG imd regelt 
die Anzeigepflicht des Steuerschuldneis fiir den Erw^erbs- 
vorgang. 

Zu Buchstabe b 

§19 Absatz 2 Nimuner 5 

Es handelt sich um eine Folgeändernng diuch die Regelung 
in Nimuner 2 Buchstabe c. 

Zu Nummer 9 

§ 20 Absatz 2 Nimuner 3 — neu — 

Es handelt sich um eine Folgeändemng zur Einfiihnmg des 
neuen Steuertatbestandes § 1 Absatz 3a GrEStG. 

Zu Nummer 10 
Zu Buchstabe a 

§ 23 Absatz 9 

Dui’ch das Jaluessteuergesetz 2010 vom 8. Dezember 2010 
(BGBl I S. 1768) wwden die eingetragenen Lebenspailner 
den Ehegatten liinsichtlich sämtücher fiir sie geltenden 
giundeiwerbsteuenechtlichen Befreiungen fiu- Erwerbsvor- 
gänge, die nach dem 13. Dezember 2010 veiwiiklicht wm- 
den, gleichgestellt. Unter Beriicksichtigimg des Beschlusses 
des Bundesverfassungsgerichts vom 18. Juli 2012-1 BvL 
16/11 - wird die Gleichstellimg lückwiikend auch fiii- alle 
noch nicht bestandskräfrigen Altfälle ab Inkrafttreten des 
Lebenspaitner Schaftsgesetzes am 1. August 2001 erstreckt. 


Zu Buchstabe b 

§ 23 Absatz 1 1 - neu - 

§ 23 Absatz 1 1 - neu - stellt sicher, dass die Neuregelungen 
zu Nummer 1, Nimunem 3 bis 1, Nimuner 8 Buchstabe a und 
Nunmier 9 (§ 1 Absatz 3 a und Absatz 6 Satz f § 6a Satz 1, 
§ 8 Absatz 2 Satz 1 Nimuner 3, § 13 Nummer 7 neu , § 16 
Absatz 5, § 17 Absatz 3 Satz 1 Nunmier 2, § 19 Absatz 1 
Nunmier 7a neu , § 20 Absatz 2 Nunmier 3 — neu -) erstmals 
auf Erwerbsvorgänge anzuwenden sind, die nach dem 
3 1 . Dezember 2012 verwmkhcht werden. 

Zu Aitiltel 27 (Äudenmg der Erbschaft- imd 
Schenkungsteuer) 

Der Bimdesfinanzliof hält die Vergünstigungen fin Betiiebs- 
vennögen nach §§ 13a/b Erb StG fiir verfassungswidi ig und 
hat das Erbschaftsteuergesetz deshalb mit Beschluss vom 
27. September 2012-11 R9/11 erneut dem Bimdesverfas- 
simgsgericht zur Überprüftmg vorgelegt. Die Kritik zielt ins- 
besondere auf Möglichkeiten, Finanzanlagen aus dem erb- 
schaftsteuerhch nicht begünstigten Privatv^ermögen duich 
Einlage in sog. Cash-Gesellschaften der eibschaftsteuer- 
lichen Vergünstigung zuzufiihren, sowie auf Gestaltungen 
zur Umgehung der sog. Lohnsimmiengaiantie. 

Als erste Reaktion auf den Vorlagebesclüuss werden fol- 
gende Regelimgen getroffen: 

Zu Nummer 1 

hl § 13a Abs. 1 Satz 4 und § 13a Abs. 4 Satz 5 Erb StG wild 
klargestellt, dass bei der Lohnsummenennittlung (Absatz 4) 
sowie bei der Arbeitnehmerzahl (Absatz 1 Satz 4) die Arbeit- 
nehmer nachgeordneter Gesellschaften nach Maßgabe der 
jeweiligen Beteiligungsquote zu beilicksichtigen sind. 

Zu Nummer 2 Buchstabe a 

Die neue Nimuner 4a des § 13 b Abs. 2 Satz 2 ErbStG ergänzt 
den Katalog des fiir sich genonunen nicht begünstigten Ver- 
waltimgs Vermögens imi Geldfordenmgen imd andere Fi- 
nanzmittel, sow^eit diese nicht betriebsnotv^^endig sind. Der 
Bestand der beüiebsnotv^^endigen Finanzmittel wild typisie- 
rend mit 10% des gemeinen Werts des Unteinehmens ange- 
noiiunen (Freibetiag). Mit der Regelung sollen insbesonder e 
Gestalhmgen zur sog. Cash-Gesellschaft verliindert w^eiden. 
Um den Finanzienmgsbelangen in nicht steuergestalterisch 
angelegten Untemehmenskonstellationen Rechnung zu tra- 
gen, sind folgende Einscluänkungen getroffen w^orden: 

— Satz 2 schafft eine Bereichsaitsnalime fiir die Finanzmit- 
tel, die dem Hauptzw^eck eines Kr editinstituts oder einer 
Versichenmg dienen: 

— Satz 3 sieht eine entsprechende Bereichs ausnahnie fiii’ 
konzeminteme Finaiizienmgsgesellschaften vor, die ge- 
rade auch im Mittelstand häufig anzutreffen sind und 
z. B. dem Cash-Pooling im Untenielunens Verbund die- 
nen; 

— ausschließlich fiir die F alle der neuen Nununer 4a wird in 
dessen Satz 1 zudem eine Saldierung mit den Schulden 
des Unternehmens ermöglicht, so dass - nur- insoweit, 
nicht also bei anderen Arten von Ven^^altungsvennögen — 
Verbindlichkeiten aus Lieferungen und Leistimgen, 
Bankschulden oder z. B. auch Pensionsriickstellungen 
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zugunsten von Arbeitnelmiem gegengerechnet weiden 
köiuien; 

- soweit sich auch unter Berücksichtigung der vorstehen- 
den Regelungen noch ein Überschuss an Finanzmitteln 
ergibt, der zu Verwaltungsvermögen fiihrt, ist dieser 
Überschuss nin dann begünstigiuigsschädlich, wenn das 
Verw^altirngs vermögen insgesamt die 50- Prozent-Grenze 
des § 13b Absatz 2 Satz 1 Erb StG übersteigt. Im Ergebnis 
kami also ein Untemelunen, sogar wenn es keine Schul- 
den hat, neben 40 Prozent begünstigungs würdigem „Pro- 
duktiwennögen“ unter Berücksichtigimg der 10-Prozent- 
Grenze der Nummer 4a Satz 1 insgesamt zu w^eiteren 
60 Prozent aus Finanzmitte hi bestehen. 

Zu Nummer 2 Buchstabe b 

Bisher im Privah^ermögen gehaltene Finanzmittel i. S . d. 
§ 13b Abs. 2 Satz 2 Nr. 4a Erb StG werden gern. § 13b Abs. 2 
Satz 3 ErbStG als jimges Verw^altungsvennögen erfasst, so- 
weit sie mnerhalb der letzten zw^ei Jahre vor dem Besteue- 
rungszeitpunkt dem Betrieb durch Einlagen zugefühlt wor- 
den sind. 

Zu Nummer 2 Buchstabe c 

Mit dem JStG 2010 vom 8.12.2010 (BGBl. I S. 1768) ist 
§ 13b Abs. 2 ErbStG um einen Satz 7 ergänzt worden. Damit 
sollte sicherges teilt werden, dass junges Veiwaltungs vermö- 
gen einer nachgelagerten Beteiligungsstufe anteilig als (nor- 
males) Verw^altungsvennögen der die Beteiligung haltenden 
Kapitalgesellschaft behandelt wird. Die Regelung begegnet 
also unei-wünschten Gestaltungen, mit denen Steuerpflich- 
tige bisher versucht hatten, die negativen Folgen der steuer- 
lichen Nichtbegünstigimg von jungem Veiwaltungs vermö- 
gen zu imigehen. 

Dennoch ist mit R E 13b 19 Abs, 4 Satz 3 ErbStR 2011 eine 
Deckelung auf den Wert der Beteiligung vorgesehen. Dies 
entspricht nicht der in § 13b Abs. 2 Satz 4 ErbStG vorgese- 
henen DiGsion eines Bnittobetrags (Veiw^altimgsvemiögen) 
durch einen Nettobetrag (Weit des Betriebsveimögens). 
Dabei können sich — rein rechnerisch - Quoten ergeben, die 
1 00 Prozent übersteigen. Da es sich insow^eit imr luii eine Re- 
chengröße handelt, die inuner dann zu steueilichen Konse- 
quenzen ftihrt, wenn die Quote von 50 Prozent über schritten 
ist, ist kein Anlass erkeiuibai; liinsichtlich des jungen Ver- 
waltungsveraiögens von nachgelagerten Beteiligungs stufen 
anders zu verfahren. Die Deckelung auf den Weit dei’ Betei- 
ligung darf nicht bei der Berecluiung der Quote des Verw^al- 
timgs Vermögens erfolgen, sondern lediglich beim Ansatz dei' 
Bemessungsgrundlage. Nur so können imeiwämschte Gestal- 
tung zu Steuerumgehimgen erfolgreich vermieden w^erden. 

Zu Nummer 3 

§ 37 Absatz 8 regelt den zeitlichen Anwendungsbereich der 
Neufassungen von § 13a Abs. 1 Satz 4, Absatz 4 Satz 5 sowie 
§ 13b Absatz 2 ErbStG. Vertrauensschutz hi die Möglichkeit 
zu den nunmein gesetzüch ausgeschlossenen Steuergestal- 
timgen ist spätestens seit dem Beratungsergebnis des Ver- 
mittlungsausschusses vom 13. Dezember 2012 (Datum der 
Beschlussempfehlung des Vennittlungsausschusses) nicht 
mein gegeben. 


Zu Artikel 28 (Ändenmg der Altersvorsorge- 
Diu'chfiilirungsverordniing) 

Bei den Änderungen in der Alter s vorsorge-Durchfiihnmgs- 
verordnung (Alt\-DV) handelt es sich um Folgeändeiimgen 
zur Regelung in § 10 Absatz 4b Satz 4 ff. EStG^ w^onach der 
Finanzv^erw^altimg die Höhe der geleisteten und zurückgefor- 
derten steuerfreien Zuschüsse imd Er stattungen von Vorsor- 
geaufv^^endimgen durch die dort benannten übennittelnden 
Stellen mitzuteilen ist. Die Einzellieiteri, insbesondere der 
Umfang der Datenüberaiittlimg, wird bestinunt. Mit der Re- 
gelung in § 24 Satz 2 Alft^DV whd klargestellt, dass eine 
Meldung dann imterbleibt, wenn die übennittehide Stelle der 
Finanzverw^altung die Zahlmig steuerfreier Zuschüsse und 
erstatteter Vorsorgeaufw^endungen bereits auf Gnmd anderer 
Vorschriften elektronisch, z. B. im Rahmen des Lohnsteuer- 
verfahrens oder des B es cheinigungs Verfahrens nach § 10 
Absatz 2a EStG, rnitzuteilen hat. Dies vermeidet Doppehnel- 
dimgen. 

(Vergleiche hierzu auch die allgernehie Begründung zu Arti- 
kel 2 Nimuner 9 Buchstabe c (§ 10 Absatz 4b)). 

Zu Artikel 29 (Ändenmg des Börsengesetzes) 

Nach Rechtsprechung (Oberlandes gericht Stuttgart, Be- 
schluss vom 11. Juni 2010, Geschäftsnununer: 9 U 64/09) 
imd Literatiumeinung richten sich Amtshaftungsansprüche 
wegen Fehlverhaltens der für- die Börse Handelnden gnuid- 
sätzlich nicht gegen die Börse als teihrechtsfäliige Anstalt des 
öffentlichen Rechts (§ 2 Absatz 1 BörsG), sondern gegen 
das Land, in dem die Börse ansässig ist. Als lediglich belie- 
henes Unternehmen ist nicht der Träger der Börse, sondern 
die Körperschaft haftbar, die das Amt dem Beliehenen ari- 
veitraut hat. Dies sind regelmäßig die Länder, die die Enich- 
timg der Börse auch genehmigt haben. Die Länder haben 
aber keinen Einfluss auf etwaige PflichWerletzungen der 
Börseriorgane oder ihr er Erftillimgsgeliilfen. Im Übrigen ste- 
hen allein dem Börsenträger die mit dem Börseribetrieb ent- 
stehenden Erträge zu. Dies ist unbillig. 

Der Gesetzgeber hat das Bedürfnis einer gesetzlichen Rege- 
hmg (BVerwG, Urteil v. 26. August 2010 - 3C35/09 in 
NVwZ 2011,S. 368ff) der Haftimgsfolgen einer Beleihung 
in anderen Rechtsbereichen in der Regel auch erkannt und 
dem Reclunmg getragen (z. B. § 10 Absatz 4 Kraftfahrsach- 
verstäridigengesetz). Im Börserigesetz fehlt indes eine ent- 
sprechende Regelung. Zwar bestimmt das Börserigesetz an 
anderer Stelle, dass die Wahmehimuig der Aufgaben der 
Börseriorgane „im öffentlichen Inter esse“ erfolgt. Unabhän- 
gig von den verfassungsrechtlichen Bedenken, die gegen- 
über dieser Regelung erhoben werden, greift diese Regelung 
jedenfalls dann nicht, wenn durch eine missbräuchliche 
Amtshandlimg immittelbar’ auf das Vemiögen eines Dritten 
eingewirkt wird. Die bestehenden Regelimgen bieten datier 
keinen umfassenden, sicheren Schutz vor der hianspruch- 
iiahme des Sitzlandes der Börse durch Dritte und er fordern 
daher eine Ergänzimg des Börserigesetzes. 

Zu Artikel 30 (Ändenmg des Luftverkelii’sgesetzes) 
Zu Nummer 1 
§ 3 Ib Absatz 3 Satz 3 

Die Regelimg dient der Neutralisierung des steuerlichen Ge- 
winns im Zusammerihang mit der Üben^^achung und Siche- 
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nuig des Liifh^erkelns diuch die beauftragte Flugskhenings- 
organisatioii ini Sinne von § 3 Ib Absatz 1 des Lufcerkebrs- 
gesetzes (LuftVG). Dadmch wird sichergestellt, dass die 
Wahniebuiiing der hoheitlichen Aufgaben zur sicheren, ge- 
ordneten und flüssigen Abwicklung des Luhverkehrs {§ 27c 
LuftVG) ziu’ Steuemeutralität fiüuen kann. 

Die Regelung tr ägt den Vorgaben des europäischen Rechts 
zur Berechnimg und Erhebung von Flugsicheningsgebülu en 
nach der Verordnung (ELF) Nr. 1191/2010 der Kommission 
vom 10. Dezember 2010 (Abi. EU Nr. L 333 S. 6), der Ver- 
ordnung (EG) Nr. 1794/2006 der Koiiunission vom 6. De- 
zember 2006 (Abi. EU Nr. L 341 S. 3) sowie der Verord- 
niuig (EG) Nr. 550/2004 des Europäischen Parlaments und 
des Rates vom 10. März 2004 (Abi. EG Nr. L96 S. 10) 
Rechnung und vermeidet Bilanz effekte, die bei der Anweri- 
dimg des deutschen Bdanzsteuenechts entstehen können. 
Die Berecluiung und Erhebung von Flugsicheningsgebülu en 
erfolgt auf Basis der Rechnungslegung nach IFRS, welche 
zu Unterschieden bei Ansatz luid Bewertimg von einzelnen 
Bilanzposten gegenüber’ dem deutschen Handels- rmd Steu- 
en echt ftihrt. Der außerbilariziell gewinrunindemd oder ge- 
winnerhöherid berücksichtigte Unterschiedsbetrag ftihrt zu 
einem Ausgleich zwischen den tatsächhchen Gebühr enein- 
nahriien und den kalkulierten Gebühren. 

Soweit sich die Flugsicheiurigs Organisation außerhalb des 
Gebührenabrechnungs Verfahrens nach marktwirtschafth- 
chen Grundsätzen am allgemeitien Rechtsverkehr’ beteiügt, 
gelten dagegen die allgemehieri handeis- und bilanzsteuer- 
rechtlichen Bestinunungen. 

Zu Nummer 2 
§ 73 Absatz 2 a 

Die Neuregelung des § 31b Absatz 3 LuftVG gilt nach dem 
neuen § 73 Absatz 2a LuftVG für’ alle noch offenen Fälle. 
Damit wird sichergestellt, dass auch die Gebühr enabrech- 
nimgen der bereits ab gelaufenen Ver anlagimgsz eiträume ge- 
winnneutral bleiben. 

Zu Artiltel 3 1 (Iiikrafttreteii, Außerkrafttreteü) 

Die Regelimgen zum Inkrafttreten und Außerkrafttreten von 
Rechtsvorschriften können grundsätzlich aus dem JStG 2013 
übemornmen werden. Denn der Gesetzesbeschluss des Brm- 
destages zum JStG 2013 vom 25. Oktober 2013 und der 
Einigungsvorsclilag des Vemiittlungs aus schliss vom 13. De- 
zember 2012 (Bimdestagsdrucksache 17/11 844) haben einen 
möglicherw^eise bestehenden verfassungsrechtlichen Ver- 
trauensschutz beendet. Dies gilt jedenfalls solange, als der’ 
Bundestag über sein Recht, den Vennittlungsaiisschuss ari- 
zurufen. noch nicht entschieden hat und deshalb das Gesetz- 
gebimgsverfahren zum JStG 2013 noch nicht beendet ist. Für’ 
die einzelnen Übergangsr egelungen gilt: 

Zu Absatz 1 

Der Absatz bestimmt, dass die in dem vorliegenden Ände- 
rurigsgesetz vorgesehenen Änderungen grundsätzlich am 
1 . Januar 2013 in Kraft treten. 

Damit tritt auch das neue EU-Amtshilfegesetz (Artikel 1), 
mit dem die Amtshilferichtlinie in nationales Recht umge- 
setzt wir d, einschließlich der redaktionellen Folge ändeiun- 


gen ftistgerecht am 1. Januar 2013 in Kraft (vgl. Artikel 29 
Absatz 1 Amtshilferichtlinie). 

Zu Absatz 2 

Die Änderungen der §§32 und 52 Absatz 40 EStG sowie der 
§§ 2 und 20 Absatz 9 BKGG (Artikel 2 Nunmier 13 imd 39 
Buchstabe j sowie Artikel 15) treten mit Wirkung vom 1. Ja- 
nuar 2012 in Kraft. Die Änderungen des § 43b Absatz 2 
EStG, § 52 Absatz 55a sowie 55c und 55d - aufgehoben - 
EStG, der Anlage 2 zu § 43b EStG, des § 8b Absatz 9 KStG, 
§ 34 Absatz 7 KStG sowie § 9 Nummer 7 Satz 1 GewStG 
(Artikel 2 Nununer 1,39 Buchstabe o und p und Nunmier 44 
sowie Artikel 3 Nununer 1 Buchstabe b imd Nunmier 3 
Buchstabe a Doppelbuchstabe aa und Artikel 4 Nummer 1 
Buchstabe b) treten ebenfalls mit Wirkimg vom 1. Januar 

2012 in Kraft. Die Anpassungen an die Neufas simg der Mut- 
ter-Tochter-Richtlinie treten in Übereiristirnniurig mit der in 
Artikel 8 Absatz 1 der Richtlinie enthaltenen Umsetzmigs- 
veipflichtimg zum 1. Januar 2012 in Kraft. 

Zu Absatz 3 

Der Absatz legt fest, dass die dort genannten Vorsclu-iften am 
Tag nach der Verkündimg in Kraft treten. 

Zu Absatz 4 

Die Regelung zimi Inkrafttreten der erträgst euer liehen Än- 
derungen für’ Elektro- und Hybr’idelektrofahrzeuge nach § 4 
Absatz 5 Satz 1 Nummer 6 Satz 3, § 6 Absatz 1 Nimuner 4, 
§ 8 Absatz 2 Satz 4 und § 52 Absatz 16 Satz 1 1 EStG (Arti- 
kel 2 Nimimer 4 Buchstabe a, Nimuner 5 Buchstabe a, 8 und 
39 Buchstabe e) ist erforderlich, um vor dem Hinter gnmd ei- 
ner Notifiizieiung des Gesetzentwwfs bei der Europäischen 
Kommission der Bestinunimg des Artikel 108 Absatz 3 
Satz 3 AEUV zu genügen luid entsprechende Rechtssicher- 
heit zu gewähr leisten. 

Zu Absatz 5 

Artikel 10 Nununer 6 Buchstabe a und b weicht von der 
Richtlinie 2006/ 11 2/EG ab. Absatz 5 stellt sicher, dass die 
genannte Vorschriften zu Begirui des zweiten Monats hi 
Kraft treten, der dem Tag der Schafftmg der unionsrecht- 
lichen Voraussetzimgen folgt. Dieser Tag ist vom Bimdes- 
ministerium der Finanzen im Bundesgesetzblatt Teil II be- 
kannt zu geben. 

Zu Absatz 6 

Absatz 6 stellt sicher, dass die genannte Vorschrift am 1 . Juli 

2013 in Kraft tritt. 

Zu Absatz 7 

Absatz 7 stellt sicher, dass die genannten Vorschriften am 
1 . Januar 2014 hi Kraft treten. 

Zu Absatz 8 

Mit der Übernahme der Verwaltimg der’ Kraftfahrzeugsteuer 
diu’ch die Hauptzollämter karui die Übergangsregelung für’ 
die Erprobimgszwecke und zm’ Schafftmg der Möglichkeit 
einer sukzessiven Aufgabenübemahme durch die Zollver- 
waltung nach § 12 Absatz 4 FVG (Artikel 17 Nummer’ 2 
Buchstabe b) ebenso entfallen, wie die Sonderregelung zm’ 
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Vei-waltuiig der KraMahrzeiigsteiier duich OrgaiileUie nach 
§ 1 Sa FVG. Zu diesem Zeitpunkt ergibt sich als klarstellende 

Folgeändening auch eine Streichung der Vorschrift über- die 

Mitw^ii’kimg der Hauptzollämter bei der Verw'^altimg der 

Kraft faluzeugsteuer. Artikel 17 Nummer 3 bis 5 tritt dalier 
am 1. Juli 2014 hl Kraft, 

Zu Absatz 9 

Das iiht dem Inkrafttreten des EU-Amtshilfegesetzes veral- 
tete EG-Amtshilfe-Gesetz tritt am selben Tag außer Kraftr. 


Drucksache 17/13033 


-116- 


Deutschei Bundestag - 17. Wahlperiode 


Anlage 2 


Stellungnahme der Bundesregierung 


Die Bimdesregienmg stellt fest, dass der Eiitviau f des Bundes- 
rates auch die aus Sicht der Brmdesregieniiig ZA^dngend noch 
in diesei' Legislaturpeiiode uniziisetzeiideii steuenechtlichen 
Ändeningen enthält. Diese sind bereits Teil des vom Deut- 
schen Brmdestag am 28. Febmar 2013 beschlossenen Amtsliil- 
ferichtlinie-Umsetzungs gesetze s . 

hisoweit bedaif es des hier vorliegenden Gesetzentwnifes 
nicht. Zudem hat der Brmdesrat - entsprechend den Empfeh- 
lungen seiner Ausschüsse — zu dem Amtshilferichtlinie-Um- 
setziuigsgesetz vollumfänglich den Vermittlungsaus schliss 
angenifen. Ziel des Bundesrates ist es, das Amtslhlfericht- 
linie-Umsetzungsgesetz entsprechend der Vennittlimgsemp- 
fehlung vom 12. Dezember 20 1 2 zu dem von der Bundesregie- 
rung eingebrachten Jahiessteuergesetz 2013 - mit Ausnahme 
der steueilichen Gleichstellung emgetragener Lebenspaitner — 
zu fassen. 

Damit können sämtliche Regelungen des Bimdesiatsenmairfs 
beieits hi diesem Vermittlungsverfahien thematisiert werden. 
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